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ErstesKapitel.

Mecklenburg zu Anfang des neunzehnten

Jahrhunderts.

Der Fürst, dessenLebenund WirkendieseBlätter gewidmet
sind, wurde am 28. Februar 1823 in Ludwigslustgeboren.Als
ältesterSohn des damaligenErbgroßherzogsPaul Friedrichund
dessen Gemahlin Alexandrine,zweiter TochterKönig Friedrich
Wilhelms HI. von Preußen, war er durch die hausgesetzliche
Erbfolgeberufen,dereinstden Thron einzunehmen,den zur Zeit
seiner Geburt sein Urgroßvater, GroßherzogFriedrich Franz I.
innehatte. Der Sohn und nächste Thronerbe dieses Fürsten,
Erbprinz FriedrichLudwig, war schon1819 gestorben. So ging
denn nach dem AblebenFriedrichFranz' I., 1837, die Regierung
auf dessenEnkel Paul Friedrich und bei dessenfrühem Hintritt
— am 7. März 1842 , — auf Friedrich Franz II. über. Im
Alter von 19 Jahren trat derselbedas Erbe seinerVäter an, am
15. April 1883 endeteseineirdischeLaufbahn.

Ein Lebenvon 60, eine Regierung von 41 Jahren wird
an uns vorüberziehen.In dem Zeitraum, den wir überblicken,
ragen als bedeutsameMarksteineder vaterländischenGeschichtedie
Jahreszahlen 1848, 18tt6 und 1871 hervor. Der Darstellung
eines deutschenFürstenlebens, das diese wichtigenEpochenum-

von Hirschfeld, Friedrich Franz II. 1
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spannt, wird daher ein großer politischerHintergrund nicht fehlen.

Aber nochein anderes, in der GeschichteregierenderHäusersel-

tenes Vorkommnis verdient Beachtung. Von der 52jährigen

RegierungFriedrichFranz' I. (1785—1837) war die 41jährige

seines Urenkels (1842—1883) nur durch den verhältnismäßig

kurzen Zeitraum von 5 Jahren getrennt. Die Regierungszeit

dieser beiden Fürsten umfaßt nahezu ein Jahrhundert. . Dadurch

wurden dem Lande mancheSchwankungen und politischenEx-
perimenteerspart, welcheeinen häufigen Thron- und System-

Wechselinnerhalb eines so ausgedehntenZeitraums zu begleiten

pflegen. Aber auch eine gewisseKontinuität der Anschauungen

wurde dadurchbegünstigt. Sie war um so wirksamer, als beide
Fürsten ein durchauspersönlichesRegimentführten und in ihren
Willensäußerungendurchdie Schrankeneines modernenKonstitu-
tionalismus nicht gehemmtwaren.

Als Friedrich Franz I. die Augen schloß, war sein Urenkel
schondemKindesalterentwachsenund vollkommenbefähigt, Ein-
drückeaufzunehmenund zu bewahren, welchevon der Person
und Umgebungjenes greisen, aber geistigfrischenFürsten aus-
gingen. Noch standen an der Spitze der Verwaltung und der
ständischenKörperschaftdieMänner, welchediestürmischenKriegs-
jähre durchlebtund an der Umwandlungdes deutschenStaaten-
Verbandspersönlichthätigen Anteil gehabt hatten. Noch lebten
am LudwigslusterHofe Erinnerungen und Überlieferungenfort,
diedem vorigenJahrhundert entstammten. Die traurige Episode
der napoleonischenFremdherrschaftwar in frischemGedächtnis
der Zeitgenossen.Und der junge Prinz, der unter diesenEin-
drückenaufwuchs, war ein Enkelder Königin Luise. Der Bio-
graph wird alle diese Umständein den Kreis der Beobachtung
rückenmüssen, wenn die spätereCharakterentwickelunganschaulich
und verständlichwerden soll. Er wird daher diejenigenlokalen
und zeitlichenZuständezu schildern,dem LeserdiejenigenPerfön-
lichkeitenvorzuführenhaben, welcheauf jene Entwicklungbestim-
MendenEinfluß gewannen.Als AusgangspunktdieserDarstellung
werden wir das Geburtsjahr 1823 betrachten. Aber auch ein
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Rückblickauf die demselbenvorangehendenJahre ist nichtzu ver-

meiden, da geradein diesePeriode mancheUmgestaltungenund
Neuschöpfungenfallen, deren Wert erst viel später, unter der

Regierung Friedrich Franz' II., zu Tage trat. So erweitert

sich denn das Lebensbild dieses Fürsten in den einlei-

tendenKapitelnzu einemUmrißmecklenburgischerLandesgeschichte,

der in dieserknappenForm für das Verständnis der späteren

Darstellungunentbehrlicherscheint.
Wir werdenzunächstzu untersuchenhaben, wie Mecklenburg

die schwerenKrisen überstand, welchedie napoleonischeWillkür-

Herrschaftbegleiteten,wie es sichin die neuenBundesverhältnisse

einfügte und welcherArt seinepolitischeund wirtschaftlicheLage

war zu der Zeit, als Prinz Friedrichgeborenwurde. Wir wer-

den ferner der eigenartigenund bedeutendenPersönlichkeitdes

GroßherzogsFriedrichFranz I. unsereAufmerksamkeitzuwenden

und sein Verhältnis zu den Ständen, feine Bundespolitik sowie

das Lebenam Schweriner Hofe zu schildernversuchen. Schließ-

lich wird nocheine Charakteristikder nächstenVorfahrenunseres

Helden, des ErbgroßherzogsFriedrich Ludwig und des Groß-

HerzogsPaul Friedrich, in den RahmendiesereinleitendenVor-

geschichteaufzunehmensein.
DieseAnordnungdes Stoffs gewährtdie Möglichkeit,später

den LebensgangFriedrich Franz' II. ohne hemmendeRückblicke

und abschweifendeErläuterungenzu verfolgen.

Versetzenwir uns alfo in das Jahr 1823. DiedeutscheBun-

desVerfassungbestand erst kurze Zeit. Aber schon machte sich

überall jene politischeErmattung geltend, welche teils auf das

Gefühl derEnttäuschung,teils auf denDruckzurückzuführenwar.

den die Karlsbader Beschlüsseausübten. Daß auf die patrio-

tischenWallungender FreiheitskämpfeeineZeit der Abspannung

folgen mußte, lag in der Natur der Dinge, ebenso, daß das

Interesse aller Stände sich vorzugsweiseder Wiedergewinnung

materiellenWohlstandeszuwandte. Am stärkstenzeigte sichdies

Ruhebedürfnisin Norddeutschland.Am Niederrhein, in Han-

nover, Mecklenburg,in den östlichenpreußischenProvinzen, wo
1*
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fast zehn Jahre lang die UngeheuernfranzösischenHeereszügesich

über das Land wälzten, die Kämpfehin und her wogten, hatten

unerhörte Bedrückungen,schamloseKontributionen, Kontinental-

sperre, Mißwachs und Entvölkerungvereint dahin gewirkt, den

Wohlstand zu zerstören, den letzten Tropfen auszupressen. In

der ganzen Niederung längs der Nord- und Ostsee war daher

das Verlangender Bevölkerungnach physischerRuhe, nach Orb-

nung und Rechtsschutzso erklärlich,daß schonaus diesemGrunde

die Teilnahmean solchenTagesfragen, welchedem wirtschaftlichen

Gedeihenferner lagen, vorübergehenderkaltenmußte. Man hat

diesepolitischeIndifferenz vielfachals eine bedauerlicheSchwäche,

als einennationalenCharakterfehlergerügt. Man hat das Regie-

rungssystemder 20er und 30er Jahre lediglichals den Ausdruck

selbstsüchtiger,reaktionärerBestrebungenaufgefaßt. Bis in die

Mitte unseresJahrhunderts gab es eine historischeSchule, welche

die EntWickelungdes deutschenVolkslebensnur mit dem Grad-

messerdes Konstitutionalismusbewerteteund den Fortschrittder

Kultur lediglichan den Etappen abmaß, welchedurch die Merk-

male der Verfassungskämpfein den einzelnenStaaten bezeichnet

j wurden. Aber die KritikerdieserRichtung ließenaußer acht, daß

nochganzandereFaktorenfür diestaatlicheEntWickelungbestimmend,

daß die auf individuelleFreiheit und nationaleEinheit gerichteten

Bestrebungenzu verworren, zu sehr zersplittertwaren, um einen

gleichmäßigstarkenDruckauf die Unthätigenoder Andersdenken-

den auszuüben. Die Unzufriedenheitmit den bestehendenBer-

Hältnissenwar keineswegs so allgemein, so klar ausgesprochen

oder so einheitlichgeleitet, daß die Ungeduld derer, welchedie

konstitutionellenEinrichtungenherbeisehnten,durchausgerechtfertigt

erschien.Galt es doch,sicherst in die neuen, ungewohntenVer-
Hältnisseeines bundesstaatlichenOrganismus einzuleben,Handel

und Verkehrauszugestaltenund die UngeheuernSchäden zu heilen,

welchedie Kriegszeitder Landwirtschaftgeschlagen.
Der vielgeschmähtedeutscheBund war ein Notbehelf, ein

durch die Plötzlichkeitdes napoleonischenNiedergangs und des
unerwartet günstigenUmschwungs ausgedrungenes Provisorium.
Daß es diesem Organismus an Einheitlichkeitfehlte, daß die
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Bundesversammlung,deren Vollmachtenanfangs viel ausgedehn-
ter gedachtwaren, von einem Ministerconseilzu einemGesan¬
dtenkollegiumzusammenschrumpfte,dessen Geschäftsgangdurch
ermüdendeUmständlichkeitimmer mehr erlahmte, daß bei dem
Zusammenwirkender Bundesstaatendie Übermachtder Großen
und die Eifersuchtder Kleinen sehr bald zu Differenzenführte,
— alles dies lag so sehr in der Natur der Dinge, war so sehr
in dem enormenUnterschiedder Machtverhältnissebegründet,daß
wir uns heutenichtmehr über die Unzulänglichkeitdes deutschen
Bundes als vielmehrüber seinenlangenBestandverwundern.

Wir haben nicht das Recht, unsereVäter deshalb hart zu
beurteilen,weil sie in der UngeheuernAufregungder Befreiungs-
jähre und unter der Einwirkung der widersprechendstenZeit-
strömungennichts Besseresgefunden. Daß der Einheitsgedanke
nur langsamreifte,hat sichnichtals nachteiligerwiese«. Bei der
Übermachtdes österreichischenPrimats und der wirtschaftlichen
RuhebedürftigkeitPreußens war es unmöglich,sich den Wiener
Einflüssenzu entziehen,um so weniger, als dieselbenvon einem
Staatsmann ausgingen, der mit einerunbestreitbarenGeschicklich-
keit zugleichdas entschiedeneBestrebenverband, die deutschen
Interessen den österreichischenunterzuordnen. Die Metternichsche
Politik war in dieserHinsichtgenaudas Gegenteilder Bismarck-
schen. Metternichwollte zu keiner Zeit ein national geeintes
Deutschland.ÖsterreichsSchwerpunktlag nichtin den deutschen
Provinzen. Dennoch mochte es seine gebietendeStellung in
Deutschlandnicht aufgeben. Es suchtedaher dem Bunde den
Weg zu einer organischenWeiterentwickelungzu verlegen. Wie
Ungarnund Italien, solltedas deutscheLandnur ein geographischer
Begriff sein, Preußen in einer untergeordnetenStellung erhalten,
die auswärtigePolitikDeutschlandsausschließlichnachdemWiener
Interessegeleitetwerden.

Die Mittel- und Kleinstaatenwaren nicht in der Lage,diesem
Druck einen anderen als passiven Widerstand entgegenzusetzen.
Die Opposition am Bundestage, welcheWürttembergund die
beidenHesseneineZeit lang unter der Führung des schneidigen
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Wangenheimbetrieben,wurde von Metternich sehr bald nieder-

geschlagen.Mit der AbberufungWangenheims1823 endete vor-

läufig jeder Versuch, die Suprematie Österreichs abzuwehren.

Preußen verharrtein der reservierten,oftallzunachgiebigenHaltung,

welchees seit den Wiener Konferenzenangenommenhatte. Der

Widerstandgegendas absolutistischeRegime der Wiener Staats-

kanzleiging weniger von einzelnenBundesregierungenals von

den liberalen Kreisen Deutschlandsaus. In dem Niederhalten

dieserBestrebungenbegegnetensich die Wünschealler Höfe, und

die von ÖsterreichvorgeschlagenenCensur- und Polizeimaßregeln

bildetendas natürlicheBindegliedfür ein gemeinsamesVorgehen.

Von einer irgendwieselbständigenPolitik der schwächerenStaaten

konnteum so wenigerdie Rede sein, als dieseauch früher in dem

Verband des deutschenKaiserreichsnicht bestanden hatte. Die
erst mit dem Zerfall dieses Verbands eingetreteneSouveränität

war nur ein staatsrechtlicherBegriff, der wohl für die inneren
Landesverhältnisse,für die BeziehungenzwischenKrone und Land-

ständenwirksamwerden konnte,nicht aber nachaußeneineMacht-

erweiterungbedeutete. Für dieseStaaten wies der deutscheBund

ohne Zweifel Vorteile auf, welche der gelockerteReichsverband

jedenfalls zuletztnicht mehr gewährthatte. Er sicherteden Be-
stand der Territorien und bot vertragsmäßigenSchutz gegen die
VergewaltigungdurchübermächtigeNachbarn.Ja, durchZusammen-

halten mehrererkleinerKurien war eine Einwirkungauf die Ab-
stimmungam Bundestagenicht ausgeschlossen.

Das GroßherzogtumMecklenburg- Schwerin war aus der
erschütterndenKrisis, die so vielestaatlicheNeu- und Umbildungen
in Europa bewirkthatte, unversehrt, aber auch unvergrößerther-
vorgegangen. Die Erteilung der großherzoglichenWürde war
wohl eine Rangerhöhung; es sprach sichin ihr die Anerkennung
für die patriotischeHaltung des Fürsten, dieThatkrastund Opfer-
Willigkeitdes Landes bei dem Befreiungskampfeaus. Sie wies
MecklenburgeinenfeinergeographischenAusdehnungund Wehrkraft
entsprechendenRang im deutschenStaatenbunde zu. Allein eine
Machterweiterung,ein Gebietszuwachsoder auch nur einevorteil¬
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hafteGrenzberichtigungwar nichtdamit verbundengewesen.Aus

den Mediatisierungenund Säkularisationen,welche in Mittel-

deutschlandund am Rhein so viele territoriale Veränderungen

bewirkten,hatte das mecklenburgischeFürstenhaus keinenVorteil

gezogen. Die GrenzpfähleseinesLandesstandenseitJahrhunderten

unverrückt;die alte ständischeVerfassungblieb in Kraft. Ein

starkesBeharrungsvermögenwar in den inneren Einrichtungen

unverkennbar,die Anhänglichkeitan das Althergebrachtein der

Eigenart des niedersächsischenVolksstammestiefbegründet. Ein

Verlangen nach Gebietserweiterung,das bei manchenkleineren

deutschenFürstenhäusernnoch auf dem Wiener Kongreß in

unwürdigerWeisezu Tage getretenwar, hatten die Mecklenburgs-

schenHerzögeweder offenbekundetnoch auch im stillen gehegt.

Am wenigstenwar derin Mecklenburg1regierendeGroßherzog

FriedrichFranz I. der Mann, solchenVelleitätenRaum zu ver-

statten. Er war durch und durch ein Mecklenburgerund hing

mit großer Liebe an dem Lande und seinen eigenartigenEin-

richtungen. Reisenins AuslandwarennichtnachseinemGeschmack.

Zweimal hatte er dem andrängendenFeindeweichendMecklenburg

verlassenund längereZeit außerhalbfeinerGrenzenweilenmüssen.

Die unfreiwilligeTrennung von der heimischenErde hatte ihm

diesenur werter gemacht.
Sein ganzesLebenwar reich an Belegenfür diesetiefein¬

gewurzelteAnhänglichkeitan Land und Bewohner. Die ersten

Eindrückeseiner Jugend mochtenden Keim dazu gelegt haben;

jedenfallsbestärktenihn darin die Wahrnehmungen,die eine an

politischenWandlungensoüberaus reicheZeit seinemklarenUrteil

und unbeirrtenRechtsgesühldarbot. Er hatte in seinemlangen

Leben vieleThrone wanken,viele stürzen,neue Dhnastieenauf-

steigen,glänzenund wiederverlöschensehen. Er war ein Urteils-

fähigerZeugeder französischenRevolutionund der napoleonischen

Herrschaftgewesen.Während seinerRegierungwar der entfesseltef

1 Es wird im Verlauf diefer Schrift, welchesich mit dem Schwerin-

schen Fürstenhaufe beschäftigt, der Einfachheit wegen von dem Zusatz

„Schwerin" Abstand genommenwerden.
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Sturm politischerLeidenschaftenund neuer socialer Ideen von
Westen her über Deutschlandhinweggebraust,hatte den Boden
aufgewühlt,mancheveraltete Staatseinrichtung erschüttert,vieles
weggefegt,was nicht im deutschenVolkslebenfest begründetwar.
Aber dieserSturm hatte sichgelegt;die Leidenschaftenwarenver-
raucht;Schwärmereiund Begeisterunghatteneinermehrnüchternen
AnschauungPlatz gemacht. Kein Wunder, daß ein HellerKopf
und ruhigerBeobachter,wie FriedrichFranz I., das Unzweckmäßige
übereilterNeuerungen erkennenlernte, daß er den Wert dessen,
was diesemSturm Trotz zu bietenvermochthatte, höher anschlug
als mancheseinerjüngerenZeitgenossen.Im Jahre 1823 blickte
er schonauf eine 38 jährige Regierungzurück. Er stand im 68.
Lebensjahreund gehörtezu denSenioren des europäischenFürsten-
konvents. Am 24. April 1785 war Friedrich Franz, damals
30 Jahre alt, seinem Oheim, dem Herzog Friedrich, in der
Regierunggefolgt. Sein Vater, der Erbprinz Ludwig, war schon
1778 gestorben;seineMutter, einegeborenePrinzessinvon Sachsen-
Koburg- Saalfeld, überlebteihren Gemahl bis 1810. Die ersten

/ Regierungsjahredes jungenHerzogsfielenin diebewegtesteEpoche
des vorigen Jahrhunderts. Es gelang ihm, noch vor den
beginnendenStürmen den alten BesitzstandseinesHauses wieder
herzustellenund die letztenvier unter der RegierungKarl Leopolds
verpfändetenÄmter Eldena, Marnitz, Plau und Wredenhagen
von der KronePreußen einzulösen. KönigFriedrichII. hatte mit
der ihm im Alter eigenenHartnäckigkeitdie Herausgabe dieses
Pfandobjektstrotz mehrfachenfrüherenAngebotsverweigert. Sein
Tod im Jahre 1786 bot Anlaß zu neuen Unterhandlungen,die
nach persönlichemErscheinendes jungen Herzogs in Berlin und
namentlichinfolgeseinesBeitritts zu dem von Preußen gestifteten
Fürstenbundbald ein befriedigendesErgebnis herbeiführten. Der
gute Stand der herzoglichenKasseermöglichtedie Auszahlung von
172000 Thlr. Gold,und 1787 verließendiepreußischenBesatzungen
ihre bis dahin innegehabtenQuartiere in Lübz, Parchim und
Plau. Nicht minder bedeutsamwar die Befestigungder Landes-
Hoheitin demRostockerStadtgebiet.DurcheinenVertragvom12.Mai
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1788 wurde der langjährigeStreit der herzoglichenRegierungmit
demMagistratder alten Seestadtbeendet,die Universität, welche

eineZeit lang nachBützowverlegtgewesenwar, der Stadt Ro-
stockwiederzurückgegebenund ihr gegennunmehrunbedingteAner-
kennungder herzoglichenHoheitsrechteeine Reihe alter, wichtiger

Privilegienneu bestätigt. So war gleichin denerstendrei Jahren
der ursprünglicheBesitzstandwiederhergestellt,und dieserist später
nachder gleichfallsdurchFriedrichFranz I. erfolgtenEinverleibung
des WismarschenStadtgebietŝ — kleine Grenzberichtigungen
abgerechnet— bis heute unverändert geblieben. An vorüber-
gehendenStörungen sreilichsollte es nicht sehlen. Es kamen
die Kriegsjahre, zuerst die Durchmärscheschwedischer,russischer
und preußischerCorps, später nachJena der RückzugBlüchers
aufLübeckund diefranzösischeInvasion. Die verwandtschaftlichen
BeziehungendesHerzogszum russischenHofebotenNapoleon den
Vorwand zur Mißachtung.der Neutralität und zur schließlichen
Besitzergreisungdes Landes. Der herzoglicheHof begabsichnach

1 Der Verlust Wismars war für die mecklenburgischen Herzöge ein

empfindlicher Schlag gewesen. Diefe Wunde war nie vernarbt. Hier wie

in Pommern hielt das ländergierige Schweden seine Beute mit Zähigkeit

fest. Der Besitz guter Hafenplätze an der deutschen Küste war für die uor-

difche Seemacht zu wichtig, als das; bei früheren Friedenstraktaten und

Gebietsveränderungen die Frage einer Ablösung oder eines Austausches mit

irgend welcher Aussicht auf Erfolg hätte verhandelt werden können. Nicht

genug, daß der 3vjährige Krieg die mecklenburgischen Lande verwüstet hatte;

im westfälischen Frieden mußte ihr Herzog nun auch noch dem schwedischen

Verbündeten und Glaubensgenossen einen Teil seines Besitztums abtreten

und bei der großen Liquidation von Osnabrück sür andere die Zeche zahlen.

Zlvar wurde ihin in dem berühmten instrumentum pacis eine Entschädigung

für diesen Gebietsverlust zugesprochen, aber diese war erbärmlich genug und

ging außerdem bald wieder verloren. Sie bestand in der Zuweisung zweier

Kanonikate bei dem Domstist zn Straßburg. Da diese später von Frankreich

eingezogen wurden, so kam es aus dem Regensburger Reichstag zu langen

und verwickelten Reklamationen. Um in den Besitz Wismars zurückznge-

laugen, sah sich Friedrich Franz I. auf seine eigene Thatkraft und noch mehr

anf die in einer guten Finanzlage beruhenden Hülfsmittel angewiesen. Der

Niedergang der schwedischen Macht kam seinen Plänen zu statten. Die dor-

tige Geldnot begünstigte die Verhandlungen über den Rückkauf Wismars.

So wurde denn am 26. Jnni 1803 von dem herzoglichen Gesandten, Ober-
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Altona; das Land wurde von französischenBehörden unter einem

Militärgouverneurregiert. Kontributionen, Drangsale und Er-

Pressungenaller Art kennzeichnetendie unseligeZeit der Fremd-

Herrschaft.Der Friedenvon TilsitbrachteBefreiung. Die Freund-

schastdes Zaren bewirkte,daß die Restauration der Mecklenburg!-

schenDynastieunter die Stipulationen jenesVertragsaufgenommen

wurde.

Am 11. Juni 1807 hieltder HerzogseinenEinzugin Schwerin

und zu Ende desselbenJahres hatten die französischenTruppen

das Land geräumt mit Ausnahme eines Bataillons, welcheszum

Schutzder Kontinentalsperrein Rostockzurückblieb.

Um auch den Abzug dieser Truppen herbeizuführenund

anderefinanzielleErleichterungenzu erwirken, sandte der Herzog

seinen ältesten Sohn nach Paris. Der Erbprinz wurde hierbei

von demGeheimratvon Brandensteinals diplomatischemRatgeber

und seinemKavalier, dem Kammerherrn von Oertzen, begleitet.

Später, als die Verhandlungenin Fluß gekommenwaren, folgte

auch noch als außerordentlicherGesandterBaron Bosset nach,

welcherim März 1808 einen günstigenVertrag mit dem franzö-

fischenMinister Champagnyvereinbarte. Günstig insofern, als er

die Zurückziehungder französischenBesatzung und den Erlaß

einiger noch nicht liquidierterKontributionenbewirkte, drückend

aber in andererWeise,da er denBeitritt zum Rheinbunderzwang.

Das Unterhandlungstälentdes Erbprinzen, sein gewandtes Auf-

treten, seine distinguierteErscheinunghatten zu dem Erfolg der

Missionwesentlichbeigetragen. Schon im Herbst 1807 hatte er

sich auf der Rückreisevon Petersburg — wohin er geeilt war,

um dem Zaren für dessenIntervention den Dank seinesVaters
auszudrücken— in Elbing dem französischenSieger vorgestellt

und war sehr wohlwollendbehandeltworden. Jetzt, bei feinem

Hofmeister von Lützow, und dem schwedischen Bevollmächtigten, Generallieu-

tenant von Toll, zu Malmö ein Vertrag abgeschlossen, dem zufolge Schweden

die Stadt Wismar nebst den Ämtern Neukloster und Pol gegen eine Pfand-

summe von 1 250 000 Thaler Hamburger Banko für die Tauer von hundert

bezw. zweihundert Jahren an Mecklenburg abtrat.
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Pariser Aufenthalt,wurde er auchvon derKaiserinJosephineaus-

gezeichnet.Das Erscheinender Mitgliederso vieler altfürstlicher

HäuserschmeicheltederEitelkeitdes Imperators. Die Demütigung,

die für jene Fürsten darin lag, wurde aufgewogendurch das

Bewußtsein,von dem erschöpftenHeimatlandenochschwerereBe-

drückungenabgewendetzu haben.
Der Eintritt in den Rheinbundwar einebittereNotwendig-

feit. Indem er die Beziehungenzu dem übermächtigenGegner

regelte,schufer zugleichfür Mecklenburgeine neue staatsrechtliche

Grundlage. Durch die Auflösungdes Reichsverbandswar die

Stellung der Territorialfürsten wesentlichverändert. Mochte

auch die von Napoleongarantierte und gewissermaßenvon ihm

verlieheneSouveränität ein Danaergeschenkseinund dieseGaran-

tie bei der ausgesprochenenAbhängigkeitder Rheinbundstaaten

von dem französischenProtektor wie ein Hohn klingen, so ließ

sichdoch andererseitsnichtbestreiten, daß durchdiesestaatsrecht-

liche Veränderung die Machtbefugnisseder Fürsten ihren Unter-

thanen gegenübereine Erweiterungerfuhren. Durch den Wegfall

der kaiserlichenSuprematie, durchdie Auflösungdes Reichstags

und des Reichskammergerichtswar eine Austrägalinstanzfür die

StreitigkeitenzwischenLandesherrnund Ständen aufgehobenwor-

den. Waren auch die Hoheitsrechtedurch frühereVerträgemit

den Landständenbeschränktund mußten letzterein Mecklenburg

zweifellosals zu Recht bestehendangesehenwerden, so konnte

doch dem Landesherrneine Initiative zur Anbahnungvon Re-

formennichtwohl bestrittenwerden. Ja, gegendie eigenmächtige

Einführung solcherNeuerungenbestandkein legalesSchutzmittel,

indem eine Reichsinstanzfür den Rekurs nicht mehr vorhanden

war. Es ist nicht abzusehen,wie die Stände der Octroyierung

einerneuenVerfassunganders als im Wegedes Protestes hätten

begegnenkönnen. Den Schutzdes Protektorsanzurufen, würde

vergeblichgewesensein, da eine Stärkung der kleinerendeutschen

Fürsten im Interesse Napoleons lag und von ihm geradezuals

nützlichesGegengewichtgegen die beiden deutschenGroßmächte

begünstigtwurde. Vergegenwärtigenwir uns ferner die tiefe
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Entmutigung, die sichaller Patrioten nach dem furchtbarenFall

Preußens und der allgemeinenZerfahrenheitder deutschenZustände

bemächtigthatte. Erwägen wir den Eindruck, den der Sieg des

absolutistischenSystems hervorbrachte,das in den beiden allein

nochmächtigenStaaten, FrankreichundRußland, deutlichverkörpert

schien. Es wird uns dann nicht in Verwunderung setzen,wenn

auchdie minder mächtigendeutschenFürsten die ihnen zugefallene

Souveränität im Sinne einer unbeschränkterenLandeshoheitaus-

zunutzentrachteten.
In vielen deutschenStaaten kam dieseTendenzsehr bald und

ohneerheblichenWiderstandzum Ausdruck. Hätte HerzogFriedrich
Franz, gedeckt,wie er war, durch das Bündnis mit Frankreich
und die Freundschaftmit dem KaiserAlexander,diesenZeitpunkt
benutzt,um den Erbvergleich1aufzuhebenund eine seinenpersön-

) liehen Interessen mehr entsprechendeVerfassungeinzuführen, so
würde dieseMaßregel zwar das Rechtsgefühlverletzthaben, die
Thatsachewäre aber nichtzu hinderngewesen. Auchan Gründen
hätte es nicht gefehlt,denndie Domänenkammerwar wirklichnicht
im stände, die Kriegslastenallein zu tragen, und auch im Justiz-
und Verwaltungswesenwaren Reformen ohne Frage geboten.
Allein FriedrichFranz war zu edel gesinnt und vor allem ein
zu klarerKopf, um nicht die Folgen eines folchenStaatsstreichs
auchin ihrer Rückwirkungauf das fürstlicheAnsehenzu erwägen.
Eine durchgreifendeVerfassungsänderunglag daher ganzaußerhalb
seiner Pläne. Dagegen erschienenihm Modifikationen geboten,
und in diesemSinne beriefer die Stände zu einemKonvokations-
tage^, der am 1. September 1808 im Palais zu Rostockeröffnet

1 Der 1755 zwischen dem Herzog und den Stünden geschlossene Erb-

vergleich ist das Staatsgrundgesetz sür die mecklenburgischen Lande.
2 In den herzoglichen Propositionen wurden die Prärogative des Lan-

desHerrn aufgeführt und als solche bezeichnet:

a. die oberste Gerichtsbarkeit,
d. die Oberpolizei,

c. die Gesetzgebung,

d. das Besteuerungsrecht und

e. die Militärrekrutierung.
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wurde. Die Regierungstelltedort den Antrag, daß die Stände
Deputiertean das HoflagernachSchwerin entsendenmöchten,um
mit ihnen „ohneweitereReferierungoder vorbehalteneRatifikation
des Corps der mecklenburgischenLandständedie Verhandlungen
zu betreibenund zur Entscheidung,auch zum völligenAbschluß
zu bringen".

Der Protest der Stände war, wie nicht anders zu erwarten
stand, ein sehrentschiedener.Vor allembestrittensie die Zulässig-
keit, eine so wichtigeFrage im WegedeputatischerVerhandlungen
regelnzukönnen,und verlangtendieEinberufungeines allgemeinen
Landtags,inwelchemauchder—das HerzogtumStrelitzumfassende—

StargardscheKreis vertreten wäre. Die Aufrechterhaltungder
ständischenUnion beiderHerzogtümerwar allerdings eine nicht
preiszugebendePrinzipienfrage. Die herzoglicheAntwort lautete
ziemlichungnädig, schloßaber mit einem Appell an die Treue
und Opserwilligkeitder Stände. Mehr noch als die offizielle
Kundgebungberuhigtendie mündlichenZusicherungendesMinisters
vonBrandenstein,der als ersterKommissariusfungierte. Obwohl
Ausländer von Geburt war derselbedochdurchseinenlangen
AufenthaltimLandeunddurchvielseitigeErfahrungim Staatsdienst

Der § 6 lautete: „Da die Landesverfassung im Ganzen und in ihren

verschiedenen Teilen durch die veränderten Umstände mangelhast geworden,

so werden in diesem entscheidenden Zeitpunkte mehrere Übel gänzlich vertilgt

werden und manche besondere Einrichtungen eine aus das allgemeine Wohl

abzweckende Verbesserung erhalten müssen, wohin hier namentlich die Verein-

sachung des Kontributions-und Steuerwescus, die Abschaffung der bisherigen

Leibeigenschaft, die Verbesserung der Lehnsverfassung und angemessene Ver-

fügung über die Klöster, zur Erleichterung des allgemeinen Vedrucks, zu

rechnen sind. Sc. Herzogliche Durchlaucht erkennen die Notwendigkeit, daß

diese Gegenstände nach gleichförmigen Grundsätzen bearbeitet werden müssen,

um sie mit der jetzt zu regulierenden Verfassung in Übereinstimmung zu

setzen." Die Anregung der Klosterfrage beunruhigte die Stände sehr. Die

Möglichkeit, daß die Regierung eine Einziehung der Landesklöster oder doch

eine Beschränkung der Privilegien des Adels plane, schien nicht ausge-

schlössen.
1 Er war am 27. Mai 17ZS zn Wolfenbüttel geboren, zufällig mit

dem Herzog bekannt geworden und auf dessen Ausforderung 1778 in den

mecklenburgischen Staatsdienst getreten. 1788 Regierungsrat. 1799 in den reci-



14 Erstes Kapitel.

mit den ständischenVerhältnissenvertraut. Er verkanntenicht die

großenVorzügedieserEinrichtung,und da ihm der Ehrgeizeines

absolutistischenMinisterregimentsfern lag, sein staatsmännischer

Blick auch in einer Zeit politischerZerfahrenheit die Bedeutung

festerständischerKorporationenwürdigte,sowirkteseinpersönliches

Auftreten ausgleichendund versöhnlich. Die Verfassungsfrage

wurde späteren Vereinbarungenauf dem nächstenKonvent vor-

behalten. Die Stände ihrerseitsbewilligtendiegeforderteErhöhung

der Kontribution,gabengewisseExemtionenvon der Verzehr-und

Viehsteuerauf, genehmigtenzur Tilgung der 2 Millionen Thaler

betragendenherzoglichenund Landesschuldenneue Abgaben und

indirekteSteuern, bei denendas Prinzip einer gleichmäßigenVer-

teilung auf alleLandeseinwohnervorwaltete,und leistetenaus den
ÜberschüssenderKlostereinkünsteeinenBeitrag von 80000 Thalern

zur Tilgungskasse.Man trennte sich am 4. Oktobermit einem
Gefühl der Erleichterung. Die Verfassungsreformwar vertagt,

die KlosterfragedurchfreiwilligeOpfer fürs erste beseitigt. Auch

dieRegierunghatteallenGrund, zufriedenzu sein. Die namhaften
Bewilligungenentlastetendie herzoglicheKasse.

Die Sanierung derFinanzenwürdesichraschvollzogenhaben,

wenn nicht neue Kriegsdrangsaledas Land heimgesuchthätten.

Die voreiligeThat Schills, sein verwegener,aber von der preuszi-

schen Regierung sogleichdesavouierterStreifzug, der ihn über

Dömitz,Wismar und Rostockführte, war für Mecklenburgvon

den bedauerlichstenFolgen. Der Argwohn des Imperators war
nicht ohneGrund rege geworden. Vorstellungender Mecklenburg!-

fchenRegierungbliebenunbeachtet,und französischeTruppen rückten

wieder ein. Die schlimmsteZeit der Bedrückungsollte nun erst
beginnen. Die lange Liste der den einzelnenOrten auserlegten
Kontributionen,die Besetzungder Küste mit Zollwächtern, der

wirtschaftlicheNiederganginsolgeder Handelssperre, die Pressung

von Strandbewohnernzum französischenSeedienst, dieses ganze

pierten Adel aufgenommen. 1800 Geheimrat und Minister. Als solcher be-

gleitete er den Erbprinzen nach Paris. 1808 an Stelle des zurückgetretenen

Grafen Bassewitz zum Geheimrats-Präsidenten ernannt.
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System napoleonischerWillkür, verschärftdurch die Übergriffe seiner

Organe, erschütterte den nationalen Wohlstand in wenig Jahren

derart, daß es Decennien angestrengter Arbeit und peinlichster

Sparsamkeit bedurft hat, um diese Wunden zu heilen. Napoleon

verstand das saigner ä blanc. Die Darstellung dieser Epoche

und der sich daran knüpfendenBefreiungskämpfefällt leider nicht

in den Rahmen dieses Rückblicks. Sie bildet ein goldenes Blatt

in den Annalen der Vaterlandsliebe, der Anhänglichkeitan das

Fürstenhaus und der heldenmütigstenBegeisterung.

Wir müssen es uns hier versagen, den mecklenburgischen

Truppen auf ihren Kriegszügen nach Rußland und Frankreich zu

folgen, ihren Anteil an dem großen Kampf zu schildern, die Opfer

aufzuzählen, welchemecklenburgischePatrioten dem Befreiungswerk

brachten. Wieder mußte der Herzog — diesmal jedoch nur für

wenige Wochen — fein Land verlasfen. Als einer der letzten

war er dem Rheinbund beigetreten, als der erste sagte er sich von

ihm los. Bereits am l6. März 1813, also zu einer Zeit, wo

die politischeLage noch keineswegs geklärt war, ging Minister von
Plessen1 ins russischeHauptquartier nach Kalisch, um den Beitritt

des Herzogs zur großen Alliance anzubahnen und mit der Landes-

Verteidigungskommission,deren Vorsitz dem Freiherrn vom Stein

übertragen war, über die Stärke des zu stellendenKontingents

Abrede zu treffen. Wenige Tage später gelangten an den Herzog

1 LeopoldEngelkeHartwig von Plessen ward geborenam 21. Januar

1769 zu Raden unweit Güstrow, einem der Güter seinesVaters, Hauptmann

von Plessen. Er trat 1790 als Referendarin den preußischenStaatsdienst, der-

lies; ihn aber bald, hielt sichlängere Zeit in Regensburg aus, um sichim

deutschenStaatsrecht uud für den diplomatischenDienst zu bilden, und er-

hielt 1793 vom HerzogFriedrichFranz eine Anstellung als Auditor bei der

Kammer. 1802 Komitialgesandter am Regensburger Reichstag. 1803

Specialmission an den Wiener Hof wegen Erlangung der Kurwürde. Nach

Auflösung des Reichstages1806 kehrte er nach Mecklenburgzurück, bcglei-

tete den Herzog nachAltona nnd wurde am 3. Juli 1807 zum Wirtl. Geh.

Rat nnd Kabinettsminister ernannt. Plessen war seit 1802 vermählt mit

Baronesse Sophie von Campenhausen, einer Tochter des kais. russischen

Civil-Gouverneurs vou Livland, welcheals Hosdame der Großfürstin Helene

Paulowna mit diesernach Mecklenburggekommenwar.
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dringende Anträge Wittgensteins um sofortige Mobilmachung der

mecklenburgischenTruppen. Dieselben sollten dem bei Hamburg

koncentriertenTettenbornschenCorps einverleibt werden. Es galt

dem Andringen Moreaus, der von Bremen vorstieß, zu begegnen.

Friedrich Franz sagte sogleich zu. Die Garde unter Both rückte

schon Ende März aus- Neue Bataillone wurden formiert, Frei-

willigencorps gebildet, die älteren Leute zum Landsturm auf-

gerufen. Das ganze Land geriet in kriegerischeBewegung.

Am 2. April kehrte Plessen von Kalisch zurück. Das Er-

gebnis der Verhandlungen war nur relativ befriedigend gewesen.

Die Ansprüche, welche an Mecklenburg gestellt wurden, waren

weit höher, als man es dort erwartet hatte. Namentlich die Geld-

beitrüge, welchesür das allgemeine Verpflegungs- und Lazarett-

Wesen gefordert wurden, überstiegen die Kräfte der erschöpften

Landeskassen, Es gelang den Räten des Großherzogs diese Lasten

zu mindern. Aber Herr vom Stein bewahrte seitdem gegen die

mecklenburgischeRegierung eine gewisseAnimosität, welche später

bei den Allianceverträgen und namentlich bei den Verhandlungen

über einen Anteil an der Kriegsentschädigung sehr unangenehm

zu Tage trat. Der berühmte Staatsmann vermochte beim Ver-

folgen weit gesteckteridealer Ziele sein reizbares Temperament nicht

immer zu zügeln. Es bedurfte von feiten des mecklenburgischen

Gesandten großer Ruhe und besonders unermüdlicher Geduld, um

jener Verstimmung bei den definitiven Abmachungen keinen für

Mecklenburg allzunachteiligen Ausdruck zu gestatten. Das ganze

Jahr 1813 verstrich, ohne daß eine festeÜbereinkunftbetreffs der

militärifchen Leistungen oder der Entschädigungenfür Requisitionen

getroffen wurde. Mit dem Vertreter der Landesverteidigungs-

kommifsion für die Länder an der Unterelbe, dem russischen

Staatsrat von Alopeus, entspann sich ein unerquicklicherSchrift-

Wechsel.Freiherr vom Stein ging von der Ansicht aus, daß die

minder mächtigen Bundesgenossen seinen Dekreten für Lieferung

von Geldbeiträgen und Naturalien einfachFolge zu leisten hätten.

Herzog Friedrich Franz fand indessen, daß eine solche Unterord-

nung unter eine weder staatsrechtlich noch historisch begründete

Centraigewalt nur auf Grund freier Vereinbarung geschehenkönne.
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Man einigte sichnicht. Es blieb somit bei einem faktischenBünd-
nis ohne vertragsmäßigeGrundlage. Bei der ansangs lange bestehen-
den Ungewißheit über den Ausgang des Riesenkampfeswar diese
Unklarheit sehr drückend. Dazu geselltesich die Sorge, welchebe-
treffs der Neugestaltung der inneren Verhältnisse Deutschlands an
die Fürsten herantrat. Der strelitzifcheMinister von Oertzen schrieb
darüber im November an den Freiherrn von Brandenstein:

„Sie haben sehr recht, wenn Sie sagen, daß den
mecklenburgischenHöfen nicht zugemutet werden kann, sich zu
denen zu gesellen, die erst apres coup für die gute Sache auf-
treten Inzwischenhabenwir aus sehrguter Quellevernommen,
daß leider die Idee einer Trennung von Deutschland in Nord-
und Süddeutfchlandbei denHauptmächtenzu bestehenscheint,be-
sonders soll das österreichischeKabinett die Beschränkungauf ein
Protektorat der süddeutschenStaaten fast wie eine ausgemachte
Sache annehmen. Dieser wichtige, nicht erbaulicheUmstand hat
den Herzogveranlaßt, an den Herzogvon Oldenburg zu schreiben
[welchersichdamals in Weimar befand^. Mir scheint,als wenn
dieSache durchaus mit einigem Feuer betrieben werden müßte,
freilich ohne Übereilung, damit die Fürsten zuvorkommen und
nicht etwa der Knoten zerhauen werde."

Die wohlgemeinte Mahnung fiel bei Herzog Friedrich Franz
auf sehr günstigen Boden. Die Nachricht von einer möglichen
Spaltung Deutschlands, die auch schon auf anderem Wege nach
Schwerin gelangt war, erfüllte ihn nüt Unwillen und Besorgnis.
Mit großer Entschiedenheit griff er den Gedanken auf, durch
Verständigung mit befreundeten Fürsten einem solchenTeilungs-
Projekt zuvorzukommen. Er beauftragte sogleich seine Minister,
sich mit Herrn von Oertzen in Verbindung zu setzen. Der auf
diese Weife entstandene Vertragsentwurf, welcher zunächst in
Weimar und Oldenburg vorgelegt wurde, begann mit der Er-
klärung, daß die unterzeichnetenFürsten sich „von allen einsei-
tigen und selbstsüchtigenInteressen lossagten und hiemit einander
gelobten, die Einheit und Selbständigkeit des gemeinsamenbeut-
fchen Vaterlands zum Hauptaugenmerk zu nehmen". In den

von Hirichseld, Friedrich Franz II. 2
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folgenden Artikeln wurden nun die einzelnen wünschenswerten

Punkte näher bezeichnet. Deutschland sei in seinen geographischen

Grenzen zwar nicht genau wieder herzustellen, müsse aber in Zu-

kunft ein Reich bilden, „welches nicht eine Verbindung einzelner

Staaten darstelle, sondern in Bezug auf äußere Politik und Mili-

tärkrast als ein einiges, ungetrenntes Ganze erscheine". Das

Reichsoberhaupt solle mit der Befugnis diplomatischer Vertretung

im Ausland und dem Beschluß über Krieg und Frieden ausge-

stattet werden. Jede Teilung in ein südliches und nördliches

oder in ein katholischesund protestantisches Deutschland sei ent-

schieden zu bekämpfen. Im übrigen sollten die Fürsten ihre

Länder selbständig regieren und zwar nach einem System, welches

die aus der jüngsten Vergangenheit gezogenen Lehren zur An-

Wendung kommen lasse.
Was hier in wenig Sätzen als Wunsch formuliert wurde,

sollte erst 58 Jahre später zur That werden! Aber mit Staunen

und nicht ohne Bewunderung sehen wir in diesem Schriftstück die

Grundzüge einer nationalen Einigung niedergelegt, welcheangestrebt

und erkämpft zu haben eine spätere Generation sichzum Verdienst

anrechnet. Nicht die Wallungen der 48er Periode, nicht die Agi-

tation des Nationalvereins haben den Reichsgcdankenins Leben

gerufen. Wie tief mußte derselbein unserem Volkewurzeln, wenn

er schon damals, nach dem kläglichenZusammenbruch der alten

Reichsgewalt, nach den Wirren einer alle staatlichen Grundlagen

erschütterndenFremdherrschaft, so klar und bestimmt in den Worten

eines Fürsten Ausdruck fand, den keine materiellen Vorteile oder

dynastischenRücksichtendazu bestimmten! Der von HerzogFriedrich

Franz angeregteFürstenbund kam nicht zu stände. Aber wenn

jenes Schriftstück auch nicht zum wirksamen Vertragsinstrument

wurde, so bleibt es doch ein ehrendes Denkmal der hochherzigen

Gesinnungen seines Urhebers.
Inzwischen führte der Siegeszug die verbündeten Heere über

den Rhein. Die Hauptquartiere der Monarchen wurden nach

Frankreich verlegt. Das Ende des Kriegs schien nahe. Angesichts

der bevorstehendenVerhandlungen über die deutschenAngelegen¬
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heiten glaubte der Herzog eine formelle Regelung seines faktisch
längst bestehendenBündnisses mit den Hauptmächten nicht länger
hinausschiebenzu dürfen. Herr von Plessen ging daher in den
ersten Tagen des Januar 1814 über Frankfurt und Basel ins
Hauptquartier der Verbündeten, um mit jedem der Monarchen
besonders einen Alliancevertrag abzuschließen. In Basel traf er
mit dem Strelitzer Minister von Oertzen zusammen, und beide
Diplomaten verhandelten in Troyes und Chatillon gemeinschaftlich
mit Metternich, Humboldt und Anstetten. Trotz mancherlei
Schwierigkeiten, welche der stete Vormarsch und das Lagerleben
noch vermehrte, kamen die Verträge am 22. und 23. Februar
glücklichzum Abschluß.

Nach Mecklenburgzurückgekehrt,sand Plessenbei seinemFürsten
und nicht minder in den politischenKreisen des Landes volle An-
erkennung, Der Engere Ausschußsandte ihm durch eineDeputation
ein ehrendes Dankschreiben. Es war demnach natürlich, daß die
Vertretung auf dem Wiener Kongreß auch demjenigenStaatsmann
übertragen wurde, der sich bereits als geschickterUnterhändler
bewährt hatte und den einflußreichenDiplomaten der Großmächte
vorteilhaft bekannt war. Im Juli 1814 ging Plessen nach Wien
ab. Die Instruktion, welche ihm der Herzog erteilte, ist so
charakteristischsür des letzterenpolitischeAnschauungenund deutsch-
patriotischeGesinnung, daß es der Mühe verlohnt, einen Augenblick
dabei zu verweilen. In 21 Paragraphen werden darin die Grund-
züge einer Reichsverfassungentworfen, die der heutigen sehr ähn-
lich ist. Der Herzog wünscht ein erbliches Reichsoberhaupt, einen
ständigen Fürstenrat, ausgestattet mit Befugnissen, wie sie etwa
heute der Bundesrat besitzt, ein Reichsgericht, eine einheitliche
Heeresverfassung mit centralisierter Leitung, Gleichmäßigkeit der
Verfassungenin den Einzelstaaten, Einheit von Münze, Maß und
Gewicht, ja sogar, was der heutigen Neichsverfassungsehlt, eine
Reichseinkommensteuerzur Unterhaltung der militärischen und
sonstigenReichsinstitutionen.Ein ständiger Reichstag, in dem jedes
Reichsland seineAbgesandtenhätte, scheintihm nicht ratsam. Doch
soll derselbeperiodischzusammentreten, um Abänderungen der Ver-

2*
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fassung oder außerordentliche Reichsbedürfnisse festzustellen und

bei dem Rekurs eines Reichsstandes gegen Verfügungen des

Fürstenrates mit zu entscheiden. Der Grundgedanke, der alle diese

Vorschläge durchzieht, ist der Wunsch eines festen Gesllges im

Innern und einer einheitlichenWehrkraft nach außen. Alles, was

dazu führe, die Machtstellung des Reichs zu fördern, werde dem

Herzog genehm sein. Andere Paragraphen beziehensich auf eine

Reform des Ständewesens \ Der darin aufgestellte Grundsatz

einer gleichenVerteilung der Militärlast und der Steuern auf alle,

selbst auf die bisher privilegierten Stände zeugt für das Gerechtig-

keitsgefühldes Herzogs und seine Fähigkeit, die Forderungen der

Zeit bereits zu erkennen, ehe sie der großen Masse des Volkes

durch Publizistik und Agitation zum Bewußtsein gebracht wurden.

Aber mit dieser selbstlosenPolitik, die vor allem ein mächtiges,

einiges Deutschland im Auge hatte und der jede Begehrlichkeit

fern lag. stand Herzog Friedrich Franz im Kreise seiner Standes-

genossenziemlich allein. Es ist bekannt, wie wenig der Kongreß

in den ersten Monaten zu stände brachte. Le congres dansait,

mais ne marchait pas. Daß für die Anschauungen des Herzogs

dort kein günstiger Boden war, erkannte Pleffen bald. Dennoch

1 Sehr bemerkenswert ist der hierbei zum erstenmal austauchende

Vorschlag einer Vertretung der Bauernschaft, soweit sie freies Eigentum

besitzt,und die Vertretung der Ritterschaft durch Delegierte. „Daß jeder

Gutsbesitzerauf dem platten Lande für sich einen Landstand ausmacheund

seine Stimme gezählt werde, scheintnicht gut." Die Zahl der ritterschaft-

lichen Delegierten soll derjenigen der städtischengleichfein. Bei außeror-

dentlichen Landessteuern sollen alle Unterthanen gleichmüßig herangezogen

werden. „Hierbei muß den Wirkungen des Egoismus, welcher sichin den

Landesversammlungenbei einzelnenIndividuen oder einzelnenKlassenregen

könnte, vorgebaut werden, und es muß keinem Staude erlaubt sein und

einfallen können, solchen Steuern sichzu entziehen, sobald das Bedürfnis

als unvermeidlichanerkannt werden muß und nicht mit Grund behauptet

werden kann, daß die geforderteund auszuschreibendeSteuer die notwendig

erforderlicheSumme übersteigt."
Mit der Wiederherstellungund Dotierung des deutschenOrdens, falls

sie auf dem Kongreß angeregt würde, erklärt sich der Herzog einverstanden.

„Doch müßte der Orden dann reformiert werden und nicht bloß eine Ver-
forgungsanstalt für den Adel darstellen, vielmehr auch zur Verteidigung

des Reichs gegen äußere Feinde herangezogenwerden."
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Vertrat er dieselbenmit Entschiedenheit.Die rechtlicheGesinnung
ebensowie die Sachkenntnisdes mecklenburgischenGesandtener-
warben ihm die AchtungseinerKollegenin einemGrade, welcher
die Aufmerksamkeitder leitendenPersönlichkeitenauf ihn lenkte.
Fürst Metternichzog ihn auch zu intimerenKonferenzenheran.
Als mit der RückkehrNapoleons die erlauchteVersammlungin
Unruhegerietund unter demEindruckderallgemeinenBestürzung,
bei der Hast neuerRüstungendas Bundeswerkzu scheiterndrohte,
gehörtePlessenzu den wenigenStaatsmännern, welchemit Energie
aus dem Abschlußder Bundesaktebestanden. Er war Mitglied
des Ausschussesfür dieRedaktion,und seinemunermüdlichenEifer
gelanges, das Interesseder einflußreicherenMinisterfür dieinneren
deutschenAngelegenheitenrege zu erhalten. Fürst Metternichhat
dies später rühmendanerkannt.

Daß die Bundesakteunter dem Druck äußerer Umstände
übereiltzu ständekam, daß manches darin unklar und unvoll-
ständigblieb,war nichtzu ändern. Was man in langenMonaten
versäumt hatte, sollte nun in wenigTagen durchberatenwerden.
Das Dokument,welchesdie Grundlagedes deutschenStaatsrechts
bildensollte,trug den Stempel der Eilfertigkeit. An Stelle eines
festen,geeintenReichsverbandsbrachtees ein lockeresFöderativ-
system, Von den Gesichtspunkten,die Herzog Friedrich Franz
als wesentlichund wünschenswertbezeichnethatte, war wenig
darin zu entdecken.Für die beidenHerzogtümerenthielt es in-
dessendie als billig anerkannteRangerhöhung.

Am 13. Juni verließder GesandteWien, nachdemer in der
letztenSitzung noch eineReservationzu Protokoll gegebenhatte.
In derselbenerklärteMecklenburg,daß es seinewiederholtgeltend
gemachtenAnsprücheauf Entschädigungfür die Opfer der letzten
Kriegsjahrenicht aufgebe. Auch wurde auf den in Lauenburg
eingetretenenBesitzwechselhingewiesenund eine Berichtigungder
westlichenGrenzeMecklenburgsin Anregunggebracht.

Inzwischenbegannenim LandeselbstdieRüstungenvonneuem.
Wievor zweiJahren hatteder HerzoggleichbeidenerstenAnzeichen
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des Ausbruchsder FeindseligkeitenseinKontingentmobil gemacht.

Der Erbprinz übernahmwieder den Oberbefehlund ging an

den Rhein. Das militärischeBundesverhältnis wurde durch eine

Accessionsaktezu der am 25. März geschlossenenKoalition der

vier Großmächtegeregelt. Dieser Accessionsvertragwar schon in

Wien am 27. April abgeschlossenworden. Die Ratifikationerfolgte

aber erst im September, nach dem Einzug in Paris, wobei der

den ErbprinzenbegleitendeHofmarschallvon Oertzen als Bevoll-

mächtigterfungierte. Diesemwurden auch die von denFranzosen

im Jahre 180(3aus denmecklenburgischenSchlössernentnommenen

Kunstschätzejetztwiederzurückgegeben.Von der Kriegsentschädigung

erhielt Mecklenburg-Schwerin die Summe von 2 150 000

Franken, was freilichnur ein unzureichendesEntgelt für die in

denletztenzehnJahren geleistetenOpfer darstellte. Eine territoriale

Vergrößerung fand nicht statt. DiplomatischeUnterhandlungen

über eine Abtretung des Amtes Neuhaus, welchevorübergehend

eingeleitetwaren, führten zu keinemErgebnis, zumal der Groß-

herzog auf dieseAngelegenheitkein großes Gewicht legte. Sein

Augenmerkwar weit mehr auf dieHeilung der erlittenenSchäden,

aufVerbesserungenim Justiz-und Polizeiwesenund auf Befestigung

derjenigenstaatsrechtlichenGrundlagen gerichtet,die sichin ernsten

und kritischenZeiten bewährt hatten. Das starkeBand, das den

Landesherrnmit seinen Ständen verknüpfte,war nicht gelockert

worden. Mit Recht konnte der Engere Ausschuß in seinem
Schreiben vom 15. Februar 1816. welches den Empfang der
Kongreßaktebestätigte, darauf hinweisen, wie die treuen Ge-
sinnungen der Ritter- und Landschaftin der Überzeugungnoch
bestärktseien: „daß Ew. Königl. Hoheit von dem ebensoweisen
als rechtlichenGrundsatzeausgegangensind, — das Glück der
Fürsten und Völker Deutschlandssei nur dann völlig gesichert,
wenn in den deutschenStaaten die althergebrachtenständischen
Verfassungengeschütztwürden. Mögees denerhabenenBemühungen
der Fürsten Deutschlandsgelingen, jenen Grundsatz der Weisheit
und deutschenRechtlichkeitauf dem Bundestage zur allgemeinen
Anerkennungzu bringen!"
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Auf diesenBundestagwaren nun bald aller Blickegerichtet.
Noch glaubteman, daß die nachFrankfurt berufeneVersammlung
das Einheitswerkfestergestalten,daß sie einegesetzgebendeKörper-

schaftmit weitgehendenBefugnissensein werde. Zum Vertreter

der beidenGroßherzogtümerwar, nach vorherigerVerständigung

mit dem Strelitzer Hos, der GeheimeRat von Plessenernannt

und zugleichdie Vereinbarunggetroffenworden, daß die Wahl

des Bundestagsgesandtensortab unter den beidenFürstenhäusern

alternierensollte'. Plessenwar für den vorliegendenFall die in

jeder Weise geeignetstePersönlichkeit.Er war mit dem Akten-

Materialdes Wiener Kongressesgenau vertraut. Als besonnener

umsichtigerGeschäftsmannund zuverlässigerBeamter besaß er

das volle Vertrauen seinesHerrn. Auch verstand er es, durch
weltmännischesBenehmen und klares sachlichesUrteil bei den
Verhandlungensichim Kreiseseiner diplomatischenKollegeneine
geachteteStellung zu verschaffen. Seltsam genug verband sich
mit seinem im Dienst der alten Diplomatenschuleanerzogenen
Formalismus eingewissergroßdeutscherZug, der nichtohneidealen

Anflugwar und in seinenGesandtschaftsberichtenmehrals einmal

zu Tage tritt. Ohne die Wahrung der partikularenInteressen

seinerHöfeje aus denAugenzu verlieren,hatte er dochein unter

seinenAmtsgenosseneben nicht sehr verbreitetesVerständnis für

die gemeinsamendeutschenAngelegenheiten.Er kamnachFrankfurt

mit dem festenGlaubenan die Möglichkeiteines einheitlichenZu-

fammenwirkensund dem entschiedenenWillen, an dem Ausbau

der noch ziemlichverschwommenenBundesorganisationthätigen

Anteil zu nehmen. Wie so viele seinerKollegen,glaubteer noch

an die Ehrlichkeitder österreichischenAbsichten,hielt den Wiener

Hossür denberechtigtenund zugleichbefähigtenFührer desdeutschen

Bundes und den Fürsten Metternich für den einsichtsvollsten

Staatsmann seiner Zeit. Die Täuschung,daß letztererernstlich

geneigtsei, ein deutschesGemeinwesenzu unterstützenund der

* Demnach folgte auf Plessen 1823 der strelitzische Minister von Peutz

und auf diesen, nach interimistischer Vertretung durch den Legationsrat

Meyer, der schwerinsche Gesandte von Schack.
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FrankfurterVersammlungthatsächlichpolitischeBefugnisseeinzu-

räumen, teilte er nichtnur mit denmeistenseinerKollegen,sondern

auch mit dem vielerfahrenenpreußischenStaatskanzler. Daß

Fürst Hardenbergungeachtetdes Ränkespielswährend des Wiener

Kongressesund der unverhülltenFeindseligkeitbeim Abschluß des

zweiten Pariser Friedens die geheimenundeutschenZiele der
österreichischenHauspolitik niemals ganz erkannt hat, ist eines

jener psychologischenProbleme, welche beweisen,daß auch der

Klügsteoft einfacheVorgänge nicht zu durchschauenvermag, viel-
leichtgeradedeshalb, weil sie seinem kombinatorischenVerstände

allzueinfacherscheinen.
Herr vonPlessennahm seinediplomatischeMissionin Frankfurt

durchausernst. Um so peinlicherempfand er den schleppenden
Gang der Vorverhandlungen. Erst 7 Monate nach seinemEin-
treffen,am 5. November1816, wurde die Versammlungeröffnet.

Schon die erstenBeratungenließen ihn erkennen,wie schwach
und lockerdie Bande des Föderalismus waren, welchehier zu
einemhaltbaren Ganzen verwebt werden sollten. Auch trug die
Haltung des erstenpreußischenGesandten,vonHänlein,nichtwenig
dazu bei, das natürlicheMißtrauen der kleinerenStaaten gegen
die Großmächteanzufachen. Bei ihnen wurde dieFurchtvor einer
Vergewaltigungvon vornhereinein wesentlicherFaktorder Bundes-
Politik. Auch der mecklenburgischeGesandtevermochtesichsolcher
Bedenkennichtzu entschlagen,riet aber doch,Preußens Wünsche
möglichstzu berücksichtigen,„um ihm nicht gleich anfangs alles
Interessean denBundesangelegenheitenzu verleidenund ihm viel-
mehr die AussichtnützlicherWirksamkeitzu eröffnen".

In diesemSinne erteilten denn auch die mecklenburgischen
Höfe ihre Instruktionen. Herr von Plessenblieb mit den preu-
ßischenGesandtenvon Humboldtund Graf Goltz in engerFühlung,
und da er sichaußerdemdes besonderenWohlwollens des Fürsten
Metternicherfreute, so wurde seineVermittelungvon beidenSei-
ten oft in Anspruchgenommen. Erst im Herbst 1817 erlitt das
Einvernehmenmit seinemösterreichischenKollegeneine vorüber-
gehendeStörung. Den Anlaß dazu bot das selbständigeVor¬
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gehen des SchwerinerHofesin der Auslegungdes Art. 13 der
Bundesakte, welcher bekanntlichdie Einführung landständischer
Verfassungenin allen Bundesstaatenverhieß. Es dürfte nicht
allgemeinbekanntsein, daß geradeMecklenburges war. von dem
die ersteAnregungzur Ausführungjener Bestimmungenausging.
Man hat Mecklenburgso oft als den Sitz und Hort feudaler
Einrichtungenbezeichnet,daß manchemLeserdie nachstehender-
örterte Thatsacheeiner liberalen und patriotischenKundgebung
des GroßherzogsFriedrichFranz I. vielleichtbefremdlicherscheinen
wird. Dennochist es nach dem vorliegendenAktenmaterialer-
wiesen, daß Mecklenburgallein, ohne Unterstützungdurcheinen
anderenBundesstaatund sogarentgegender damals bei fast allen
KabinettenherrschendenreaktionärenStrömung, einenBundesbe-
fchluß anregte und trotz lebhaftenWiderspruchsdurchsetzte,der
die verschleppteVerfaffungsfragewieder in Fluß bringen sollte
und der die Einführungder füddeutschenVerfassungenthatsächlich
angebahnthat. Gleichnachseiner Rückkehrvon Ludwigslust,im
November 1817, brachte Herr von Plessenin einer Plenar-
sitzungeinenDoppelantragvor, in welchem1. die Garantie des
Bundes für eine von den großherzoglichenRegierungenpubli-
zierte, die Beilegungvon StreitigkeitenzwischenLandesherrnund
Ständen betreffendePatentverordnung1 nachgesuchtund 2. die
Ausführung der Bestimmungdes Art. 13 der Bundesakteals
dringlichund unaufschiebbarbezeichnetwurde. Der mecklenbur-
gifcheGesandte, der seine Motive in der Sitzung vom 22. De-
zemberausführlichzu Protokollgab, betontedie Notwendigkeit,
daß der. Bund selbständig,und ohne eine Pression durch die
öffentlicheMeinung abzuwarten, einenZeitpunktfür die Einfüh-
rung der Verfassungenbestimme.Nur so könneeineBeruhigung
der ungeduldigenBevölkerungerzielt werden2. Der mecklenbur¬

1 Solche Streitigkeiten sollten durch ein Schiedsgericht geschlichtet

werden. Dieses Gesetz bildete später, 1850, die Grundlage für den Freien-

walder Schiedsspruch und die Wiedereinführung der altständischen Verfassung.
2 Plessen hoffte damit der durch einen Justizrat Beck eingeleiteten

Massenpetition, welche mit einigen Tausend Unterschriften dem Bundestag
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gischeAntrag erregteAufsehenund Verstimmung. Preußen zeigte

sich zwar wohlwollend, aber Metternich erließ eineInstruktion,

welchePlessenals einseitig, absprechendund ganz unausführbar

bezeichnete.Das Gesetz(der Art. 13 nämlich)bestünde,so hieß

es darin, dies müsse für den Augenblickgenügenund die An-

Wendungdesselben— die Zeit und Art der Einführung — der

Weisheit jeder einzelnenRegierung überlassenbleiben. Sollten

die Stände am Bunde vorstellig werden, so wären sie an ihre

Regierungenzu verweisen,und brächen Unruhen aus, so hätte

der Bund wohl die Befugnis, das militärischeEinschreitenanzu-

raten, nicht aber das Recht, den Grund der Unzufriedenheitzu

prüfen oder gar zu erörtern.
Bereitsdamalswar das vonWienaus geübteSystem der Ein-

fchüchterungsoweitgediehen,daß keiner der Mittelstaaten gegen

dieseErklärung, welcheder BundesversammlungjedwedeJnitia-

tive in den gemeinsamenAngelegenheitenaberkannte, Einspruch

erhob. Die laue Haltung in der Berfassungssragewar den reak-

tionären Kabinettenvielmehrsehr willkommen,und es fehltenicht

an Versuchen, eine Zurückziehungdes Schweriner Antrags zu

bewirken. Allein der Mecklenburgerbliebfest. Zwar vergingen

einige Monate, bis nach Einholung der Instruktionen die Zu-

stimmungserklärungenabgegebenwerdenkonnten, auchfielen einige

derselbenziemlichgewundenaus. Dennoch erreichtePlessen in

der Sitzung vom 25. Mai 1818 einen Bundesbeschluß, nach

vorgelegt werden sollte, die Spitze abzubrechen. „Das Unzeitige und Un-

schickliche einer solchen Demonstration", schreibt er in einem seiner Berichte,

„wird klar erkennbar werden, wenn derBund unaufgefordert und aus freiem

Antrieb die Erfüllung der eingegangenen Verpflichtungen auf sich nimmt.

Ich habe freilich mit manchem Widerstand und häufig mit Ängstlichkeit

meiner Kollegen zn kämpfen gehabt. Auch glaube ich, daß einige Höfe die

Einbringung meines Antrags nicht gerne sehen. Indessen kann es auf die

Gunst oder auf das Wohlbehagen einzelner Regierungen nicht ankommen,

sobald Pflicht und Ehre der Versammlung, deren Mitglied ich bin, noch

rechtzeitig zu sprechen gebieten. Überdies weiß ich mit Bestimmtheit, daß

von einigen, insonderheit süddeutschen Hosen ohne einen solchen Impuls

nichts geschehen wird und die Anführung von Schwierigkeiten nur dazu

dienen soll, um die Verbindlichkeit unbestimmt hinauszuschieben."
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welchemsowohl die Garantie des mecklenburgischenorganischen

Statuts übernommenals auchdie Bestimmunggetroffenwurde,

„daß der Art. 13 auf eineangemesseneWeise in Vollziehungzu

bringen und der BundesversammlungbinnenJahresfrist von der

Einleitung, dem Fortgang und womöglichvon dem allseitigen

Resultat der getroffenenständischenEinrichtungenMitteilung zu

machen sei". Mehr war vorläufig nicht zu erreichengewesen.

Wirklichbot jener Beschlußdenn auchfür die süddeutschenHöfe

die Handhabezur Einführung ihrer Verfassungen,während in

den anderenBundesstaatendie revolutionärenUmtriebejeneReak-

tion herbeiführten,die in der Mainzer Unterfuchungskommiffion

und in den KarlsbaderBeschlüssenihre Triumphefeierte.

Daß die Bedeutungder geheimenVerbindungendamals von

den Regierungenvielfachüberschätztund der ganze, zum Nieder-

halten einer angeblichweitverzweigtenVerschwörungin Scene ge-

setzteApparat von Metternich vorwiegenddazu benutztwurde,

eine polizeilicheKontrolle in den kleinerenBundesstaatenauszu-

üben, ist schonhäufig nachgewiesen,Man darf indessennicht

außer acht lassen, daß es bei der Mangelhaftigkeitdes Nach-

richtenwesensfür die Staatsmänner jener Zeit nicht leichtwar,

die wirklicheBedeutung der revolutionärenStrömungen zu er-

kennen. Das Bewußtseineines nichterfülltenVersprechensmochte

auchwohl dazu dienen, den Grad der Unzufriedenheitnochhöher

zu veranschlagen,als er thalsächlichbestand,und somit zu Koer-

citivmaßregelnführen, die teils übertrieben, teils gegenstandslos

waren. In Mecklenburghatte jene Agitation wenig Boden ge-

funden. Der Tugendbundhatte seine Mitglieder vorwiegendin

Preußen geworben.Traten auchmancheder an anderendeutschen

UniversitätenstudierendenMecklenburgerden Burschenschaftenbei,

so verlorensichdochdie mit dem Bierkommenteingesogenenun-

klareirpolitischenVorstellungensehr bald in der nüchternenBe-

haglichkeitder heimatlichenUmgebung. Die RostockerUniversität

war zu schwachbesucht, als daß ihre Studentenschaftin der

wohlhabendenKaufmannsstadteine politischeRolle hätte spielen

können.
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Den Karlsbader Beschlüssenhatte Mecklenburgzugestimmt.

Dennochwar der Großherzog nicht gewillt, sich in den Aus-

fllhrungsbestimmungenüber Censur und polizeilicheÜberwachung

unbedingtden sehr weit gehendenösterreichischenPlänen anzu-

schließen.Der Gesandtevon Plessen wurde angewiesen,bei der

Verhandlungüber dieseBestimmungenVorbehaltezu machen.Die

Frage über dieBeschränkungder Preßfreiheitund derLehrmethode

an den Universitätenerfordere „große Vorsichtund ebensokalt-

blütige als reiflichePrüfung, da manches, was von größeren

Staaten beschlossenwerden möchte, für Uns und UnsereLande

und Verhältnissein der Ausführung lästig und selbst drückend

werdenkönnte".
Indessen vermochtesich die großherzoglicheRegierung doch

dem von Wien ausgehendenDruck aus die Dauer nicht zu ent-

ziehen,und dieCensur über politischeTagesblätterund Zeitschriften

wurde mit aller Strenge verhängt, ebensoauch der studierenden

Jugend die Teilnahmean geheimenPerbindungenund namentlich

an derBurschenschaftmit demHinweis untersagt,daß keinStudent

ohne ein Zeugnis seinesWohlverhaltenseine deutscheUniversität

verlassenbezw.in einer anderenZutritt erhaltenkönne.

Im November1819 begannen die Wiener Konferenzen,die

als eine Fortsetzungder Karlsbader Zusammenkunftbetrachtet

werdenkönnen. Dort entwickeltesichdas Programm der Beratung

unter dem geschäftigenMetternich zu dem einer Art Ausschuß-

sitzungfür deutscheVerfassungsangelegenheiten.Plessen, der in

Karlsbad das Protokoll geführt hatte, ging wieder nach Wien.

Obwohl die Kabinettenochunter dem Eindruckder im Frühjahr

verübtenSandfchenBlutthat standen und die Gewährung konsti-

tutionellerFreiheitennicht in der Luft lag, so war dochder Groß-

Herzogin der ErteilungseinerInstruktion an den mecklenburgischen

Bevollmächtigtensehr bestimmtfür das ständischePrinzip einge-

treten. Bei der Beratung über die Auslegung des Art. 13 sollte

sichPlessenrückhaltlosin diesemSinne äußern. „Mecklenburgischer-

seits" — so lautete dieInstruktion — „kannnur eineBeteiligung

für das allgemeineBundeswesenin Betrachtkommen,da sonstdie
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auf Grundverträgen,Einrichtungenund Rechtenberuhendeland-

ständischeVerfassungMecklenburgswohl Verbesserungenund

Reformenauchauf einemverfassungsmäßigenWege der Revision

erhaltenkann, aber nicht dieGrundsätzeund derBestandderselben

eineAbänderungvonBundeswegenerfahrendürfen." Befürchtungen

dieserArt erwiesensichübrigensals grundlos. DieBestimmungen

derWienerSchlußaktevom l5. Mai 1820 enthieltennichts,was

zu einemEingriffin die ständischeOrganisationder Einzelstaaten

hätte dieHand bietenkönnen. Die Verfassungsfragewar wiederum

vertagt. Die Teilnahmeder mecklenburgischenRegierungan den ,

innerenBundesangelegenheitenwurde während der nächstenJahre

vorwiegenddurch die Verhandlungenüber die Kriegsverfassung

in Anspruchgenommen. Ohne Zweifelwar dieOrganisationdes

Bundesheeresund die Herstellungeines wehrhastenZustandes

eine der wichtigstenFragen und durchausgeeignet,das Band der

Einigungfesterzu schlingen,wenn zu einer solchenEinigungbei

denEinzelstaateneineNeigungbestand. Leidertrat indessengerade

auf diesemGebietsehrbaldeinetiefgehendeMeinungsverschiedenheit

und danebeneine verhängnisvolleUnklarheitüber die Ziele des

Heerwesenszu Tage. Die Aktenjener Verhandlungenbildenden

traurigsten Teil der Bundesgeschichte.Wer die Einigung des

deutschenHeerwesenserlebt und Zeuge der letztenKriegsthaten

unsererNation gewesenist, dem wird es schwerverständlich,wie

es möglichwar, jenebuntscheckigenArmeecorps,mit ihrenDuodez-

kontingenten,dochnochderart zu organisieren,daß wenigstenseine

Art von äußeremZusammenhangauf dem Papier erreichtwurde.

Daß dieseTruppenkörpernicht operationsfähigwaren, daß ihrer

Ergänzung,Ausbildungund Bewaffnungjener einheitlicheCharakter

fehlte,den wir heuteals GrundlagejedesgrößerenArmeeverbands

für unbedingtnotwendighalten, daß eine Mobilisierungäußerst

langwierigausfiel, die Schlagfertigkeitim Ernstfall durchzahllose

kleinlicheSonderinteressengehemmtwurde, — dies alles kannden

einsichtsvollenMilitärs jenerZeit nichtentgangensein. Wir müssen

dieAusdauer und Geduldbewundern,welchediegrößerenMilitär-

staatenDeutschlandsin diesennie endenwollendenVerhandlungen
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an den Tag legten. Das Feilschenum die Höhe der Matrikel,

die Gesucheum Erleichterungen,die persönlichenWünschebetreffs

der Verteilung der Waffengattungen,die Rücksichtnahmeauf die

Finanzen der kleinerenStaaten erschwerten die Verständigung

außerordentlich. Während Österreichmit vornehmer Indifferenz

diesemTreiben zusah, trat Preußen von vornherein mit großer

Entschiedenheitund dem ernstlichenBestrebenhervor, die kleineren

Kontingentewenigstenssoweit unter sich zu vereinigen,daß die

Verteidigungder deutschenGrenzennicht wie früher ausschließlich

ihm allein zur Last falle. Die Ausdehnung seinesGebiets und

namentlich die isolierteLageseiner westlichenProvinzen forderte

eine solchemilitärischeUnterstützunggebieterisch.Als man sich

aber in Berlin überzeugthatte, daß die früher angestrebteTeilung

in einen norddeutschenund süddeutschenArmeeverbanduudurch-

führbar war, und der Versuch, auch nur einenTeil kleinerer

Kontingenteder preußischenHeeresleitunganzugliedern,an dem

WiderspruchÖsterreichsund dem Mißtrauen der Mittelstaaten

scheiterte,beschloßPreußen, auf dem Wege der militärischenRe-

Organisationallein vorzugehen,nicht ohne die Hoffnung,daß sich

später durchSeparatkonventionenerreichenlassenwerde, was da-

mals in dem FrankfurterMilitärausschußdurchzubringenunmög-

lichwar.
Die GroßherzogtümerMecklenburgbefanden sich bei diesem

Wirrsal streitenderInteressennnd Strömungen in der glücklichen

Lage, einenwenigstenseinigermaßenabgeschlossenenTruppenkörper,

eineBrigade nämlich,aufstellenzu können. Ihre Truppen hatten

an den letztenFeldzügenbewährtenAnteil genommen. Es lag

keinAnlaß vor, diebescheideneSelbständigkeiteinesBrigadeverbands

zu beschränken,und diegroßherzoglichenFinanzen ertrugenunschwer

die nach der KriegsverfassunggeboteneErhöhung des Kontingents

auf ein Prozent der Bevölkerung. Großherzog FriedrichFranz

hatte, obwohl nicht selbstvon besonderenmilitärischenNeigungen

erfüllt, dochein klaresVerständnisfür die Bedürfnissedes Heer-

Wesens. Er war sofort bereit, allen Forderungen der Bundes-

kriegsverfaffungzu entsprechenund alle die baulichenoder zur
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Ausrüstung nötigenEinrichtungenzu treffen,welchedie Erhöhung

des Kontingentserheischte.
Nebendem Gesandtenkollegiumin Frankfurt tagte eine Mili-

tärkommission,welchedie technischenFragen der Bundeskriegs-

Verfassungberiet. Mecklenburgwar in derselbendurch einen da-

nischenOberst, denDelegiertenfür Holstein-Lauenburg,mit ver-

treten. Plessens Gesuch, ihm einen militärischenRatgeberbeizu-

ordnen, konnteaus Sparsamkeitsrücksichtennicht entsprochenwer-

den Die Verhandlungennahmen einensehr schleppendenGang.

Um sie zu beschleunigenund doch zu irgend einemAbschlußzu

kommen, traten die Staaten der kombiniertenArmeecorps zu

Specialvereinbarungenzusammen. Eine solchewurde im Herbst

1822 zu Altona zwischendenjenigenRegierungenabgeschlossen,

derenTruppen die 2. Divisiondes 10. Armeecorpsbildeten.Zu

diesengehörtendie GroßherzogtümerMecklenburg.Militärischer

Kommissarwar Oberst von Boddien.Die am 22. Dezember1822

in Altona unterzeichneteSchlußaktebildete somit das organische

Statut sür das mecklenburgischeMilitärwesen. Sie bliebfür das-

selbein Kraft bis zum Jahr 1849, wo der Zerfall des Bundes

vorübergehendauchden ArmeeverbandderKontingentelöste. Die

Schlußakteteilte die 2. Division in zwei Brigaden (Holstein-

Lauenburg und Mecklenburg)1und zwei Halbbrigaden(Olden-

bürg und Hansestädte).Alle dieseKontingentewaren verschieden-

artig ausgerüstetund hatten eine selbständigeVerwaltung. Es

bestand nicht einmal ein Divisionsstab. Nur im Fall eines

Kriegessolltederselbegeschaffenund seinKommandozunächstvon

1 Die mecklenburgische Brigade bestand aus drei Infanteriebataillonen

(Schwerin) und einem Bataillon (Strelitz), jedes zu vier Compagnieen, aus

einem leichten Bataillon zu drei Compagnieen (Schwerin), einem leichten

Kavallerieregiment und einer Fußbatterie von acht Geschützen. Das Grena-

diergardebataillon garnisonierte in Ludwigslust, das erste Musketierbataillon

in Wismar, das zweite in Rostock. In Schwerin befanden sich nur die drei

Compagnieen des leichten Bataillons und die Artillerie. Das Chevau-

legersregiment, das damals nur aus zwei Schwadronen bestand, lag in

Grabow; eine Festungscompagnie in Dömitz. In dieser Formation und

Garnisonverteilung verblieb die mecklenburgische Brigade bis zum Jahre 1837.
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Holsteinbesetztwerden. Mit der anderen(hannoverschen»Division

hatte man gar keineFühlung. Von einem eigentlichenCorps-

verband konntealso nicht die Rede sein, ebensowenigvon einer

einheitlichenOrganisation. Die Gewehre und Geschützewaren

von verschiedenartigstemKaliber. Ein Austauschvon Munition

konntebei den gemischtenBrigaden im Ernstfall nicht eintreten.

Fuhrpark, Ambulanzenund Proviantwesenwaren weder einheitlich

geregelt noch ausgiebigvorhanden. Überall trat das Bestreben

der Einzelstaatenzu Tage, ängstlich an der Militärhoheit im

kleinenfestzuhaltenund lieber einen Bruchteil der unerläßlichen

Militäreinrichtungenselbstzu übernehmen als durchVereinigung

mit den anderen Regierungenin ein abhängiges Verhältnis zu

geraten. Erst 1825 war dieKriegsverfassungwenigstensauf dem

Papier fertig und zugleichein Militürkartellzu stände gebracht,

nachwelchemdieAuslieferungderDeserteureund ausgewanderten

Militärpflichtigenfür alle Bundesstaatenverbindlichwurde.

Die Rückwirkung,welche die Neugestaltungder deutschen

Verhältnisseauf Mecklenburgausübte, blieb nicht ohne Einfluß

auf desseninnere EntWickelung.Politisch belebendwar dieser

Einfluß nicht. Aber er gestatteteeine ungestörteEntfaltung Wirt-

schaftlicherKräfte. Auch hierin war der Fortschrittkeinrascher,

aber dochein stetiger. Die Verheerungen, welchedie Kriegsjahre

gebracht,wurdennochlange nachempfunden.Nur langsamkonnte

sichdie Landwirtschaftvon den erlittenen Schlägen erholen. Es

fehlte an Betriebskapital. Der Wohlstand vieler Familien war

vernichtet,das Verkehrswesenwenig entwickelt. Die ersteKunst-

straße, die von Berlin nach Hamburg führendeChaussee,wurde

auf mecklenburgischemGebiet erst 1826 in Angriff genommen

Sie führte über Grabow und Ludwigslustund durchschnittnur

einenkleinenTeil des Landes. Die nächsteChausseewar die von

Schwerin nachLudwigslust, welcheder KammeringenieurDüste

ausführte.
So war denn in demerstenDecennium, welchesden Kriegs¬

stürmen folgte, die Thätigkeitder Regierung wesentlichauf Bele-

bung der wirtschaftlichenKräfte gerichtet. Ein Bedürfnis nach
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politischenNeuerungenwurdenirgendsempfunden. Zu der Ein-
führung der gemeinnützigenAnstalten, welcheunter der späteren
Regierung Friedrich Franz' I. entstanden,fehlten damals noch
die Mittel. In die Zeit vor 1823 fallen indessennochzwei In-
stitutionenvon Bedeutung:die Reformdes Justizwesensund die
Aufhebungder Leibeigenschaft.Als Ausgangspunktder elfteren
ist dieEinsetzungdesOberappellationsgerichtszu betrachten,welches
im Oktober 1818 begründetwurde und seinenSitz zunächstin
Parchim erhielt, später aber nach Rostock verlegt wurde.
Der vielfachgeäußerteWunschnacheiner besserenProzeßordnung
und zweckmäßigerenBesetzungder Untergerichtewurde gleichfalls
im Verlauf der nächstenJahre erfüllt. KlagenüberVerschleppung
durchdieAdvokaten,überdieUmständlichkeitdes Prozeßverfahrens
und selbstüber die Unsicherheitdes Rechts, namentlichauf dem
Gebiet des Patrimonialgerichtswesens,waren vielfach laut
geworden*. Friedrich Franz I. wandte auch diesemTeil der
JustizpflegeseineAusmerksamkeitzu. Die Stellung derAdvokaten
bliebeinesehr einflußreiche,da sie langeZeit hindurch auch die
Geldgeschästeder Grundbesitzer,die Beschaffungvon Kapitalien
und Unterbringungvon Hypothekenbesorgten. Ihre Zahl war
unverhältnismäßiggroß. (Später, in den 40er Jahren, wurden
von Mitgliederndes AdvokatenstandesselbstVorschlägegemacht,
wie dem übermäßigenAndrangzu wehrensei.)

Auch die Folgen der Aushebungder Leibeigenschaftmachten
sichnur langsamgeltend. Die letzterewar natürlich keinHörig-
keitsverhältnisim mittelalterlichenSinne, allein sie war durchein
Fehlen des Kündigungsrechtesder Hintersassendennochdrückend
genug. Indem die neueVerordnungvom 18. Januar 1820 den
Abzugder TagelöhnernachvorangegangenerKündigunggestattete,
bliebsiedochinsosernunzureichend,als diejenigenFamilien, welche
kein anderes Unterkommengefundenhatten, als unterstandslos

1 Hierüber und über einige Mängel der neuen Institution verbreitete

sich eine in Güstrow 1818 erschienene anonyme Schristl „Betrachtungen über

die Oberappellationsgerichtsordnung".

von Hirschfeld. Friedrich Franz II. 3



34 Lrstes Kapitel.

angesehenund als Ortsarme behandeltwurden Die daraus sich
ergebendenMißständesind erst sehr viel später allmählichbeseitigt

worden. Trotz mancherHärten, die ihm noch anhafteten, war

indessendas Gesetzvon 1820 ein bedeutsamerFortschritt in der

Entwicklungder ländlichenArbeiterverhältnisse.Durch die Frei-

zügigkeitund die Separation der Husen (1822) wurden in

Mecklenburgdie erstenGrundlagen für dieEinsetzungeines freien

Bauernstands gelegt. Derselbehat sich durchUmwandlung der

Zeitpachtbauernin Erbpächterseitdemfortwährendentwickelt.Das

GedeihendiesesStandes lag den Großherzögensehr am Herzen.

Sowohl FriedrichFranz I. als seineNachfolgerhaben dem 1820

begonnenenReformwerk,das in dem ausgedehntenDomanium

auch persönlicheOpfer erforderte, stets ein besonderesInteresse

zugewendet.

1 Das Unzulängliche dieser Bestimmungen behandelte eine Schrift von

C. von Lehsten: „Die Aufhebung der Leibeigenschaft und ihre Folgen".

Parchim 1834.
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Das Fürstenhaus. Lrbgroßherzog Friedrich Tudwig

und feine Kinder.

Unter den vier Söhnen FriedrichFranz' I., welchealle am
Hofeihres Vaters lebten, nimmt der älteste, Friedrich Ludwig,
unserInteressevorzugsweisein Anspruch, nichtnur als Thron-

erbeund Vorfahr der späterenGroßherzöge,sondernwegenseiner
eigentümlichenLebensschicksaleund seinerhervorragendengeistigen
Befähigung. Obwohlsein Tod schonvier Jahre vor der Geburt
seines ältesten Enkelsohneserfolgte, sein Lebenund Wirkenalso
nichtmehr in denjenigenZeitabschnitthineinragt, demdiesesWerk

gewidmetist, so müssenwir uns mit diesemFürsten dochein-
gehenderbeschäftigen,weil sein Einfluß auf seineUmgebung,den

Hos und die Landesverhältnisseein großer und nachhaltigerge-
Wesenist und die Erinnerungan den allzufrühHeimgegangenen

während der Jugendjahreseines Enkels, des Prinzen Friedrich,
nochfrischund lebendigwar.

Der Lebenslaufdieserbeiden mecklenburgischenFürstensöhne
bietetgewisseAnalogieen,Die Ähnlichkeitder Charakterbildungist

unverkennbar. Beiden ist ein Zug rein menschlicherHerzensgüte

und das Überwiegeneiner ernsten, idealen Geistesrichtungge-
meinsam, welcheauf dem Grund fester religiöser Überzeugung

3*
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wurzelte. Ein reges geistigesStreben, große Gewissenhaftigkeit

und Pflichttreue,soldatischerSinn und das Bedürfnis, für das

Wohl des Landes thätig zu sein, — alles das sindEigenschaften,

welcheFriedrichFranz II. von seinemGroßvater ererbte. Beide

waren gleichempfänglichfür die Freuden häuslichen Familien-

glücks. Wie später seinEnkel, so war auchErbgroßherzogFried-

rich Ludwig dreimal vermählt und wurde von seiner dritten

Gemahlin überlebt; wie jener führte er zweimal die eigenen

Truppen siegreichin Feindesland. Allein die reichenAnlagen

seines Geistesund die Erfahrungen eines unter schwerenSchick-

salsschlägengereiftenCharakters als selbständigerRegentfür das

Landnutzbarzu machen,war ihm nichtbeschieden.Die Herrscher-

tugenden, die sein Enkel in vierzigjährigerRegierungszeitauszu-

bilden und zu bethätigen Gelegenheithatte, gelangtenbei ihm

nichtzur Entfaltung.
So geht denn durchsein Lebenein gewissertragischerZug.

Eine reicheSaat von Hoffnungen,Wünschenund Plänen, aber

keineErnte. Sein früher Tod im Jahre 1819 war nichtnur

ein schwererSchlag für das Land, das mit Rechtgroße Erwar-

tungen an den Thronerbenknüpfte, sondernerwies sichauch als

verhängnisvollfür die fürstlicheFamilie. Denn mit ihm schied

das vermittelndeElementaus, welchesdie ältere Generationmit

den sehr viel jüngeren Nachkommenverknüpfte. In Friedrich

Franz I. lebtennochdie Anschauungenund Traditionen des vori-

gen Jahrhunderts fort, welche die Kinder der neuenZeit teils

sür überwundenhielten, teils nicht mehr verstanden. Er war

eine typischePersönlichkeit,ein Fürst der alten Schule. Obwohl

sein lebhafterGeist die veränderten Bedürfnisseder Zeit voll-

kommenbegriffund ihnen — wie wir im vorigenKapitelgesehen

haben — mehrEntgegenkommenzeigte, als bei den meistendeut-

schenRegentendamals zu finden war, so konnte er sichdoch

natürlich nicht so leicht in die neuen Verhältnisseeinleben, wie

dies bei den jüngerenGeschlechternseinesHauses der Fall war.

Sein ältesterSohn namentlichwar von ihm in Wesenund

Charaktersehr verschieden.Er besaßzwar den klarenVerstand
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seinesVaters, auch dessenGewandtheit,sichauszudrücken,nicht
aber dessenheitereGemütsart, Humor und elastischesTempera-
ment Die Sturm- und Drangperiodein Politik und Litteratur
hatte auchseinemWesenden Stempel aufgedrückt.Sein für das

Ideale empfänglicherSinn rang nach Befreiungvon manchen
Fesseln,die ihm sein Stand auferlegte. Er war ganz das Kind
seinerZeit, schnellbegeistert,tief entmutigtdurchden politischen
Druck, etwas zur Schwermut geneigt, nicht ohne einenAnflug
von Schwärmerei. Im ganzen mehr ein weichesGemüt und
daher auch schmerzlichergetroffendurch die Enttäuschungenund

Verluste,die seinenLebenswegbezeichneten.Der ersteSchlag die-

serArt war der früheTod feinererstenGemahlin, der jugendlich

schönenHelenePaulowna,
Diese Verbindung hatte der Prinz im 21. Lebensjahre

geschlossen.Im Januar 1799 war er in Begleitungseinesjüngeren
Bruders Karl und des als GesandtenfungierendenOberhofmeisters
von Lützownach Petersburg gereist, wo der Werbung um die
kaumdem KindesalterentwachseneGroßfürstinsehr bald dieVer-

lobungund im OktoberdesselbenJahres auch die in Gatschina

stattfindendeVermählungfolgte. Bis zum Anfang des nächsten

Jahres blieb das junge Paar nochin Rußland. Der Prinz hat

später dieseZeit als die merkwürdigsteund lehrreichsteEpoche
seinesLebensbezeichnet.Aus den kleinenVerhältnissendes heimi-

schenHoslebensplötzlichauf eine der größtenWeltbühnendes

Jahrhunderts versetzt,gewannder junge unerfahrenePrinz in der

That Einblickein das dortigeStaatswesen,die ihn mit Staunen,

oft auch mit Entrüstung erfüllen mußten. Das Ränkespielder

Parteienam Hofe,diewechselndenStimmungeneinesunbeschränkten

Gewalthabers,die politischenJntriguen der ausländischenDiplo-

matie, alles das zog an seinemAugevorüber. Die Korruption

des höherenBeamtentums,diemoralischeZersetzungder Gesellschaft

und die leichterkennbarenFäden einer den Kaiser schondamals

umgebendenPalastverschwörungerschienendem deutschenFürsten-

söhneebensobefremdlichals verächtlich.Die Pahlen und Bennigsen

begannenbereitsihr Werk. Ein Jahr später fiel der unglückliche



38 Zweites Kapitel.

Kaiservon ihrerHand. AberinmittendieserungesundenAtmosphäre

hatte sich, unberührt vom Gifthauch ihrer Umgebung, eine der

lieblichsten,reinsten Mädchenblütenentfaltet. Alle Zeitgenossen

hatten nur eineStimme über dieSchönheit,Anmut und Herzens-

güte der jungen Zarentochter, die der glücklicheGatte nun nach

dem stillen,friedlichenLudwigslustentführte. Aber nur dreikurze

Jahre währte dieses innige, ungetrübteFamilienglück.Im Sep-

tember1803 verschiedHelenePaulowna nach längererKrankheit

und ließ den tiefgebeugtenGatten mit zweiKindern zurück,dem

Prinzen Paul und der PrinzessinMarie.

Der Prinz war geborenam 15. September 1800; er erhielt

seinenNamen von dem kaiserlichenGroßvater. Gleichnach der

Geburt deszweitenKindes, dieam 31. März 1803 erfolgte,zeigten

sichbei HelenePaulowna dieAnzeicheneiner auszehrendenKrank-

heit, die so rapide Fortschrittemachte, daß schon im Juli die

Hoffnung aus Genesung ausgeschlossenschien. Die anfänglich

beabsichtigteReisenachPetersburg— das dazu bestimmterussische

Kriegsschifflag schonin Travemündebereit— mußteunterbleiben.

Auch einTransport der KrankennachSanssouci, den die um das

Lebenihrer „innig geliebtenBase" ängstlichbesorgteKöniginLuise

vorgeschlagenhatte, kam nichtmehrzur Ausführung. Die Königin,

welchesichvon dem Luftwechfelund der verändertenUmgebung

einegünstigeWendungversprach,bestürmtedie herzoglicheFamilie

und die behandelndenÄrzte mit Bitten, daß sie dieseReise nach

Potsdam bewerkstelligenmöchten. Sie erkannteschließlichdieUn-

Möglichkeitûnd kam am 23. Augustmit dem König selbstnach

* Dies Kapitel war schon geschrieben, als im Heft 2 Jahrgang 1888/89

der Zeitschrift vom „Fels zum Meer" ein Aufsatz erschien, der unter dem

Titel „Briefe der Königin Luise" eine Schilderung der mecklenburgischen

Hofverhaltnisse aus dem Jahr 1803 brachte. Die Briese der Königin neh-

men in diesem Aufsatz einen verhältnismäßig geringen Raum ein. Sie be-

künden die herzliche Zuneigung der Königin für die Erbgroßherzogin Helene

Paulowna und ihren warmen Anteil an deren schwerer Erkrankung. Ihre

Publikation kann daher das Gefühl pietätvoller Bewunderung nur verstär-

ken, welches die Nachwelt der unvergeßlichen Fürstin bewahrt. Ganz an-

dere Empfindungen erwecken dagegen die Briefe und Aufzeichnungen des

englischen Arztes Dr. Brown, den die Königin dreimal nach Ludwigslust
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Ludwigslust. Das Wiedersehender eng befreundetenFürstinnen

war ergreifend.Wohl ahntekeinevon ihnen, daß zwanzigJahre

später ihre beidenKindersicham Altar dieHand reichenwürden.

HelenePaulowna verschiedam 24. September,siebenJahre später

folgteihr die Freundin ins Grab.
Der EnkeldieserbeidenunvergeßlichenFürstinnenist es, mit

demwir uns im Verlauf diesesWerks hauptsächlichbeschäftigen

werden. Er hat die liebevolleZärtlichkeiteiner Großmutter nie

kennengelernt.
Das ganzeLand trauerte mit seinemFürstenhause.Friedrich

Ludwig ertrug die harte Prüfung in christlicherErgebung und

männlicherResignation. Auchgestattetenihm dieWirrenderZeit

nicht, sich feinem Schmerz lange hinzugeben. Die Auflösung

des DeutschenReichesund die drohendenAnzeichender nahen

sandte, um den bedrohlichen Fortschritten der Krankheit Einhalt zu thun.

Seine Berichte über den Zustand der Kranken machen, wenn auch ihr

historischer Wert nicht erheblich ist, den Eindruck wissenschaftlicher Objek-

tivität. Dagegen sind die eingestreuten Bemerkungen über die Mitglieder

der herzoglichen Familie und über verschiedene Persönlichkeiten des Hofs

so übelwollend, zum Teil beleidigend und— was die Hauptsache ist — der

Wahrheit so entschieden zuwiderlaufend, daß die ganze Publikation da-

durch den Charakter eines Pamphlets gewinnt und sich dem Leser die Frage

aufdrängt, warum der Herausgeber diese Verunglimpfungen des mecklen-

burgischeu Hofes, die der Autor doch in die vertrauliche Form eines Tage-

buchs gekleidet hatte, einer von letzterem nicht beabsichtigten Öffentlichkeit

preisgiebt. Namentlich ist die Schilderung, welche Dr. Brown von dem

Erbprinzen Friedrich Ludwig entwirft und worin er diesen durch den

Verlust einer angebeteten Gattin tiefgebeugten Fürsten als roh, herzlos und

heuchlerisch darstellt, von empörender Unwahrheit.

Diese Vorwürfe sind leicht zu entkräften. Das vorliegende Werk ist

aber kein polemisches. Die Widerlegung der gehässigen Ausfälle des er-

wähnten Aufsatzes wird sich am einfachsten ergeben, wenn wir der zumeist

angegriffenen Person, dem Erbprinzen selbst nämlich, das Wort lassen. Der

Leser, dem der Aufsatz der Zeitschrist vom „Fels zum Meer" bekannt ist,

wird nach Durchsicht dieses Kapitels beurteilen können, ob der Fürst, dessen

Charakter aus den darin wiedergegebenen Briefen deutlich hervorleuchtet,

die Vorwürfe verdient, mit denen ihn der englische Arzt belegt. Hiernach

wird dann die Glaubwürdigkeit der anderen Bemerkungen und Notizen zu

bemessen sein, welche ein so unvorteilhaftes Bild von dem Lndwigslnster

Hofleben entwerfen.
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KriegsstürmenahmenInteresseund Thätigkeitdes Thronerben in

Anspruch. Mit Eifer widmeteer sichden Geschäftender inneren

Verwaltung,an welchener als Präsident des Kammer-und Forst-

kollegiumsdirektenund leitendenAnteil nahm. Daß ein Mitglied

der fürstlichenFamilie in die Reihe des höheren Beamtentums

eintrat, war bisher nicht üblichgewesen. In WeiserErkenntnis,

daß demzukünftigenRegentendieBekanntschaftmit demMechanismus

der Administrationnicht fehlen dürfe, hatte der Herzog seinem

ältestenSohn jenes Amt übertragen.
Es kam nun dieZeit derInvasion. Wir finden denPrinzen

1806 in der Begleitungdes verbanntenHerzogsin Altona, dann

in Petersburg, wo er die Vermittelungseines Schwagers, des

Kaisers Alexander, für die Befreiung seines Landes von der

Fremdherrschaftanrief. Daß dies mit Erfolg geschah,haben wir

schonoben erwähnt, ebensodaß der Erbprinz 1808 am Hofe des

französischenImperators eine diplomatischeMission mit Geschick

ausführte. Die Petersburger Lehrzeitwar nicht ohne Nutzen

gewesen. Sein sicheresgewandtesAuftretenund Unterhandlungs-

talent wurde durch eine selteneBeherrschungder französischen

Sprache unterstützt. Schon früher einmal, beim Einrückender

Franzosenin Ludwigslust,hatte er von diesemOrt eine große

Gefahr abgewendet. Der feindlicheKommandeurOberst Ameil

hatte seiner Truppe — wie er später selbst zugestand — die

nächtlichePlünderung des Städtchens versprochen. Der Herzog

besandsichin Schwerin. Erbprinz FriedrichLudwig, welcherin

Ludwigslustweilte, lud den Obersten zur Tafel und wußte ihn

durch liebenswürdigesWesen und fesselndeUnterhaltung so ein-

zunehmen,daß derselbenoch während des Diners einen Gegen-

besehlerließ und später^ohneBrandschatzungabzog.

Im September1811 begab sichFriedrich Ludwig als Ber-

treter seinesHerrn Vaters zur FürstenversammlungnachErfurt.

Letztererhatte sichnicht entschließenkönnen,einerEinladungFolge

zu leisten, die einemBefehl ziemlichgleichkam. Er empfandzu
viel Bitterkeitgegenden übermütigenSieger und traute sichnicht

genug Selbstbeherrschungzu, um diese Empfindungenbei einer
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persönlichenBegegnungsoweit zu verbergen, als es doch das

Interesse seinesLandes erforderthätte. Sein Sohn teilte wohl

dieseGefühle,aber er war besserbefähigt,sie im gesellschaftlichen
Verkehrzu unterdrücken.Er nahm den zehnjährigenPrinzenPaul

mit nachErfurt, um ihn dem kaiserlichenOheim,Zar Alexander,

vorzustellen?Dieserempfingihn mit derihm eigenenherzgewinnen-
den Freundlichkeit.In schmerzlicherErinnerung an die geliebte
Schwesterumarmteer derenSohn, und die Huld des mächtigen

Verwandtenwar für die mecklenburgischenPrinzen ein Trost für
mancheDemütigungen,die derErfurterAufenthaltmit sichbrachte.
Napoleonrief bei der Vorstellungdes noch schüchternenkleinen
Prinzen diesemziemlichherrischzu: „Eh bien, approchez donc,
petit consent", — ein Scherz,der Wohlauf das Abhängigkeits-
Verhältnis deutscherFürstensöhneanspielensollte. Drei Jahre
später war dieses Meteor irdischerGröße erloschen,und Prinz
Paul begrüßte den an der Spitze seinerTruppen heimkehrenden
Vater an der mecklenburgischenGrenzebeiBoitzenburg. Wer hätte
damals geahnt,daß wiedernachwenigenJahren der im kräftigsten
MannesalterstehendeErbprinzim stillenMausoleumvonLudwigs-

lust beigesetztwerdensollte. Ein kurzes,aberreiches,vielbewegtes
Leben. Und dochnimmt nochmehr als dessenäußere Gestaltung
das tiefeGemütslebendiesesPrinzen unserInteressein Anspruch.
Was uns vor allem fesselt,ist die Liebezu seinenKindern, die
unermüdlicheFürsorgefür derenErziehungund geistigeEntwicklung
sowiedie in solcherStellung besonderszu rühmende allgemeine
Menschenfreundlichkeitund Herzensgüte.

Es liegt ein ziemlichumfangreichesMaterial von Briefen

vor, welchedieseZüge deutlicherkennenlassen. Ich kann es mir

nichtversagen,einenTeil derselbenhier im Auszug wiederzugeben.

Sie sind der Mehrzahlnach an den Erzieher des Prinzen Paul,

den LegationsratSchmidtgerichtet. Dieser,ein Sohn des Präpo-

fitus Schmidt in Waren, hatte nach Absolvierungphilologischer

Studien mehrere Jahre hindurch ettte Erzieherstelleim Hause

einesmoldauischenHospodarsbekleidet,in dieserEigenschaftviele

Reisengemachtund sich eine kosmopolitischeBildung erworben.
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Spater fand er im preußischenauswärtigenDiensteineAnstellung.

Bei einer Reise nachLondon, die ihn über Mecklenburg-sührte,

machte der Erbprinz seine Bekanntschaft. Seit 1806 war er

Gouverneurdes Prinzen Paul. Er widmetesich dieserAufgabe

mit einem Eifer und einer Pflichttreue,welcheihm das besondere

Wohlwollendes Erbprinzenerwarben. In den Briefen Friedrich

Ludwigs spricht sichein herzliches,geradezufreundschaftlichesGe-

fühl aus. Der ersteder uns vorliegendenBriefe ist zu Paris am

28. Januar 1808 geschrieben,wenigeWochennach dem in der

ShlvesternachterfolgtenTode der Herzogin,seinerMutter.

„Je Vous remercie sincerement Monsieur de Votre

toute amicale lettre du 14. de ce niois. Je suis infiniment

sensible aux sentiments que Vous me temoignez et je Vous

prie de croire, que mon cceurVousles rend bien. L'affreuse

perte, que j'ai faite a repandue une profonde douleur dans

mon äm.e, et je sens que les nouvelles de mes enfants

sont la seule consolation, dont je sois eapable. Le ciel m'a

beaucoup fait öprouver depuis quelques annees, je le sens

amerement, mais certes je n'en murmure pas, je me soumets

ä ses döcrets et je tacherai de meriter un avenir plus heu-

reux. Pourvuque celui de mon fils le soit, je me rösigne

volontiers ä souffrir encore. Combieiine desirerais-je pas

pouvoir faire une absence pour aller le voir et Vous tous,

mais je ne vois pas la possibilite. A l'entree de celle-ci,

Vous serez en possession de tout ce que j'ai ecrit, depuis

que je connais mon malheur, il ne me reste rien ä y ajouter,

que de Vous assurer avec verite, combien je Vous porte

une vive reconnaissancepour tout ce que Vous faites pour

mon enfant cheri, combienje suis satisfait de le savoir dans

Vos mains. La lettre de mon fils m'a fait grand plaisir

sous tous les rapports, j'en ai presque pleure de joie. Cette

lettre est si bien ecrite que j'en ai ete etonne moi, et tous

ceux qui l'ont vue; c'est une main faite je Vous assure,

eile fait honte ä la mienne, en tout j'espere qu'il vaudra

mieux que moi. Que Dieu le benisse et le fasse continuer
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ainsi. — Je suis fache de ce qu'il n'a ose accompagner le

convoi de son excellente grandmere. Je rends au reste

bien justice ä la precaution de mon bon M. de Boeder

auquel je Vous prie de faire mes amitiösainsi qu'ä Madame.

Assurez M. de Bulow de toute mon amitie et 11'endoutez

jamais Yous meine. Cela sera rendre justice k Votre bon

et sincere ami
Frederic Louis."

Wie tief ihn der Verlust seiner Mutter erschütterte,spricht

sichauch in dem nachstehendenSchreibenaus, das der Erbprinz

gleichfallsvon Paris aus an die Kammerfrau und Vorleserin

der Herzoginrichtete. Dem Dank für deren treue Pflegehatte

er schonin einemfrüherenBriefe Ausdruckgegeben.
„BesteDemoiselleSchacht!

Nichtgenugkannich Ihnen für Ihren liebenBrief danken

und Ihnen sagen, wie ties michder Inhalt desselbengerührt

Hat. Meine gute, liebe Mutter hat also sich noch meiner

wenigeTage vor ihrem Ende erinnert; ich segnesie dasür.

Sie hat wohl recht gehabtzu sagen, mein Sohn wird mich

nicht vergessen.Gott weiß, daß ich keinengrößeren Wunsch

habe, als mich ihrer würdig zu machenund so ihr heiliges

Andenkenzu ehren. Ich erkennees wie eine besondereGnade

Gottes, daß ihr Ende so sanft war; es ist mir ein wahrer

Trost. TausendDank für die mir überschicktenHaare, tausend

Dank! Ich gesteheIhnen, daß ich selbigeerst einmal angesehen

habe, ihr Anblickhat michin einen unaussprechlichenZustand

versetzt.Das ist also alles, was mir von der teuern, lieben

Mutter übrigbleibt. — Daß Sie auch fernerhin auf dem

Schlöffelebenwerden, liebeDemoifelleSchacht, ist mir Trost

und Freude, rechnenSie stets auf michwie auf Ihren besten

und dankbarstenFreund, rechnenSie stets auf mich. Herzlich

sehneich mich nachdem Augenblicke,Ihnen dieseVersicherung

mündlichwiederholenzu können. DenkenSie meiner, wenn

Sie bei meiner Mutter Ruhestättezu Gott beten."

Am 1. Juli 1810 vermähltesichder Erbprinzzum zweiten¬
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mal. Der Wunsch,seineKinder wieder unter mütterlicherObhut

zu wissen,hatte diesenEntschlußreifen lassen. Er fand in diesem

Bunde, was er nichtzu erwartengewagt: die Erneuerung eines

reinen ehelichenGlücks. Seine Wahl war auf die Prinzessin

Karoline Luise von Sachsen-Weimargefallen, die Tochter des

Herzogs Karl August. Aufgewachsenam Hofe des geistreichen

Fürsten im intimen Verkehrmit denBerühmtheitender klassischen

Dichtung, verband diese Prinzessin mit einer seltenengeistigen

Bildung alle Eigenschaftendes weiblichenHerzens, welchedie Er-

füllung der übernommenenMutterpflichtenleicht machten. Sehr

bald erwarb sie sichim Herzenihres Gatten den ihr gebührenden
Platz und im Kreiseder neuenFamilie die Stellung, die ihr zu-
kam. Mit feinemTakt fand sie sichin einerLagezurecht, welche
durchden Umstand, daß in Ludwigslustzwei keineswegsgleich-
artige Hoshaltungennebeneinanderbestanden, leichtzu Schwierig-
keitenführen konnte. Bald nach der Verlobungschriebder Erb-
prinz aus Weimar an seinen Sohn. Die Antwort des letzteren
beruhigteden Vater über den Eindruck, den diesewichtigeEnt-
scheidungauf das Gemüt des Knabengemachthatte. Er äußerte

sichhocherfreut darüber gegenHerrn von Schmidt
„Gott segnemeinenguten Paul und lohne ihm die Freude,

welcheermir macht.Ich bin zu wortarm, um Ihnen zu sagen,
wieichmichüber denAusdruckseinesHerzensbei dieserGelegen-
heit freue. Sie werdenmichnicht wieder erkennen,fo froh bin

ich geworden.Ich glaubtekeinGlückmehr für mich selbstauf
dieserErde, allein die Vorsehunghat mehr als mütterlichan
mir gehandelt. Ihr sei mein heißesterDank."

Die Verbindung mit dem weimarischenHofe ward dem
Erbprinzen überdieszur reichen Quelle geistigerAnregung. Wie
verschiedenwar das Lebenan diesemMittelpunkt deutscherGesit-
tung und Kultur von dem äußerlichprunkhaften, aber innerlich
hohlen Treibender Zarenresidenz,in welchesihn der ersteEhe-
bund eingeführthatte! Dort große politischeAktion, die Gährung

* Derselbe war im Jahr 1812 vom Kaiser von Österreich in dm

Adelstand erhoben worden.
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wilder, kaum bezähmterLeidenschaften,die unvermittelteBegeg-

nung raffiniertestenLuxus mit halbasiatischerEigenart, — hier

der ruhige Glanz des deutschenDichterkreises,der engeVerein

geistigbedeutenderMänner, der Hof belebtdurchden wechselnden

Zuzug aller Freundeder Kunst und Litteratur. Der ideal ange-

legten Natur Friedrich Ludwigs sagte dieserVerkehrungemein

zu. Oft und gern suchteer in den nächsten Jahren Weimar

wiederaus.
Die Erbprinzessinschenkteihrem Gemahl drei Kinder: die

Prinzen Albrecht(geb.1812), Magnus (geb. 1815) und Prin-

zessinHelene(geb.1814). Die Schicksaleder nachmaligenHer-

zoginvon Orleans sind mit den wildestenStürmen derGeschichte

unseres Jahrhunderts verflochten.Von ihren Brüdern starb der

jüngere schonein Jahr nachder Geburt, der ältesteim jugend-

lichenAlter von 23 Jahren. Das Glückhat den KindernKaro-

line Luisens nichtgelächelt.Und dochhat selteneineFrau ihre
Mutterpflichtenernster genommen,über das Wohl der eigenen

wie der Stiefkindermit so rührender Sorgfalt und Hingebung

gewacht. Das Einverständnis der beiden Ehegatten in allen

Fragen der Erziehungwar ein vollkommenes:diejenigedes Prin-

zen Paul als des dereinstigenThronerbenerschienihnen jetztbe-

sonderswichtig.
Gegen Ende des Jahres 1814 kam der lange berateneEnt-

schluß, ihn, entfernt vom Hofe und von störenden Einflüssen,

auf feinespätereakademischeLaufbahnvorzubereiten,zur Aussüh-

rung. Der Erbprinz blieb bei seiner schonfrüher getroffenen

Wahl, feinen Sohn nach Genf zu schicken,wohin derselbemit

seinenbeidenBegleitern, dem Kammerhernvon Bülow und dem

Erziehervon Schmidt, am 27. November abreiste. Die väter-

licheFürsorge des Erbprinzen für die richtigeLeitungund Ent-

Wickelungseines Sohnes, wobeier oft in die kleinstenDetails

einging, sprichtaus den zahlreichenBriefen des Jahres 1815,

denenich folgendeEitate entnehme:
„Gott lassemeinenSohn auf dem betretenengutenWege

fortgehen.DieAbnahmederMilitärpassionist mir sehr erwünscht,
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und ichzweiflegar nicht, daß sie noch mit der Zeit die einzige

und für ihn allein wahreRichtungnehmenwird. Entfernt von
dem täglichenBeispieleder kleinlichenSpielerei, wird dieseArt
von Interesseganz aufhören. Etwas militärischer Geist wird

übrigensnichts schaden,dennDeutschlandwird dochgewiß für

dieZukunfteinemilitärischeHaltung gewinnen,und dann ist es

gut, wennderFürst mit eigenenAugendas Ding beurteilenkann."
„Es ist mir besonderslieb, daß Sie den Pastor Gerlach

bewogenhaben, mitmeinemSohnedas neueTestamentzu lesen;
ichwar schonim Begriff, Ihnen zu schreiben,daß Sie dochden
Religionsunterrichtbetreibenmöchten." —

„Ich stimmeganz Ihrem
Vorschlagebei, meinenSohn erst am erstenPfingsttagezum hei-
ligen Abendmahlegehenzu lassen.Es soll aber niemandbeson-
ders dazu eingeladenwerden.Dies würde derFeier einenWelt-
lichenAnstrichgeben, der mir für derartigeheiligeHandlungen
nichtpassenderscheint.Auchentsprichtes meinenGefühlennicht,
diesenAkt außerhalbdes Gotteshauseszu verlegen.Ich dächte,
es müßtean heiligerStätte, in derKirchegeschehen,daß er sich
zu ChristiJüngern bekennt.Seine Bekanntenwerdenden Tag,
denSie dafürbestimmen,ohnehinerfahrenund von selbst, aus
christlicherLiebein dieKirchekommen.Wäre auchniemanddort
wie Sie, Herr von Bülow und meines Paul sämtlicheLeute,
so genügtdas vollkommen.Es istmir bitterschwer,daß ich nicht
zugegenseinkann1." — — „Das eingezogene
Leben, welchesSie führen, wird gewiß nützlichfür Paul sein.
Wie stehtes denn mit derMathematik?Ich wünschesehr, daß
meinSohn sichdiesemStudium besonderswidmeund auchdas
Latein gutbetreibe,damit er mehr davon lerne wie sein Vater.
Übrigensfreueichmich, daß ihm die stille Lebensweisegefällt.
Es beweistdies, daß seineSeele ruhiger und einfacherGefühle

1 Wegen der Kriegsunruhen mußte Prinz Paul Genf für einige Zeit
verlassen und sich nach Lausanne begeben, so daß die Konfirmation um meh-
rere Monate verschoben wurde. Sie fand erst nach erfolgter Rückkehr am
21. Dezember in der lutherischen Kirche zu Gens statt.
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fähig istund derHang zuZerstreuungennochnichttiefe Wurzel

in seinemHerzengefaßthat,"
— — „GesternAbendmeldetemirOertzen,daß der Kaiservon

Rußland meinenSohn zum 16. OktobernachDijon beschieden

hat. Das freut mich, da ich daraus sehe, daß er dochAnteil

an seinemDaseinnimmt. Ich wünscheIhnen alsoGlückzu die-

ser Reiseund daß alles gut ablaufenmöge.Ich wünschtenur,

daßes keineRevuegäbe, das wirdden alten Adam bei unserm

Jüngling wiederweckenund Ihnen nachhermancheMühe machen,

mais enfin, il faudra passer par lä, Daß Paul sichpassend

benehmenwird, erwarteich; unterrichtenSie ihn nur zuvor von

dennötigenTitulaturen, das Sii'e und die Majestätmöchtenihm

nichtgeläufigsein und es ihm vielleichtwunderbar scheinen,

den KaisernichtOnkelzu nennen. Dies schicktsich aber doch

nichtund darf nicht fein. Im Falle er bei der Revue reiten

müßte, so bittenSie dochBülow, ihn ja nichtaus den Augen

zulassen,damitihm im Gedrängenichtszustößt.ErlaubenSie

nun demFreunde, daßer Ihnen auchein Wörtchensagendürfe.

LassenSie gefälligstIhre angeboreneBescheidenheitin Genf zu-

rück;damitreichtman an diesenHöfen, besondersdem russischen,

nichtaus. Erinnern Sie sich, daß Sie die erstePerson bei

meinemSohne sind, daß Sie ihn folglich nie verlassendürfen

und dieRolleeinzunehmenhaben, welcheIhnen von Gott und

Rechts wegen zukommt."
„Ganz gewißwerdeichmeinenSohn nichtvor dem acht-

zehntenJahre eine Universitätbeziehenlassen;das Ungünstige

desGegenteilshabe ich nur zu sehr an mir selbsterfahrenund

fühledavontäglichdieunangenehmenFolgen." — — —

„Ihr letzterBrief war mir sehr interessantund er-

sreulich,da-ichdaraussehe, daß Sie mit meines Sohnes Fleiß

zufriedensind. Daß es mit demLateinischengutenFortgang hat,

ist mir ganzbesondersangenehm.Sie haben recht, nicht mehr

ZeitaufdieMusikverwendenzu lassen; das ist eine Agrements-

fache,und dieandernStudien sind weit wichtigerfür seinkünf-

tigesLeben.— MachenSie sichja keineSkrupel über die an
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Metternichund Capo d'Jstria gemachtenVisiten Ich finde es

ganz passend,und dieNichterwiderungderselbenmag dem jungen

Herrn zeigen, daß es besserist, höflichals unhöflichzu sein,

und ihn ahnen lassen,was er in reiferen Jahren schonmehr

einsehenwird, daß es Verhältnissein der Welt giebt, wo es

Prinzen nicht bessergeht wie anderen. Die Zeit der strengen

Etikette wird schon srühe genug kommen.Ein junger Mann

in seinerLagevergiebtsichnie etwas, wenn er höflichist, und

gerade bei diesenbeiden war es besondersangebracht."— —

„Paul wird Ihnen gesagthaben, daß

ich wiederzum Schwertegreife. MancheLeutesagen, daß ich
unrechthabe, alleines giebtLagenim Leben, wo man nur dem

eigenenGefühlesolgenmuß. Unter uns gesagt, finde ich, daß

alles, was geschieht,sorechtgeeignetist, den Völkerneine falsche
Ansichtder gegenwärtigenKrisis zu geben!,und sichdie Frage
unwillkürlichaufdrängt: für wenwagt ihr Leibund Leben?Da-
rum ist es der FürstenPflicht, mit dem Beispielvoranzugehen
und zu zeigen,daß es bloß aus Gefühl für Tugend und Recht
geschieht." „Am erstenJuli mar-
schierenunsereTruppen aus, und in den ersten Tagen werde
ich ihnen folgen. Wie unseredirekteKorrespondenzeinzurichten
sein wird, darüberwerde ichIhnen nächstensschreiben.Fahren
Sie dann aber gefälligstfort, meinerFrau jedeWochegenaue
NachrichtenvonmeinemSohnezu gebenund sichin jeder Sache
währendmeiner Abwesenheitan meine',Frau zu wenden.Alles,
was siebestimmenwird. unterschreibeichzumvoraus aus ganzer
Seele. In Augenblickenwiedie jetzigenist es wohl für michein
doppeltes, Gott nie genugzu dankendesGlück, mir einesolche
Frau geschenktzuhaben, der ichmitso vollem, uneingeschränktem
VertrauenmeinteuerstesBesitztum.meine Kinder, anvertrauen
kann.—

Fräulein von Mecklenburgs1 Gesundheitflößt uns große

1 Fräulein von Mecklenburg war die Hofmeisterin der Prinzessin

Marie. Neben ihr war seil einer Reihe von Jahren auch Mademoiselle

Andrienne Solomon als Gouvernante angestellt, deren jüngere Schwester
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Besorgnisein. Ihr Verlustwäre hart, denn sicherhat sie viele
Verdiensteund eine wahrhaft mütterliche Liebe für meine
Tochter."

Die Briefe des Erbprinzen, welcheer währenddes zweiten
französischenFeldzugsschrieb,verraten oft einewehmütigeStim-
mung. Eine schwereSorge bot der Gesundheitszustandseiner
Gemahlin, welchezu kränkelnanfing. Auch der Feldzugselbst
befriedigteihn nicht. Seine Truppen fanden keine Gelegenheit,
die zwei Jahre früher erprobte Bravour in neuenKämpfenzu
bewähren. Diese Campagnebrachtenur ermüdendeMärscheund
Verpflegungsschwierigkeiten.Sein Wunsch, nach Beendigungder
FeindseligkeitenseinenSohn auf einigeTage in Genf zu besuchen,
ließ sichnicht ausführen. Er schriebdarüber aus Luxemburgam
5. November:

„Ichhabedas KommandoüberanderedeutscheTruppen auf
dem Rückmarschbis zum Rhein erhalten.Ich kann michdieser
Pflichtnichtentziehen.Es nimmtmir das wenigstenszehnTage,
und meineZeit wird zu einerReisenach Genf nichtausreichen.
DringendeAngelegenheiten,dieichnur persönlicherledigenkann,
fordernmeineGegenwartin Mecklenburg;ich muß durchausmit
demMinistervon Plesfennochkonferieren,bevor er zum Bun-
destagnachFrankfurtreist. Der Hauptgrundaber ist, daß die
GesundheitmeinerFrau wieder zweifelhaftscheint und sogar
wiedervon einerReisein wärmereLänder die Rede ist. Dies
ängstigtmichsehr, und ich muß mit eigenenAugensehen, was

zu thun ist und wie es eigentlichsteht!"
„Ludwigslust,3. Dezember.

Meine Ahnungensind nur auf zu traurige Weisebestätigt

worden. Ich habemeineFrau in einemsehrleidendenZustande

angetroffen,und die lebhaftestenBesorgnisseerfüllenmein Herz.
Doch gebeich noch keineswegsdie Hoffnung auf. Hilft uns

Gott nur durchdiesenWinter, so ist schonviel gewonnen.Dann

Naucy später in gleicher Eigenschaft die Erziehung der Prinzessin Helene

leitete. Beide Damen entstammten der französischen Schweiz,

von Hirsch feld, Friedrich Franz II. 4
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könnenwir Wohl vielleichtan eine Reise in wärmere Länder

denken.BittenSie dochGott mit mir. daß er mir meinGlück,

meineFrau, meinenKindern die besteMutter erhalte."

„Ich bedarf sehr des Trostes. Meine Frau ist so schwach,

daß ich verzweifelnmöchte,wenn es nicht Sünde wäre. Doch

Gott ist mächtigund gnädig. Ich hoffenochimmer, daß der

Kelchan mir vorübergehenwird. Nochbin ichnichtfähig,den

Gedankenzu ertragen. Es ist schwer,sehr schwer,in Gefahr

zu stehen,das Liebsteauf der Welt zu verlieren."

Auch dieserharte Schlag sollte dem Prinzen nicht erspart

bleiben. Karoline Luise verschiedam 20. Januar 1816. Der

nachstehendeBrief schildertin ergreifenderWeise die Stimmung

des schwergeprüftenGatten:
„Mit tiefer Wehmut, aber auch gerührtemDank habe ich

Ihren Brief erhalten. Wie ichan meinenSohn den 20. Januar

morgens schrieb,dachteich nochnicht, daß so wenigeStunden

nachhermein Unglücksein volles Maß erhalten würde. Sie

könnensichden Zustand denken,in welchemich war; nur erst

abends spät konnteich denMut fassen,denarmenEltern meiner

Frau diegrauenvolleNachrichtzu geben. Jawohl, lieberFreund,

sie ist zurückgekehrtin ihre eigentlicheHeimat. GebeGott, daß

ich es wert werde, ihr einstensdahin folgenzu können! Die

irdischenÜberrestezweierunvergleichlicherGattinnen rnhen nun

nebeneinander,und ihre Seelen sind auf ewig vereinigt. Ich,

der ich mit unendlicherLiebean beiden hing, stehe aufs neue

einsamund verlassenda. Das ersteMal war ichnochjung, die

Vorangegangenegleichsamnoch ein lieblichesKind. Sieben

Jahre der Trauer waren mein Los. Die Vorsehungließ mich

unerwartet (denn Sie wissen es, bei meiner zweitenHeirat

dachteich nichtan mich)der Erde größtes Glück wiederfinden.

Liebe,Verehrungund Bewunderungerfüllten mein Herz gegen

die kluge,weise, frommeGefährtin meines Lebens, die treue,

sorgsameMutter meinerKinder; kaumdaß auch äußerer Friede

den inneren zu erhöhenversprach,ward sie mir geraubt in
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meinem männlichenAlter, wo Gegenwart und Zukunst mehr
wie jemalshäuslichesGlück,einetreueFreundinund Ratgeberin
erheischten.Mit doppeltenPflichten gegenmeineKinder läßt
sie mich zurück. Ich fühle in seinemganzen Umfange,wie
unendlichviel mehr sie wert war als ich, wie sie die Kinder-
weit besserund sicherergeleitethabenwürde, als iches zu thun
im ständeseinwerde; wie manchesandereGute und Nützliche,
auf welchessie im stillen wirkte, wird nun zertrümmert,wie
wird sichalles ändern und wenden! Fürchten Sie nicht für
meineGesundheit,die scheintunverwüstbar. Stürbe man vor
Gram, ich wäre ja längst nichtmehr. Mein Geistaberist sehr
herunter, ich hoffe, die AusfluchtnachWeimar soll mir recht
wohlthätigsein." — —

In der nun folgendenTrauerzeit finden wir den Erbgroß-
Herzoghauptsächlichmit der Sorge für dieErziehungfeinerKinder
beschäftigt.Auchin denfolgendenJahren, mittenunter Geschäften,
ReisenunddienstlichenAbhaltungen,wandern dieGedankenimmer
zum abwesendenSohn, dessengeistigeEntwicklungund Charakter-
bildnngihm so sehr am Herzen liegt. Für die jüngerenKinder
war in der Person des damals in Erlangen dozierendenProfessor
Schubert ein sehr geeigneterErziehergewonnen. Dieser durch
seinezahlreichenSchriften fpäter so berühmt gewordeneNatur-
Philosophzeigteschonfrüh pädagogischeBefähigung.Seine Wirk-
famkeitam LndwigslusterHofe hat er in feinenMemoiren selbst
eingehendgeschildert.Sein Urteilüber diedortigenPersönlichkeiten
ist oft treffend,leidetaber dochan einer gewisseneinseitigenBe-
sangenheit,die bei demjungensüddeutschen,in den engenVer-
hältniffeneines BerufsstudiumsaufgewachsenenGelehrten nicht
befremdenkann. Der Erbgroßherzogwar ihm sehr zugethan;
auch die Kinder,namentlichPrinzessinHelene, hingenan ihrem
Lehrer. Schubert blieb drei Jahre am mecklenburgischenHofe.
Von seinenBeziehungenzur PrinzessinHelene wird noch weiter
unten die Redesein.

Inzwischennäherte sich der Genfer Aufenthalt des Prinzen

4*
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Paul feinem Ende. Am 8. Februar 1817 schriebder Erbgroß-

Herzogaus Berlin an Herrn von Schmidt:
„Hier giebt es eine junge Prinzessin, welcheich aus

vielen Rücksichteneinst meinem Sohne wünschte. Doch vor

seinem25. Jahre soll er nachmeinenWünschennicht heiraten,

und zum unverbrüchlichenGesetzhabe ich es mir gemacht,nie

Heiratsprojektefür meineKinder zu treffe«. Ich überlasseda¬

her auch diesesder weisenFügung einer gütigenVorsehungund

meinesSohnes dereinstigenNeigungen."
Im Frühjahr 1817 vermochteder Erbgroßherzogder Sehn-

suchtnach seinemältestenSohn nichtlänger zu widerstehenund

trat in GesellschaftseinesSchwiegervaters,des Großherzogs von
Sachsen-Weimar,eineReisenachGenf an. Von hier aus wurde

ein Ausflug nach Oberitalienunternommen, dem sichauch Prinz

Paul anschließendurfte. Auf der Rückkehrnach der Heimatver-

weilteder ErbgroßherzogeinigeZeit am Hofe des Landgrafenvon
Hessen-Homburg. DiesemBesuchlag eine besondereAbsichtzu

Grunde. Die frühverklärteKaroline Luise hatte ihrem Gemahl

vor dem Scheidenans Herz gelegt, er mögenichtzu lange ver-

einsamt bleiben,sondernsichund seinenKindern durch die Wahl
einerLebensgefährtinwieder ein innigeres Familienleben sichern.
Sie hatte ihm sogar eine ihr teuerePersönlichkeitbezeichnet,ihre

CousineAugustevon Hessen-Homburg.
Die Prinzessinnahm die Bewerbunggünstigauf; ihr Vater

anfangs weniger,dochbesiegteder Erbgroßherzogdurch den Wert
feinerPersönlichkeitbald alle Schwierigkeiten.

„Der Landgraf hat endlichsein fiat gesprochen" — so
schrieber aus dembenachbartenFrankfurtunterm21. September.
„WünschenSie mir und meinen Kindern Glück und danken
Sie Gott, der alles wiederso väterlichgefügthat. Sie
teilen gewiß meineZufriedenheit. Sie ist groß; denn sie ist

wahr. Sie werden glauben meine arme Frau wiederzusehen.

Nie gab es eine so große Ähnlichkeitim Charakter, im ganzen

Thun und Wesen,auchim Äußerenist sie unverkennbar.Mein

Gemüt ist unaussprechlichberuhigt,dennnun bin ichdes Glücks
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meinerKindergewiß. Gott wolle es mir nur erhalten! Ich
bin der Freudeso weniggewohnt, daß ich nur immer fürchte,

sie wird für mich nicht von langer Dauer sein. — — Sehr

freut es mich, daß sichmein Sohn bei der Feuersbrunst gut

benommenhat. Das war recht. In jeder LageseinesLebens

wird er wohl thun, zu helfenund zu dienen, wo und wie er

kann. Dazu hat Gott uns in dieWelt gesetzt,damit einerdem

anderendiene. Leid thut es mir übrigens, daß man soviel

Wesensdavon gemachthat. Gesternhabe ich es sogar in der

Zeitung gelesen." —

Der dritteEhebunddes Erbgroßherzogsempfingdiekirchliche

Weihe am 3. April 1818. Sehr bald nach dem Einzug der

Neuvermähltenin Schwerin nahm ein Unwohlsein,welchesden

Erbgroßherzogschonfrüher öftersbefallenhatte, einenbedrohlichen

Charakteran. Die Ärzte rieten zu einerKur in Karlsbad und

Pyrmont, welche,im Lauf des Sommers unternommen,auchvor-

läufig einengünstigenErfolghatte, denernstenVerlaufdesLeidens

aber uichtaufzuhaltenvermochte.Im Septembertraf er mit feinem

aus Genf heimkehrendenSohn in Berlin zusammen. Die Gründe,

dieseBegegnungam preußischenHofestattfindenzu lassen,wird

derLeseraus denAndeutungeneinesfrüherenBriefesleichterraten.

Obwohl es keineswegsin den Plänen FriedrichLudwigs gelegen

hatte, seinenSohn schonjetzt durch ein Heiratsprojektvon den

akademischenStudien abzulenken,so sah er sich doch veranlaßt,

diesemGedankennäher zu treten, als derselbein einer Weisean-

geregtwurde, die ihm— abgesehenvon dem jugendlichenAlter des

Prinzen — nur hochwillkommensein konnte. Eine Verbindung

mit dem preußischenKönigshausewar nichtnur glänzendund vor-

teilhast; sie entsprachauch den politischenInteressendes Landes

und der persönlichenÜberzeugungFriedrichLudwigs,der die Er-

hebnngPreußens erlebt,an der Seite seinerberühmtenTruppen-

sührer gekämpftunddiesittlichenKräftekennengelernthatte, welche

Preußen eineFührerrollein dem deutschenStaatenbundezuwiesen.

AuchKönigFriedrichWilhelmwar einerVerbindungsehr geneigt,

dieseinegeliebteTochter,diedamals15jährigePrinzessinAlexandrine,



54 Zweites Kapitel.

demalten, vornehmenFürstenhausezuführensollte,und namentlich
der Gedanke,dieseTochterin dem nahenLudwigslustjederzeitfür
sichund seineFamilie leichterreichbarzu wissen,entsprachdurch-
aus seinenWünschen.

Die ersten Unterhandlungenin dieser Richtungwaren von
dem in Mecklenburgbegüterten kgl. preußischenOberhofmeister

von Schilden eingeleitet. Sie führten sehr bald zu voller Ver-
ständiguug. Der König schätzteden Erbgroßherzog sehr. Die
schlichteNatürlichkeitdesselben, sein gerader, fremdländischen
Sitten abgeneigterSinn war ihm sympathisch. Die Gewissen-
hastigkeit,mit welcherder Erbgroßherzogdie Erziehung seines
Sohnes und Thronerben überwachte,bot dem Vater der Braut
die denkbargrößte Gewähr für die Pflege derjenigenGrundsätze,
die er selbsthochschätzteund in feinemhäuslichenLebenbethätigte.
Auchdarüber waren beidefürstlicheVäter vollkommenmiteinan-
der einig, daß die Neigung ihrer Kinder in dieserSache das
entscheidendeWort sprechensollte. Und diese Entscheidungfiel
bei der ersten Begegnungin unzweideutigerWeise aus. Eine
förmilcheVerlobung wurde vorläufig noch verschoben,um den
Studienplan des Herzogs Paul nicht allzuhäufigenStörungen
auszusetzen.Doch war ein langes Geheimhaltendiesesauch die
weiterenKreisein hohemMaße interessierendenEreignissesnicht
wohl durchführbar. Im Februar des nächstenJahres erfolgte
der offizielleAntrag und dessenAnnahme. Das Antwortschreiben
KönigFriedrichWilhelms an den Erbgroßherzogmöge hier Platz
finden.

„Bei den Ihnen bekanntenGesinnungenkonnte es mir
nur zum wahren Vergnügengereichen,zu einer Verbindung
dieHandzu bieten, die, indemsie für meineTochtereineQuelle
des Glückszu werden verspricht, zugleichnoch das zwischen
Ew. Königl.Hoheitund mir bestehendeBand der Freundschaft
fester zusammenknüpfenwird. Dies habe ich Ihnen auf das
gefälligeSchreiben,welchesSie in Beziehungauf das freudige
Ereignis an michzu erlassenbeliebthaben, hierdurchzu bezeu-
gen nicht unterlassenwollen und freue michübrigens ungemein
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über Ihre, Ihrer Frau Gemahlinund des Prinzen Paul nahe

Ankunft. Sie wird mir einesehr angenehmeGelegenheitder-

schaffen,Ihnen die Versicherungder innigenFreundschaftund

Hochachtungmündlichauszudrücken,mit der ich verbleibe

Berlin, 2. Februar 1819.
Ew. Königl.HoheitergebenerVetter

FriedrichWilhelm."

EinigeTage späterschriebder Erbgroßherzogaus Berlin an

den Gesandtenvon Plessen:
„LieberbesterFreund. Ich beeilemich, Ihnen mitzu-

teilen, daß das Ziel meiner Wünscheerreichtist, woran Sie

gewißherzlichenAnteil nehmen werden. Ehegesternalso hat

der König seine Tochter meinem Sohne förmlich bewilligt.

Schon vor unserer Ankunfthatte er in der FreudeseinesHer-

zens diesebeschlosseneVerbindungfeinerFamilie eröffnet. Der

König stellte feine Tochtermeiner Frau vor, empfahlsie in

den rührendstenAusdrückenunserer Freundschaftund gab un-

fern KindernfeinenSegen. Wehmut mischtesichdochin un-

sereFreude. Die beidenHeldenmütterfehlten, aber gewiß,sie

blicktenherab und vereinigtenihren Segen mit dem unsrigen.

Eine öffentlicheDeklarationist nicht erfolgt, da die Prinzeß

noch nicht konfirmiertist. Gleich nach der Verlobung ver-

sammeltesich die ganze königlicheFamilie zu einem großen

Diner. Sie haben keinenBegriff, wie der Königsichfreut;

noch niemals hat man ihn so gesehen. Diefe Verbindungist

wahre Herzensfachefür ihn. Er ist ganz Vater für meinen

Sohn. Gesternhat er ihn auchmit dem schwarzenAdlerorden

beehrt. Die Prinzeß ist ein wahrer Engel. Meine Frau ist

ganz glücklichüber die künstigeSchwiegertochter,die ihrerseits

so zutrauensvollund lieblichmit ihr ist, daß es uns innig

rührt.
Ich hoffe gewiß nochzu leben, um michdes Glückes

der liebenBeidenzu freuen, allein wenn Gott es auchanders

beschlossenhabensollte, so fahreich nun beruhigtin dieGrube.

Diese Verbindungwar das, was ich noch eifrig aus dieser
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Welt wünschte. Mir fehlen wirklichdie Worte, Ihnen meine

innigeZufriedenheitzu schildern; lassenSie sichmeinenSohn

empfohlensein, seienSie ihm Rat und Freund so, wie Sie

es seinemVater sind, und bleibenSie es immer. Sie wissen,

daß ein großer Teil der HoffnungenmeinerZukunft auf Ihnen

beruht.
Wie wir zuerst in Fulda von dieser Angelegenheitzu-

sammenredeten,versprachenSie mir Ihre Hülfe zu dem künf-

tigen EtablissementmeinesSohnes. Ich teilte Ihnen damals

meinen Plan mit, den Bau eines Hauses für ihn mit der

Niederreißungder alten Pavillons zu verbinden. Ich wünschte

nun von Ihnen zu wissen, lieber Freund, auf wieviel ich

rechnendarf und was für Schritte zu thun sind. Bei meiner

Rückkunftwürde ich dann meinem Vater meinen Plan vor-

legen.
Der liebe, würdige Geheimrat Behrens findet meine

Gesundheitsehr gebessert,meint aber, daß ich durchausnoch

einmal diesesJahr nachTeplitzund Karlsbad muß."
Welch'freudigenAnteil auch GroßherzogFriedrich Franz an

der VerlobungfeinesEnkelsnahm, geht deutlichaus nachstehen-
dem an den ErbgroßherzoggerichtetenBrief hervor, dessenwar-

mer Ton zugleichbezeichnendist für das herzlicheEiuverneh-
men zwischenVater und Sohn:

„Schwerin, den 5. Februar 1819.
LieberSohn!

Ich dankeDir herzlichfür DeinenBrief, den mir Bülow
heuteMorgen beim Erwachenüberbrachte. Der ganze Inhalt
hat michsehr erfreut. Und kürzlichhat mich keineBegebenheit
so erfreut als dieseglücklicheund liebeVerbindung. Rechtan-
gelegentlichtrage ich Dir auf, dies dem Königezu fagen und
michseinemgnädigenAndenkenbestenszu empfehlen.Ich habe
fogleichdem Minister von Brandensteinaufgegeben,daß nichts
von diesem glücklichenEreignis in den hiesigenöffentlichen
Blättern kund gemachtwird, bis es in die Berliner Zeitung
kommt. Wäre dochder Zeitpunktda, daß ich Deine liebens-
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Würdige Schwiegertochterkennenlernen könnte, und ichmache

im stillen die frömmstenWünsche,daß statt 4 Jahren 2 Jahre

nur hingehenmöchten,dieseVerbindungin Erfüllung gehen

zu sehn. Ich kann mir es lebhaftdenken,wie alle Mecklen-

burger sichdarüber freuenmüssen. Tausend Empfehlungenan

Deine liebe, gute Gemahlin. Hier ist alles froh und vergnügt

über das glücklichgeschlosseneBündnis, und wünscheich Dir

auchnochbesondersGlück. Lebewohl und behaltedenjenigen

lieb, der nie aufhörenwird zu sein
Dein treuer Vater und Freund

FriedrichFranz."

Der Zeitraum von vier Jahren, den der Großherzogabge-

kürzt zu sehenwünschte,war für die akademischenStudien und

die militärischeAusbildungin Aussichtgenommen. Ursprünglich

sollteder Prinz die erstenSemesterin Göttingenverbringen.Bei

einemim Dezember1818 unternommenenBesuchin Weimar aber,

wo der Erbgroßherzogmit der Kaiserin Mutter von Rußland

zusammentraf,wurde dieserPlan geändert.

Die Kaiserinhatte die Kinder ihrer früh dahingeschiedenen

TochterHelenePaulowna zu sehengewünscht.Der Erbgroßherzog

kam diesemVerlangenum so bereitwilligerentgegen,als dadurch

derAnlaß gebotenwurde, langverjährte,von ihm nichtverschuldete

Mißverständnisseaufzuklären,welchefeit dem Tod seiner ersten

Gemahlin zwischenderen Mutter und ihn getretenwaren und

selbstden brieslichenVerkehrunterbrochenhatten. Hier in Weimar

nun, wo dieKaiserinzu längeremBesuchbei ihrerdrittenTochter,

der Gemahlin des ErbgroßherzogsKarl Friedrich, eingetroffen

war, fand eine volleAussöhnungstatt. Prinz Paul gewannrasch

das Herz seinerrussischenVerwandten, und dieseim Vereinmit

dem Großherzogvon Sachsen-Weimar suchtennun dahin zu

wirken,daß das nahe Jena als Studienort gewähltwerde. Der

Erbgroßherzogwar anfangs sehr dagegen. Das laute Gebahren

derBurschenschaft,diebedenklicheHaltungderJenenser Professoren

ließenihm dieseUniversitätsehrungeeigneterscheinen.Auchmußte

auf den preußischenHof Rücksichtgenommenwerden,dessenMiß-
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billigungeiner solchenWahl zweifelloserschien. DiesenBedenken

begegnetedie KaiserinMutter mit dem Einwand, daß sie selbst

Jena besucht,die dortigenVerhältnissenicht so gefährlichgefunden

habe und dies demnächstin Berlin mündlich vertreten werde.

Auchfalle der Einfluß ins Gewicht, den ihre Tochter, die Erb-

großherzogin,von Weimar aus auf den Prinzen ausüben könne.

Schließlichwar auchnochder Umstandmaßgebend,daß der Groß-

HerzogseinemNeffen und dem gleichzeitigin Jena studierenden

jungenHerzogvon Sachsen- MeiningeneineWohnung im dortigen

Schlosseanbot. So gab denn FriedrichLudwig nach, und der

Prinz bezoggleichnach seineroffiziellenVerlobungdie thüringische

Universität.
Die Befürchtungendes besorgtenVaters fanden nur zu bald

neue Nahrung in der SandfchenBlutthat. Ein ferneres Verblei-

ben des Prinzen in Jena schien nunmehr unstatthaft und die

Rücksichtenauf den weimarischenHof mußten einer Verfügung

des Familienchefsweichen. Der Erbgroßherzogschriebdarüber

im August aus Doberan:
„Die Frage wegen des Aufenthalts meines Sohnes ist

nunmehr entschieden.GteichbeimeinerAnkunftHierselbstbefahl

mir mein Vater ganz bestimmt,ihn von Jena fortzunehmen.

Das Betragen des akademischenSenats beim Abschiededes
Herrn Oken, so wie es aktenmäßigin allen Zeitungen steht,
hat ihn, und ich glaubemit Recht,so indigniert, daß er seinen
Enkelnicht länger dort wissenwill. Uberhaupt herrscht hier
nur eineStimme darüber, und ich selbst kann nicht anderer
Meinung sein. Ich freue mich dieses bestimmtenBefehls, da
er michnun gegenalleMißdeutungenseitensmeinerSchwieger-
eitern deckt. Der KaiserinMutter habe ich es heute so rück-
sichtsvollwie möglichgeschrieben.Sobald also der halbjährige
Kursus vollendetist, werden Sie Jena verlassen, um nach
Göttingenzu übersiedeln.Der König von Preußen hat erlaubt,
daß mein Sohn auf seinerReise dorthin über Berlin gehen
darf. Ist es mir irgend möglich,so kommeich auch dahin,
um die Freude zu haben, Sie alle wiederzusehen."
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Die Beziehungendes jugendlichenBräutigamszur preußischen

Königsfamiliegestaltetensichimmerherzlicher.FriedrichWilhelmIII.
hatte seine Freude an dem heiteren, unbefangenenWesen des
Prinzen Paul, und zwischendiesemund dem Kronprinzenknüpfte

sichbald ein Freundschaftsbund,der sichauchin der Zukunft,in

guten und schlechtenTagen, treu bewährensollte. Obwohl der

KronprinzsechsJahre älterwar als seinzukünftigerSchwager,ver-

band beidedochdieGleichartigkeiteineslebhaften,fastübermütigen

Naturells und die Gemeinsamkeitder Anschauungen.

Es liegt eine von beidenSeiten mit Offenheitund Wärme

geführteKorrespondenzvor, welchevon der Herzlichkeitder Be-

ZiehungenberedtesZeugnis ablegt. Der muntere zwangloseTon,

der scharfeWitzdes geistreichenKronprinzenlassendieselbeheute

größtenteilszur Veröffentlichungnochungeeigneterscheinen.Der

nachstehendeBrief indessen,denPrinz Paul bald nachfeinemEin-

treffenin Jena erhielt,mag hier eineStelle finden.
„Berlin, den 13. April 1819.

„Ich sageIhnen meinenherzlichstenDankfür Ihren lieben

Brief; Sie glaubennicht,welcheFreude mir's macht,zu sehen,

daß Sie meinerin Freundschaftgedenken.Aber wozualle die

Komplimente! HeißenSie sich meinenFreund, wenn Sie's

sind, damit basta. — Wie sieht's denn in Weimar aus, ist

alles wohlbeiHof? Derselbefängt ja jetztan, gegendie hohe

Schule zu Jena zu wüten? Welch'Gesichtmacht denn die

Universität dazu? — VerzeihenSie mir alle diese Fragen.

Aber ist's nicht zu unbescheiden:lassenIhre Professorenund

A. Ihnen Zeit, fo bitte ich Sie recht sehr, schreibenSie mir

zuweilen. Je öfter,je besser,und ich will suchen,meineWelt-

berühmteMiserabilitätim Korrespondierenabzulegen,auchfleißig

zu sein. Ich stehealsobereit,jedeFrage, dieSie mir machen,

so gut wie möglichzu beantworten. Und nun bitte ich Sie

nur schließlich,mir etwas über den Eindruck,den Kotzebues

Ermordungin Jena gemachthat, zu schreiben. GlaubenSie

wirklich,daß die ganzeJenaer Jugend so unschuldigan dieser

Greuelthatist? Hier nehmensichmanchefrecheJungen heraus,
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die That frei zu loben. Es ist zu scheußlich!!! Geschiehtdas

auch bei Ihnen? Wie befinden Sie sich zu Jena? Wie

gefälltIhnen die dortigeJugend, oder machenSie sich nicht

viel zu schaffenmit ihr? Und damit Gott befohlen,Herzens-

Paul! EwigIhr treuerFreund und VetterFriedrichWilhelm."

Inzwischenhatte der Erbgroßherzogden Plan, seinenSohn

in Göttingenoder Heidelbergstudierenzu lassen, aufgebenmüssen.

Gerade während seines Berliner Aufenthalts — irrt September

1819 — fanden die Karlsbader Ministerkonserenzenstatt. Die

Aufregung,welchean den meisten deutschenHochschulenherrschte,

machte den Aufenthaltfür einen jungen Thronerbendort fchwie-

rig, wenn er sichnicht von allem studentischenVerkehrfern hielt

und dadurcheine ganz falscheAuffassungdes akademischenLebens

empfing. Sowohl der König als der Großherzog hielten es
unter diesenUmständenfür angemessen,daß Prinz Paul schon
jetztdie LandesuniversitätRostockbezöge, wo die Auswahl eines
passendenUmgangs und das FernhaltenschädlicherEinflüssewesent-

lich erleichtertwar. ErbgroßherzogFriedrich Ludwig fügte sich
nur ungern dieserBestimmungder beidenFamilienchess. Er be-

fürchteteStörungen des Studiertganges durchdie Nähe der Hof-
lager von Schwerin und Doberan. Auchhätte er gewünscht,daß
seinSohn mitdenVerhältnissenandererdeutschenBundesstaatendurch
einen Aufenthaltaußerhalb MecklenburgseingehendereBekannt-
schaftmache. Dem bestimmtenBefehl seines Vaters aber mußte
er nachkommen.Es war dies sein letztes Opfer. Seine Tage
waren gezählt. Schon wenigeMonate später, am 29. November
1819, erlag er einemNervenfieber. Mit der Fürsorge für seine
Familie hielt das Interessean den politischenVorgängenund den
RegierungsangelegenheitengleichenSchritt. Einer seiner letzten
Briefe an Herrn von Pleffen, dessenErnennung zum Kabinetts-
minister damals in Aussichtstand, möge hier noch Platz finden.
Friedrich Ludwig hatte diese Ernennung lebhaftbefürwortet, da
er PlefsensAnwesenheitim Landefür notwendighielt.

„Teplitz,den 24. Juli 1819.
Seitdem ich Mecklenburgverlassen, haben Sie, lieber
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Freund, mir keinZeichendes Lebens und Andenkensgegeben.

Ich hoffte,dadurchfür Ihr Stillschweigenentschädigtzu werden,
daß Sie mit mir gleichzeitigin die Heimatzurückkehrtenund
dann keinefernereTrennungstattfindenwürde. Ich baute auf
Ihr mir gegebenesWort. Seit gesternaber erfahre ich, daß
man bemühtist, Ihnen die Erfüllungdesselbenzu erschweren.
Wie ichhöre, hat der KaiservonÖsterreichan denGroßherzog
geschrieben,um ihn zu ersuchen,Sie nochlänger in Frankfurt
zu lassen.Ich selbstbekommeeinenBrief vom FürstenMetter-
nich, vom 7. d. M. aus Florenz datiert, nachTeplitzadressiert,
weil er berechnet,daß ich am 20. nicht mehr in Karlsbad sei,
er mich daher dort nicht mehr finden würde (ichhätte nicht
vermutet, daß er so genau auf Tag und Stunde wisse, was
ich vornehme),in welchemer mich in den schmeichelhaftesten
und, gern setzeich hinzu, in den verdientestenAusdrückenfür
Sie, lieber Freund, bittet, meinen ganzen Einfluß (diesmal
ist er schlechtunterrichtet)anzuwenden,damit bei der Krisis,
in welcherDeutschlandsichbefindet, der GroßherzogSie nicht
dort abberufe, sondern so der GesamtheitDeutschlandsund

sich selbst den wesentlichstenDienst leiste. Meine Antwort
wird kurz die sein können, daß ich meinemVater den Brief

vorlegenwerde, meineAnsichtbrauchter nichtzu kennen.
Wie ich früher über das Sujet Ihres Abganges von

Frankfurt dachte,ist Ihnen genugsambekannt,meineMeinung

ist unveränderlich. Was die jetzigeKrisis anbetrifft,so bin ich
Metternichs Ansicht, daß man sich keine Illusion darüber

machenmuß, daß solchewirklichvorhandenist. Wäre ich der

Überzeugung,daß in derThat derBundestag thätig genug sein

wird, um der Gefahrkräftigzu begegnen,so habe ich gewiß

ein zu echtdeutschesHerz, um nicht dem Ganzenjedes persön-

liche Opfer zu bringen. Die bisherigen Resultate desselben

können mir solcheaber unmöglich geben. Und wo ist die

Linie abgesteckt,die uns sagenwird: Bis dahin ist Gefahr,

nun nicht weiter?Will man mir den Zeitungsartikelentgegen-

setzen,der uns sagt, daß Sie von Frankfurt aus alle mecklen¬
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burgischenGeschäftedirigieren, so drängt sichmir der natür-

liche Gedankeauf, daß es Ihnen nur desto leichterwerden

könnte, von Mecklenburgaus Ihre Frankfurter vota zu bear-

Seiten und solchedem von Ihnen selbstzu wählendenNach-

folger zu diktieren. Der allgemeinenSache blieben Ihr Rat

und Ihre Verdiensteunbenommenlind die privativeSache des

Vaterlandeslitte nichtSchaden wie bisher. Der Geschäftsgang

bliebenicht so zerrissen;dieHoffnungen,die man allgemeinauf

Ihre Rückkehrsetzt, würden nicht abermals getäuscht. Dauert

Ihre AbwesenheitwiederJahr und Tag, bleibtbei uns dieser

interimistischeprekäreZustand, so sehe ich nicht ein, wie es

unter den gegebenenBedingungenbei uns werdensoll, und

ich laufe Gefahr, meiner wiederhergestelltenGesundheitmich

nicht zu erfreuen, denn dieseZustände, die meineeigeneZu-

fünft untergraben, so ruhig mit ansehen zu muffen, ist im

42. Lebensjahre hart. Ihrer eigenenSachkenntnisund Be-

urteilung stelle ich diese Reflexionenanheim, da ich nicht

zweifle, daß der Großherzog Ihnen selbst die Entscheidung

überlassenwird."
Diese fiel nicht in dem vom ErbprinzengewünschtenSinne

aus. Auf den KarlsbaderKonferenzen,wo Plessendas Proto¬

koll führte, gelang es Metternich, ihn nochzum Ausharren âuf

dem FrankfurterPosten zu bestimmen. Der Großherzogwar da-

mit einverstanden,und auchFriedrichLudwig mußte nach näherer

Prüfung der Sachlagezugeben, daß PlessensMitwirkung bei der
Ausgestaltungdes Bundeswerksvorläufig nicht entbehrt werden

konnte. Die TeplitzerKur war günstigverlaufen. Sein Tod trat
deshalb überraschendein. Prinz Paul, der kurz vorher nach
Rostockübersiedeltwar, kam zu spät, um nochden Segen des
scheidendenVaters zu empfangen. Tief erschüttertschrittenGroß-
Vaterund Enkelhinter demSarge des Entschlafenen,der in dem
LudwigslusterMausoleuman der Seite seinerihm vorangegangenen
Gemahlinnenbeigesetztwurde.

Der unerwarteteTodesfall, der so tief in das Familienleben

des mecklenburgischenFürstenhauseseinschnitt,legte dem fügend-
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lichenThronerbenschwerePflichtenauf in einemAlter, welchem

der Wunschnachheiterem,ungezwungenemLebensgenußsonstals

ein Vorrechtzugestandenwird. Daß er sichder Verantwortlich-

keitder neuenStellung vollkommenbewußtwar, ersehenwir aus

einemschönen,tiefempfundenenBrief seinesFreundes, des Krön-

PrinzenFriedrichWilhelm:
„Berlin, den 14. Dezember1819.

Ich weiß nicht, wie ich es genugsamerkennensoll, daß

Sie an michgedacht!mir geschriebenhabenund so innig und

schön!bei dem schwerenSchlag, der Sie und Ihr Haus und

Land getroffenhat!! GlaubenSie mir's, daß Sie mich aufs

tiefste gerührthaben durch Ihren herzlichen,freundschaftlichen

Brief! WelchenEindruckder plötzlicheTod Ihres Vaters hier

und auf uns alle gemachthat, werdenSie durchHerrn von

Barner erfahrenhaben. Jedem Mecklenburgerhat es wohl-

thun müssen, wie die Nachrichthier aufgenommenwordenist.

Mir war's ein tröstlicherBeweis, daß die deutschenStämme

sich nicht als Fremdlingebetrachten. Daß ich mit Herz und

Seele Anteil an Ihnen nehme, teuersterPaul, das wissenSie.

Ich denke,daß Ihnen beinahegeholfenist, wenn Sie das

Hochwichtigeund sehr GefährlicheIhrer jetzigenLageeinsehen

und fühlen, und so scheintmir's aus Ihrem liebenBriefe. Ihre

herrlicheMutter ist meine ganzeHoffnungin dieserRücksicht.

Sie wird Ihnen und Alexandrinenein wahrer Schutzengel

fein, und ich denke, je engerSie beidesichan Ihre Mutter

anschließen,destosichererwerdenSie Ihres Glückessein, und

zwar eines GlückeshöhererArt, das nicht allein an die engen

SchrankendieserZeitlichkeitgeknüpftist. Ihr seligerVater hatte

mir immer und namentlichdie letzteZeit soviel Freundschaft

und Wohlwollengezeigt,daß ich mit Wahrheit sagen kann,

doppelt schmerzlichbewegtzu sein. Ich bitte rechtinnig um

Ihre fernereFreundschaft,lieber Paul. Ich gebe Ihnen die

heiligeVersicherung,daß ich mit gewissenhafterTreue stets die

alte FreundschaftzwischenPreußen und Mecklenburgals ein

leures Erbteil meinerVäter betrachtenwerde. — Mit unver¬
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brüchlichsterTreue Ihr ergebensterVetter und bester Freuud

FriedrichWilhelm."
Mit dem feinenGefühl, das ihn auszeichnete,hatte derKrön-

Prinz in diesemBrief auf den sicherenHalt hingewiesen,der sich

den doppelt verwaistenKindern in der edlen Persönlichkeitder

ErbgroßherzoginAugustedarbot. Selbstlos und hingebendüber-

nahm diesedas verantwortlicheAmt. Nachkaummehr als ein-

jähriger Ehe trat dieFürstin in denWitwenstand,in welchemsie,

treu den übernommenenPflichten,52 Jahre noch verharren sollte.

Es mußte als ein nichthochgenuganzuschlagendesGlückan-

gesehenwerden,daßFriedrichLudwigdurchseinendrittenEhebund

den fürstlichenFamilienkreiswiederdemEinfluß edlerWeiblichkeit

zugänglichgemachthatte. ErbgroßherzoginAugustewar dieeinzige

fürstlicheFrau am LudwigslusterHofe. GroßherzogFriedrichFranz

lebte seit Jahren als Witwer. Seinen Lebensgewohnheitenent-

sprach,namentlichjetztin vorgerücktemAlter, ein intimesFamilien-

leben mit den Seinigen nicht. Die jüngeren Brüder Friedrich

Ludwigs waren damals unvermähltund bliebenes auch. Herzog

Karl war durch die russischeVerbindung seines älteren Bruders

mit dem Petersburger Hof näher bekannt geworden und dann

dort in Kriegsdienstegetreten. In der Wintercampagne1812

zeichneteer sich aus, kehrteaber mit der deutschenErhebung in

die Heimat zurück,wo er sichden mecklenburgischenTruppen in

den nun folgendenFeldzügenanschloß. Nach dem Frieden ver-

blieb er in Ludwigslust. Er bewohntedort ein kleinesPalais

und starb im Jahre 1833 infolge eines Schlagflusses. Auch

die jüngeren Brüder Gustav und Adolf nahmen verdienstvollen

Anteil an den Befreiungskämpfen.Der erstereverlor durch eine

feindlicheKugelzweiFinger; dem HerzogAdolf wurde bei Sehe-

stedt ein Pferd unter dem Leibeerschossen.Zur Fortsetzungeiner

militärischenLaufbahnzeigtenaber auch diesebeidenPrinzen keine

Neigung. .Herzog Gustav verbrachtezehn Jahre im Ausland,

meistensin Italien. Nach seinerRückkehrerbauteer bei Ludwigs-

lust, uuweit des GrabowerThores, eine kleine,aber geschmackvolle

Villa im Stil eines italienischenKasino. Dort lebte er in einer
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nur durchJagdausflügeund kleineReisenunterbrochenenZurück-
gezogenheitbis zu seinemTode im Jahre 1851.

Der jüngsteder vierSöhneFriedrichFranz' I. war einPrinz
von idealer,fast schwärmerischerGeistesanlage. Er standinnerlich
seinemältestenBruder, dem Erbgroßherzog,am nächsten. Beide
verbandein tiefesreligiösesGefühlund der Sinn für Familien-
leben. Bei dem jüngerenBruder steigertesichdieSehnsuchtnach
religiöserErkenntnisoft zur Exaltation. Sie führte schließlichzu
einem Bekenntniswechsel,welcherdurch die ausgesprocheneVor-
liebe seinesVaters sür den katholischenRitus genährt zu sein
scheint. Der frühe HeimgangfeinesLieblingsbrudersmachteauf
sein weiches,zur Schwermut neigendesGemüt einen tiefenEin-
druck. Schon nach zwei Jahren folgte er ihm ins Grab. Er
starb am 8. Mai 1821 und wurde in der kleinenkatholischen
Kirchebeigesetzt,welcheGroßherzogFriedrich Franz nicht lange
vorher in Ludwigslusterbaut hatte und die er regelmäßigSonn-
tags zu besuchenpflegte.

DemÜbertritt des Prinzen folgtespäterder seinerSchwester,
der einzigenTochterFriedrich Franz' I., Prinzessin Charlotte
Friederike. Dieselbewar mit dem Kronprinzenvon Dänemark
vermählt, wurde von diesemgeschiedenund lebtedann zuerstin
Altona und Jütland, später in Oberitalien. In Vicenza,wo sie
längere Zeit ihren Wohnsitzhatte, wurde sie 1830 durch den
dortigen Bischof Peruzzi in die römischeKirche aufgenommen.
Sie zog dann nachRom und starb daselbstam 13. Juli 1840.
Mit den Mitgliedern der großherzoglichenFamilie hatte schon
längst jedeVerbindungaufgehört.

Was FriedrichFranz I. von dem alten lutherischenBekenntnis
seinerVäter abzogund ihn — wenigstensin der äußerenForm
der Religionsübung— dem Katholicismuszuführte, ist nie recht
verständlichgeworden. In Mecklenburgglaubteman damals an
einengeheimenÜbertritt. Dieserhat nie stattgefunden.Der Groß-
Herzoghielt vielmehrdie Zugehörigkeitzur protestantischenKirche
dadurchaufrecht,daß er regelmäßigalljährlich in der Karwoche
bei seinemHofpredigerkommunizierte. Allein dieseFeier fand

von Hirfchseld, Friedrich Franz II. 5
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stets auf demSchloß und ohneZeugenstatt. Den protestantischen

Gottesdienstin der Kirchebesuchteer niemals. Dies eigentümliche,

mit den Sitten des Landes und dem HerkommenseinesHauses

in auffallendemWiderspruch stehendeVerhalten mußte jenem

Gerücht eines verheimlichtenBekenntniswechselsum so mehr

Nahrung bieten,als er, wie schonerwähnt, die Messesehr steißig

besuchteund auchmit dem katholischenGeistlichenin Ludwigslust

viel verkehrte. Eine Begünstigungder römischenKircheim Sinne

der Propaganda fand indessennicht statt. Die Hoffnungender

Jesuiten bliebenin dieser Hinsichtunerfüllt. Immerhin fühlte

sichdie protestantischeGeistlichkeitverletzt durch die offenkundige

Zurücksetzungihrer höherenund berufenstenMitglieder, uud man

würde auchim Landewohl nochmehr Anstoß genommenhaben

an der unklarenHaltung des oberstenBischofs, wäre nicht der

leutseligeund in seinenEntschließungenüber kirchlicheAngelegen-

heiten durchausgerechteFürst so überaus populär gewesen. Zur

Erklärungmochtedienen, daß er in der Jugend am Hose seines

Oheims, des Herzogs Friedrich, einer frömmelnden Richtung

begegnetwar, die unter dem Schein der Gottesfurchtund Sitten-

strengesehr bedenklicheMißstände verbarg. Dem überzeugungs-

treuen,wahrhaft gläubigenHerzogFriedrichwaren dieseMißstände

teils unbekanntgeblieben,teils wurden sie von ihm unterschätzt.

Dem scharfenBlickseinesNeffenentgingensienicht. Sie drängten

ihn naturgemäßauf die Bahn des Rationalismus, der im Geist

seinerZeit lag und der auchin der mecklenburgischenLandeskirche

immer festereWurzeln schlug.War es nun das Unbefriedigende

dieserkaltenDoktrin,was dem alterndenFürsten späternichtmehr

genügte, war es das Bestrickendeeines mehr auf die Sinne

berechnetenKultus, was ihn bei der römischenKirche anzog, —

beideUmständemögenvereint dahin gewirkthaben, ihn äußerlich

seinerKirchezu entfremden. Sein unabhängiger,jedwederBer-

stellnngabgeneigterSinn gestatteteihm wohl nicht, ein Bekenntnis

öffentlichzur Schau zu tragen, von dem er sichinnerlichlosgesagt

hatte. DieseeigentümlicheÄußerungdes Freimuts vervollständigt

in merkwürdigerWeise das Charakterbildeines in so vielerBe-

ziehungoriginellenFürsten.
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Die Lücke,welcheder Tod FriedrichLudwigs in der groß-
herzoglichenFamilie gerissen,wurde auchin den ständischenund
Verwaltungskreisentief und schmerzlichempfunden. Der Ver-
ewigte hatte hier vielfachvermittelndund aussöhnendgewirkt.
Wiederholt waren Reibungen in der nächsten Umgebungdes
GroßherzogsdurchseinenSohn ausgeglichen,drohendeKonflikte
mit den Ständen — so z. B. auf dem letztenRostockerKonvo-
kationstage— durch dessenvermittelndesEingreifen abgewen-
det worden. Überall blickte man mit Vertrauen auf den
Thronerben, dem das Detail aller Verwaltungszweigege-
läufig war. Dazu kam noch, daß der regierendeHerr, sein
Vater, seit einigen Jahren an einem asthmatischenÜbel litt,
welchessichmitunterzu bedenklichenKrisensteigerte. Nachmensch-
licher VoraussichtschienFriedrich Ludwig damals berufen, die
Regierungin nichtallzufernerZeit anzutreten. Wie ganz anders
fügte es sichnun! FriedrichFranz I., obwohlhäufigleidendund
zur Schonung seiner Gesundheitgenötigt,sollte den Sohn noch
18 Jahre überleben.

In die fast immer schwierige,viel Takt und Rücksicht
erforderndeStellung eines Thronfolgersrücktenun der 18jährige
Herzog Paul ein, dessenakademischeStudien erst in demselben
Jahre begonnenhatten und dessenCharaktersich natürlich noch
nichtzu derjenigenSelbständigkeithatte entwickelnkönnen,welche
die veränderteLageerheischte. Der von feinemVater mit soviel
UmsichtgetroffeneStudienplan konnte nun unmöglich in der
ursprünglichenForm festgehaltenwerden. Es galt, in gedrängter
KürzediestaatswissenschaftlichenFächerzu absolvieren,was während
des Trauerjahres in Rostockgeschah,um dann durch praktische
Übungenbei der Regierungund durchReisen im Auslande den
Bildungsgangzu erweitern. Nachdemder junge Erbgroßherzog
am 13. Juni 1820 den Hausgesetzengemäß die bedingteGroß-
jährigkeiterlangthatte,fand bald darauf, am 24. September, die
feierlicheund öffentlicheVerlobung in Berlin statt, bei welcher
auch GroßherzogFriedrichFranz zugegenwar. Bis dahin hatte
das Verlöbnis, so sestes auchgeknüpftwar, eine offizielleBeur-

5*
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kundungnichterfahren. Es folgtennun längere Reisenins Aus-

land. In den Monaten Februar bis Mai 1821 verweilte der

Erbgroßherzogam Hofe seines Oheims, des Kaisers Alexander.

Der Sommer führte ihn nach Paris, und im Herbst desselben

Jahres fanden nochBesuchean denHöfen von München,Dresden

und Wien statt. Endlichim Frühjahr 1822 war die vierjährige

Frist abgelaufen,an welcherdie beidenfürstlichenFamilien aus
Pietät für die einstigenBestimmungenFriedrichLudwigs festge-

halten hatten. Die Vermählungsfeierfand am 25. Mai in Berlin
statt, und am 10. Juni traf das junge Paar in Ludwigslustein.

König FriedrichWilhelm war den Neuvermähltenauf einem
anderenWege dorthin vorausgeeiltund begrüßtenun die freudig
bewegteTochter am Eingang des Fürstenschloffes.das ihr zur
zweitenHeimat werdenfollte. Die Überraschungwar vollständig
gelungen. Der König blieb nocheinigeTage in demengbefreunde-
ten Familienkreise.Das erbgroßherzoglichePaar begab sich als-
dann nach Schwerin, wo der feierlicheEinzug am 15. Juni statt-
fand.
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Großherzog Friedrich Franz I. und sein Hos.

Im Februar 1823 herrschteam Hof zu Ludwigslusterwar-

tungsvolleSpannung; die Niederkunftder Erbgroßherzoginstand

bevor. GroßherzogFriedrichFranz, welcherin dieserJahreszeit

einige Monate in Schwerinzu residierenpflegte— er bewohnte

dort das NeustädtischePalais —, hatte zu diesemEreignis nach

Ludwigslustkommenwollen, wurde aber durch ein gichtisches

Leiden davon zurückgehalten.Sein Leibarzt, Geh. Medizinalrat

Sachse, ein geschickterAccoucheur,war nach Ludwigslust be-

ordert und' mußte ihm, regelmäßig Berichterstatten. Frau von

Plessen,Gemahlindes Ministers und Oberhosmeisterinder Erb-

großherzogin,wohnte während dieser Zeit im Schloß und wid-

mete ihrer jungen Herrin die aufmerksamstePflege. Am Nach-

mittag des 28. Februar verkündeteKanonendonnerdie Geburt

eines Prinzen. Der Erbgroßherzogsandte sogleichseinen Adju-

tauten, den Rittmeistervon Kahlden, als Boten diesesfreudigen

Ereignissesnach Schwerin. Derselbelegte den etwa 4 Meilen

langen Weg in IV4 Stunden zurückund überbrachtedem Groß-

herzogdas nachstehendeSchreiben,das dieFreude des glücklichen

Vaters bekundet:
„GnädigsterGroßvater! — Ein Sohn! ein Sohn! In

diesemAugenblickist meineliebeFrau glücklichentbunden,Um
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4 Uhr 5 Minuten war der Kleine da. Meine Frau und ich
legenIhnen den kleinenAnkömmlingzu Füßen und empfehlen
ihn Ihrer Gnade, indem wir Sie bitten, durch die Annahme
einerPatenstelleihm die erstenBeweisedavon zu geben.Mutter
und Kind sind wohl. Morgen schreibeich wieder. — Behalten
Sie in gnädigemAndenkenIhren nnterthänigenEnkelPaul."

In weiteren Berichtenheißt es, daß der Prinz kräftigund
gesundfei, 8V2 Pfund wiegeund seinerMutter auffallendähnlich
fehe. Frau von Pleffen mußte auch das Maß der Körperlänge
(58 em) übersenden. Die hohe Wöchnerinbewohntedie Zimmer
des südlichenFlügels im zweiten Stock nach dem Garten hinaus.
Ein kleiner scherzhafterVorfall belustigteden Hof sehr. Die
Ammedes Prinzen, eine hübsche,gute, aber mit der Hofetikette
natürlichwenig vertrauteBauersfrau, wollte denGeh.Medizinal-
rat Sachserechthöflichanredenund titulierte ihn beständig:Herr
„GemeinerAllrat" zum Ergötzender Eltern und anderen An-
wefenden.

Der Großherzoghatte noch am 28. Februar den Reifemar-
fchall von Buch mit einem Handschreibennach Berlin entsendet,
um dem Königedas frohe Familienereignisanzuzeigen.Auchan
den Großherzogvon Mecklenburg-Strelitz,der sichzur Zeit in
Berlin befand, und an den Kaiser von Rußland wurde diese
AnzeigedurchspecielleGesandteübermittelt.Am preußischenHofe
herrschtegroße Freude. Die Antwort des Königs lautete:

„Ich teile von ganzemHerzendie Freude, welcheEw.
Königl. Hoheit in dem soebenerhaltenen Schreiben über die
glücklicheEntbindungmeinergeliebtenTochtervon einemSohn
ausdrücken.ErfreulichereNachrichtkonntemir nicht zukommen,
und ich habe jetztkeinendringenderenWunsch als den für die
Fortdauer des Wohlseinsder Wöchnerinund für das Gedeihen
des Kindes. Mein Flügeladjutant, der Major von Prittwitz,
den ich mit diesemSchreibenabsende,wird Ew. Königl.Hoheit
dieFreude bezeugenkönnen,die diesesfrohe Ereignis in meiner
ganzen Familie verbreitethat; ich habe daher nur noch die
Versicherungzu erneuernvon der unwandelbarenHochachtung



Großherzog Friedrich Franz I. und sein k?of. 71

und Freundschaft,in welcherich verbleibeEw. Königl.Hoheit

ergebenerVetterFriedrichWilhelm."

Der KönigbethätigteseineFreudeüber dieGeburt des ersten

Enkelsohnsnochdurcheinen besonderenGnadenakt, indem er die

Freilassungeinigerin Spandau inhaftiertenMecklenburgerverfügte,

welchewegen Schmuggelsan der Grenze bei Grabow arretiert

waren.
Die Taufe hatte ursprünglicham 6. April stattfindensollen.

Auf die besondereBitte derErbgroßherzoginaber, welchebei die-

sem Anlaß dem Besuchihrer Brüder entgegensahund sichden-

selbenmehr widmen zu könnenwünschte,wurde sie auf den 11.

verschoben.Der Großherzogkehrtedazu nachLudwigslustzurück.

Außer ihm hatten noch Patenstellenübernommen:König Fried-

richWilhelmIII., die verwitweteErbgroßherzoginAuguste,Kaiser

Alexander von Rußland und seineGemahlin, sowiedie verwit-

wete Kaiserinund GroßherzogGeorg von Mecklenburg-Strelitz.

Die Feier sand in herkömmlicherWeiseim goldenenSaal

statt. Deputierte der Ritter- und Landschaft,Gesandteauswar-

tiger Höfe und viele Mitgliederdes Landadels waren zugegen.

HerzoginMarie trug den Täufling aus denGemächernder hohen

Wöchnerinhinüber in die glänzendeVersammlungx. Einer der

beidenKammerjunker,welchedie Schleppedes fürstlichenKindes

hielten, war der Kanzleiauditorvon Lützow,der neunzehnJahre

später dem jungen GroßherzogFriedrichFranz bei seinemRegie-

rungsantritt als erster Ratgeber zur Seite stehen sollte. Die

Taushandlungwurde vom KonsistorialratPassowvollzogen;der

Prinz erhielt die NamenFriedrichFranz Alexander.

Die nun folgendenJahre der ersten EntWickelungkönnen

wir füglichübergehen. In einer fürstlichenKinderstubepflegtes

nicht anders herzugehenals in der eines wohlhabendenPrivat-

manns: die gleichenkleinenSorgen und Bedürfnisse,dieselben

kindlichenFreuden, Wünscheund Enttäuschungen.Die tressliche

Frau Klockmanngeb. Kresst versahhier ihr wichtigesAmt mit

* Zwei Jahre später vermählte sich die Herzogin mit dem Prinzen und

nachmaligen Herzog Georg von Sachsen-Altenbnrg (7. Oktober 1825).
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Umsichtund Geschick.Der Prinz war ein gesundes, kräftiges

Kind; die leiblichePflege bot keinerleiSchwierigkeiten.Im Ver-

lauf der Jahre fandensichdie kleinenGeschwisterein: Prinzessin

Luise (geb. 17. Mai 1824) und Prinz Wilhelm (geb. 5. März

1827). In den Räumen des zweitenStockwerks, die nach dem

Park zu gelegenwaren, wurde es nun immer lebendigerund
geräuschvoller.Sonntags gab es Kindergefellschaften;an den
Wochentagenwar ?bteTageseinteilunggleichmäßigund geregelt.
NachdemPrinz Friedrichder Obhut seinerKinderfrauentwachsen
war, wurde seine erste Erziehung gemeinsammit der seiner
Schwestervon einerGouvernante, MademoiselleGarnier, geleitet.
Privatlehrer erteilten den Elementarunterricht. Erst 1830 trat
hierin ein Wechsel ein. Der Prinz erhielt in dem königl.
preußischenHauptmann von Sell einenmilitärischenGouverneur
und in dem cancl. theol. Willebrand einen Jnstruktor, welcher
nun in allen HauptfächernnacheinemfestenLehrplan den Unter-
richt erteilte. Die Unterweisungin der Religion war dem Ober-
HofpredigerWalter übertragen worden. Für fremde Sprachen,
Musik — der Prinz lerntespäter die Flöte — und gymnastischen
Sport wurden nachBedürfnis besondereLehrkräfteherangezogen

Seine Kinder- und Jugendjahre verlebteder Prinz in Lnd-
wigslust. Nur selten kam er zu kurzemBesuchnach Schwerin;
dagegenfand alljährlichein mehrwöchentlicherAufeuhaltim See-
bade Doberan statt. Ein Jugendfreund des Prinzen, der auch
dessenUnterrichtdamals teilte, schreibtüber dieseZeit:

.Der Prinz bewohntemit seinem Erzieher in Ludwigslust
die Parterrezimmerdes Schlosseslinks vom Eingang, welcheer
auchspäter als regierenderHerr behielt. Die Mahlzeitwar ein-
fach, die Tageseinteilungstreng geregelt. Ich erinnere mich
keinerUnterbrechungin dem vorgeschriebenenStudienplan. Mittags
um 12, nach vierstündigemUnterricht, ging es ins Freie ohne
Rücksichtauf Wind und Wetter. Vor dem Abendessendurften
die Kinder in den Zimmern der Erbgroßherzoginverweilen, wo

1 Für Mathematik: Rektor Gerdeß, Französisch: SMvenard -c.
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der Hof zum Thee vereinigtwar. Prinz Friedrich bedurftein

den Stunden nur seltenderAufmunterung.Schon damals machte

sichdie Gewissenhaftigkeitbemerkbar,welchesich in dem späteren

Lebendes Fürsten als seltenePflichttreueglänzendbewährthat,

und was er gelernt hatte, blieb sein Eigen. Für Musik und
Zeichnenwar ausgesprocheneBegabungvorhanden. sDie späteren
Studien und der frühe Regierungsantrittließen dieselbenichtzu
höhererAusbildunggelangen^ UngewöhnlicheKörperkräfteunter-
stütztenihn in allenLeibesübungen,an denener mit zunehmender
Geschicklichkeitimmer mehr Gefallenfand.

Besondersernst wurde derExerzierunterrichtgenommen.Als
Lehrmeisterwirkte einer der wenigenMecklenburger,welcheaus

dem russischenFeldzugeden Weg in die Heimatzurückgefunden

hatten, also ein Veteran, der viel zu erzählenwußte und um so
interessanter,als er von einemgefährlichenSchuß durchdenHals

vollständig hergestelltwar. [FeldwebelWinterfeldvom dama-

ligenGrenadiergardebataillon,späterRechnungsführerbeim Jäger-
bataillonund als Major a. D. in hohemAlter in Schwerinder-

sbrben.] Alles Militärischeinteressierteschon den Knaben im

höchstenGrade. Sell und Winterfeld mnßten unausgesetzter-

zählen,und danebenwurde den bleiernenSoldaten, die „Groß-

papa König" in damals seltenerVollkommenheitschenkte,und

deren an dem Lineal ausgeführtenEvolutionengroße Aufmerk-

famkeitzugewandt; stundenlangkonnte er sie exerzierenlassen.

Auch die Spiele im Freien mit gleichaltrigenKnaben hatten

fast immer militärischeGrundlage. Sonntags wurden gewöhnlich

Söhne LudwigslusterFamilieneingeladen,wenn es in derWoche

nicht irgend ein Unglückim Betragen oder im Lernen gegeben

hatte, [von Arnim, von Klein, zweiZöllner, zwei von Kahlden,

Eggers, Schmidt, Brückners Die Kinderzeitund ersteJugend

verliefin den glücklichstenFamilienverhältnissen,bewachtvon der

Liebe der Eltern, erheitertdurchguten und einträchtigenVerkehr

mit den Geschwisternund nichtzu sehr beengtdurch die Strenge

und Gewissenhaftigkeitvon Gouverneurund Lehrern."

Die Eindrücke,die wir im jugendlichenAlter empfangen,
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bleibenbedeutsamfürdasganzeLeben. Nichtseltensindsieentscheidend

für dieEntWickelungdesCharakters. Nichtnur diePersonenderUm-

gebungspielenbeidiesenerstenEindrückeneinewichtigeRolle; gewiß

sindauchdieErscheinungender örtlichenundlandschaftlichenScenerie

dabeimaßgebend. Von diesemGesichtspunktaus wird hier ein

flüchtigerUmblickin demGeburtsortdes Prinzenund in Verbindung

damit eine Darstellung des damaligenLebens und Treibens am

großherzoglichenHofefür den Leservon Interessesein.
Ludwigslust— früher lange die einzige,jetztdie zweiteRe-

sidenzdes Landes — trägt nochheuteunverkennbarden Stempel

einer fürstlichenSchöpfung. Wie Nymphenburg,Schwetzingen

und andere Lustschlösserdes vorigenJahrhunderts, verdanktes
seineEntstehungderVorliebejenerZeit für vornehmabgeschlossene
Fürstensitze. Mit den wachsendenBedürfnissendes Hofstaatsund

dem VerlangennachgrößererPrachtentfaltungwuchsauchder Ort.
Aus dem bescheidenenWohnsitzder Herren von Klenow, einer
längst ausgestorbenenFamilie, entstand ein stolzer Schloßbau,
aus dem kleinenRittergut ein ansehnlicherMarktflecken,der 1823
ca. 2000 Einwohnerzählte'. Der Begründer des Orts war der

1 An die Entstehung dieses Fürstensitzes knüpfen sich sehr eigentümliche

Vorkommnisse.

Der regierende Herzog Karl Leopold hatte wegen seines Streites mit

den Ständen das Land verlassen und residierte zehn Jahre lang in Danzig

Prinz Christian Ludwig, sein jüngerer Bruder, der selbst später zur Regie-

ruug gelangte, wünschte in den wildreichen Waldungen, unweit seines

Wohnsitzes iu Grabow, ein kleines Jagdhaus zu errichten. Er begann 1724

einen Bau von sehr bescheidenen Verhältnissen aufzuführen. Der Herzog,

der seinem Bruder überhaupt nicht wohlgesinnt war, hatte kaum davon

erfahren, als er sogleich dem Kommandanten von Dömitz Befehl erteilte,

das unvollendete Bauwerk niederzureißen. Der Prinz begann im nächsten

Jahre in dem nahegelegenen Dorf Kummer eiuen zweiten Banz auch dieser

wurde vom Herzog sistiert. Nachdem ein dritter Versuch an einer anderen

Stelle das gleiche Schicksal gehabt und den Handwerkern bei schwerer Strafe

die Beteiligung an den Plänen des baulustigen Prinzen untersagt war, ver-

zichtete dieser einige Jahre auf die Ausführung. Als ihm aber sein Gra-

bower Schloß abbrannte und der ihm zugewiesene Wohnsitz in Neustadt

nicht genügte, nahm er 1731 seinen Lieblingsplan wieder auf und zwar in

Klenow, dem jetzigen Ludwigslust, diesmal in größeren Dimensionen. Der

Herzog war natürlich sehr ausgebracht. Der Grabower Amtmann mußte
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Bruder Karl Leopolds,der damals in Grabow wohnendePrinz
Christian Ludwig. Der Wildreichtumder umliegendenForsten
veranlaßte1736 den Bau eines in bescheidenenVerhältnissenan-
gelegtenJagdschlosses.Dasselbewurde, nachdemChristianLudwig
1747 die Regierungangetretenhatte, erweitertund verschönert.
Aber erst seinemNachfolger,HerzogFriedrich,welcher1756 die
Regierungantrat, verdanktder Ort die Umgestaltung,die ihm
nunmehr den Charaktereiner fürstlichenResidenzverlieh. Aus
Pietät für seinenVater gab er ihm denNamenLudwigslust. Im
Grundeaber war es eine durchaus neueSchöpfung, die unter
persönlicherLeitungdieseskunstsinnigenund prachtliebendenFürsten
entstand.Der Bau eines großen,architektonischstilvollenSchlosses,
der Kirche,die AnlagederHauptstraßen,der Plätze,der Kasernen
und Marställe, alles dies fällt in die circa dreißigjährigeRe-
gierungszeitdes Herzogs Friedrich (1756—1785). Das alte
Jagdhaus mit feinenAnnexenwurde abgeriffen. Was aber die
Begründungeines größerenOrts überhaupt erst möglichmachte,
war die Zuführung von Wasser. Zu diesemBehuf ließ Herzog
Friedrichmit großenKosteneinenKanal graben, welcherdie Stör
mit der Elde verband, den Ort durchströmte,dort eine Menge
künstlicherWasserwerkespeisteund dann die hinter dem Schloß

wieder einschreiten. „Einem apanagierten Prinzen" — so hieß es in dem

Reskript — „bei einem noch nicht angewiesenen und bewilligten, sondern

mit sträflicher Eigenthütlichkeit oeeupierteu und usurpierten demeure könne

dergleichen Unterfangen [ttt Klenow ohne höchsten Nachteil der landesfürst-

lichen Hoheits- und Regierungsrechte weder nachgesehen noch zugegeben wer-

den, und der Amtmann solle daher den Handwerkern und Arbeitern das

Bauen untersagen."

Prinz Christian Ludwig war aber jetzt entschlossen, dem Eingreifen

des wenig wohlwollenden Bruders energischen Widerstand entgegenzusetzen.

Er wandte sich an die in Rostock befindliche kaiserliche Kommission und erlangte

deren Schutz und die Bewachung des Baues durch ein kleines Truppen-

detachement. Die Proteste des abwesenden Herzogs blieben nun wirkungslos,

und 1736 war das Jagdhaus mit Seitenflügeln, Küchengebäude, Stallungen

u. s. w. vollendet. Es lag dort, wo sich jetzt der Schloßplatz befindet.

Gartenanlagen von zopfigem Geschmack umgaben das Etablissement. Die

innere Ausstattung war einfach, der Hanptfchmnck bestand in Gemälden,

die der Prinz eifrig sammelte und die sich noch jetzt in der großherzoglichen

Galerie befinden.
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liegendeWaldung durchschnitt,deren sumpfigesTerrain, durch

Regulierungsarbeitenentwässert,allmählichzu einemgroßartigen

Park umgewandeltwurde.
Das Schloß, ein dreistöckigersymmetrischerBau im Stil der

Spätrenaissance,mit zwei nach dem Schloßgarten zu sich vor-

schiebendenFlügeln, erhielt eineBekleidungvon pirnaischemSand-

stein. Die behauenenQuadern wurden aus Sachsen auf dem

Wasserwegenach der Baustelle geschafft. Die architektonische

Gliederung der Facaden mit ihren ionischenund korinthischen

Säulen, die reicheOrnamentikder Friese und Gesimsezeugt noch

jetzt von dem feinenKunstsinn des Erbauers. Zahlreicheantike

Göttergestaltenund allegorischeFiguren schmückendie Bekrönung,

Die innereAusstattungist vornehmund gediegen. Der im corps

de logis liegendeFestsaal, weiß mit reicher Vergoldung, zeigt

edle Verhältnisse. Bei ihm und den daran stoßendenPrunk-

gemächernist eineNachbildungderRäumedes VersaillerSchlosses

geschicktund frei durchgeführt.
Die Umgebungdes Schlosses,derOrt Ludwigslustselbstund

der weit sichhinstreckendeSchloßgartenhabensichseitdenJugend-

jähren des Prinzen Friedrich nur unwesentlichverändert. Das

Ganze hat den Charakterdes vorigenJahrhunderts treu bewahrt.

Aus den Fenstern der Räume, welchedie Eltern des Prinzen

bewohnten,schweiftder Blicküber den breiten, freien Schloßplatz

hinweg,über die schäumendenFälle einer mächtigenKaskade,über

weite,von alten Lindenund KastanienumsäumteRasenplätzehin

zu dem hohen Säulenportol der im BasilikenstilerbautenKirche.

Ihre Fa^ade erinnert an die des Lateran. Eine säulengetragene

Vorhalle, daraufdieApostelstatuen,alles überragtvon den riesigen

vergoldetenLettern des byzantinischenMonogramms. Zu bei-

den Seiten der gartenartigenAnlage, welchesichzwischenSchloß

und Kirche hinzieht, liegen in symmetrischerAnordnung lang-

gestreckteHäuserreihen,teils im Halbkreisein rundes Bassin um-

gebend,teils den rechtwinkeligenKirchenplatzbegrenzend,alle aus

rotem Ziegelbau, durch gemeinsameBedachungverbunden,halb

versteckthinter den dichtenBaumreihen,welchedieAnlagenüberall
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umsäumen. Die gleicheBauart zeigtder ganzeOrt. Die langen

Dachfirsteund symmetrischenFensterreihender schmucklosen,aber

solid gebautenHäuser, die nüchterneUniformitätder Baufluchten,

alles das verrät, daß nichtBedürfnis und natürlicherZuwachs,

sonderndie gebieterischeVerfügungeines fürstlichenBauherrn hier

maßgebendwar. Kein Rathaus, kein Marktplatzoder sonstiges

Wahrzeicheneiner selbständigenStadtgemeinde. Die demSchloß-

PlatzzunächstgelegenenvornehmerenStraßen waren von aktiven

oder pensioniertenHofbeamtenbewohnt,die bescheidenerenStadt¬

teile an die Schloßdienerschaftund an das Kleingewerbevergeben.

Den anmutigstenTeil dieserfürstlichenAnsiedelungbildetder

Schloßparkmit feinen prachtvollen,uralten Eichen-und Buchen-

beständen. Hier machteder Prinz mit seinemBegleitertäglich

weiteSpaziergänge. Es gab da für den Knaben mancherleizu

sehen:künstlicheBurgrainen, Bärenzwingerund Volieren, düstere

Grotten von gewaltigenFichten beschattet,Kaskadenund Spring-

brunnen, einsameMausoleen,Schweizerhäuserund zierlichePa-

villons — dazwischen,dem GeschmackfrühererZeit entsprechend,

verschnitteneLaubengänge,Statuen und Denkmale.Eines derselben,

welchesGroßherzogFriedrichFranz I. seinemLieblingspferdhatte

setzenlassen,trug die sinnigeInschrift:
„Hier liegt das beste Pferd begraben,

Das viele Tugenden in sich vereint;

Könnt' man ein Pserd zum Freunde haben,

So läge hier mein Freund."

Der sogenannteKaisersaalzeigtein einer schattigenAllee auf

steinernenPostamentendie Büsten römischerImperatoren. Ein

schönesMarmorbild, an einsamerStätte gelegen,trug die lieb-

lichenZüge der frühverklärtenHelene Paulowna. Hier düstere

Weiher, auf denen ernste Schwäne dahinglitten,eineEinsiedelei

verstecktunter Föhren und wildemWein, dort der lange, blitzende

Wnsserstreisendes Kanals, gesperrtdurch selbstthätigeSchleusen,

aus denen die gestaute Flut schäumendüber künstlicheFelsen

stürzte.
Später durchstreifteder Prinz auf munteremPony an der

Seite seinesVaters den entlegenerenForst, dieHirschebeobachtend.
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Welcheruhig und vertraut auf den Waldwiesenästen. Manchmal

führte der Ritt in die Grabower Tannen, welche,durchfurchtvon

endlosscheinendenSchneisenund breiten,sandigen,birkenumsäumten

Landstraßen,sichtief in das Land hineinerstrecken.Oder es ging

im Galopp über die baumloseNiederungzwischenLudwigslustund

Hagenow,wo der moorigeBoden unter demHufschlagder Pferde

zittert, der Blick ungehemmtin duftige Fernen schweiftund die

kleinenWasserlachenaus dem Heidekrauthervorblitzenwie die

verstreutenScherben eines zerbrochenenRiesenspiegels. Soweit

das Auge reicht,keinemenschlicheAnsiedelung,unabsehbardehnt

sichdie Ebenevor dem Reiter aus, darüber ein weiter Himmel

mit seltsamenWolkenbildungen.Nichts unterbrichtdie Stille als

das kaumvernehmbareSummen der Heidebieneund dermelancho-

tischeRuf des Kiebitz.
Heute ist diese Gegend von der Berlin- HamburgerBahn

durchschnitten.Der blasierte Tourist, der einen Blick aus den

Fenstern wirft, wendet sich gelangweiltab von diesereintönigen

Natur. Und dochhat sie einen eigenenReiz für die heimischen

Bewohner. Auch vor dem Auge des Prinzen Friedrich werden

sich dereinst großartigere Landschaftsbilderentrollen. Er wird

den klassischenBoden Italiens und Griechenlandsbetreten, die

Wunder des Orients schauen,den Nil bis zu seinenKatarakten

hinauffahren. Von der Alhambra, vom Parthenon, von der

Peterskuppelund vomKreml wird seinBlicküber prächtigeBau-

werkeund entzückendeFernsichtenschweifen;die Paläste vieler

europäischenMonarchenwerdenihn als Gast beherbergen. Aber

nirgends wird den nordischenFürstensohn die geheimeSehnsucht

verlassennach den stillenFluren des baltischenKüstenlandes,dem

er entstammt. Überallhin wird ihn ein Stück jener Romantik

begleiten,die der echteSohn deutscherErde in die Ferne mit sich
nimmt, jene poesievolleErinnerung an die Kindheit und die

Heimat! —

Der ErbgroßherzogPaul Friedrich führte keinen eigenen

Haushalt. Er bewohnteden Teil des großherzoglichenSchlosses,

der seinenEltern zur Verfügunggestandenhatte. Die verwitwete
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ErbgroßherzoginAugustehatte diese Räume verlassenund war

nach dem Palais am Bassinübersiedelt,wo sie sichganz der Er-

ziehnng ihrer Stiefkinderwidmete. Diese räumlicheTrennung

vom großherzoglichenHoflager war auch Wohl durch die große

VerschiedenheitderLebensgewohnheitenundnamentlichder religiösen

Anschauungenveranlaßt worden, welchezwischenihr und dem

regierendenGroßherzogbestand. Sie hat diesesbescheideneHaus,

die „Friedensburg", wie sie es gern nannte, mit wenigenUnter-

brechungenbis an ihr Lebensendebewohnt, umgebenvon einem

kleinenKreis gleichgesinnterFreundeund Berater, in stiller, aber

segensreicherWirksamkeit.
FriedrichFranz I., obwohl für seine Person einfachund

bedürfnislos,auchdurchRücksichtauf feineGesundheitzu geregelter

Lebensweifegenötigt, hielt auf würdige Repräsentation. Sein

Hofhalt war von vornehmem,etwas altmodischemZuschnittund

entbehrtebei feierlichenAnläffennichteinesangemeffenenAufwands.

Der Marstall war vorzüglichgehalten,die Dienerschaftzahlreich

und reichgekleidet;man sah dort Mohren, Zwerge, riesigeHei-

duckenin roten, goldbetreßtenLivreen,Läufer mit Federbarettsund

Stäben, die den Equipagenvoraneilten. Täglich um zwei Uhr

war offeneTaselfür alle adeligenHerren des Hofes und desOrts.

Hostrompeterund Paukenschlägergaben das Signal vom Balkon

des Schlosses. Am Sonntag erschienenauchsämtlicheDamender

Hosgesellschaftbei der Tafel mit Schleppeund Toque,die Herren

dann in gestickterUniform.
Der Großherzog, in Generalsuniform mit Federhut und

goldenemTürkensäbel,war ein liebenswürdigerWirt; seineUnter-

Haltunggeistreich,witzigund gewürztdurchtreffendeBemerkungen.

Aber feineScherze waren nicht verletzend;der heitereHumor,

welcherden Grundzug seines Wesens bildete, neigte mehr zum

Derbkomischen.Auchhatte er Gefallenan einerungezwungenen

Unterhaltungund gestatteteseinerUmgebungdarin mancheFrei-

heiten.
Sein leutseligesWesen, namentlichim Verkehrmit Leuten

der unterenStände, hatte ihn im Lande außerordentlichpopulär
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gemacht. Zahlreiche Anekdoten,die noch heute im Munde des

Volks umlaufen, legen davon Zeugnis ab^. Wenn er in den

schattigenAlleen des LudwigslusterSchloßparks spazieren ging,

angethanmit blauemLeibrockvon militärischemSchnitt, auf dem

Haupt eine weiße, mit goldenerTresseverseheneMütze von der

Art, wie sie nochheute die höherenMarstallbeamtentragen, mit

spanischemRohr und langer Pfeife, begleitetvon einer Schar

1 Charakteristisch sind die beiden nachstehenden, die ich einer „Lebens-

beschreibung Friedrich Franz' I." von Reimers, Rostock 1868, entnehme:

Ter Großherzog gewahrte eines Tages ans dem Kamp zu Doberan

unter den Güsten einen Rostock« Studenten, dessen groteskes Wesen ihn sehr

belustigte. Es war der stud. theol. Hahn, Sohn eines Predigers. Ein

fahrender Harfenist ließ durch seine Lebensgeführtin den Spiellohn einfor¬

dern. Als diese zum Großherzog kam, wies dieser sie neckend zu jenem

Studenten mit deu Worten: „der Herr da bezahlt sür mich". Ter Student

griff denn auch gleich zum Beutel und bezahlte einen Thaler sür seinen

Allergnädigsten Landesherrn und vier Groschen für sich, den Rostocker Bur-

scheu. Zur Mittagstafel im Kurhaus lud der Studeut alle Kommilitonen,

die gerade in Doberan anwesend waren, ein, mit ihm im Salon zu speisen

und zu trinken, welches letztere sie denn auch als trnnkseste Bursche weid-

lich thateu. Als am Ende der Kellner kommt uud Rechnung machen will,

erhebt sich unser Mann, verbeugt sich gegen deu Großherzog, welcher wie

gewöhnlich am oberen Ende der Tafel an der Mahlzeit teilnahm, und sagt!

„Königliche Hoheit wird die Gnade haben, für mich und meine Gäste zu be-

zahlen". Der Fürst ging mit guter Laune auf den Scherz des etwas über-

mütigeu Tischgastes ein, nicht ohne dessen Versähren durch ein paar Krast-

ausdrücke zu kennzeichnen. —

Eines Tages gewahrte der Großherzog unter den Spielern am Ron-

lettetisch eiuen ihm bekannten Töpfer aus Rostock. „Na, Meister", redete

er ihu an, „wieviel wollen wir denn heute daran wagen?" „Ick dacht 'n

twintig Daler, Herr Herzog!" erwiderte der Töpfer. „Das ist mir eigent-

lich zu viel", sagte der Großherzog lächelnd, „indessen will ich auch mal

soviel riskieren, und wir wollen nun sehen, wer am ersten mit seinem

Gelde fertig wird." Das Spiel beginnt, und es währt nicht lange, so haben

beide ihr Geld verloren. Der Großherzog sieht seinen Mitspieler mitleidig

an und sragt ihn: „Ja, Meister, unser Geld is heidi; was machen wir

Nim?" Der Töpfer antwortet ganz treuherzig: „Ja, Herr Herzog, ick gah

woll nach Hus un mak werre Pott und Schalen, nn Sei käuen jo man

werre Kunterbutschon ntschrieben." Der Großherzog gab auf diese vor-

witzige Äußerung eine derbe Antwort, aber eine Stunde später erhielt der

Töpfer durch einen Lakai eine Rolle mit 60 Thalern, mit der Warnung,

künftig nicht wieder zu spielen.
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muntererMöpse, gegendie er sehrnachsichtigwar, — so pflegte
er gern die Vorübergehendenanzuredenoder mit den Garten-
arbeiternzu plaudern,.sienachihren persönlichenAngelegenheiten

zu befragenund dies in einer demVerständnis der Betreffenden
angemessenenRedeweise.

Dabei war er wohlthätig im stillen, gerecht in seinen
Regierungsaktenund bis in sein hohes Alter gewissenhaftin der

täglichenAusübungseinerRegentenpflichten.Es sind nochTage-

bücherüber die letztenzwanzigLebensjahrevorhanden,in welchen

er seine Erlebnisse,auch die unbedeutenderenBorkommnissedes

Hoflebens,die Witterungund dergleichen,genau verzeichnete.

Die sast pedantischeGewissenhaftigkeit,mit der er darin über

die SchwankungenseinesGesundheitszustandesBuch führte, läßt

erkennen,daß die Sorge sür sein körperlichesWohlbefindenihn

sehrbeschäftigte,was ja übrigenshäufigeine dem höherenLebens-

alter eigentümlicheErscheinungist. Ohne geradezukränklichzu

sein, litt er dochviel an gichtischenund asthmatischenBeschwerden.

Die AbhaltunggrößererHoffestlichkeitenüberließ er daher später

gern der jüngeren,lebensfrischerenGeneration.
Seine glücklichstenTage verlebteer in Doberan. Die Liebe

zu dieserSchöpfung,welchesichin seinenJournalen widerspiegelt,

seineFreude an dem ungezwungenenTreibendes Badelebens,an

dem Aufblühen des Orts und seine Dankbarkeitfür die dort

genossenenfröhlichenStundenhat geradezuetwas Rührendes. Hier

konnteer zwanglos mit befreundetenFürsten, Kurgästenund mit

den eigenenUnterthanenverkehren,und er that dies in einer so

herzlichenWeise, daß er dadurch weit über die Grenzen seines

Landeshinaus eine Popularität gewann, wie sie wenig deutsche

Fürsten besaßen. Er hielt darauf, daß auchdie anderenGlieder

seinerFamilie die exklusiveStellung verließen,die ihnenihr Rang

sonstzuwies. Der großherzoglicheHos speistean der öffentlichen

Mittagstafel,hatte auchim TheaterkeinebesondereLoge, sondern

nahm auf der erstenSitzreihedes Parketts Platz.
Die Zerstreuungendes Badelebens ersetztendem alternden

Fürsten die Reisen ins Ausland, welchesein Gesundheitszustand
von Hirschfeld, Friedrich Franz II. _

6
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nicht mehr zuließ und für welcheer überhaupt wenig Neigung

hatte. Die AnwesenheitFeldmarschallBlüchers, der häufig nach

Doberan kam,war demGroßherzogimmer eine besondereFreude.

Sehr gern unternahm er auch mehrtägigeAusflüge auf einer

Segeljacht, die vor dem Kurhaus am Damm ankerte. Diese

Fahrten, zu welcheneine kleineHerrengesellschaftgeladenwurde,

führten längs derKüstenach Rostock,Rügen, Lübeckoder hinüber

zu den dänischenInseln.
Auf denDoberanerAusenthalt,der meistensvierzehnWochen

dauerte,folgtegewöhnlicheinkurzerim JagdschloßFriedrichsmoor.

Dann wurde das Hoflagerwiederdauernd nachLudwigslustver-

legt.
Obwohl Schwerin Centralsitzder Regierung war, pflegte

FriedrichFranz I. dort nur ungern und immer nur für einige
Wochenin den Wintermonatenzu residieren. Nur der Minister
von Plessen, welcherseit 1823 den Frankfurter Gefandtenposten
an den strelitzschenMinister von Pentz abgetretenhatte und zum
Mitglied des Regierungskollegiumsernannt war, lebtedauernd in
Ludwigslust,vonwo aus er als Vorstanddes GeheimenKabinetts
einennichtunbedeutendenEinfluß auf dieRegierungsgeschäfteaus-
übte. Dochwar sein Verhältnis zu dem leitendenStaatsminister
von Brandensteinein gutes und durchkeinerleiReibungengetrübt,
obwohlder Großherzogihn häufig bevorzugte. Der Grund hier-
für mochteteils in der räumlichenTrennungder erstenRegierungs-
behördevom Hoflager, teils darin liegen, daß Plessenmehr Ge-
wandtheit im Verkehrmit seinemHerrn besaß als sein älterer
Kollege. Doch wirktebeim Großherzoggewiß auchnochein Ge-
sühl der Dankbarkeitmit für die selbstloseAnhänglichkeit,welche
Plessenihm durchdas AusschlagenglänzenderAnerbietungenvon
anderer Seite bewiesenhatte'.

* Dieser eigentümliche Vorfall wird am klarsten beleuchtet durch einen
Bericht Plessens vom 24. März 1823:

»Ew. Königl. Hoheit haben während meines letzten Aufenthalts in
Wien Andeutungen und Nachrichten über diejenigen Anträge vernommen,
welche mir wiederholt zu dem Ende gemacht worden, um in auswärtig^
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Es War dies gleichnach den WienerKonferenzengeschehen.
NachMitteilungeneinesösterreichischenDiplomaten,die in ienem
Privatbrief vorliegen,hatte Fürst Metternichdamals geäußert:

Dienstverhältnisse zu treten. Ich halte es um so mehr für meine Pflicht,

Allerhöchstdieselben hiervon in genauere Kenntnis zu setzen, und befolge auch

den mir dieserhalb bei meiuer Rückkehr gewordenen Allerhöchsten Befehl. —

Es hat seine völlige Richtigkeit, daß gleich in der ersten Konferenz,

welche ich bei meiner Ankunft in Wien mit dem Herrn Fürsten Metternich

und dem Grafen Bernstorff hatte, mir von beiden Ministern geäußert ward

daß eine Veränderung mit der Präsidialgesandtschaft am Bundestage vorge-

uommen und der Graf von Buol auf jeden Fall abgerufen werden sollte;

daß man zwar zur Wiederbesetzuug dieser Stelle auf den Baron Münch

reflektiere, jedoch immer — es sei mir erlaubt, dieselben Worte zu brauchen
— -keinen besseren Präsidialgesandten wisse als mich- und mich noch ein-

mal befragen wollte, ob ich nicht dazu geneigt sei und mich jetzt noch eut-

schließen könnte. Ich war hierauf einigermaßen vorbereitet und gefaßt, und

nach der Ew. Königl. Hoheit Allerhöchstselbst schon vor meiner Abreise und

früher gemachten Zusage nahm ich keinen Anstand, meinen Entschluß auf

eine Weise auszusprechen, welche den weiteren Unterhandlungen hierüber

gleich vorbeugte, indem ich bestimmt erklärte: wie ich gegen Ew. Köuigl. Hoheit

persönlich mich anheischig gemacht, ein Dienstverhältnis, worin Sie mich

mit Ihrem näheren Vertrauen und Ihrer Gnade beglücken, auch für die

Dauer Ihres Lebens nicht zu verlassen; ich sei also hierin durchaus gebun¬

den und jede anderweitige Bestimmung hänge nicht von mir selbst ab. —

Nach einiger Zeit bemerkte mir der Herr Fürst von Metternich: wie

Se. Majestät der Kaiser gern bereit und geneigt sein würde, an Ew. K.

Hoheit zu schreiben, um eine Dienstveränderung zu bewirken, da doch die

Stelle eines Präsidialgesandten nicht dem österreichischen Interesse allein,

sondern auch dem allgemeinen Wohl des deutschen Bundes gewidmet wäre.

Ich habe hierauf meinerseits nur Zweifel und Bedenklichkeiten zu erkennen

gegeben. —

Auch der Minister Graf Bernstorff nahm während diefer Zeit verschie¬

dentlich die Gelegenheit, mir zu äußern: daß, wenn mir vielleicht ein

preußisches Dienstverhältnis mehr angemessen wäre, er mir auch jetzt noch

immer, sowie srüher, die Stelle des preußischen Bundestagsgesandten an-

bieten könne. —

Nachdem nun der Freiherr von Münch die Anweisung erhalten, sich zu

dem Posten des Präsidialgesandten vorzubereiten, habe ich nach dem Wunsch

und auf Ansuchen des Fürsten Metternich nicht nur mündlich mehrmals

mit demselben konferiert, sondern auch schriftlich diejenigen Hauptpunkte

aufgesetzt, welche mir wesentlich erschienen, um durch zweckmäßige Leitung

den Buudestagsverhandlnngen mehr Ordnung, Zusammenhang, Gehalt und

Würde zu verschaffen. In den Konferenzen, die darüber zwischen dem

Fürsten Metternich nnd dem Grafen Bernstorff gehalten sind, bin ich auch

6*



84 Drittes Kapitel.

Der Bund, so wie er jetzt bestehe,könne unmöglichden Zweck

seinerStiftung erfüllen,er bedürfean seinerSpitze einesMannes

wie des Herrn von Plefsen, um seineStellung in voller Kraft

und Wirksamkeitzu behaupten.
Bald darauf wurde letzteremder Posten eines Präsidial-

gesandtendurchdenösterreichischenStaatskanzleroffiziellangeboten.
Plefsenlehnte entschiedenab. Er zog vor zu bleiben, was er
gewesen,ein mecklenburgischerPatriot, ein treuer Diener und Be-
rater seinesFürsten

Da BrandensteinsGesundheitnach einer 1822 überstandenen
schwerenKrankheit der Schonung bedurfte, so fungierte Plefsen
seitdemals Kommissarauf den Landtagen. Das guteEinvernehmen
und segensreicheZusammenwirkender beidenMänner dauertenoch
dreizehnJahre.

In den wichtigenReformender Verwaltung,welchein diesen
Zeitraum fallen, behieltBrandensteindieFührerrolle. Mit großer
Arbeitskraftausgestattet— er begannseinTagewerkum vier Uhr
früh —, verbrachteer seinLebenam Schreibtisch.Ein Spazierritt
in der Mittagsstundeund ein Gesprächmit Freunden am Thee-
tischwaren seineeinzigeErholung. GesellschaftlichenZerstreuungen
blieb er fern.

Mecklenburgverlor die drei Männer, denen es soviel ver-

jederzeit gegenwärtig und zugezogen gewesen; aber nur ich allein und keiner

von den anderen dortigen Diplomaten.

Beim Abschied aus Wien bezeigte mir der Fürst Metternich noch die-

selbe Güte und das Vertrauen, womit derselbe mich empfangen. Er dankte
mir verbindlichst für meine Überkunst und Beratung und setzte hinzu: daß,
wenn sich vielleicht die Zeiten ändern sollten und ich durch keine Zusage
weiter gebunden wäre, sich auch später die Absichten, welche man gegen-
würtig gehegt, zur Erfüllung bringen ließen."

1 Der Engere Ausschuß ehrte diese Gesinnungen dnrch ein von einer
Deputation überreichtes Schreiben, welches dem Großherzog den Dank der
Ritter- und Landschaft dasür aussprach, daß „Allerhöchstdemselben gelungen

sei. diesen nicht allein in Mecklenburg, sondern in ganz Deutschland hoch-
verehrten Mann, ungeachtet der selbigem von anderer Seite eröffneten Aus-
sichten, der gesegneten Wirksamkeit in seinem engeren Vaterlande zu erhalten".
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dankte,den Landesherrnund seinebeidenMinister, in dem kurzen
Zeitraum einesJahres. Brandensteinstarb 10 Monatevor seinem

Fürsten (12. April 1836), PlessenwenigeMonate nach ihm (25.

April 1837).
Die Personen des Hofstaats namhaft zu machen, welche

währendder langenRegierungszeitFriedrichFranz' I. eine mehr

oderwenigereinflußreicheRollespielten,würdeuns zu weitführen.

In den 20er und 30 er Jahren, welcheuns als Jugendzeitdes

Prinzen Friedrich hier vorzugsweiseinteressieren,gehörten zur

nächstenUmgebungdes regierendenHerrn: Geueraladjutantvon

Boddien, der Kommandeur des Grenadiergardebataillons,

Oberst (späterGeneralmajor)vonBoth, ReisemarschallvonBuch,
Hofmarfchallvon Levetzow,die Kammerherrenvon Cramon und

von Sperling. DieseHerrennahmen an der abendlichenWhist-

Partie teil, auf welcheder Großherzognur dann verzichtete,wenn

ihn ein Unwohlseindaran hinderte. In Doberan pflegteer auch

dieSpielbankzu besuchen,dochspielteer wederhochnochbesonders

glücklich.An derSpitze der Hofverwaltungstand in frühererZeit

derOberhofmarschallvonBülow- Düssiu\ späterderHofmarschall

von Roeder.DerSitz dieserBehördewar Schwerin,und der Um-

stand, daß das Hoflager sich meist an anderen Orten befand,

führtein der VerwaltungdiesesDepartementszu mancherleiUn¬

1 Er war 1747 geboren, ward Kammerherr des Herzogs Friedrich,

lebte dann aus seinen Gütern und unternahm 1780 große Reisen nach

Frankreich, England und an die nordischen Höse. Er trat dann wieder in

den Hosdienst, in welchem er zum Oberhosmarschall ausrückte. Während

der Kriegsjahre hatte er viel mit französischen Marschällen zu verhandeln.

1807, während der Vertreibung des Herzogs, reiste B. an der Spitze einer

ständischen Deputation nach Warschau, um von Napoleon die Einsetzung

des rechtmäßigen Landesherr» zu erbitten. Der Zweck dieser Sendung ward

nicht erreicht. B. war ein Mann von vornehmem, imponierendem Wesen,

feinen geselligen Formen und gradem, offenem Charakter. Er erwarb noch

eine Reihe von Gütern, welche aber nach feinem 1826 erfolgten Tode bis

auf das Erbgut Düssin verkauft wurden. Er war der Vater des bekannten

preußischen Staatsmiuisters Heinrich v. B-, welcher anch Düssin erbte. Von

seinen Enkeln, dem mecklenburgischen Gesandten Bernhard V. B. und dem Staats¬

sekretär des Auswärtigen Amtes Bernhard Ernst v. B., wird im Lauf dieses

Werks noch wiederholt die Rede sein.
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zuträglichkeiten,die erst später mit der Verlegungdes Hoflagers
nach Schwerin unter Paul Friedrichabgestelltwurden.

Der vorzüglicheingerichteteMarstall war durch den Ober-
stallmeisterVollrath von Bülow1, einen Schwiegersohndes Ober-
Hofmarschalls,nachenglischemMuster neuorganisiertworden. Die
edle Rasse der Pferde, die glänzendenKarossen und reichen,
geschmackvollenLivreen fanden schon damals die ungeteilteBe-
wunderungfremderGäste und selbst fürstlicherBesucher. Durch
Begründung eines Landgestüts in Redefin und durch Ankauf
berühmterHengste,die er selbstin Englandauswählte, erwarb sich
Herr von Bülow großeVerdiensteum dieVeredelungder mecklen-
burgischenPferdezucht,deren alter bewährterRuf durchdie langen
Kriegsjahreund diefremdenInvasionenstarkgefährdetwordenwar.

Als dem Fürsten sehr nahe stehendund zu wichtigenFunk-
tionen im Hof- und Staatsdienst berufen, müssen wir last not
least nochdes Oberhofmeistersvon Lützowgedenken,einesMannes
von hoher Bildung und edelstemCharakter. Er hatte den Erb-
großherzogFriedrichLudwigwiederholtnachPetersburgund Paris
begleitetund sichals gewandter Diplomat bewährt. NachVeen-
digung der 1808 zu Paris gepflogenenUnterhandlungenernannte
ihn der Großherzogzum Gesandtenam Berliner Hofe. Er hat
diesenPosten mit einigen Unterbrechungenbis zu seinemTode
bekleidetund dabei unter schwierigenVerhältnissengroße Dienste

1 Vollrath v. 33., geb. 1771, trat mit seinem 14. Jahre als Kadett
in das hannoversche Kavallerieregiment „Königin", machte in demselben und
als Adjutant des Feldmarschalls von Freytag den Feldzug in den Nieder-
landen mit und zeichnete sich wiederholt durch Tapferkeit aus. Nach Auf-
lösnug der hannoverschen Armee in sein Geburtsland zurückgekehrt, ward er
Adjutant des Prinzen Adolf, 1805 Chef des herzoglichen Marftalls und
1810 Oberstallmeister, welches Amt er bis zu seinem 1840 erfolgten Tode
bekleidete. Neben seinen Verdiensten um die mecklenburgische Pferdezucht
erwarb er sich noch durch Reorganisation des Marftalls und durch Leitung
der darauf bezüglichen Bauten in beiden Residenzen die besondere Aner-
kennung seiner Fürsten. Zu Großherzog Paul Friedrich stand er in einem
besonders vertrauten, geradezu freundschaftlichen Verhältnis. Seiner rast¬
losen Thütigkeit und seltenen Berufstreue, seiner aufopfernden, in allen Zeit-
Verhältnissen bewährten Vaterlandsliebe setzte dieser Fürst durch einen rüh-
menden offiziellen Nachruf ein ehrenvolles Denkmal.
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geleistet. In spätererZeit pflegteer indessennur die Winter-

monatein Berlin zu verbringenund im Frühjahr nach Ludwigs-

lust zurückzukehren.

SeineGemahlin,einegeboreneFreiinvon Maltzahn,begleitete

ihn nicht auf seinenBerliner Posten, sondern wohntedauernd

in Ludwigslust, wo sie die Diensteeiner Oberhofmeisterinam

regierendenHofe versah. Sie übte dort, in Verbindungmit der

Gemahlindes Ministers von Plessen, einensehr günstigenEin-

sluß aufdieHoskreiseaus, in welchensicheineverflachende,allzu-

leichtlebigeRichtunghin und wieder geltendmachte, und wenn

es ihr auch nicht möglichwar, alles zu verhindern, was sie

mißbilligte,so bliebdochihr Haus der Mittelpunktfür die geisti-

genInteressenund sittlichenAnschauungengleichgesinnterFreunde.

Herr von Lützowwar einewürdevolleErscheinung.Er war

ein echterEdelmann, von reichenGeistesgaben,großer Gemüts-

tiefeund stets zu thatkräftigemBeistandebereitfür alle, die feine

Hülfe suchten. In seinenWorten wahr, in seinenSitten schlicht,

liebteer das Einfachsteam meisten,verstandaber dieseGeschmacks-

richtung mit den repräsentativenPflichtenzu vereinigen. Die

Strenge seiner religiösenÜberzeugungenschied ihn in mancher

Hinsichtvon seinemHerrn, dochblieb das freundschaftlicheBer-

hältnis beiderdavon unberührt.

Die Schilderungder örtlichenund perfönlichenVerhältnisse,

von welchenPrinz FriedrichseineerstenJugendeindrückeempfing,

muß hier abgebrochenwerden. Mehr als eine Skizzesolltees

nicht fein, auch wird sichnichtfeststellenlassen, wie weit diese

Eindrückefür die spätere Charakterentwickelungmaßgebendwaren.

Gewiß ist, daß FriedrichFranz II. auchin reiferenJahren voll

Pietät an den ErinnerungenseinerKindheithing und daß er das

Andenkender Männer hochhielt, welchein ernsterund bewegter

Zeit dem Lande gedient, den Thron seiner Väter gestütztund

verteidigthatten. Einer persönlichenEinwirkung auf die Erzie-

hungscheintsichseinUrgroßvaterenthaltenzu haben; docherschien

er manchmalunerwartet während der Unterrichtsstundenund be¬
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zeigte freundlichenAnteil an dem Gedeihen und an den Fort-
schrittendes zukünftigenThronerben.

Während der Abwesenheitder fürstlichenEltern .waren die
Kinder der besonderenObhut der ErbgroßherzoginAugusteanver-
traut. Im Herbst 1829 unternahm das erbgroßherzoglichePaar
eine mehrmonatlicheReise nach Frankreichund fand am Hose
Karls X. glänzendeAusnahme. EinigeJahre vorher, 1826, hatte
sichPaul Friedrichnach St. Petersburg begeben, teils um seinen
Oheim, den Kaiser Nikolaus, zu dessenwenige Monate vorher
erfolgterThronbesteigungzu beglückwünschen,teils um die Rege-
lung derHinterlassenschaftseinerMutter, der Großfürstin Helene
Paulowna, herbeizuführen.Die durchderen Ablebenbegründeten
Erbschaftsansprüchewaren bis dahin noch immer nicht definitiv
befriedigtworden. Diese Angelegenheitfand nunmehr ihre Er-
ledigung. Der Erbgroßherzoghatte behufs der damit verbun-
denen Unterhandlungenseinen früheren Erzieher, den nunmeh-
rigen Geh. Legationsrat von Schmidt nach Petersburg mitge-
nommen. Derselbehatte sich seit 1822 ins Privatleben zurück-
gezogen,wohntein Ludwigslustund beschäftigtesichbis in sein
hohes Alter mit naturwissenschaftlichenund volkswirtschaftlichen
Studien. Auchwurde er späterunter der RegierungPaul Fried-
richs zu gutachtlichenÄußerungen in Handels- und gewerblichen
Fragen herangezogenx.

Die beiden eben erwähnten Reisen waren die einzigen,
welcheder Erbgroßherzogbis zu seinem Regierungsantrittunter-
nahm. Friedrich Franz I. sah es nicht gern, wenn sein Enkel
sür längereZeit das Land verließ,und auch die alljährlichenBe-
sucheam Berliner Hofe, bei welchenPrinz Friedrich manchmal
seine Eltern begleitete,bedurftenstets einer ausdrücklichen,nicht
immer leichtzu erlangendenGenehmigung. Außerdem war der
ErbgroßherzogdurchseineFunktionenals Jnspecteur derTruppen
an die Heimatgefesselt.So sehr diese Stellung an und für sich

1 Er war vermählt mit einer Tochter des Erblandmarschalls von Lützow
auf Eickhof und starb am 17. März 1864 zu Ludwigslust im Alter von
84 Jahren.
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den militärischenNeigungendes Prinzen entsprochenhätte, so
ward sie ihm dochzur QuellefortgesetztenMißbehagens, da eine
irgendwieselbständigeLeitungdamit keineswegsverbundenwar.
Ein solchesEhrenamt, denn mehr war es nicht, vermochteihm
keineBefriedigungzu gewähren. In allen Fragen der Verwal-
tungsah er sichdurchkleinlicheRücksichtengefesselt,durchSchwie-
rigkeitenmannigfachsterArt gehemmt. Verbesserungenin der Be-
kleidungundAusrüstung, die er vorschlug,Detachementsübungen,
welchedie Ausbildung befördernsollten, wurden meistzu kost-
spieligbefunden,und auchauf dieAvancementsderOffizierehatte
er keinenEinfluß. War dieStellung als Thronerbenebeneinem
hochbetagten,feine Regierungsgewalt eifersüchtigbewachenden
Fürsten überhauptkeineleichte,so litt der Prinz nochunter dem
Mangel einer nützlichenThätigkeit, nach welcherer wiederholt
dringend verlangte. Sein heiteres, lebensfrohes Temperament
half ihm wohl über das Unbehaglichehinweg, dochscheintder
Großherzog die Fähigkeitenund die Arbeitslustseines Enkels
unterschätztzu haben. Wenigstensversagteer ihm eine Teil-
nähme an den Regierungsgeschäften,wie er solchedochseinem
eigenenSohn, dem ErbprinzenFriedrichLudwig,in sehr weitem

Umfangeeinstmals eingeräumt hatte. Ebenso wie der Wunsch
nach Beschäftigungblieb auch der einer eigenenHofhaltungun-

erfüllt. Obwohl das Verhältnis zwischendem Prinzen und sei-

nem Großvater unter solchenTrübungen zeitweiselitt, ließ der

elftere dennochdie Ehrfurcht gegendas Familienoberhauptnie-

mals außer Augen, war auch feiner ganzen Gemütsart nach

immer wiederleichtversöhnt.
AI? treuer Freund und Ratgeberstand ihm in solchenZeiten

der Bedrängnis oder Verstimmungder Minister von Plessenzur

Seite, welchemer ein unbegrenztesVertrauen schenkte.Zwischen

beidenbestandein lebhafterBriefwechsel.Der Minister, welchem

mehr als seinemHerrn daran lag, das Interessedes Thronerben

an den Regierungsangelegenheitenwachzu erhalten, sandteihm

die wichtigerenGesandtschaftsberichte,ministeriellenDenkschriften

il f. w,; der Erbgroßherzogseinerseitsschrieb,sobalder in Ber¬
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lin war, ausführlicheBriefe über seine dortigen Eindrückeund

die politischenVorgänge, welchegeradedas Interesse der Hofkreise

in Anspruchnahmen. Diese regelmäßig geführte Korrespondenz

erstrecktsich über einen Zeitraum von 15 Jahren. Ihr Inhalt

liegtzu weit ab von dem Gebiet, welcheswir zu durchschreiten

beabsichtigen,als daß wir näher darauf eingehenkönnten. Der

nachstehendeBrief des Erbgroßherzogsmag indessenzur Charakte-

ristikdiesesintimen Briefwechselsdienen.
„Ludwigslust,den 19.September1819. — Verehrtester

Herr Minister! EmpfangenSie meinenaufrichtigenundherzlichen

Dankfür Ihren fo gütigenund so freundlichenBrief vom 13. d.

M. Die Wünschezu meinem Geburtstage, die Sie mir in

demselbenzu erkennengeben, haben meinemHerzenrecht, recht

wohl gethan. Halten Sie sich versichert,daß ich die Bedeu-

tung derselbenerkenne. Wahrlich,Sie haben recht, wenn Sie

den jetzigenAbschnittmeinesLebenseinenernsten und wich-

tigen nennen. GlaubenSie mir, daß ich diesesgewiß nicht

verkenneund daß es mein stetesBestrebenist und sein wird,

die mir vom Himmel gegebeneStellung auf eine ehrenvolle

und rechtlicheWeise zu behaupten. Gewiß wird mir dieses

leichtwerden, wennSie, besterMinister,fortfahren, mir Ihren

guten Rat auch ferner zu erteilen, fo wie Sie es mir gütigst

versprochen. Gewiß wird er von mir stets freundlichaufge-

nommenwerden, und sollten unsereMeinungenzuweilenaus-

einandergehen,so werden Sie es mir nicht übel nehmen,

wenn ich es unumwunden heraussage, aus welchenGründen

die Verschiedenheitder Meinungen und Ansichtenentspringt.

NachmeinergeringenEinsichthalte ich diesesfür den kürzesten

und geradestenWeg, sichzu verständigenund ein gutes Resul-

tat herbeizuführen.— Die unglückseligeBraunschweigerGeschichte

ist wieder für alle Regenten, zumal für alle jüngeren, und

auchfür die NachfolgereinescharfeLehre, wohinStolz, Eigen-

sinnund derengewöhnlicheBegleiterin,Feigheit, führen könnei-

Ist es nur möglich, sich so zu benehmen und mit solchen

Menschenzu umgeben, wie der HerzogKarl es gethanhat!
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In der Stube des Herzogshat man Briefe vom Königund
der Kronprinzessinvon Preußen, sowie auch ein Notizen-
buchvomHerzoggefunden,welchein denerstenTagen öffentlich
auf demRathausejedem,dersiesehenwollte,gezeigtwordenfind.
In den Briefen wird der Herzog auf das väterlichste
ermahnt, seinen Lebenswandelzu ändern und sein so
schönes Land glücklichzu machen. Wie gut er diese
Weisung befolgt hat, zeigen nun einige Sachen aus dem
Notizenbuch.So steht z. B. auf einer Seite: »der General
von Herzbergwird heutezur Tafelgeladen, wartet eineStunde
im Vorzimmer,und dann wird er abgesagt,weil dieEinladung
aus Versehengeschehenwäre; ebensoder Major N. N., wartet
3 Stunden und wird dann abgesagt«zc.— Der vor 14 Tagen
verstorbeneOberstallmeistervon Oeynhausenwar früher der
ersteGünstlingdes Herzogs.Als er plötzlichnachTafel schwer
krankwurde, foll der Herzogzu ihm gegangenfein, dem im
Sterben liegendenManne die ungeheuerstenVorwürfe über die
Verwaltung des Marstallamtes gemachtund sich an seinen
Qualen geweidethaben. Man erzählt ganz laut noch viel
schändlichereDetails, die ich michaber nichtüberwindenkann
niederzuschreiben.Dem mag nun sein,wie da will, so ist
die Empörungund das Sengen und Brennen auf keineWeise
zu entschuldigen.Und nun gar dieAuftrittein Sachsen!Wird
dieses von den Monarchen so ruhig mit angesehenwerden
können? Es ist doch eine schrecklicheZeit, in der wir leben.
Gott fei Lob und Dank, daß hier alles so ruhig ist! Der
Himmel wird uns ja vor solchemUnglückbewahren. Das
weiß ich wenigstens gewiß, daß durch mein Ver-
schulden folche Auftritte nicht herbeigeführt wer-
den sollen.

Sie noch einmal um die Fortdauer Ihrer Freundschaft
bittend, bin ich wie immer Ihr ergebensterDiener und Freund

Paul.
P. S. 4 Uhr abends. In dem Augenblick,wo ich meinen

Brief schließenwill, kommtdieStaatszeitungmit den amtlichen
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Nachrichtenüber die durchdie Polizei in Berlin herbeigeführte»

Unruhen, die aber, dem Himmel sei Dank, höchstunbedeutend

gewesensind. — Machen Sie doch, daß der Großherzog

sobaldals möglichhierher kommt.Sicherlichist hier im Lande

nichts zu befürchten,aber besserist es doch,wenn bei solchen
ZeitumständenderLandesherrnichtzu weit von seinerRegierung
entferntist. Ost kann durch eine einzigekräftigeMaßregel, die
zur rechtenZeit genommenwird, großen Unglücksfällenvorge¬
beugtwerden."

Dieser Rat des Erbgroßherzogswar sehr am Platze, kam
aber dochschonzu spät, denn bereits am Abend desselbenTages,
an welchemder vorstehendeBrief abging, brachenin Schwerin
sehr ernste Unruhen aus. Den Anlaß zu dem Tumult gab der
vermutlichdurchAnzündenverursachteBrand einesTorfschuppens
im Garten der großherzoglichenMünze. Der Feuerlärm hatte
eineMengeMenschenvor die Münze gelockt,dochgestatteteman
mit Rücksichtauf die dort vorrätig gehaltenenBeständenieman-
dem den Eintritt in das Gebäudeund ließ den isoliertliegenden
Schuppenniederbrennen. Die militärischeWachevermochteaber
den Andrang des durch fremde Handwerksgesellenaufgereizten
Volkshaufens nur mit Mühe abzuwehren. Die Menge warf
sämtlicheFenster ein und bereiteteeinen Sturm vor, als ein
Militärdetachementeintraf und das Gebäudebesetzte.Auf einen
Angriff mit Steinen antwortetedasfelbemit einer fcharfenSalve,
durch welche, obwohl hochangeschlagenwar, ein Mann getötet
und mehrerePersonenverwundetwurden. Die Ruhestörerflohen,
verübtenaber nochin verschiedenenTeilen der Stadt Excesse.Der
Erbgroßherzogtraf am nächstenMorgen aus Ludwigslust ein,
mit ihm eine Abteilung Dragoner. Die Bürger versammelten

sichauf dem „Alten Garten", wurden in Compagnieeneingeteilt
und bewaffnet. DieseBürgerwehr, etwa 1000 Mann stark, be-
setztedie Rathäuser und Thore, sandte Patrouillen durch die
Stadt und zeigteunter der Leitung des Erbgroßherzogsgroße
Energie.Auchals am Abenddes 22. September in der Vorstadt,
an der sogenanntenKuhtrift, abermals ein Feuer entstand, wel-
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chesmehreremit Stroh gedeckteHäuserzerstörte, blieb durchihr
sofortigesZusammentretendie Ordnung aufrechterhalten.Gleich-
falls ohne Folgen bliebendie anonymenAufrufe, welcheman
mehrmals an den Straßeneckenangeschlagenfand. Zur Unter-
fuchnngdieserVorgängewurde soforteineKommissioneingefetzt.

„Seit dem letztenBrand" — schriebder Erbgroßherzog
am 25. dem Minister— „ist nichts weitervorgefallen.Die
Angst und der Schreckenunter den Einwohnern ist aber so
groß und wird durchalle möglichenfalschenGerüchteso auf-
rechterhalten,daß selbst die Frauen in der Vorstadt des
NachtsbewaffnetWachenthnn, Der Geistunter den Bürgern
ist vortrefflichund dieAnhänglichkeitan denGroßherzogspricht
sichtäglichauf die rührendsteWeiseaus. Ich gewinneimmer
mehr und mehr die Ansicht, daß die hiesigenUnruhen zum
Teil von außerhalbinstigiertwordensind, wobeidieMasfedes
hier wohnendenGesindels den UnruhestifternleichtesSpiel
gewährt

Dank der getroffenenMaßregeln verliefendie Herbstmonate
ruhig. Im Januar fandenaberwiederin einzelnenOrten, nament-
lich in Wismar Krawallestatt. In Schwerinwurden wiederholt
aufrührerischePlakateangeschlagen.DieBürgerschafttrat diesendurch
ausländischeEmissäreveranstaltetenWühlereienmit einer Lohali-
tätsadresseentgegenund brachtedem Großherzog, als dieseram
20. Febr. 1831 in der Residenzeintraf, einen Fackelzug.Die
Ereignissedes letzten Herbstes hatten übrigens den Blick für
mancheMängel geschärft,die sichin der Stadtverwaltungfühl-
bar machten. So schrittman jetztzur Einrichtungeiner stehen-
den Feuerwehr, einer Armenschuleund beschloß,die von den
Bürgern längst gewünschteVereinigung der drei gesonderten
Stadtgebiete. Die Unzuträglichkeiten,welchedurch die getrennte
Verwaltung der Altstadt, Neustadt und Domfreiheitentstanden,
waren sehr lästig. So gab es z. B siebenverschiedeneGerichte,
je zwei Magistrats-, Stadt- und Waisengerichteund ein Dom-
kapitelgericht.Dieselbenwurden nun sämtlichzu einem Nieder¬
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gerichtvereinigt,und am 1. Jan. 1832 trat die neue Stadtver-

fafsungfür das gesamteKommunalgebietin Kraft.
Inzwischenwar im Sommer 1830 die Cholera von Osten

kommendin den preußischenHäsen und angrenzendenLandesteilen

sehr heftigaufgetretenund näherte sichder Grenze. Die zur Ab-
sperrung getroffenenMaßregeln vermochtensie aber nichtaufzu-
halten. Im September trat sie in Rostockauf und verbreitete

sichvon da über das Land. Die einzelnenStädte suchtendurch
lokale Schutzcordonsund Quarantäne- Einrichtungen die Ein-
schleppungzu verhindern, und wirklichgelang dies in einzelnen
Orten. So blieb z. B. Schwerin, wo unter der Leitungeiner
Sanitätskommissionsehr energischeMaßregeln getroffenwaren,
von der Krankheitverschont.Die Berichteaus jener Zeit rühmen
besondersdie Fürsorge der ErbgroßherzoginAlexandrinefür die
Armen der Stadt, an welcheKleidungsstückeundNahrungsmittel
verteiltwurden. Mit dem Eintritt des Winters erloschdie Epi-
demie.

Der nachstehendeBrief ist für die Denkweisedes Erbgroß-
Herzogsbesondersbezeichnend:

„Berlin, den 9. März 1834. — Bester Minister! Welch
einegroße Freude habenSie mir durch Ihren so freundlichen
Brief gemacht, für den ich Ihnen nicht genugdankenkann.
Schon längst würde ich wieder geschriebenhaben, hätte ich
nicht auf eine sichereGelegenheitgewartet, die sichmir nun
endlichheutedarbietet1. Ein hiesigerFeldjäger, der die Ankunft
Ancillons in Wien meldensoll, nimmt diese Zeilen mit, so
daß sie bestimmtungelesenin Ihre Hände kommen.

Daß ernstliche,zusammengreifendeund wohlüberlegte
Schritte zur Unterdrückungder allerwärts aufkeimendenUm-
wälzungsparteisehrnötig sind, wird einem jeden täglichklarer.
Der der PlenarsitzungvorzulegendeEntwurf hat mir sehr ge¬
fallen, und ich glaubemichnichtzu irren, wenn ich ihn zum

* Herr von Plessen befand sich damals in Wien zur Teilnahme an
den am 13. Januar 1834 eröffneten Ministerkonferenzen, in welchen gemein-

same Maßregeln gegen die demagogischen Umtriebe beraten wurden.
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größten Teil aus Ihrer Feder geflossenvermute. Wohl sel-

ten ist dem Resultat eines Kongressesmit solcherSpannung
entgegengesehenworden.Da Ancillonauf mindestens6 Wochen

Abwesenheitrechnet,so werdenwir auf Ihre so wichtigeRück-

kehrwohl nochlangewarten müssen. Wie es dann aber aus-

sehenwird, wenn Sie lange nach Ostern fortbleiben, das

mögendieGötter wissen! Wenn auchalles Gewöhnlicheseinen

ruhigenWeg geht, so bleibenseit Ihrer Abreisedochdie wich-

tigenSachen liegen,und gewißfischtmancherim trüben . . .

. . . — Eine Sache drängt sich mir jetzt immer mächtiger

auf, die nämlich, mein Verhältnis zu dem gemeinschaftlichen

Leben mit Serenissimusgeändertzu sehen. Soviel ich auch
darüber hin und her denke,so kann ich dochkeinenAusweg
finden. Vielleichtist es Ihnen möglich. Weit von der Hei-

mat entfernt, in der großenWelt lebend, kommendemMen-
schenoft glücklicheGedanken, die ihm zu Hause, im gewöhn-
lichenLebenund Treiben nichtaufstoßen. Der Wnnfch, einen
eigenenfestenHausstand zu haben, wächstin mir so mächtig,
daß ich ihn kaumzu unterdrückenvermag, und da dem An-
scheinnach der Himmel uns den Großherzognochlange er-
halten wird, somöchteich dochgern alles entferntsehen, was
Reibungenhervorbringt, die bei jetzigerLageder Dinge nicht
zu vermeidensind. Die Hoffnung, die ich einst hatte, unter
jetzigerRegierungeinmal einenordentlichenWirkungskreiszu
bekommen,ist, wie Sie ja wissen, längst von mir aufgegeben,
und ich kann nichtin Abredenehmen, daß michdies tief be-
kümmert. Wenn ich fehe, wie alle jungen LeutemeinesAI-
ters und in meinenVerhältnissenzumNutzendes Ganzendurch
ihre Kräftebeitragen,so reißt die nur halb vernarbte Wunde
wiedervon frischemauf, um so mehr, wenn ich bedenke,wie
die besten,kräftigstenJahre meinesLebensin Unthätigkeitdahin-
fließen. — Und was ist der Grund diesesÜbels? Eisersucht
meines Herrn und Großvaters, der michdoch eigentlichlieb
hat und dem ich so von ganzemHerzenergebenbin. Gern
wagte ichnocheinmalden Versuch,wiederin die Geschäftezu
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kommen,aberes würde gewißwieder so gehenwie vor einigen

Jahren, und den treuen Dienern, die mit mir in Berührung

kommenmüßten, würden Unannehmlichkeitenerwachsen. So

ist es denn Wohlam geratensten, wenn ich mich mit meiner

Inspektion begnügeund ruhig abwarte, was einst die Zeit

und der Himmel über mich verfügen. Nur eins bitte ich
dringend, bleiben Sie stets mein Freund und Ratgeber.Mel-
leichtgelingtes Ihren Bemühungen, noch alles zum guten zu
wenden. Wohl fühle ich, wie sehr ich auf Ihre Nachsicht
rechnenmuß, Sie so mit meinenewigenJeremiaden zu Plagen,
aber wie ich schonvorher erwähnte, erscheinenin der Fremde
die Dinge ganz anders als zu Hause. Bitte, kehrenSie bald
zu uns zurück, denn wahrlich, wir können Sie nicht länger
entbehren. Wir reisen demnächstnachSchwerin, wo wir den
ganzen April über bleiben werden. Meine eigeneLiebe für
Schwerin ganz beiseite gesetzt,glaube ich es den Schweri-
nern schuldigzu sein. Mein Schwager Wilhelm, der ebenbei
mir war, läßt Sie schönstensgrüßen und bittet Sie, wie
immer der guten Sache gehörigdie Stange zu halten. Daß
dies vielleichtauf den neuen Ankömmlingzielt, ist mir nicht
unwahrscheinlich.Nehmen Sie ihn in Ihre Arme; dies kann
nur von Nutzenfein. Gescheitist er und meint es auch gewiß
gut, bedarfabereiner festenund sicherenStütze.

Der diesjährige Winter war so brillant wie wenige
seiner Vorgänger. Es wimmelte von hohen und vornehmen
Fremden. Da die Staatspapiere seit einigen Tagen gestiegen
sind, so glaubt man mehr wie je an den Frieden. Meine
Frau grüßt bestensund ich bitte in gütigemAndenkenzu be-
halten Ihren ergebenstenFreund Paul.

P. S. Sollte sichnochirgend jemand meiner in Wien er-
innern, so legeich michzu Füßen. Besonders bitte ich darum
bei beidenMajestätenund bei dem Fürsten Metternich. Bald
hätte ich nocheinewichtigeSache vergessen.Sie denkengewiß,
nun kommtdas Menschenkindmit einerChaussee,denndiesewige
Thema hat er nochnichtberührt. Excellenzhaben sichnicht ge¬
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irrt, es ist dem wirklichso. Friedrich VI. soll wirklich

mürbe gewordenseinund in den Bau der HamburgerChaussee

gewilligthaben. DieSachesoll abererst definitivbei der Durch-

reisedesbeimKongressein Wien befindlichendänischenMinisters

in Frankfurta. M. abgemachtwerden.KönntenSie diesenMann

nichtauchetwasbearbeitenund ihn in einefür dieseSache gün-

stigeStimmungversetzen?DiefertigwerdendeChausseenachWis-

mar und der nun angefangeneBau zwischenLudwigslustund

Schwerinhabenhier AllerhöchstenOrts Aufmerksamkeiterregt,

und ließenes unsereMittel nur irgend zu, den Bau in der

möglichstkürzestenZeit zu vollenden,so könntenvielleichtsehr

günstigeFolgensür uns daraus entstehen.Es scheintmir, daß

man der sruchtlosenUnterhandlungenmitLübeckhier überdrüssig

ist. Eileist abernotwendig, denn sonstthut uns die Eisenbahn

Schaden."

Die berechtigtenWünsche,denen der Thronerbe in diesem

Brief Ausdruckgab, bliebenunerfüllt. Der Großherzogwar

jeder Änderungin seiner Umgebungund in dem Hoflebenab-

geneigt.Mit der Zähigkeitdes Alters hing er an seinenGewohn-

heiten. Seinen Enkelselbständigerzu stellen, konnteer sichnicht

entschließen,und auch die Bemühungendes Herrn von Plessen

bliebenin dieserHinsichterfolglos.

Ein seltenesFestvereinigtealleMitgliederder großherzoglichen

Familie,auchdieentfernterenSeitenverwandten,nocheinmalimJahre

1835, ehedieserKreisseinOberhauptdurchdenTodverlor. Es war

dasersteMal, daß einFürst aus diesemHauseaufeine50jährigeRe-

gierungszeitzurückblickendurfte. Das ganze Land wetteifertebei

diesem Anlaß in Beweisender Anhänglichkeitfür den greisen

Jubilar. Während der Tage vom 24. bis 27. April fanden

glänzendeFesteim LudwigslusterSchloß statt. Bei der Parade

sührte Prinz Friedrichzum erstenmalals Offizierdes Grena-

diergardebataillonsseinen Zug an dem fürstlichenUrgroßvater

vorüber, der von einem Fensterdes Schloffesaus demmilitä-

von Hirschfeld, Friedrich Franz II. 7
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rifchenSchauspielzusah1. Die Reihe der nächstenAngehörigen
des Jubilars hatte der Tod stark gelichtet. Nur ein Sohn, Her-
zog Gustav, stand ihm noch zur Seite; neben ihm vier Enkel-
und acht Urenkelkinder.Unter letzterenbefandensich die gegen-
wärtig regierenden Herzöge von Sachsen-Altenburgund von
Sachfen-Koburg.

In zahlreichenFestschriftenwurde das segensreicheWirken
des fürstlichenJubilars gefeiert. Sie bezeugten, wie sichdessen
Fürsorge auf alle Gebieteder innerenVerwaltung erstreckthatte.
Wir heben hier noch einige der wichtigstenReformen hervor:
die Errichtungdes Kriminalgerichtsin Bützow(1812), der Justiz-
kanzleiin Güstrow (1817). Übernahmedes Patronats der Lan-
desuniversitätund Dotationderselben,namentlichder medizinischen
Fakultät (1827). Stiftung der Gymnasien in Parchim und
Schwerin. Aufbesserungder Lehrergehalteim Domanium. Be-
gründung des Landarbeitshausesin Güstrow (1816) und der
Jrrenheilanstalt Sachsenbergbei Schwerin (1830). Bau des
Kollegiengebäudesdaselbstund Umbau derMünze. Reorganisation
des Kreditvereinsund Einführungeiner verbessertenHypotheken-
ordnung (1819). Einführung.von Pferderennenund landwirt-
schaftlichenAusstellungen.Verschiedenegroße Kanal- und Schlot-
senbauten.Stiftung des Vereins für mecklenburgischeGeschichte
und Altertumskunde(1835) u. s. w.

Die letztenRegierungsjahrewaren von politischenErschütte-
rungen frei geblieben. Auchvon den Stürmen des Jahres 1830,
welche in anderen Teilen DeutschlandsAufregung und Beun-

1 Von fürstlichen Gästen waren damals in Ludwigslnst anwesend:
der Kronprinz von Preußen, die Strelitzer Herrschaften, Prinz und Prin-
Zessin Georg von Sachsen-Altenburg mit drei Söhnen, der Erbprinz und
die Prinzen Ernst und Albert von Sachsen-Koburg-Gotha, der Herzog von
Cambridge, zwei Prinzen von Schaumburg-Lippe, Prinz Albert von
Schwarzburg-Rudolstadt und Prinz Alexander von Solms-Braunsels.

In außerordentlicher Mission waren Gesandte eingetroffen aus öfter-
reich, Rußland, Preußen, England, Bayern. Holland, Oldenburg, Baden
und den Hansestädten.
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ruhigung veranlaßt hatten, blieb Mecklenburgim ganzenunbe-

rührt. Die obengeschildertenAuftrittein Schwerin und Wismar

hatten keineernsteBedeutung. Für revolutionäreWühlereifand

sich kein Boden. Von den Demagogenverfolgungenwaren zwar

auch einzelneLandesangehörigebetroffenworden,und sowohldie

Mainzer Untersuchungskommissionwie auch später das Köpe-

nickerGerichthatten die Verhaftungund Verurteilung von Meck-

lenburgernveranlaßt. Allein von den großherzoglichenGerichten

wurde diese Angelegenheitnicht mit der Schärfe verfolgt, die in

Preußen soviel Erbitterung hervorrief. FriedrichFranz I. hielt

die meist in noch.sehrjugendlichemAlterstehendenAngeklagten

mehr für unklare Schwärmer als für gefährlicheVerschwörer.

Der Übereiferund überall Hochverratwitternde Spürsinn der

nachbarlichenPolizei bot ihm Stoff zu manchemwitzigenAus-

fall. Die Jenenfer Burschenschafter,die bekanntlichbei dem

berüchtigtenWartburgfestihm allein von allen deutschenFürsten

das Leben,seinenaltenJvenackerSchimmelund einePensionvon

209 Thalern zugesicherthatten, nannte er seine„Hofdemagogen".

Soweit es bei dem Druckder großen Höfe möglichwar, entzog

er die Angeschuldigtender Untersuchung;einigen gab er nach

erfolgterBegnadigungeineAnstellung.
Wir sind in unserer Darstellungnunmehr bei einer Etappe

angelangt,welcheeinenwichtigenWendepunktim Lebendes Prin-

zen Friedrichbezeichnet.
Am 1. Februar 1837 verschiedFriedrichFranz I. Er hatte

schonlange gekränkelt.Nach einerim Frühjahr 1836 eingetretenen

Verschlimmerungerholte er sichnicht mehr. .?Zum ersten Mal

hatte er in dem folgendenSommer darauf verzichtenmüssen, in

dem geliebtenDoberan sich einzufinden. Im Winter nahm das

körperlicheLeidenzu, aber sein Geistbliebklar bis ans Ende.

Die Trauer im Lande war einetiefe und allgemeine. Es

war der erste Tote in seiner Familie, den Prinz Friedrichsah.

Er folgtenebenseinemVater tiesbewegtdem Sarge, der zunächst

in dem Mausoleumniedergesetztwurde, das im Schloßgartenlag

und welchesder Dahingeschiedenefür die irdischenÜberresteseiner
7*
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im Tod vorangegangenenGemahlin, Herzogin Luise, hatte er-
richten lassen. Von hier wurde die Leicheeinige Tage später in
feierlichemKondukt über Schwerin und Wismar nach Doberan
überführt. Eine militärischeEskorte begleiteteden Zug, dessen
Leitungdem Oberstallmeisterv. Bülow oblag. Überall, auf dem
ganzenlangen Wege, strömtedas Landvolkherzu, um den Sarg
des geliebtenFürsten vorüberziehenzu sehen. Trotz der Winter-
lichenKälte harrten die Scharen stundenlangaus. In den Ort-
fchaften,die der Zug passierte, bildeten Truppen und Bürger
Spalier. In Doberan wurde er vom GroßherzogPaul Friedrich
und dessenSöhnen empfangen. Die Beisetzungerfolgteam 18.
in der dortigenKirche. Friedrich Franz I. hatte ausdrücklichbe-
stimmt, daß feine Überrestein dem Ort ruhen sollten, an dem
er im Lebenfo oft und so gern geweilt.
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Jugendjahre des Prinzen Friedrich. Regierung des

Großherzogs Paul Friedrich.

Der RegierungsantrittPaul Friedrichs hatte auch in den
HofverhältnissendurchgreifendeVeränderungenzur Folge. Die

wichtigstewar die Verlegungder Residenznach Schwerin. Neben

der persönlichenVorliebedes neuen Landesherrnfür dieseStadt,

deren Erweiterungund Verschönerunger längst geplant hatte,

waren auchnochandereBeweggründemaßgebendgewesen.

Nach dem Tode des Ministers von Brandensteinwar Herr

von Plessenan die Spitze des Regierungskollegiumsgetretenund

hatte demgemäßseinen Wohnsitzin Schweringenommen. Die

Stelle einer Art Kabinettsministers,die er bis dahin am groß-

herzoglichenHoslagerbekleidete,war unbesetztgeblieben,— wohl

weil es an einer dazu passendenPersönlichkeitfehlte. Die schon

früher erwähntenUnzuträglichkeiten,welchedie Entfernung des

Hofes von der amtlichenCentralstellezur Folge hatten, machten

sich jetzt noch fühlbarer. Auchsonst hatten sichdie Zeiten geän-

dert. Die vornehmeAbgeschiedenheiteines isoliertenFürstensitzes

entsprachnicht mehr den Forderungeneiner politischbewegteren

Gegenwart. Außerdemempsandder im rüstigstenMannesalter

stehendeGroßherzogdas Bedürfnis, an den Regierungsgeschäften
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persönlichenAnteil zu nehmenund sichin direktemVerkehrmit

seinen nächstenRatgebern und den Vorständender in Schwerin

eingesetztenBehördenüber solcheDetailfragenzu informieren, de-

ren Kenntnis das beschaulicheLudwigslusterHoflebennicht hatte

fördern können. Überhaupt war man vor die Frage gestellt,

welche der beiden Residenzenin Zukunft den Mittelpunktdes
Landes bilden sollte. Ludwigslust war dazu aus verschiedenen
Gründen ungeeignet,auch wenn das Fürstenhaus ihm wie bisher
seinebesondereFürsorgezugewendethätte. Schwerin dagegenbot
der Baulust und dem?Unternehmungsgeistnochein weites Feld,
und Paul Friedrich unterzogsich dieserselbstgewähltenAufgabe
mit einemEifer und einer Freigebigkeit,die ihm für alle Zeiten
den Dank der Bevölkerungsichern.

Der Stadt war übrigens ein solcherbelebenderEinfluß Wohl
zu gönnen. Ihre EntWickelunghatte namentlichin dem letzten
Jahrhundert mit der anderer deutscherHauptstädtenicht gleichen
Schritt gehalten. Schon seit der Reformation, durch welcheder
ehemaligeBischofssitzund berühmte Wallfahrtsort an Bedeutung
verlor, hatte sie unter der Ungunstäußerer Verhältnisseoft zu
leiden gehabt. Namentlichwar das Fehlen einer Wasferverbin-
dung, die erst später durch weitläufigeKanalbautenzu stände
kam, dem gewerblichenAufschwunglangeZeit hinderlichgewesen.
Die großen Seestädtezogenauch den Binnenhandelan sich. Es
fehlteder Stadt an reichenBürgern, an gewinnbringendenHan-
delsverbindungenund öffentlichenAnstalten, Sammlungen und
dergl., welcheeinen Zuzug von außen begünstigthätten. Die
Straßen der innerenEtadt waren eng und winkelig, die Häuser
unansehnlich.Die beiden bedeutendstenBauwerke, das Schloß
und der Dom, bedursteneiner gründlichenRenovation. Seitdem
dieHerzögedie ResidenznachLudwigslustverlegthatten, war für
städtischeAnlagen und fürstliche Gärten nur wenig geschehen.
Und dochbot die günstigeLagean den Seen, die anmutigeUm-
gebungwaldreicherAnhöhen viele Anhaltspunktefür landschast-
licheVerschönerung.

GroßherzogPaul Friedrich bezog zunächst das bescheidene
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Palais am AltenGarten, welchesfür seinenVater erbautworden
war und das er selbstals Erbgroßherzogbewohnthatte, wenn
der Hof während einiger Wintermonatein Schwerin residierte.
Das Schloß war in seinemdamaligenZustandefür einenHofhalt
unbrauchbar, der größte Teil desselbenbaufällig. Nur einige
Säle in dem östlichenFlügel waren in Stand erhaltenfür die
Festlichkeiten,die Großherzog FriedrichFranz hier alljährlichzu
geben pflegte. Das neustädtischePalais, welches letzterer in
Schwerinbewohnthatte, — es war ursprünglichder Witwensitz
seinerMutter, der PrinzessinCharlotte Sophie, gewesen— hätte
wohl für den Hofhalt Paul Friedrichsgepaßt, aber seineLage
sagte ihm nicht zu. Die Wohnungam Alten Garten hatte den
Vorzug,-in unmittelbarerNähe des neuen Regierungsgebäudes
und des neuenTheaterszu liegen. Auf dem Platz davor wurde
die Wachtparadeabgehalten.Der Großherzogfand hier alles ver-
einigt, was ihm Beschäftigungund Zerstreuunggewährte.

Für das Theaterhatte er eine großeVorliebe. Das jetzige
Kunstinstitut,welchesunter der Leitung hervorragenderInten-
danten, wie Flotow, Putlitz und Wolzogen, seitdemeine wohl¬
verdiente Berühmtheit erlangt hat, ist im eigentlichstenSinne
seine Schöpfung. Im April 1831 war das Schauspielhaus,
welchesFriedrich Franz I. 1788 durch einen Umbau aus dem
alten Ballhaus hatte herstellenlassen, nacheiner Vorstellungder
„Stummen von Portici" abgebrannt. Nur mit Mühe hatte man
verhindert, daß das Feuer sich den Gebäuden der hart daran-
stoßendenTheaterstraßemitteilte. Nochin demselbenJahre war

an der gleichenStelle der Neubau eines großen und schönen

Theaters unter der Leitungund nach den Plänen eines jungen

geschicktenArchitekten,des BaukondukteursDemmler, begonnen

worden. Am 17. Januar 1836 wurde es mit der „Schuledes

Lebens" von Raupach eingeweiht. Die Baukostendieses statt-

lichen,mit glänzendenDekorationenaus demGropiusschenAtelier

versehenenund für 600 BesuchereingerichtetenTheaters beliefen

sichauf circa 100000 Thaler. Nachdemso ein würdigerRaum

für dramatischeAusführungengrößeren Stils geschaffen,wandte
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GroßherzogPaul Friedrichauch dem Engagementdes darstellen-

den Personals und der KapelleseinebesondereSorgfalt zu. In

früherenZeiten waren die Vorstellungenvon einem Unternehmer

veranstaltet, den der Hof subventionierte. Jetzt wurde mit der

Errichtung einer Intendanz, welcheder Großherzog dem Geh.

Hofrat Zöllner übertrug, ein ständigesTheaterpersonalverbunden,

der Theaterfondsreich dotiert und das Orchesterverstärkt. Das
letzterewar erleichtertdurch Heranziehung der Hoboistendes
Grenadiergardebataillons,welchesam 1. November 1837 nach
Schwerin verlegtwurde.

Paul Friedrichbesuchtedas Theater sehr regelmäßig. Wenn
er in Berlin war, fehlte er selten auch in der dortigenOper.
Für die LeistungenseinereigenenSchauspielerzeigteer ein leb-
HaftesInteresse, sorgtefür die Ausbildung aufstrebenderTalente
und nahm auchan den kleinenVorkommnissendes Theaterlebens,
an den Störungen des Repertoires und den Privatverhältnisfen
der Mitglieder persönlichenAnteil. Das Theatergebäude,später
durcheinenAnbau erweitert, stand bis zum 16. April 1882, an
welchemTage ein Brand es zerstörte.

Auf der anderen Seite des großherzoglichenPalais erhob

sichder nichtminder stattlicheBau des Regierungsgebäudes.Hier
hatte bis zum Jahre 1824 auf der Stelle, wo einst das Fran-
ziskanerklosterlag, ein fürstlichesStallgebäude(das alte „Korn-

haus") gestanden,dahinter, nachdemBurgseezu, dieHausvogtei
und die Bahnschmiede.Nach Abbruch dieser ziemlich defekten
Baulichkeitenwurde der Bau unter derOberleitungdes Landbau-
meisters Wünschim Juli 1825 begonnenund 1834 vollendet.
Ursprünglichnur zur Aufnahmeder Regierungskollegienbestimmt,
die bis dahin ihre Bureaux in demaltenBischofshof(dem jetzigen

Postgebäude)gehabt hatten, wurde er später um ein Stock-
werk erhöht und diente nunmehr auch zur Unterbringungdes
Archivs, der Renterei, der Militärkasse,des Kammerkollegiums
und noch einiger anderen Behörden. Mit seiner imposanten
Faxade, dem korinthischenPeristyl und den statuengeschmückten
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Giebeln drücktedas mächtigeGebäudesehrauf seine Umgebung,
namentlichauf das unansehnliche,aus Fachwerkerbaute Palais.

Der Aufenthaltin dieserauch räumlich nicht ausreichenden
Behausungwar denn auch von Paul Friedrich von vornherein
als ein provisorischerins Augegefaßt. Er beabsichtigtedenNeu-
bau eines Residenzschlossesund beganndenselbenauchtatsächlich
einigeJahre späterauf der Nordseitedes Alten Gartens. Vor-
läufigwurde das alte Palais durchden Anbau einesSaales und
den Ankaufder angrenzenden,nach der Ritterstraßezu gelegenen
Privathäuser wenigstensso weit vergrößert, daß die Abhaltung
kleinererHoffestlichkeitenkeine Schwierigkeitenbot. Gleichzeitig
wurde der Bau des weitläufig angelegtenMarstallgebäudesam
Seeufer fortgefetztund dieJustizkanzleiin derNeustadtdurcheine
neue Fa^adegeschmückt.

Das Hauptaugenmerkdes Großherzogs blieb aber in den

ersten Regierungsjahrenauf die Erweiterungder Stadt und die
Beförderung der Privatbauthätigkeitgerichtet. Eine besondere

Kommission,bestehendaus dem Ministervon Lützow, dem Geh.

Finanzrat Störzel, demHofratKnaudt und den beidenArchitekten

Wünsch und Temmler, war zu diesemBehuf ernannt worden.

Es lagen zwei Projekte vor. Nach dem einen sollte das neue

Stadtviertel den Burgsee umschließen,nachdem andern der auf

seinerWestseitenoch von ÄckernumgebenePfaffenteichdenMittel-

Punkt der neuen Anlagen bilden, in beiden Fällen die damals

nochisoliertliegendewestlicheVorstadt (sie begannbei der Hele-

nenstraße)in das Weichbildhereingezogenwerden. Der Groß-

herzogentschiedsich der geringerenKostenwegenfür das zweite

Projekt, betrachtetedie Umbauung des Burgsees aber nur als

hinausgeschoben.
Angeregtdurch den belebendenEinfluß der Regierungund

unterstütztdurchdie Freigebigkeitdes Fürsten, entfaltetesichnun

in allen Teilen der Stadt, namentlichauchin der Altstadt, die

Paul Friedrichals Mittelpunktdes Verkehrsfestgehaltenzu sehen

wünschte,eine rege Bauthätigkeit. Mit ihr ihob sichder Wohl¬

stand der Bürger, und dieserwiederumfachtezu neuen Unter¬
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nehmungenan. Ter Charakterder Stadt gewann in kurzemein

durchaus verändertes Gepräge. Wir können hier nicht in alle

EinzelheitendiesererstaunlichraschenEntwickelungnäher eingehen.

In wenigenJahren war die Paulstadt entstanden, das Arsenal

nahezuvollendet,dieVerbindungdesselbenmit der Friedrichstraße

nicht ohne Schwierigkeitendurch einen mit stattlichenHäusern be-

setztenDamm hergestellt,der Dom und seine Umgebungverschö-

nert, die Neustadterweitert. SämtlicheThore waren neu gebaut.
Schul- und Krankenhäusererrichtet,der SchloßgartennachPlänen

des preußischenGartendirektorsLennevergrößert, das Greenhouse

in demselbenals Sommersitz für die großherzoglicheFamilie

ausgebaut und der dahinterliegende,zwischendem Großen und

demFaulen See sicherhebendeHöhenzugmit einerReihegeschmack-
voller Villen besetzt.

Das größte und für die Umgegend der Stadt wichtigste
Unternehmenaberwar dieDurchdämmungdes großenSchweriner
Sees. Die erforderlicheErde wurde auf einem eigens zu diesem
Behuf durch das WickendorferMoor gezogenenKanal herange-
fchafft. Der Zweckdes „Paulsdamms", welcherdas fruchtbare
östliche Seeufer mit der Stadt in Verbindung bringen und
namentlich auch die Zufuhr von Viktualien erleichternsollte,
wurde indessennur teilweiseerreicht, weil der nach verschiedenen
Richtungenhin sichentwickelndeChausseebau.und sehr bald auch
der Eisenbahnbetriebden Verkehrin andererWeiseregelte.

Der Regierungsantrittseines Herrn Vaters hatte auch für
unseren Prinzen mancheäußere Veränderungzur Folge. Er er-
hielt mit demselbenRang und Titulatur eines Erbgroßherzogs
mit dem Prädikat „KöniglicheHoheit". Doch solltediese Rang-
erhöhung erst nach der KonfirmationöffentlichenAusdrucker-
halten und die Lebensweisewie der Studienplan durch die Über-
fiedelungnach Schwerin unbeeinflußtbleiben. Von seinerUm-
gebungwurdedie bisherigeAnrede: „Prinz Friedrich" auf Befehl
des Großherzogsvorläufig beibehalten. Es wird dieseBezeich-
nuug daher auch in dem vorliegendenWerk solange Anwendung
finden, als sie damals gebräuchlichwar.
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Ter Aufenthaltin Schwerin, der dem Prinzen mancheneue
Anregungbot, war indessennicht von langer Dauer. Bereits
im Herbst 1837 gelangteder von Herrn von Sell schonfrüher
ausgestelltePlan zur Ausführung, demzufolgeder Unterrichtdes
Jnstruktors durch die Lehrkräfteeiner auswärtigen öffentlichen
Bildungsanstalt ersetzt werden sollte. Es verging aber einige
Zeit, eheman über dieWahl einer solchenschlüssigwurde. König
Friedrich Wilhelm III., welcher an dem Bildungsgang seines
Enkelsohnssehr lebhastenAnteil nahm, hatte das Gymnasium
einerpreußischenProvinzialstadtvorgeschlagen.Königsberg,Halle
und Magdeburgstandendabeivorzugsweisein Frage. Trotz der
anerkanntenVorzüglichkeitder dortigenUnterrichtsanstaltenschienen
dieseOrte aber sür die Etablierung eines prinzlichenHaushalts
und die Auswahl eines passendengesellschaftlichenVerkehrsdoch
nicht so geeignetwie Dresden, welchesjene Erfordernissein be-
sondersgünstigerWeisevereinigte.

Die dortige, von einem vorzüglichenPädagogen, Direktor
Blochmann,geleitetePrivatanstalt — welchemit den Vitzthum-
schenStiftungen vereinigtund den staatlichenGymnasienkoor-
diniert war — verfügteschondamals über ausgezeichneteLehr-
fräste*. Als Sitz eines befreundetenHofes, ausgestattetmit be-
rühmtenSammlungenund Kunstinstituten,bot die sächsischeRest-
denz auch sonst geistigeund geselligeAnregung mannigfaltigster
Art. Der Prinz übersiedeltedorthin am 1. November1837

und bezogein in unmittelbarerNähe der BlochmannschenAnstalt

gelegenesHaus. An dem Klassenunterrichtnahm er indessennicht

teil. Die Lehrerder Anstalt gabenihm den Unterrichtprivatim

in seinerWohnung.

1 Das reiche Vermögen des Vitzthumfchen Gymnasiums entstammt

dem Vermächtnis eines Vitzthum von Apolda aus dem 17. Jahrhundert.

Tasselbe war bis zum Zeitpunkt der Vereinigung mit der Blochmannschen

Anstalt bedeutend angewachsen. Es wurde und wird noch jetzt von einem

Mitglied der Vitzthumschen Familie verwaltet. Zur Zeit der Anwesenheit

des Prinzen Friedrich sührte Graf Otto Vitzthum-Lichterwalde die Admiui-

stration. Die Abgangsprüfung wurde vor königlichen Schulräten abgelegt

und berechtigte zur Immatrikulation auf den deutschen Universitäten.
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Obwohl die einseitigeHofmeistererziehung,welchebis dahin

an denHöfenüblichgewesen,als unzweckmäßigerkanntwar und

bei den fürstlichenHäusern überall das Bestrebenzu Tage trat,

ihren Söhnen die Vorzüge einer umfassenderenhumanistischen

Bildung zugänglichzu machen, so hatte sichdoch der Gedanke,

diePrinzensouveränerFamiliennebendenKnaben andererStände

auf der Schulbank Platz nehmen zu sehen, damals noch nicht

Bahn gebrochen. Erst in den letztenDecennienist auch diese

durchHerkommenund EtiketteaufgerichteteScheidewandgefallen.

Was heute ganz natürlich erscheint, wäre damals befremdlich

gewesen.
Der zwangloseVerkehrmit jugendlichenAltersgenossenist für

den dereinstzur Regierung berufenenFürstensohnum so wich-
tiger, weil jener harmlose Gedankenaustauschin den späteren
Stadien der Lebensbahn immer schwierigerund seltenerwird.
Wenn aber Prinz Friedrichauch dem öffentlichenKlassenunterricht
fernblieb, so durste er doch an den Spielen und gymnastischen
Übungender Zöglingeteilnehmen. Auchwurden einigederselben
zu regelmäßigemVerkehrherangezogen.So knüpftesichein festes
Band zwischenihm und den Altersgenossender Anstalt'. Einige
derselbenteilten auch den Privatunterricht des Prinzen. Dieser
wurde u. a. gegebenvon den Herren: DirektorBlochmann(Reli-

gion), Di'. Müller (Geographieund Geschichte),Di'. Bezzenberger
und Dr. Sönitz (klassischeSprachen), Dr. Peters (Mathematik),
Dr. Hübner (deutscherAufsatz),Dr. Malignon (Französisch)k.

1 Zu diesen gehörten vorzugsweise die im Internat aufgenommenen

Mecklenburger: H. von Suckow (spater Kammerherr und Intendant des See-

bades Doberans A. Graf Blücher-Finken, F. von der Luhe (zuletzt Hofmar-

schall I. K. H. der verwitweten Großherzogin Marie) und F. Mecklenburg

(avancierte bis zum Oberst im großherzoglichen Militärdienst). Unter den

anderen Zöglingen, welche die Freundschaft des Prinzen gewannen, sind

noch folgende zu nennen: R. Graf Kanitz (gegenwärtig königl. preußischer Gene-

rallientenant ä la suite der Armee), O. von Coburg (General in der k. k.

österreichischen Armee), F. von Behr-Schmoldow (bekannt durch seine Verdienste

als Präsident des deutschen Fischereivereins), F. von Wardenburg (zuletzt

großherzogl. sachsen-weimarischer Staatsrat) und Graf H. Vitzthum (gegen-

wärtig königl. sächsischer Oberkammerherr).
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Von diesenPädagogenhat sich später Dr. Bonitz als Direktor
des Grauen Klosters in Berlin sowieals vortragenderRat im
preußischenUnterrichtsministeriumin weiten Kreisenbekanntge-
macht. (In letzterEigenschaftwirkteer namentlichfür ein Fest-
halten des humanistischenLehrplans in den preußischenGym-
nasienund trat dafür als Kommissarder Regierungmehrfachim
Abgeordnetenhauseein.)

Über jene DresdenerStudienzeitteilt ein Schulgenossedes
Prinzen nochfolgendesmit: „DirektorKarl Justus Blochmann,
ein Schüler Salzmanns, hatte die Anstalt im Jahre 1827 be-
gründet. Sie stand unterStaatsaufsicht,hatteinterneund externe
Schüler und war mit dem MtzthumschenGymnasiumin der
Weiseverbunden,daß die Zöglingeder letzterenAnstalt zwar ein
besonderesGebäudebewohnten,aber mit den Schülern desBloch-
mannfchenInstituts den Unterrichtsowie dieMahlzeiten,Spiele
und Spaziergängeteilten. Blochmannwar ein Mann von fester
christlicherÜberzeugung,hatte trotz Ernst und Strenge ein lie-
benswürdiges,gewinnendesWesen, besaßgroßeMenschenkenntnis
und war bei seinen Schülern in hohem Grade beliebt. Auch
Prinz Friedrichwar ihm sehr zugethanund bewies ihm seine
dankbareGesinnungspäter dadurch, daß er ihm gleichnachsei-
nem Regierungsantritt(1842) den Charakterals Schulrat ver-
lieh. In seinemErziehungswerkwurde der Direktorsehr wesent-
lich durch seine hochgebildeteGattin unterstützt, welcheder be-
rühmtenKünstlerfamilieSchnorr von Carolsfeldentstammte.

Prinz Friedrichbewohntedas in der jetzigenCarolastraße1c

gelegene.von Gärten umgebeneHaus, dessenerstes Stockwerk
für ihn eingerichtetwar. Die Parterreräume bewohntedie Fa-
milie des Gouverneurs von Seil. Außer letzteremwar dem

Prinzen auch noch der cancl. theol. Kliesoth aus Mecklenburg

beigegeben,welcherbis dahinJnstruktor seines jüngerenBruders,

des Prinzen Wilhelm, gewesenwar." (Wir werdenspäternoch

oft Gelegenheithaben, auf die weitreichendeWirksamkeitdieses

bedeutendenMannes und die intimen Beziehungenzwischenihm

und seinemeinstigenZögling einzugehen.In Dresden beschränkte
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sichseineThätigkeitwesentlichdarauf, die häuslichenArbeitendes

Prinzen zu überwachenund den Gouverneur, wo es nötigwurde,

als Begleiterzu ersetzen.)

„Prinz Friedrichwar lebendig,aufgeweckt,stets munter und

hielt mit den Schülern gute Kameradschaft.Gewiß gab es nicht

einen, dem er nichtwahrhaftlieb und angenehmwar- Er ging

freundlichauf jeden Scherz ein, wußte ihn zu erwidern und

tummeltesichgern mit denKämpfenden,Ringenden,Springenden,

wie es die Spiele mit sich brachten. Dabei war er freundlich

gegenjedermann, offen, wahr und zuverlässigin allem, was er

sagte, vertraulichund diskret. Mir ist bekannt,daß er später als

regierenderHerr nochmanchemseinerLehreroder Jugendgenossen

Wohlthatenund Unterstützungenzugewendethat." —

In Sachsen regierte seit 1836 KönigFriedrichAugustII.,

welcherspäter (1854) auf einer Reisein Tirol durcheinenSturz

mit dem Wagen verunglückte.Der König und seineGemahlin,

welcheals Schwesterder Kronprinzessinvon Preußen zur groß-

herzoglichenFamilie in nahenBeziehungenstand, nahmensichdes

Prinzen Friedrichsehr freundlichan. Soweit es ohne Störung

des Unterrichts zulässig war, durfte er den Einladungen der

KönigsfamilieFolge leisten. In den Wintermonatenwaren es

die beiHos veranstaltetenKonzerteund Familientafeln,an welchen

er teilnahm; im Sommer brachte er häufig die Sonntage in

dem lieblichenPillnitz zu. Das Königspaarwar kinderlos. Die

Söhne des Prinzen Johann, der seinemBruder nachmals in

der Regierungfolgte, standen in einem sehr viel jugendlicheren

Alter. Immerhin bot der Verkehrmit dem sächsischenHofe Ge¬

legenheitzu geselligerAnregungund zur Übung in den IFormen

der großen Welt. Anch in einigen Privathäusern verkehrteder

Prinz gern und regelmäßig,so u. a. bei denMinistern von No-

stitz, von Zeschauund vonKönneritz,beim General von Fabrice,
Oberforstmeistervon Leipziger,Kammerherrnvon Ende, bei dem
preußischenGesandtenHerrn von Jordan und der verwitweten
Frau von Zöllner. Bei dem OberstallmeisterGeneral von
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Fabrice1 war es, wo er dieBekanntschaftder PrinzessinAuguste
Reuß machteund wo der Keim jener tiefen Neigung entstand,
welchedereinstden glücklichenEhebund begründensollte. Der
Vater derPrinzessin,Prinz HeinrichLXIII. j. L. auf Klipphausen
(einemunweit Dresden gelegenenRittergut),bezogim Winter ein
Quartier an der Bürgerwiese. (Sein ältester Sohn, der jetzige
Fürst HeinrichIV., wurde 1839 Zögling des Blochmannschen

Instituts.) In seinemHause sowie in dem seiner Schwägerin,
der PrinzessinReuß geb. PrinzessinCarolath, begegnetePrinz
Friedrichspäternochhäufigder jungenFürstin, derenbescheidenes
und liebenswürdigesWesenihm einenso tiefenEindruckmachte.

Von derLebensweisein Dresden, der täglichenBeschäftigung
und von den wichtigerenBegebenheitender nächstfolgendenJahre
wird seineeigeneDarstellungwohl das anschaulichsteBild geben.
In den Briefen des Prinzen fpricht sich ein heitererkindlicher
Sinn, große Anhänglichkeitan Familie und Heimataus; auch
fehlt es nichtan Zügen neckischenHumors. Die Briefe sind oft
mit kleinenFederzeichnungenversehen,die ihn selbst bei seinen
verschiedenenBeschäftigungendarstellen. Niemals übt er seinen
Witzan anderen;seineScherzesind stets gutmütigund harmlos.

„11. Nov.37. — Gesternwarenwir beim König und der

Königin, welcheauf ihrem WeinbergbeiPillnitz wohnen, beide

warenaußerordentlichgnädig gegenmich.Um 2 Uhr holte uns

derKammerherrvonEnde ab, nachhiesigemGebrauchmit könig-
licherEquipage.Um 3 Uhr kamenwir auf dem Weinbergan,

wo der König mit feinemFlügeladjutantenund dem General

von Fabrice,die Königinmit ihren Damen und dem Oberhof-

Meister sich befanden. Der König führte mich nun im Garten

umher, von wo man die schönsteAussichtauf das Elbthal hat.

Hier ist auchein kleinerThiergarten, worin sichzahmeHirsche

undRehebefinden,die uns aus der Hand fraßen. Als wir zu-

rückgekehrt,fetztenwir uns zu Tisch, wo es sehr ungezwungen

' Dem Vater des jetzigen Ministerpräsidenten Grafen von Fabrice

und des königl. sächsischen Gesandten Oswald von Fabrice.
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herging, indemderKönigauf diesemLandsitzealle Etikettever-

bannt hat und eigentlichwie ein Gutsbesitzerlebt. Das Haus

aufdiesemWeinbergist nur sehr klein, aber alles ist so freund-

lich und hübsch,daß es ein reizenderAufenthaltsein muß. —

Beim PrinzenMaxwar ich heute in einer sehr schlimmen

Lage, indemich michin die Mitte eines Sofas setzenmußte,

so daßichaufder einenSeite die PrinzessinMax, auf der ande-

ren die PrinzessinAmaliehatte. Elftere sprichtnur französisch,

denkeDir diesePosition."
„16. Dez. Herzlichdankeich Dir nochfür Deinen

letztenBrief, obgleicher mir eine rechtunangenehmeNachricht

brachte, dennich,hattemichsehrdaraufgefreut, den Weihnachten

in Altenburgzufeiern.Nun müssenwir ihn sogut wie möglich

hieralleinbegehen.Ich amüsieremichimmer besserhier, indem

ichin denFreistundendenRutschbergim BlochmannfchenGarten

fleißigbenutze,wobeiichtäglichmehr Bekanntschaftenmache. Es

ist mir unmöglich,Dir allezunennen.AußerdenMecklenburgern

sind meinebestenBekanntenfolgende:Rommel, Wardenburg,
Minnigerode,Vitzthum,Coburg; nur diebeidenletztensind von
meinemAlter, dieanderensind älter. — UnserDirektorBloch-
mannwar sehrgefährlichkrank, dochgehtes ihm jetztbesser."—

Das erste Weihnachtsfestin der Fremde war doch etwas
wehmütig, indessenüberwandder heitereSinn des Prinzen bald
dieseStimmung. Die Weihnachtsbescherungfand in der Woh-
nung des Herrn von Sell statt.

„Um 7 Uhr gingenwir hinüberins BlochmannscheJnsti-
tut, wo jedervon uns einen Stollen, Äpfelund Nüsseerhielt.
Am anderenAbendsuhren wir zur Königin, wo die ganzeFa-
milieversammeltwar. Dort stand ein großer Tisch, an dem die
Kinderdes Prinzen Johann beschenktwurden. Mich führte die
Königinan einenbesonderenTisch, wo ich Euere Geschenkefand,
nachdemsiemir vorherzweiwunderhübscheTassenund vomKö-
nig einPaar prächtigeHemdsknöpfegeschenkthatte. . . . Gestern
Abendwaren'wir beiBlochmann.Er selbstist nochimmer un-
wohl, aberseineFrau, die sehr angenehmist, machtdie Hon¬
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neurs. Mehrerevon denZöglingensangenund spieltenKlavier,

undzuletztwurde getanzt;musikalischerAbendwird es genannt.

Wir amüsiertenuns prächtig. Sonntag ist dort wahrscheinlich

Ball."
„2. Jan. 1838. Am Sylvesterabend waren wir beim Direk-

tor eingeladen,denAbenddort zuzubringenund das neue Jahr

miteinanderzu erwarten. Wir tanztensehr vergnügt bis IIV4

Uhr. UnsereFreudewurde nochdurchdie Anwesenheitdes lie-

ben DirektorsBlochmannerhöht, der zum erstenmalsichuns
wiederzeigte.Eigentümlichwar es, wie mit dem Schlag V«12

der Cotillonaufhörte, alle Gemüterernst wurden, indem ein

Choral „desJahres letzteStunde" gesungenwurde und nun

der DirektoreineergreisendeRede hielt, die er mit demSchlag
12 beendete. Dabei dachteich rechtviel an Großpapa. Nun
wünschtemansichgegenseitigGlück,und wir sprachenviel von

Euch. AmNeujahrstagsolltegroßeCour sein. Wir waren zum

Diner beimKönig eingeladen,alleinein plötzlicherRückfallin
der Krankheitdes Prinzen Max vereiteltedie ganzeSache." —

„31. Jan. Jetzt ist es baU Uhr morgens und 17 Grad

Kälte. Drübenim Institut sindsie nochnichtaufgestanden,was

durcheineGlockeangezeigtwird. . . . Meine Reitstundenbeim

OberreiterMeierhabenjetztangefangen.Man reitet Hengsteauf

demSchulsattelohneSteigbügel. Da ich es nochnichtgewöhnt

bin, greiftes michetwasan; das wird sichaber bald verlieren.

Mit mir zugleichreiten nochein Stenglin aus dem Institut,

HofratNostitz,ein Engländerund Herr von Sell. Wir bekom-

men jedesmal ein anderesPferd." —

„1. Febr. Heuteist derTodestagvon Großpapa. Ich bin

nicht imInstitut gewesen;wir bleibenganz still zu Hause.Mir
schwebtallesnochsorechtvor, wie es damals war. DieserFe-

bruar wird dochganz anders sein wie der damals. Ich kann

mir denken,wie schwerDir das werdenwird." —

„13. April.—Ich bin sehrsroh, jetztFerienzuhaben,denn

in diesenvergangenenvier Monaten habe ich tüchtig arbeiten

müssen.Zu Zeitenwurde es mir schwer,mit meinenAufgaben
von Hirschfeld, Friedrich Franz II. 8
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fertigzuwerden, aber es ist zu meiner Freude dochfast immer

gegangen. Ich bekommejetztnochzwei Geographiestundenund

werdenachOstern um5 Uhr aufstehen, wie es drüben im In-

stitut auchseinwird. Die Freistundendes Morgens bringe ich

regelmäßigdort zu. Wir spielengewöhnlichBall. Ich bin auch

mehrereMaledesMittags dagewesen.Ich freue michsehr, nach

Altenburgzu kommen.Schon steht der Wagen gepacktda, den
wir morgenfrüh besteigenwerden.Wir brauchenzu der Reise
ungefähr12 Stunden."

„5. Mai. Daß ichsoungemeinundunverzeihlichfaul
im Schreibenbin, kommtdavon, daß es Frühling wird. So
hat auch der Frühling seinezweiSeiten. Er ist sehr erfreulich,
indem die Natur erwacht, es grün wird, die mit jungemLaub
bewachsenenBäumevonleichtbeschwingtenGästen wimmeln, das
Kornwächstund man hinaus kannin denSonnenschein.Er ist
aberauchaufder anderenSeitehöchsttraurig, dennGefahr und
Lärm ist von allen Seiten: die Bäume schlagenaus, der Kohl
schießt,dieVögelsingen, dieKinder, diedraußen herumgetragen
werden, schreien,dieGroßen sprechen,ich, der ich jetztmeine
Abendstundenim GartenoderbeimSpielenzubringe, anstatt wie
im Winter zu schreiben,unterlassediesesund bin unnütz. So
wirktdie Natur auf den Menschen!... Ich werde in diesen
Tagen auf Tante Maries Rat einenfranzösischenBrief an die
GroßherzoginvonWeimarschreibenwegender erfolgtenErlaub-
nis, ihr meinenBesuchmachenzu dürfen. . . Geht Ihr denn zu
denManövernnachBerlin? Dresdenwäre dann nicht sehr weit.

Bitte, besänftigesämtlichezornsprühendenMenschen, die
Briefevonmir erwarten; besondersMlle. Garnier, die mir be-
reits drei Briefeschriebund der ich bald antworten werde."—

„12. Mai. Du kannstDir gar nicht denken, wie sehr
ichmichsreue, Euchin Berlin zu sehenund besondersnachher
nach Mecklenburgzu kommen. Ich bin ganz außer mir vor
Seligkeit.... UnserePferdesindgesternabgegangenund kommen
am 16. an. Das Manöver machtmirauchungeheuereFreude.
. . . Vorgesternwar derPrinz Wilhelm,Sohn des Prinzen von
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Oranien, in Pillnitzbei der Königin, wozuwir auch eingeladen

waren. Es war sehrhübschda. In Berlin werde ich Dir das

alles sehr ausführlicherzählen."—

Währendder Herbstferienmachteder Prinz mit seinemEr-

ZiehereinemehrwöchentlicheReise nach Oberbayernund Tirol.

Am ersten Oktoberbegann wieder der Unterrichtin Dresden.

Zur Überraschungund großen Freude des Prinzen trasen dessen

Eltern bald darauf dort ein und verweiltenmehrereTage. Sie

kamen von Potsdam, wo eine große Familienvereinigungstatt-

gefundenhatte; auch das russischeKaiserpaarwar zugegenge-

Wesen. GroßherzogPaul Friedrichund seineGemahlinwohnten

während dieserTage (5. bis 12. Oktober)im Hotel de Saxe und

unternahmenmit dem überglücklichenPrinzen verschiedeneAus-

flüge in die Umgegend. Die sächsischeKönigsfamiliewar zur

Zeit nichtanwesend. Auf der Rückreisebegleiteteder Prinz seine

Eltern bis Leipzig, wobeidie eben erst vollendeteEisenbahnbe-

nutzt wurde. Bekanntlichwar die Strecke Leipzig-Dresdendie

erste größereBahnverbindungin Deutschland.
Das Lebennahm nun wiederseinengewohntenGang, und

die Mitteilungendarüber in diesem wie in den folgendenSe-

mesternwiederholensich häufig.
„Um 5 Uhr steheich auf, arbeitebis 8 und habe dann

Stunden bis 12 Uhr mit AusnahmederErholungspausevon

93/4—10x/2,die ich im Institut zubringe. Wir kämpfendort

jetzt auf Stelzen. Um 12 Uhr reiten wir gewöhnlichaus,

effen nach 2 Uhr, worauf ich bis 4 Uhr frei habe. Um

7 Uhr hören die Stunden auf, nur daß ich zweimalwöchent-

lich von 7—8 nocheineVoltigierstundehabe." (Der Brief ist

im Sommergeschrieben).„Um 9Vs Uhr legeichmichins Bett,

ruhemichausvondenStrapazendesTagesundträumevonEuch."

Die Osterferien1839 brachtePrinz Friedrichin Altenburg

zu, die Pfingstferienin Weimar. Im Spätsommerwurde wieder

eine größere Reiseunternommen, die diesmal nach der Schweiz

führte und an welcheraußer den Herren von Seil und Kliesoth

auchder Freund des Prinzen, der junge Graf RudolfKanitzteil-
8*
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nahm. In zwei vierspännigenChaisenging es ohne Aufenthalt

nach Schaffhausen,wo der Rheinfall in würdigerWeisedie Reihe

der großartigenLandschaftsbildereröffnete. Prinz Friedrichhatte

ein lebhaftesVerständnis für die Schönheitender Natur. Er

hat später oft geäußert, daß ihm nichts soviel Eindruckmache

als eine reizvolleLandschaftund daß ein Versenkenin deren

Betrachtungihm in trüben Stunden immer Trost und Erhebung

gewähre. Dazu geselltesicheine Wanderlust, die im Verein mit
jener Empfänglichkeitfür großartige Naturbilder seine häusigen
Reisenin spätererZeit erklärlichmacht.

In Schaffhausenbestiegdie kleine Reisegesellschaftdie ge-
räumige Berline eines Mailänder Vetturins, welche mit fünf
häufigwechselndenPferden bespanntwar, und nun ging es wei-
ter über Zürich, wo geradeein bewaffneterVolkshaufe— aus
Anlaß der damaligenreligiösenWirren — das Rathaus besetzt
hielt, über Zug und Luzern nach der Gotthardstraßeund dem
Berner Oberland, dann von dort über Freiburg nach dem Gen-
ser See. Am 17. September traf man mit dem Dampfschiffin
Genf ein.

„Du hastkeinenBegriff", schreibtder Prinz, „wieschöndie
Stadt namentlichvom See aus ist. Aber denke Dir meine
Überraschung,beim Aussteigensteht Onkel Wilhelm auf der
Landungsbrückel. Er nahm uns gleichmit ins Hotel, wo ich
auchTanteWilhelmfandund denPrinzen Georgvon Cambridge.
DerOnkelsiehtäußerst wohl aus; die Reisebekommtihm sehr
gut. Er war so gütig, uns zu Tischeinzuladen;abendswaren
wir im Theater." (Man gab das damals sehr beliebteStück:
„le precepteur en embarras", dessenkomischeSituationen zu
scherzhaftenAnspielungenAnlaß boten.) „Nachfeiner Abreise
bliebenwir nocheinigeTage in Genf und besichtigtenalle

1 Prinz Wilhelm von Preußen (der nachmalige Kaiser Wilhelm I.)
befand sich mit seiner Gemahlin auf einer Erholungsreise nnd war erst

wenige Stunden vorher unter dem Inkognito eines Grafen von Lingen im

Hotel des Bergues abgestiegen.
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Sehenswürdigkeiten,wobeiuns HerrMorre herumführtet Wir

besuchtenPapas ehemaligesQuartier imHausedes Mr. Naville,

das nochfastganzunverändertist, was mir eine außerordentliche

Freude machte.Abendsfuhrenwir zu der Familie Bontemps,

die ihre Kampagnein der Nähe von Pregny hat, und nachher

auf eineReunionbei Mr. Pirte, einemehemaligenpreußischen

Offizier,dernochfür Preußenaußerordentlichbegeistertist. Am

Nachmittaghatte uns schonder Vater von Mr. Revilliod^be-

sucht, der seinenGustav jedenTag erwartete. Am 19. snhren

wir nachFerney, dem einstigenLandsitzVoltaires- Mittags

speistenwir beiMadameBontemps8 und abendsbei Mr. Tur-

tin, demsyndic de la garde, der michsogar durcheineDepu-

tation hatte bewillkommnenlassenwollen, was Herr von Sell

jedoch glücklicherweiseablehnte. Übrigens lebt Papa hier im

bestenAngedenkenaller, und man wünschtnichtssehnlicherals

ihn einmalwiederzusehen.Das soll ich ihm im Namen aller

Genfersagen.TagsdarauskamMlle. Garniers Vater, ein ehr-

würdigeralter Herr, der sichunendlichfreute, mich zu fehen,

undmit großerZuneigungvonEuchsprach.. . . Genf hat mir

außerordentlichgefallen. Wie Du siehst, hat man mich mit

Freundlichkeitenüberhäuft. Nur ungern reisteich am 21. bei

entsetzlichemWetternachChamounyab." —

Nachdemdie üblicheTouristenrouteüber die leicht zugäng-

lichen Aussichtspunkteder MontblancgruHpezurückgelegtwar,

wurde die Heimreifeüber Basel und Stuttgart angetretenund

Dresden in der erstenOktoberwocheerreicht. Während der gan-

zen Reise,namentlichwährend der Fußwanderungen,die er sehr

liebte, war der Prinz in heitersterStimmung. Seine harmlose

1 Früher Stallmeister in großherzoglichen Diensten. Er hatte sich

nach Gens zurückgezogen und dort ein Reitinstitnt eingerichtet, dessen Pserde,

meist arabischer Zucht aus dem Wilhelmsburger Gestüt, er den Reisenden

für Ausflüge in die Umgegend zur Verfügung stellte.

2 Derselbe hatte dem Prinzen in Ludwigslust französischen Sprach-

Unterricht erteilt.
3 Der Mme. Nancy Bontemps geb. Salomon sind wir schon oben

als Erzieherin der Herzogin Helene begegnet.
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Fröhlichkeitgewannihm überall die Herzen, und die scherzhaften
Einfälle seinermunteren Laune belustigtendie Reisegenossensehr.
Da das Inkognito — der Prinz reisteunter dem Namen eines

Grafen von Grabow — nicht immer durchzuführenwar, so
machte sich Prinz Friedrich gern den Spaß, den gleichalterigen
Grafen Kanitz vorzuschiebenund durch übertriebeneHöflichkeits-
bezeugungenals den Vornehmstender Gesellschaftdarzustellen,
um dann gleichdaraus das scheinbarunabsichtlicheVersehendurch
komischeZurückhaltungwieder auszugleichen. Es ergötzte ihn
außerordentlich,wenn dieseharmloseMystifikationder Hotelwirte
oder der anderenTischgästegelang.

Vom 16. bis 18. Oktoberbesuchtender Großherzogund die
Großherzoginwieder ihren Sohn in Dresden. Sie kehrtenvon
einer Reisezurück, welchedem Besuchder Höfe von Altenburg,
Weimar und Karlsruhe gegolten hatte. Auch eine Rheinfahrt
war damit verbundengewefen,und von Mainz aus hatte das
großherzoglichePaar dem Staatskanzler Fürsten Metternichauf
Schloß Johannisberg einen Besuch abgestattet. Herzogin Luise
begleiteteihre Eltern auf dieserReise.

In Dresden war die königlicheFamilie diesmalanwesend
und fanden zu Ehren der mecklenburgischenGäste verschiedene
Festlichkeitenbei Hosestatt. Die Studien wurdenzwar jetztwie-
der ausgenommen,dochtrat bald daraus im Novemberaus An-
laß der bevorstehendenKonfirmationeinemehrwöchentlicheUnter-
brechungein.

Über die geistigeEntWickelungund die in den letztenSe-
mestern gewonnenenKenntnissedes Prinzen spricht sichein in
dieser Zeit abgesaßterBericht des Majors von Sell folgender-
maßen aus:

„Der Prinz hat an Einsichtwiean Herrschaftüber sichge-
Wonnen;er ist in seinergeistigenwie körperlichenEntwicklung
bedeutendvorgeschrittenund hat dabei jenes einfache,bescheidene
Wesenbewahrt, das ihn so vorteilhaftauszeichnet.Der leben-
digeSinn für Recht, Wahrheitund Sittlichkeit,der sichüberall
in einer vortrefflichenGesinnungausspricht, das unverdorbene
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Herzund Gemütdes Prinzen sind wahrhaft erfreulichund der

vollstenAnerkennungwert. Auchan unbefangenerund heiterer

Gemütsarthat derPrinz sehrgewonnen.— Die Fortschrittein

derwissenschaftlichenBildungsindin dem letztenAbschnittdurch-

aus erfreulichgewesen.Der Religionsunterrichthat zuvörderst

den Prinzen zu einemhinlänglichreifen Grade der Erkenntnis

und des religiösenWissensgeführt, um nach Beendigungdes

Kursus (I.September) dieHandlungderKonfirmationsolgenzu

lassen. Die lebendigeÜberzeugungund der tiefeEindruck,wel-

chendie Wahrheitendes Christentumsin dem Prinzen hervor-

gebracht, bürgendafür, daß dieseihm sür alle Zeiten teuer

bleibenwerden."
Es folgtnun eineeingehendeErörterungder einzelnenFächer.

Für Geschichtezeigt der Prinz besondereVorliebe, ebensosür

Latein. Horaz und Cicero werdenfließendund mit Verständnis

gelesen. Wöchentlichwird ein Vormittag zur Abfassungeines

deutschenAussatzesverwendet. Sicherheitund Gewandthe.itim

Ausdruckwerden dabei erzielt. Auch Redeübungenfindenregel-

mäßig statt. Der Unterrichtim Englischenund Französischen

weistgute Erfolgeauf, der in der Mathematikbietetnocheinige

Schwierigkeit.— Für das Zeichnenzeigtder Prinz keinebeson-

dere Neigungund werdendieÜbungendarin aufgegeben,dagegen

die im Flötenspielmit Erfolg fortgesetzt.Im ganzen gewährt

das letzteauf alle HauptfächersicherstreckendeschriftlicheExamen

ein vollkommenbefriedigendesResultat; es beweist, daß der

Prinz mit den Schülern der Anstalt gleichenSchritt hält.

„In denkörperlichenÜbungen"— heißt es weiter im Be-

richt — „besitztder Prinz große Geschicklichkeit,Stärke und

Ausdauer. Im Reitenbesondershat er es zu ersreulicherSicher-

heit und Gewandtheitgebrachtund zeichnetsichdarin vorteilhaft

aus, ebensoim Fechten. Bon einer sehr kräftigenGesundheit

unterstützt,entsprichtdieAusbildungderKörperkräftedes Prin-

zen allen nur in dieserBeziehungzu machendenForderungen.

Freie Bewegungund Übungenaller Art stärkenund kräftigen

siefortwährend,unddas dadurchbezweckteund erreichteGleich¬
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gewichtzwischenderkörperlichenund geistigenThätigkeitbefördert

die allgemeineEntWickelungauf das günstigste.— Wenn nach

dem bisher Gesagten"— so schließt der Bericht — „der in

dem Gange der ErziehungSr, K. H. des Erbgroßherzogsseit

längerenJahren und besondersseit dem Aufenthaltin Dresden

befolgtePlan von gutenErfolgenbegleitetwar, so dürfte dochin

nichtzufernerZeit ein neuer Abschnittbevorstehenmüssen. Der
Übergangzum Universitätsstudiumwird am zweckmäßigstenzu
Ostern nächstenJahres erfolgen. Das Alter, in welches der
Prinz eintritt, wird in mancherBeziehungentscheidendsein für
dieGewohnheitenundNeigungender späterenZeit. Die äußeren
Verhältnissesowieder Umgang des Prinzen sind von um so
wichtigeremEinflüsse,je mehr Freiheit der eigenenEinsicht und
werdendenSelbständigkeitverstattetwerden muß. Der Prinz,
nunmehrimsiebenzehntenJahre, stehtin günstigfortschreitender
EntWickelungund nähert sich, so an Herz und Gemüt wie an
Kenntnissenerfreulichausgebildet,der bevorstehendenwichtigen
HandlungseinerKonfirmation.An diesembedeutungsvollenZeit-
Punktangelangt, kommtes nichtallein darauf an, das bisher
Gewonnenezu befestigenund die zu den schönstenHoffnungen
berechtigendenEigenschaftendes Prinzen weiterzu entwickeln,
sondern auch den Bildungsgang der Altersstufe entsprechend
fortzuführenund zweckmäßigzu erweitern." —

Die" Konfirmation fand am 10. Dezember 1839 in der
SchwerinerSchloßkirchedurch den OberhofpredigerWalter statt,
welcherin den vorangehendenWochenden Prinzen darauf vor-
bereitet hatte. Auf die Wahl des Tages — der früher als
Geburtstag FriedrichFranz' I. so oft im Lande gefeiertwar —

nahm das Glückwunschschreibender LandständeBezug, welches
die drei Landmarschälle1als Abgeordneteder in Sternberg ta-
genden Versammlungdem Großherzogüberbrachten.In der Ant-
wort Paul Friedrichs hieß es:

1 Es waren dies die Erblandmarfchülle von Lützow auf Eickhof,

von Maltzan auf Pmzlin und der Vicelandmarfchall v. Oertzen auf Rattey.
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„DieseGlückwünscheentsprechendem Bande der Liebe
und des gegenseitigenVertrauens, welches Mecklenburgs
Fürsten und Stände seit Jahrhunderten so fest umschlungen
hielt, daß keineStürme der Zeit es zu lösen vermochten,
welchesdas WohldesVaterlandesauchsür dieZukunftverbürgt
und das teuersteKleinodist, das, von Uns treu gepflegt,Un-
seremgeliebtenSohne dereinstzum Erbteil fallen soll. Ihm
habenWir beiderheiligenHandlung, die ihn jetztmit derKirche
engerverbunden,das Vorbilddes Regentenvor Augen geführt,
der einst am heutigenTage zum Heil des Landes, zur Zierde
UnseresHausesins Lebentrat; und so wie er den gleichenNa-
men trägt, so werdenWir ihn auch seinen Beruf mit gleicher
Treue erkennenund erfüllenlehren. Wir empfehlenihn dabei,
nebender göttlichenGnade, der Liebeund ZuneigungUnferer
getreuenStände, denenWir für die Uns bei dieserfeierlichen
VeranlaffungbezeugteTeilnahmeherzlichdankenund, wie immer,
mit den gnädigstenGesinnungengewogenverbleiben."

An seinemKonfirmationstagewurde Prinz Friedrichzum
Premierlieutenantbefördert.

Nachdemdas Weihnachtsfestin Schwerinverlebtwar, er-
folgtedie RückkehrnachDresden in der erstenHälftedesJanuar.
Auf der Durchreisein Berlin verweilteder Prinz auf besonderen
Wunschdes Königs, der seinenEnkelgern um sichhatte, noch
einigeTage. DieserAusenthaltwurde dadurchfür Prinz Fried-
rich noch bedeutungsvoller,daß sein königlicherGroßvater ihm
den schwarzenAdlerordenverlieh.Da ein mecklenburgischerHaus-

orden damals nochnicht bestand, so war diesehöchstepreußische

Dekorationzugleichdie erste, welcheder Prinz anlegte. Über-

glücklichschrieber darüber nach Hause. Vor der Ankunftin
Berlin war den Reifendennoch ein kleiner Unfall zugestoßen.

„DichtvorderStadt brachdieHinterachseunseresWagens.

Wir mußten aussteigenund nun weiter zu Fuß durch den

tiefenSchneewaten. So hielten wir unseren Einzug durch

das BrandenburgerThor. »Fröhlenchen«1und Graf Hefsen-

1 Fräulein von Kameke, die ehemalige Erzieherin der Großherzogin
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steini waren sehr erstaunt, uns als bescheideneFußgänger an-

langenzu sehen."
Die Studien in Dresden wurden nun wiedermit allemEiser

ausgenommen.Der Abgang zur Universitätstand im Sommer

bevor, und für die demselbenvorangehendePrüfung war noch

manchesnachzuholen.Einige Zerstreuunggewährtendie kleineren

Hosbälle, an denender Prinz nun teilnehmendurfte, die er aber

regelmäßignach dem Souper verließ. Während der Anwesenheit

Alexandrine, wohnte damals in dem sogenannten Prinzessinnenpalais. Sie

wurde häufig nach Schwerin eingeladen und der Prinz war ihr sehr zugethan.

Mit dem obigen Kosenamen wird sie in seinen Briefen sehr häufig erwähnt.

* Graf Hessenstein war seit April 1836 mecklenburgischer Gesandter

am preußischen Hose. Geboren 1790 als Sohn des Kurfürsten Wilhelm I.

von Hessen und der Rcichsgräfin von Schlotheim, nachmaligen Gräfin von

Hessenstein, trat er 1805 in den preußischen Militärdienst, den er nach der

Schlacht bei Jena aus Anlaß der damals eintretenden Reduktion der Armee

wieder verließ. Später durch Vermittelung des Königs nach Österreich

empfohlen, trat er dort bei der Kavallerie ein und diente mit Auszeichnung

in den nächsten Kampagnen. 1820 wurde er zum kurfürstlich hessischen Ober-

stallmeister und Landgestütsdirektor, einige Jahre später zum Oberhofmarschall

daselbst ernannt. Seine Vermählung mit der Tochter des in Mecklenburg

begüterten Grasen von der Osten-Sacken und der Umstand, daß er selbst dort

schon früher die Güter Bellin, Zehna und Braunsberg erworben, führte

ihn häufig nach Mecklenburg. Er war ein gern gesehener Gast an den Hof-

lagern von Ludwigslust und Doberan. Seine vornehme Erscheinung und

weltmännische Bildung ließen ihn dem Großherzog Friedrich Franz I. für

die Übertragung eines diplomatischen Postens durchaus geeignet erscheinen,

und als ein solcher durch den Tod des bisher in Berlin aecreditierten Ober-

Hosmeisters von Lützow neu zu besetzen war, ernannte ihn der Großherzog

zu seinem Gesandten. Hessenstein führte in Berlin ein großes Haus, war

durchaus vertraut mit den dortigen Hofverhältnifsen und leistete auch bei

den Verhandlungen über die Eisenbahnkonvention, die Zollgrenze ?e. in den

nächsten Jahren seinem neuen Vaterlands wichtige Dienste. Prinz Friedrich

wohnte bei Gelegenheit seiner Besuche in Berlin oft im Hanfe des Gesandten,

den er auch später nach seinem Regierungsantritt durch sein Vertrauen aus-

zeichnete. Durch die Pflichten der Repräsentation, denen Graf Hessenstein

im großen Stile nachkam, war sein ursprünglich sehr bedeutendes Vermögen

stark in Anspruch genommen worden. Er zog sich daher, verstimmt überdies

durch die politischen Stürme der 48er Zeit, im Jahre 1850 aus dem

Staatsdienst zurück uud übersiedelte nach Schwerin, wo damals noch sein

Schwiegervater, der hochbetagte Graf von der Osten-Sacken, lebte. Er starb

daselbst am 22. März 1867.
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eines russischenGroßfürstenim März fand eine Parade auf dem
Neumarkt statt, bei welcher sich der Prinz zum erstenmal zu
Pferde der königlichenSuite anschloß. Die Osterferien führten
ihn nach Schwerin. Dort fand am 14. April die Konfirmation
feiner Schwester, der Herzogin Luise, statt. Nach Dresden zu-
rückgekehrt,schrieber am 3. Mai:

„Glaube mir, wie ich so aus Schwerin Heraussuhrund
ein bekanntesGesichtnachdemanderenmichnochgrüßte, konnte
ich mich der Thränen nicht erwehren. Die Kutscherhaben Dir
dochmeineGrüße nochgebracht.DenkeDir nur, was ich früher
nie, selbstdamals nichtin demGrade gesühlthabe, als ich von
Ludwigslustzuerstfortging, das erfaßtemich jetzt, nämlich ein
schrecklichesHeimweh. Eine große Sehnsuchtnach Euch, nach
Mecklenburgverließmich nie, und ob es gleichjetztnicht mehr
in dem Grade der Fall ist, so fühle ich etwas davon doch
noch immer. Hier angelangt, mußte ich michgleichmit allem
Eifer auf die Ausarbeitung einer Rede legen, zu der ich schon,

wie Du weißt, in Schwerin den ersten Entwurf machteund

die ich inzwischenhier gehalten habe. So konnte ich das

brennendeVerlangen', Dir zu schreiben,nicht eher befriedigen.

Großpapa fand ich in Berlin noch gar nicht recht wohl. Er

fah sehr angegriffenaus und klagteselbst, daß er wegenAppe-

titlosigkeitnicht zu Kräften kommen könne. Er aß nicht mit

uns, kam aber nach Tisch einen Augenblickheraus. Ich glaube

doch, daß es, wenn sich der Appetit erst wieder einstellt, bald

bessermit ihm gehen wird."

Diese Hoffnungsollte sichnicht erfüllen und der Prinz den

königlichen Großvater lebend nicht wiedersehen. Die Kräfte

nahmen rasch ab und schonzu Ende des Monats war jede Aus-

ficht auf Genesungentschwunden.Großherzogin Alexandrineeilte,

von ihrer Tochterbegleitet, an das Krankenlagerihres sterbenden

Vaters. Der Großherzog folgte bald nach; auch das ruffifche

Kaiserpaar und die anderen Angehörigen der königlichenFamilie

trasen in Berlin ein. Die Aufzeichnungendes Prinzen Friedrich
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geben eine gedrängte Darstellung dieser auch für ihn so schmerz-

lichen Zeit.
„3. Juni: Große Besorgnis um den König. Gott er-

halte ihn! — 5. Juni: Großpapas Krankheithat in der Nacht

vom 3. auf den 4. eine sehr bedenklicheWendung genommen,

so daß sein nahes Ende zu befürchtensteht. Er fiel von einer

Ohnmacht in die andere und die Ärzte haben wenig Hoffnung.

— 18. Juni: Was ich nicht auszudenkenwagte, ist nun doch

geschehen!Großpapa, der geliebte König, verschiedam ersten

Pfingsttage, den 7. Juni um 31/2 Uhr! — Am 8. früh

brachtemir eine Stafette den Befehl, sogleichabzureisen. Eine

zweitemit der Todesnachrichttraf uns zwischenMoritzburgund

Großenhain. Um 12 Uhr nachtslangten wir in Sanssouci an."

Nach einer Schilderung des schmerzlichenWiedersehens mit

den Familiengliedernheißt es weiter:

„Ich ging zur Leiche des lieben, unvergeßlichen

Großpapas, den ich nicht sehr verändert fand. Er lag

in der Uniform des 1. Garderegiments, mit Mantel

und Mütze, in einem einfachen schwarzen Sarge. Den

Mittwoch bliebenwir still in Sanssouci, fuhren aber abends

nach Berlin, um am Donnerstag Morgen 11 Uhr der Bei-

setzung beizuwohnen. Wir folgten, nachdem wir uns im

Spiegelzimmer versammelt, im Zuge dem Wagen durch ein

vom ganzen Gardecorps gebildetes Spalier nach dem Dom.

Die Feier war tief ergreifend. Am Nachmittag fuhren wir

nach Charlottenburg, wo wir um 1 Uhr in der Nacht den

teuern Großpapa nach dem Mausoleum der Königin zur letzten

Ruhestätte begleiteten. Am Freitag Morgen hielt Ehrenberg

dort einen Gottesdienst:
-Christenmüssentrauern,
als trauerten sie nicht«,

woraus wir am NachmittagenachBerlin und dann nachSans-

souci zurückfuhren.Am Sonnabend besichtigteich mit Wilhelm

noch die Schlösser bei Potsdam und die Garnisonkirchemit

dem Grab Friedrichs des Großen. Nachdem ich noch Prinz
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Luitpold von Bayern besucht, reisten wir abends um 11 von

Sanssouci ab und trafen am nächstenNachmittag wieder in

Dresden ein. Es war das eine traurige und doch erhebende

Zeit!"
Die nächstenWochen vergingen nun unter ernsten Studien

für die Abgangsprüfung. Herr Kliefoth war inzwischennach

Mecklenburgzurückgekehrt.Prinz Friedrich schriebdarüber:

„Es thut mir außerordentlichleid, ihn zu verlieren, da

wir uns sehr genau kennen gelernt haben. Er ist in jeder

Hinsicht für mich sehr gut und von großem Nutzen gewesen

sowohl in Beziehungauf meine geistigeAusbildung als auch

für mein sonstigesLeben."
In der Wochevor seinemAbgang sand vor einer Prüsungs-

kommissionein über alle Fächer sich erstreckendesschriftlichesund

mündliches Examen statt. Das erfreulicheResultat desselbenist

in dem Jahresbericht der Anstalt damals veröffentlichtworden.

Eine Abschiedsfeierbeim Direktor vereinigte noch einmal alle

Freunde und Schulgenossen. Prinz Friedrich pflanzte im Garten

der Anstalt eine Eiche. Nachher fand eine musikalischeAuffüh-

rung statt. „Ein von Reuß komponiertesQuartett setztealle in

Erstaunen."
In einer warmen Ansprachegedachteder Direktor der ge-

meinfamverlebtenZeit und gab den WünschenAusdruck, welche

den Prinzen auf seinenferneren Lebenswegbegleiteten.Mit einem

Festmahl und Feuerwerk schloß die Feier. Der Abschiedvon

Dresden wurde dem Prinzen schwer. Hatte auch die Aussicht,

mit dem akademischenStudium zu größerer Selbständigkeitzu

gelangen, viel Verlockendes,so schieder dochnicht ohneWehmut

aus dem Dresdner Freundeskreis. Die Erinnerung an jene Jahre

und die Anhänglichkeitan die Jugendgesährten wird er ein

langes Leben hindurch treu bewahren. Wo immer er ihnen

später begegnet, wird er diesem Gefühl in wohlthuendsterWeise

Ausdruck geben, auch für diejenigen seiner ehemaligenLehrer

und Schulgenossen,die sich in bedrängter Lage besinden, stets

eine offeneHand haben! —
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Die Verbindung mit dem Hanse Orleans.

Es ist notwendig,die Darstellung von demBildungsgang des

Prinzen Friedrich hier zu unterbrechenund denLesernoch einmal

zu dem Regierungsantritt Paul Friedrichs zurückzuführen. In

jene Zeit fällt ein Ereignis, welches nicht nur die näher betei-

ligten Kreisein begreiflicheAufregung versetzte,sondern auch die

Aufmerksamkeitder politischen Welt Europas auf Mecklenburg

lenkte. Die Verbindung der PrinzessinHelene, der Stiefschwester

Paul Friedrichs, mit dem Herzogevon Orleans ist damals viel

besprochenworden. Der Umstand, daß dieseEhe trotz des ent-

schiedenenWiderspruchs des Familienoberhaupts und unter der

Mißbilligung der meistenlegitimenFürstenhäuserdennochzu stände

kam, ließ sie in den Augen des Publikums besondersinteressant

erscheinen,verlieh ihr sogar den Charakter eines der Staatsraison

gebrachtenOpfers. Ein solchesist nie verlangt worden. Prin-

zessinHelenehat durchaus frei und selbständighandeln können.

DiesemfreienEntschlusfefolgend, hat sie dem französischenThron-

erben ihre Hand gereicht.
Wäre das vorliegendeWerk lediglicheine Biographie Fried-

rich Franz' II., so würde hier eine kurze Erwähnung jener Vor-

gänge genügen. Da es sich aber — wie schon in der Einlei-
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tung bemerkt wurde — gelegentlichzu einer Geschichtedes meck-
lenburgischenFürstenhauses unseres Jahrhunderts erweitern soll,

so wird der französischenHeirat und deren Rückwirkungauf die
mecklenburgischenVerhältnisse eine eingehendereBeleuchtung zu

teil werden müssen. Außerdem sprechen noch zwei besondere

Gründe dabei mit.
Als PrinzessinHelenenach Frankreichzog, war Prinz Fried-

rich noch ein Kind. Sein Gemüt blieb unberührt von dem Streit

der Meinungen, von dem tiefenRiß, der in seiner Familie ent-

standen war und der ihm lange verborgen blieb. Aber schon

wenige Jahre später mußte er bei seinem Regierungsantritt

Stellung zu dieserFrage nehmen. Die Art, wie es geschah,wie

er entscheidendund handelnd eintrat, würde ohne die Kenntnis

dessen,was vorangegangenwar, unverständlichbleiben.

Das zweiteMotiv entspringt dem Verlangen, manchesklar¬

zustellen, was in den bisherigen Publikationen unbeachtetgeblie-

ben oder ungenau wiedergegebenist. Es liegt jetztein sehr voll-

ständiges Material, namentlichan Briefen vor, welchesdenBio-

graphen der Herzogin von Orleans nicht zugänglichwar. Das

Leben dieser Fürstin ist zweimal von Personen geschildertworden,

welche ihr persönlichnahe standen: von ihrem einstigenLehrer,

Professor Heinrich Schubert, und ihrer Hofdame, der Gräfin

Harcourt. Diese beidenSchriften, in Deutschlandjedensalls die

bekanntesten,erschienenbald nach dem Tode der Herzogin. In

ihnen ist die Entstehungsgeschichtejener mit soviel tragischen

Momenten verknüpftenVerbindung nur flüchtiggestreiftworden.

In dem fehr begreiflichenWunsch, das Bild einer edlen, schwer-

geprüften Fürstin durchwegsympathisch, makellos und gewisser-

maßen in einer idealen Verklärungzu zeigen, haben jene Ver-

fasserbei ihrer Darstellung Lichtund Schatten so verteilt, daß

die Handlungsweise des Großherzogs Paul Friedrich mindestens

undeutlich erscheint. Ein dritter Autor, Ludwig Brünier, ein

Mecklenburgervon Geburt, hat dies schonherausgefühlt und in

feiner 1872 erschienenenBiographie der HerzoginHelene in die-

fem Teil eine kühlereund ungleichsachlichereKritik geübt. Wenn
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er hierbei von einem anerkennenswertenGerechtigkeitssinngeleitet

wurde, so standen ihm doch aktenmäßige Belege noch nicht zur

Verfügung. Diese sollen hier gegeben werden. Pikante Ent-

hüllungen darf der Leser aber nicht erwarten. Die ausgewählte

Korrespondenzwird nur diejenigen Thatsachenbehandeln, welche

zum Verständnis des Verlaufs der Heiratsangelegenheitdienen

können. An der Hand derselbenwird sich dann für eine unbe-

fangene Kritik ergeben, wie der dem Großherzog Paul Friedrich

gemachteVorwurf des Starrsinns und der unnötigenHärte gegen

seine Schwesterin keinerWeise gerechtfertigtist. — —

Im Frühjahr 1833 war dieErbgroßherzoginAuguste lebens-

gefährlicherkrankt. Die Ärzte erhoffteneine Herstellungnur von

dem Gebrauch der Teplitzer Bäder. Die Reise dorthin wurde

unter vielen Beschwerdenangetreten, hatte aber wirklichden ge-

wünschtenErfolg. Prinzessin Helenebegleiteteihre Mutter. Die

aufopferndePflege der liebevoll besorgtenTochter, ihre anmutige

Erscheinungund ihr gewinnendes Auftreten erregten die fympa-

thifcheBewunderungaller Kurgäste. Unter ihnen befand sichauch

der in Berlin accreditiertefranzösischeGesandte, Herr Bresson.

Ohne den fürstlichen Damen vorgestelltzu werden, empfing der-

selbedurch das würdevolleund doch einfacheAuftretender jungen

Prinzessin einen so tiefen und nachhaltigen Eindruck, daß seinen

Berichtenund späteren mündlichenBorträgen die erste Anregung

zu dem Heiratsprojekt zuzuschreibenist. Ludwig Philipp ging

nicht ungern auf die Vorschlägedes Gesandtenein. Die Verbin-

dung mit einem alten deutschen Fürstenhause empfahl sich der

Julidynastie von selbst. Die kühle, sogar abweisendeHaltung,

welche alle legitimen Höfe den Orleans gegenüberdamals noch

einnahmen, machtedie Auswahl überhaupt schwierig. Der Prinz

selbst war durch die Schilderungen, die ihm von allen Seiten

über die anmutige und geistvollePrinzessin zuflössen, für diese

Verbindung unschwergewonnen.
Die Schwierigkeitenlagen indessennicht auf dieser Seite.

Die Abneigung des mecklenburgischenFürstenhauses gegen den

Bürgerkönig war bekannt. Unverhohlenäußerte sich in allen kon-
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fervativenKreisenDeutschlandsder Unwille über die Machina-
tionen, welcheden Juliausstand und mit ihm eine allgemeine
Beunruhigunghervorgerufenhatten. In Mecklenburgfand dies
Gefühl seinenstärkstenAusdruck. Die Sympathieen des Hofes,
namentlichaber des ErbgroßherzogsPaul Friedrich und seiner
Gemahlin, neigtenunverhohlenauf die Seite der entthronten
Königsfamilie. Noch kurz vor der Revolutionhatten beideam
Hof Karls X. herzlicheAufnahmegefunden.Bald nach derselben
hatte der vertriebeneKönig als Gast in Ludwigslustgeweilt,auch
in Teplitzwährenddes gemeinschaftlichenBadeaufenthaltsmit den
mecklenburgischenFürstinnen verkehrt. Aus ein Entgegenkommen
des SchwerinerHofeswar also nichtzu rechnen. Es vergingen
mehrereJahre. Herr Brefson behielt indessendie Angelegenheit
im Auge. Er suchtefür seine Pläne Boden zu gewinnenund
bewog in diesemSinne seinenHerrn, den Herzog von Orleans
nach Berlin zu entsenden,um durchsein ErscheinenVorurteile
zu besiegen,welchesich etwa an die Persönlichkeitdes Braut-
Werbersknüpfenkönnten.

Um den eigentlichenZweckder Reise zu maskieren, sollte
dieselbenach Wien ausgedehntwerden. Auch war der Herzog
von seinemjüngeren Bruder, Nemours, begleitet. Die Prinzen
trafen am 13. Mai in Berlin ein und wohntenim königlichen
Schloß. Während ihres Aufenthalts, der 12 Tage währte, sand
eine Reihe glänzenderFeste statt. Wo sie sich öffentlichzeigten,
waren sie von neugierigenVolksmassenumdrängt. Das Interesse
der Berliner hatte teilweiseaucheinendemonstrativenCharakter.
Den liberalen Kreisengalten die Söhne des Bürgerkönigsals
Repräsentantendes Konstitutionalismus. Bei der ersten Vor-
stellungim Opernhaus, zu welcherein ungeheuererAndrangstatt-
fand, besorgteman sogar unliebsameAcclamationen.Der König
bewog daher die gleichzeitigin Berlin anwesendeKönigin von
Holland, die Schwägerinder PrinzessinAlbrechtvon Preußen,
mit den OrleansschenPrinzen zugleichin der Hoflogezu er-
scheinen,so daß diebegrüßendenZurufe des Publikums als ihr,
dem vornehmstenGast, geltendangesehenwerdenkonnten. Der

von Hirsch seid, Friedrich Franz II. 9
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Königin war dieser Schritt nicht leicht geworden, da die Or-

leansscheIntervention in dem belgisch-holländischenKonflikt das

Haus Oranien tief verletzthatte.

Die französischenPrinzen streuten Geld mit vollen Händen

aus, fuhren unbedecktenHaupts durch die Volksmenge,sprachen

ziemlichgeläufig deutschund bekundetenin jeder Weisedas Be-

strebenzu gefallen. Indessenwar der sensationelleEindruckdoch

nur ein vorübergehenderund beschränktesich, nachdemdieSchau-

lust der Mengebefriedigtwar, auf die Nachahmungder Pariser

Kleidermoden,der engen Fracks und der schmachtendenFrisur

g, la Musset, die bei der jüngeren Herrenwelt der Hauptstadt

raschEingang gefundenhatten.
In den hochkonservativenKreisen, auch an den prinzlichen

Höfen,war man dem französischenThronerbenmit kühlerHöflich-

keit begegnet. Der König selbstaber hatte sich herzlichergezeigt.

Herr Breffonglaubtejetztden Augenblickgekommen,den Heirats-

antrag in Berlin zur Sprache zu bringen und die Fürsprache

FriedrichWilhelms nachzusuchen.Wirklichzeigtesichderselbedem

Projekt keineswegsabgeneigt. Daß hierbei politischeRücksichten

mitsprachen,war unschwerzu erkennen. Der alternde Monarch

wünschteseineletztenLebensjahrein Frieden zu verbringen. In

diesemSinne mochteihm die Befestigungder Julidhnastie wün-

fchenswert,die Aussöhnungderselbenmit den fürstlichenReprä-

fentantender Legitimitätwillkommenerscheinen.Ging dochdie

Beunruhigung der politischenWelt damals immer von Frank-

reich aus. Dazu kam, daß der König die PrinzessinHelenezur

ÜbernahmeeinerVermittlerrollefür ganz besondersgeeignethielt.

Er hatte sie in Teplitz, wo er alljährlichdie Bäder gebrauchte,

näher kennengelernt und wahrhaft lieb gewonnen. Angezogen

durch ihre seltenen Geistesgabenund die einfache Natürlichkeit

ihres Wesens, hatte er sichauf den Spaziergängenviel mit ihr

unterhaltenund einentiefenBlickin ihr reiches Gemütslebenge-

than. Es lag sichernicht in seinerAbsicht, die jungePrinzessin

der Staatsraison zu opfern. Zwar wiegt in der großen Bilanz

nationaler Interessendas GlückeinesFrauenherzensleicht. Seit¬
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dem er aber den Herzogvon Orleans persönlichkennengelernt

hatte, hielt er das ehelicheGlückHelenensfür gesichert.Diese
Anschauungenläßt der nachstehende,an seineTochter, die Erb-
großherzoginAlexandrine,gerichteteBrief deutlicherkennen:

„Berlin, den 15. Januar 1837. Wenn ich heutedie
Feder ergreife, so geschiehtes in einer besonderenAngelegen-

heit, die zwar eigentlichweder Dich noch mich betrifft, die

aber dennochwichtiggenugist, um von mir zur Sprache ge-

brachtzu werden.

Ich bin, wie Du weißt, keinFreund von weitläuftigen
Preambules, also zur Sache.

Schon im vergangenenSommer gaben mehrere Zei-
tungen zu allerhandGerüchtenStoff, die auchDir zu Ohren
gekommensein mögen, und zwar in Beziehungeiner projek-
tierten VerbindungzwischenPrinzessinHeleneund dem Her-
zögevon Orleans.

Bis hierher wurde wenig auf dieseGerüchtereflektiert,

jetzt aber habe ich, obgleichnicht aus direkter,dennochaus
zuverlässigerQuelle, die sichereNachrichterhalten, daß der
Augenblickgekommen,wo diese Gerüchtezur Verwirklichung
gelangenwerden, d. h., daß jetztin derThat dieerstenSchritte

in dieserSache gethanund AnträgedieserArt gemachtwerden
sollen.

Daß es meine Art eben nichtist noch seinkann, mich
in fremdeAngelegenheitenmischenzu wollen, ist Dir hinreichend

bekannt. Es geschiehtdaher nichtaus Zudringlichkeit,sondern
weil ich es für meine Pflichthalte, wenn ich michüber diese
gewiß wichtigeAngelegenheitin wenigen Worten offen und
frei ausspreche,da ich mit ziemlicherGewißheitannehmen
kann, daß es Dir und Paul nicht ungelegenkommenwird,
meineAnsichtund Meinungbei Zeiten kennenzu lernen.Dies

allein ist es also, was michhierzubestimmt.

Daß es gar vielerleiMeinungenund Ansichtenhierüber

gebenwird, ist leichtvorauszusehen,und ich weiß sehr gut,
9*
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was sichalles dafür und dagegeneinwendenläßt, sowohlin

politischerals persönlicherHinsicht.

Was nun die erste betrifft, so dünkt mich, daß nach

meinerÜberzeugungkeinHindernis vorhandensei, welcheser-

heblichgenug wäre, den Antrag, wenn er gemachtwerden

sollte, zurückzuweisen.
Was nun aber den zweiten Punkt betrifft, so kommt

es wohl vor allem darauf an, die persönlicheDenkweiseder

Prinzessinselbstund die ihrer Frau Mutter über einensolchen

Antrag zu erforschen,Es scheintmir daher geraten, sowohl

der Tochterals der Mutter die Angelegenheitin die Hand zu

gebenund, nachdemsie alles wohl erwogenhabenwerden, ihrer

Entscheidungentgegenzusehen.

Von der Persönlichkeitdes Herzogsvon Orleans rede

ich nicht, alleinalles, was man über ihn hört, sprichtfür ihn

und gereichtzu seinemgroßen Lob; daß er hier allgemeinden

bestenEindruckhinterlassenhat, ist Dir übrigensbekannt.

Das hier Gesagte ist meine bestimmteMeinung und

Ansichtüber dieseSache. Mehr darüber zu sagen, geziemtmir

nicht; ich ersucheDich aber, alles dies an Paul mitzuteilen,

der gewiß meiner wohlgemeintenAbsichtvolle Gerechtigkeit

wird widerfahrenlassenwollen und dem ich die Sache ange-

legentlichstempfehle. . .

Dieser Brief traf 14 Tage vor dem Ablebendes Großher-

zogs FriedrichFranz in Schwerin ein. Er erregteam erbgroß-

herzoglichenHofe eineBestürzung, welcheder königlicheAbsender

wohl nicht vorausgesehenhatte. Paul Friedrich und seine Ge-

mahlin hatten zu dieserFrage längst Stellung genommen. Eine

Annahmedes Antrags erschienihnen unmöglich. Der Erbgroß-

herzog fühlte die ganze Schwere der Verantwortung. Der ge-

schwächteZustand seines Großvaters legte die Entscheidungin

seine Hände. Er hielt mit seiner Anschauungbei Mutter und

Schwesternichtzurück. Als letzteresichdennochfür dieWerbung

entschied,wiederholteer ihr vonSchwerin aus gleichnachseinem
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Regierungsantrittschriftlichund in bewegtenWorten die Gründe

seinerAbmahnung. Der Brief war überaus herzlich.

„Gab der Himmeluns auch" — so hieß es darin —

„verschiedeneMütter, sohatten wir docheinenVater, der uns

so erzog, daß wir die BezeichnungStiefgeschwisternur dem

Namennachkannten.Gott versagtemir das Glück, je meine

Mutter zukennen;dieDeinigeliebteichwiedie meinigeund sie

michals ihr eigenesKind. Der Himmelsegnesie nochim Grabe

für alles Gute, was sie mir that. Alexgrüßt Dich herzlichund

vereinigtihreBitten mit den meinigen.Unter Geschwisternmuß

stetsAusrichtigkeitund wahre Liebebestehen.Der liebenMama

legeichmichzuFüßen. Wie lieb ich sie habe, wißt Ihr beide."

Nichtminder warm und eindringlichist der Ton eines an-

deren, an die ErbgroßherzoginAugustegerichtetenSchreibens:

„Zürnen Sie mir nicht, daß ich mich nocheinmalin

der bewußtenAngelegenheitan Sie wende und um ein ge-

neigtesGehör bitte. KindespflichtgegenSie, Bruderliebegegen

meine Schwesterund endlich— ja schwerwird es mir aus-

zusprechen— Regentenpflichtfordern diesenSchritt. So weit

diesebedauerlicheAngelegenheitauch schon vorgerücktist, so

kann sie dennochauf eine ehrenvolleWeiseaus der Welt ge-

schafftwerden, wenn HöchstSie — auf HelenensBeihülfe

ist ja leidernichtzu rechnen— Sich nur entschließenwollten,

jetzt,wo es nochZeit ist, einenentscheidendenSchritt zu thun.

Aus dem letztenBrief des Königs haben Sie ersehen, wie

Seine Majestätdie ganze Angelegenheitzu einer rein mecklen-

burgischenmacht. Daß ich als Chefder Familie und Landes-

Herrmit Zustimmungderselbenund der nächstenAgnatener-

klärt habe, nie und nimmermeineEinwilligungzu dieserVer-

bindungzu geben,wissenSie. Seit dem erstenSchrittFrank-

reichs durch Preußen, ja selbstseit der Abreisedes Ministers

von Kamptz,hat sichdie innereLageFrankreichsso verschlim-

mert, daß iches für eine Gewissenlosigkeithalten würde, nicht

alles anzuwenden,um Helene, wenn sie es jetztauchals eine

Härte betrachtet,von dem Abgrundzurückzuhalten,in den sie
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sich stürzen will- Wie ich schonvorher erwähnte, in Ihrer

Macht stehtes, mit wenig Worten der Sache ein Ende zu

machen. Wenn Sie an den König schrieben,HöchstSie könn-

ten sichunter den jetzigenVerhältnissenin Frankreichnicht ent-

schließen,von dem Ihnen übertragenen Rechte Gebrauchzu

machen, so würden Se. Majestät gewiß Ihrer Meinung nur

beipflichtenkönnen und die Sache hiermit als abgemachtbe-

trachten. Thun Sie dieses, gnädigsteMama, so wird auch

Helenenachgeben.Ein Wahn hält ihre Sinne umfangen,bald

werdenihr die Augen aufgehenund sie wird Gott und Ihnen

danken,sie vom Verderbengerettetzu haben. Sie haben mir

oft gesagt,daß Sie michlieb haben, gnädigeMutter, ich be-

schwöreSie bei allem, was Ihnen heilig war und ist, weisen

Sie diese so ehrlich gemeinteerste Bitte Ihres Sohnes als

Landesherrn nicht zurück, retten Sie die Ehre des alten

HausesMecklenburg,einzigund allein liegt sie jetzt in Ihrer

Hand."
Die verwitweteErbgroßherzoginAugustelebtenach wie vor

in der stillenZurückgezogenheitder Ludwigsluster„Friedensburg".

Seitdem Prinz AlbrechtseinemLeiden erlegenwar — er ver¬

schiedin ihren Armen am 18. Oktober 1834 —, gehörteihr

Herz ungeteiltder einzigengeliebtenPflegetochter.Es war gewiß

nicht der blendendeGlanz einer Königskrone, der sie bewog,

Bedenklichkeitenaußer achtzu lassen, welcheim Kreiseder sürst-

lichen Familie so schwer wogen. Sie selbstwar in Traditionen

erzogen, die weit eher eine Abneigung gegenfranzösischesWesen

erwecktund genährthatten. Allein sie kanntedas leidenschaftliche,

zur Exaltation geneigte Temperament ihrer Tochter und deren

Willensstärke. Sie wußte, daß diese einen Gedankennichtaus-

geben werde, den sie anfangs schüchtern,dann aber mit Be-

geisterung,fast wie eine göttlicheMissionerfaßt hatte. Prinzessin

Helenehatte in solchensie persönlichbetreffendenAngelegenheiten

stets einenentschiedenenWillen bekundet. Zwei Anträge, welche

die Aussicht auf eine Königskronein sichschlössen,waren von

ihr abgelehntworden.
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Solchen Erwägungen nachgebend, trat Erbgroßherzogin

AugustenachkurzemZaudern auf die Seite ihrer zur Annahme

der BewerbungentschlossenenTochter. Aus den Briefen des Kö-

nigs von Preußen glaubtesie zu entnehmen,daß dieserdie Ver-

bindunglebhaftwünsche,währendderselbesie dochnur als an-

nehmbar und der Berücksichtigungwert bezeichnethatte. Durch

dieses und andere Mißverständnissewurdeeine vielleichtdamals

nochmöglicheVerständigungerschwert.

Der König hatte seinenJustizminister,Herrn von Kamptz,

nach Schwerin gesandt, um diejenigenpolitischenGesichtspunkte

näher zu entwickeln,die seiner Meinung nach Beachtungver-

dienten. Dieser hatte eine Denkschriftausgearbeitet,welcheden

Nachweisführen sollte, daß Ludwig Philipp die Krone Frank-

reichs doch eigentlichnicht usurpierthabe. Als jüngerer Sohn

des bourbonischenStammes besitzederselbezweifellosein Succef-

sionsrecht.Allerdingssei nach der SuccessionsordnungdieThron-

besteigungihm noch nicht zugefallen, allein dies fei eine innere

Angelegenheitder Dynastieund das Prinzip der Legitimitätbleibe

allen übrigenFranzosen wie auch dem Ausland gegenüberge-

wahrt. Als Beleg wurdenzahlreicheParallelen aus der Geschichte

angeführt, z. B. die Ausschließungdes StuartschenMannes-

stammes, die Verdrängung der älteren dänischenLinie:c., und

darauf hingewiesen,daß verschiedenemecklenburgischeHerzögesich

mit Prinzessinnenaus demStamm der durchsolcheStaatsstreiche

begünstigtenFürsten ehelichverbundenhätten. Daß rechtswidrige

Vorgängehier nichtmaßgebendsein konnten, lag auf der Hand.

Auch die fubtile UnterscheidungzwischenSuccesstonsrechtund

Successionsordnungwar bedeutungslos. Derartige Sophismen

entsprachenübrigens keineswegsder Denkartdes Königs. Herr

von Kamptzwar im Übereiferviel weitergegangenals ihm aus-

getragen, und der vollständigeMißerfolg seinerMissionerregte

in Berlin keineVerstimmung. Es scheint, daß Fürst Wittgen-

stein, dem ein bedeutenderEinfluß auf den König zugeschrieben

wurde, der eigentlicheFürsprecherund Betreiberder französischen

Heirat war. Er befand sich damit im offenen Widerspruchzu
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dem konservativenHofkreise.Daß das Verhalten Paul Friedrichs
von den nächstenAgnaten seines Hauses, den Brüdern Georg
und Karl von Mecklenburg-Strelitz,ebensoauch von dem Kaiser
von Rußland und den meistenMitgliedernder preußischenKö-
nigssamilierückhaltlosgebilligtwurde, beweisendie nachstehenden
Schriftstücke,unter denen namentlich Briefe des Prinzen Wil-
HelmSohn, des nachmaligenKaisers, unser Interesse ganz be-
sonders in Anspruchnehmenwerden.

Kaiser Nikolaus von Rußland an Großherzog Paul
Friedrich:

„8t. Petersbourg, le 31. Janvier, 11. Fevrier 1837.
Je erois remplir un devoir d'ami en vous

parlant d'une circonstance ou d'un bruit qui s'est repandu,
mais qui est trop deshonorant pour votre famille, pour
que je ne vous en parle franchement.

Est-il vrai qu'il ait et6 question d'un projet de mari-
age de Madame votre soeur avec le fils ainö de Louis
Philippe!!! il y a quelque chose de si odieux ä une chose
pareille, que je me refuse d'y croire; mais si la chose est
vraie, je ne veux me l'expliquerque par l'etat de maladie
de feu le Grand Duc qui l'empechait, de l'appröcier ä sa
juste valeur. II en doit etre autrement de vous; vous ne
devez pas y donner votre consentement comme apparte-
nant ä deux familles sur lesquelles rejaillirait la honte
de votre consentement. Vousvoyez que j'agis sans detour
et avec une complete franchise, et j'espere que vous ne
vous möprendrez point dans Fintention qui me dicte cet
avis." ....

Prinz Wilhelmvon Preußen an GroßherzoginAlexandrine:
„Berlin, den 23. Februar 1837. Des Himmels

reichsten Segen über Dich und die lieben Deinigen!
Wie viele Gefühle müssen Dich an dem heutigen Fest-
tage bewegen, den Du zum erstenmal in der Stellung
begehest,die Dir der Himmel verlieh! Dies Ereignis, der
heutigeTag, die nahe Osterseier— wie viele Veranlassungen
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zu ernsten und wichtigenBetrachtungen!Mögen dieselbenDir
und Paul zum wahren Segen werden, nur dann erfüllen

solcheVeranlassungenihren wahren Zweck, indem sie uns an
das mahnen, was allein unserenWert bestimmt!GottesSegen
sei mit Euch!

Hoffentlichwird unserFamiliengeschenkwohlbehaltenund
'zur rechtenZeit diesmal eingetroffensein und Deinenkleinen
Pavillon nichtentstellen. Die Möbelformist ganz eigentümlich

erdacht.
Ich muß nun einenGegenstandberühren, den ich durch

Dein Vertrauen in seinemganzenUmfangeerfuhr, wofür ich
Dir herzlichenDank sage. Die OnkelGeorg und Karl haben
michvon allem an fait gesetzt.Was ich über die ganzeSache
denkenmuß, braucheich wohl kaum erst auszusprechen!In
zwei Worten ist es zusammenzufassen,— es bekümmertmich
in jeder Hinsichtsehr, sehr tief! — Es ist immer ein fchmerz-
liches Gefühl, wenn man sich in der hohen Meinung, die
man von Menschengefaßt hatte, getäuschtsteht. Wieviel
wehmütigeraber wird ein solchesGefühl, wenn es Personen

betrifft, die einem nahe stehen, ja die man sichaus Gleich-
gestimmtheitso gern nahe gestellt hatte und mit denen man
ein solchesVerhältnis, als zu den liebstenBegegnissengehö-

rend, gern unterhielt! Dies ist nun mein Fall vis-ä-vis von
Helene!— Wiehabeich michaber in ihr getäuscht!Weder die
deutscheFürstin erkenneich in ihr wieder nochdie besonnene,
verständigeFreundin!

Was die deutscheFürstin betrifft, also den politischen

Teil der ganzentraurigenGeschichte,so bin ich mit dem, was

OnkelGeorg, namentlichin seinemersten Brief an den König,
und OnkelKarl in demseinigenan Dich sagt, so vollkommen
einverstanden,daß ich Dich auf dieseBriefe verweise,wenn

Du meineAnsichtkennenwillst. Man mag die Dinge ansehen,

von welcherSeite man will, so bleibt dochLouis Philipp ein
Thronräuber, und er und seine Nachfolger tragen unrecht-
mäßigerweise eine Krone. Seine Dynastie mag sich nun
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jahrhundertelang erhalten oder nicht, — die Art, wie er

zur Krone gelangte, wird die Geschichtemit unauslöschlichen

Buchstabenals ein Unrechtverzeichnen.Er ist nun anerkann-

ter König. Das ist alles, womit man sich begnügen muß.

Es ist aber ein himmelweiterSchritt zwischender Anerken-

nuug desmomentanunabwendbarenFaktums und der Alliierung

eines so zum Thron gelangtenHauses mit den anderenehrek-

voll und rein dastehendenFürstenhäusernEuropas. Schon die

vorigjährigeVisite war ein Schritt, der seine Folgen haben

mußte; wir sehen sie jetzt in der begangenenKühnheit eines

Eheantrages, Das ganze legitimeEuropa hat diese Anträge

bisher zurückgewiesen;Österreich,Rußland, Neapel, Württem-

berg haben im Gesühlihrer Ehre einesolcheAllianceaus eine

sehr eklatanteArt ausgeschlagen,daher waren wir auchsicher,

was Ihr thun würdet, und Ihr habt unsere Erwartungen

glücklicherweisenicht getäuscht.Wie konnteman abervermuten,

daß H, das alles aus den Augensetzenund ein Gesühl als

deutscheFürstin verleugnenwerde, welchemzu folgen sie so

erhabeneBeispielebereits vor sichhatte!
Außer jenempolitisch-sürstlichenGesichtspunktaber auch

noch Besonnenheitund Charakterstärkezu vermissen, ist fast

nochschmerzlicher!Was treibt sie zu einemEhebündnis, von

dem mit Ausnahmesehr weniger Stimmen alle ihr abraten?

Wenn sie den ihr Bestimmtenkennte, liebte, — so ließe sich
die Sache erklären; und demungeachtetwürden in diesemFall

ihre Freunde ihr auchnur abraten können. Das Motiv der

Liebeist nun aber nicht vorhanden. Was sind es also für

Triebfedern?H. sagt, siehabe nachreiflicher,gründlicherÜber-

legung ihren Entschlußgesaßt. Es kann also nur die Über-

zeugungeiner höherenBestimmungvorliegen; denn der Glanz

einer Krone und nun gar solcher Krone kann ihr Herz

und ihren Verstandnicht gefesselthaben. Es muß also das

Gesühl ihrer Bestimmungsein, was sie so handelnläßt, und

der Glaube, daß sie dort Gutes stiftenwerde. Aber wie ist

es möglich, das zu glauben?? Das Interieur des Orleans-
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Hauseswurde als ein sehr religiösesund glücklichesFamilien-

lebengeschildert.Hat dies Beispielden geringstenEinfluß auf

Frankreichgeübt? Geht dort trotz der Religiositätdes vertrie-

benen Stammes der Bourbons und des jetzt regierendendie

Irreligiosität, die Auflösungaller socialen Verhältnissenicht

mit reißendenSchritten vorwärts? Wo eine Nation in allen

Klassenso völlig in der Auflösungsichbefindet, da bringt ein

nochso erhabenesBeispielkeinenStillstand hervor. Daß der

junge Orleans nichtder Mann ist, der Demoralisationseines

Landes kräftig entgegenzutreten,ist genügendbekannt. Ein

Volk, was moralischso tief gesunkenist wie das französische,

kann sicherst zum Bessernwenden, wenn Katastrophenüber

dasselbeeingebrochensein werden; oder aber es ermannt sich

nie wieder, wie wir es in Italien sehen.— Wenn dieseIllu¬

sion es also sein sollte, welcheH. vorschwebt,so wäre es um

so schmerzlicher,weil sie schrecklichenttäuschtwerden wird. —

Aber eine andereAnnahme als die, welcheich hier ausstellte,

kann doch nicht vorhandensein, welcheH. so opiniätre an

diesemPhantom hängen macht! Eitelkeit, der Wunsch, eine

große Rolle spielenzu wollen, kann in H.s Herz nichtauf-

kommen,sollteich glauben.
Und dochnötigt ihr Benehmenzu der Annahme, daß

in ihrem sonstso reinen, sanftenGemüt sicheine betrübende

Änderungzugetragenhat, die sie der Eitelkeitunterwirft. Ihr

klarerVerstandist dadurchgefesselt,wie denn aus einem Übel

immer andere entspringen. Ihre Besonnenheitging verloren

aus demselbenGrunde, und alle Freundschasts-und Liebesvor-

stellungen,sichkeinenIllusionen hinzugeben,werdender vor-

gefaßtenMeinunguntergeordnetund aufgeopfert.
Dies ist das wehmütigeBild, was ich mir jetzt von

H. machenmuß. Wie schmerzlichist der Gedankefür mich,

sie künftigan einerStelle zu wissen,von der gestürztzu wer-

den nach wie vor alle Aussichtvorhandenist, wenn Recht

und Gerechtigkeitnoch in der Welt existierenund der kleine

Heinrichlebenbleibt! —
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Als ich zuerst von der Angelegenheithörte, war ich
entschlossen,mich nicht gegen Dich zu äußern, getreu dem

Grundsatz:»niemals Ehen stiftennochhintertreibenzu wollen,

wenn man nicht zur AbgabeseinerAnsichtaufgefordertwird.«
— Tags darauf aber schonward mir die Mitteilung in Dei-

nem Namen, und somit sah ich mich auch verpflichtet.Dir
dieseZeilen zu senden.

Des MenschenWille ist sein Himmelreich, sagt das
Sprichwort; möchteHelenewider alles Erwarten ein Himmel-
reichauf Erden finden.

Sollte sie nach meinerAnsichtfragen, so teile ihr hier-
aus mit, was Du für gut findest." ....

Herzog Karl von Mecklenburg-Strelitzan Großherzogin
Alexandrine:

„Berlin, den 6. März 1837. Aus Ihrem letztenBriefe
an meinen Bruder habe ich mit großer Freude ersehen, daß
Paul festund unerschütterlichbleibt trotz der stotterndenBered-
samkeitdesaltenKamptz,—sodaß ichnotwendigdieFreude,dieich
darüber empfinde,in diesenZeilen gegenSie aussprechenmuß.

Wenn Paul auchferner fest bleibtund seine EinWilli-
gung verweigert,gestütztauf sein gutes Rechtund seine Über-
zeugung, gestütztauf die Ansichtdes besserenund vielleicht
größerenTeils des Landes, gestütztendlichauf den Kaiservon
Rußland, desfenIntervention der Großherzognötigen Falls
in Anspruchnehmenkann, dann kann die fatale Heirat nie-
mals zu ständekommen;denn ohne des GroßherzogsEinwil-
lignng ist sie unmöglich, wenn nicht Wittgensteinoder Kamptz
als zweiterParis die Helenaüber Nachtentführen.

Wittgensteinist allein thätig in dieser Angelegenheit,
denn der König hat ja Ihnen und meinem Bruder damals
gleich geantwortet, daß er sichnichtweiter in die Sache me-
liere.

Die französischenZeitungenaller Farben ziehenübrigens
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schon ganz unbarmherzigüber die Heirat los und suchenuns
und unser Haus ridiculzu machen-"....

Prinz Wilhelmvon Preußen an GroßherzogPaul Friedrich:
„Berlin, den 4. März 1837. Herzlichen Dank,

bester Paul, für Deinen letzten Brief, in welchem Du
mir von der Angelegenheitsprichst, die Euch und uns
gleich peinlich ist! Wie schmerzliches ist, daß dies
alles von da kommt, wo man sonstnur mit Liebeund Ber-
trauen hinblickte,es ist doppelthart! Wir sind daherauchin
einer sehr peinlichenLage, da unsere Ansichtdiametralement
der entgegengesetztist, die unser Haupt aufgestellthat. Wir
unterwerfenuns seiner Ansicht, ohne jedochunsere aufgeben
zu können. Wohl uns, daß wir in der Sache nichtszu thun
und uns also nur privatim zu äußern haben! Dies giebtuns
die Möglichkeit,die eigeneAnsichtfrei auszusprechen.

Sehr leid that es mir, im Briefe Deiner Mama an
HerzogKarl die Stelle zu finden, wo sie sichgegenLegitimi-
tätsverhältniffeausspricht. Wenn so etwas von Fürsten laut
wird, so kannman sichnichtwundern, wennLiebe,Verehrung
und Ehrfurchtverloren gehen. So weit geht aber auch der
Könignicht. Wenn er auch jetzt sich für die Mariage inter¬
essiert,so thäte er es gewiß nicht, wäre nicht Orleans ein
legitimerPrinz, der nur Erbe eines illegitimenThrones ist.
— In eineFamilie hineinzuheiraten,die so zum Thron ge-
langt, ist Geschmacks-und Gefühlssache.Bei mir sträubt sich
beidesdagegen, abgesehenvon der Würde unsererHäuser! —

Daß du fest bleibst trotzaller Minen, die man springenläßt,
ist mir eine großeBeruhigung,geradebei DeinemRegiernngs-
antritt." ....

HerzogKarl an GroßherzogPaul Friedrich:
„Berlin, den 26. März 1887. Ich weiß nicht,

wie Sie mein letztesSchreiben vom 17. d. M. ausge-
nommen haben; demnngeachtetbin ich nicht bloß durch
mich selbst, sondern auch durch andere Ihnen nahe-
stehendeund ebensoergebenePersonen veranlaßt, Ihnen zu
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wiederholen, was ich Ihnen unterm 17. geschriebenhabe,

namentlichden Vorschlagzu wiederholen, durch Graf Hessen-

stein einesolcheEröffnung an Herrn Bressonmachenzu lassen,

wie ich sie anzudeutenmir erlaubte.
Denn, wenn Sie nichtabbrechen,so sind unabsehbare

Unannehmlichkeitenzu erwarten. — Die Uneinigkeitherrscht

nämlichnichtbloß bei uns, sondernauch in der Orleansschen
Familie, angefachtdurch diese projektierteHeirat. Die alte
Königin der Franzosenist nämlichaußer sichund will nichts
wissenvon einer belle-fille heretique et esthetique — par-
don de l'expression, ich wiederhole nur, was gesagt
worden —.

Demungeachtetsoll bald ein Graf oder Due de Choi-
seul erscheinen,um bei Ihnen in Form um Ihre Schwester
zu werben.

Endlich ist vor kurzemOberst Rauch aus Petersburg
angelangtmit dem Auftrag, dem Königzu sagen, daß es den
Kaiser unendlichschmerzenwürde, wenn diese Heirat gegen
seinenWunschdennochzu stände kommensollte. Der Kaiser
müssesie wie einen der Revolutionund Volkssouveränitätge-
thanen Vorschub,wie eine Alliance mit der Revolutionbe-
trachten, die Rußland und Preußen mit beträfe wegen der
nahen Verwandtschaftmit unseremHause. Dulden könneman
das, was sie in Frankreichthaten, ohne deshalbeinen Krieg
anzufangen. Sich mit ihnen alliierenaberdürfe man niemals.
— Abgesehendavon, könneselbsteinemParticuliernicht zuge-
mutet werden, seine Tochtermit dem Mitglied einer Familie
zu verheiraten, deren Lage so prekär und von so augenscheiu-
lichenGefahrenumlagertsei. Sie als Landesherrund Vater,
denn beidesseienSie Ihrer Schwester,nachdemsie die Eltern
verlorenhabe, könntendazuniemals vermochtwerden; könnten
aber ebendeshalbauchebensowenigIhre landesherrlichenund
väterlichenRechteIhrer Frau Stiefmutter übertragen. Über-
dies sei der Herzogvon Orleans dem Kaiser persönlichzu-
wider, indem er jetzt Opposition gegen seinen Vater mache,
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sichder liberalen Partei in die Arme werfe, und zwar, weil
er nach dem, was er in Berlin und Wien gesehenhabe, es

nichtder Mühe wert halte, sichden konservativenMächtenan-
Zuschließen.— Der Königsoll geäußerthaben, er sei der gan-
zen Sache längst überdrüssig, er habe Sie bloß prävenieren
wollen, daß ein Antrag kommenwerde, über den es gut sei,

auch der PrinzessinHeleneMeinung zuvor kennenzu lernen.
Nun sei er hineingekommen,als sei er der Urheberder gan-

zen Sache, was gar nichtin seinerAbsichtgelegen.
Hiernachhaben Sie alles ganz in Ihrer Hand. Ein

decidierterSchritt von Ihnen endet die ganze Sache. Dies
nochmalszu melden, dursteich nichtunterlassen."

So einsach,wie der HerzogKarl meinte, lagen aber die
Dinge nicht. PrinzessinHelenehatte sich schonzu sehr in den
GedankeneinerhohenMissionhineingelebt.Von Jugend an war

sie von zarter Konstitution. Jetzt ließ der erregteGemütszustand

einen bedenklichenRückschlagaus ihre Gesundheitbefürchten.Be-

reits bei einer schonendenAndeutung ihrer Mutter, daß die
Schwierigkeitenvielleichtunüberwindlichesein würden, war sie

ohnmächtigzusammengesunken.Der Großherzogdurfte die Be-

deutungsolcherAffektenichtunterschätzen.Es waren das schwere

Tage für ihn. Sie fielenin eineZeit, wo mit dem Antritt der

Regierungohnehin Entscheidungenin Mengean ihn herantraten.
Wohlthuendwar ihm bei diesemKonfliktdie Zustimmung,

welchesein Verhalten auchin den konservativenKreisendes Lan-
des sand. Ihren klarstenund beredtestenAusdruckerhielt die

dort herrschendeAnschauungin einem Aussatz des strelitzschen

Ministers von Oertzen,welchereinescharfeReplikder Kamptz-
schenBeweisführungenthieltund durchlithographischenUmdruck
vervielsältigt eine der Publizität nahe kommendeVerbreitung
fand. Das OertzenfcheMemoire,das die staatsmännischeEinsicht
des Autors ebensosehrbekundetals dessenredaktionellesGeschick,

läßt sichdahin resümieren,daß es nichtdie Aufgabedes meck-
lenburgifchenFürstenhausesseinkönne, der OrleansschenPolitik,

welchees wederteilenochbillige, die Wegezu ebnen. Zu einer
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KoncessionseienzwingendeGründe nicht vorhanden, das Boter-

land nichtin Gefahr und LudwigPhilipp nicht so thöricht, aus

Verdruß über die SprödigkeitlegitimerHöfe einen Angriffskrieg

zu beginnen. Ansprüche, welchedie Liebe rechtfertige, könnten

bei derUnbekanntschaftdes Bewerbers nichtbestehen.(Nochhatte

die Prinzessindiesennichteinmal gesehen.) In Fällen der Kon-

venienzentscheideaber grundsatzmäßigder Landesherr, und eine

passendeForm der Ablehnungzu finden sei nicht schwierig,indem

der Hinweis auf die gefährlicheLage des französischenThrons

als zureichenderWeigerungsgrundgenüge.
Herr von Kamptzantwortete aus die Schrift sogleichmit

einer Duplik. Inzwischen aber war die Angelegenheit dem

BereichakademischerErörterungenbereits entrücktund in ein ent-
scheidendesStadium getreten. Dem Rat Herrn von Plessens

folgend,hatte der Großherzogeine Urkundevollzogen, laut wel-

cher er „alle Rechte,die ihm hinsichtlichder Wahl des künftigen

Gemahls feinerjüngeren Schwesterals Regentenund Chef des

Hauses zustünden, seiner Frau Mutter, der verwitwetenErb-
großherzoginAugusteFriederike"übertrug. Es hieß darin, daß

dies „in Rücksichtauf die wiederholtendringendenVerwendungen

Sr. M. des Königs von Preußen" geschehe.Die Erbgroßher-

zogin sollte die Prinzessin nochmals verwarnen und auf ihre
Pflichten gegen das großherzoglicheHaus aufmerksammachen,
dann aber ermächtigtsein, Anträge entgegenzunehmenund Ehe-
Paktenabzuschließen.„So wie Wir", heißt es schließlichin dem
Dokument,„UnsererFrau Mutter in allem, was Sie in vorer-
wähnter Hinsichtthun oder unterlassenwirdj, völlig freie Hand
lassen, fo verwahrenWir uns jedoch auch feierlichstgegenalle
und jedeVerpflichtungaus den Handlungen, welcheHochdieselbe
kraft der Ihr hiermit übertragenenAutorität vornehmenwird."
— Gleichzeitigwurde der Staatsminister von Pleffendurcheine
besondereInstruktionermächtigt,der Erbgroßherzoginmit seinem

Rat beizustehenund bei denVerhandlungenmit dem französischen
Vertreter als derenBevollmächtigterzu fungieren.

Dem Großherzogwar die Verzichtleistungauf feine Rechte
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nicht leichtgeworden. Er litt unter der Spannung, welchenot^

wendig eintreten mußte, und beschleunigtedeshalb seine Über-

siedelungnach Schwerin. Vielleichthatte er gehofft, der fran-

zösischeHof werde, verstimmtdurch jenen offiziellenAkt, von

einer Bewerbungnunmehr abstehen. Wie er sichhierin täuschte

und welchenVerlauf die Angelegenheitallen Wünschender Fa-

milie entgegennahm, wird aus nachstehendenSchriftstückenerficht-

lich, welcheihrer Ausdehnunghalberhier nur auszugsweisewie-

dergegebenwerdenkönnen.
Fürst Wittgensteinan Minister vonHlessen:

„Berlin den 19. März 1837. Ich benutzedie Abreise

des Herrn GeneralsBaron von Marschall, Ew. Excellenzfür

das verehrlicheSchreibenvom 8. d.M. gehorsamstzu danken.

Der König hat dem GroßherzogeinenfreundlichenBrief ge-

schrieben. Baron von Marschallwird Ew. Excellenzsagen

können,daß der Herr Fürst von Metternichüber die in Frage

stehendeAngelegenheitebensowie Se. MajestätderKönigdenkt.

Der Herr Fürst hat mir auchgeschrieben,daß Se. Majestät

der KaiservonÖsterreichgeneigtsind, nötigenFalls diesesselbst

gegenSe. KöniglicheHoheitden Großherzogauszusprechen.

Da Herr Bressonsich fortdauernd ohne Antwort von

Schwerin befindetund Ew. Excellenzunter dem 12. Februar

die Mitteilunghierher habengelangenlassen,
»daß Se. KöniglicheHoheitnachder einmalgefaßten

Überzeugungfest entschlossensind, HöchstIhre Zu-
stimmung als Chef des Haufes der gedachtenVer-
mählung nichtzu erteilen«,

so ist von dieser EröffnungdemfranzösischenHofe Kenntnis

gegeben worden. In Gemäßheit derselbenist dem Herrn

Bresson die Weisungzugegangen,die Befehle von I. K. H.
der verwitweten Frau Erbgroßherzogineinzuholen. Wahr-

scheinlichwird diesesnun in ganzkurzemersolgen.Se. König-

licheHoheitderGroßherzoghabenSr. MajestätdemKönigeun-

längst geschrieben,wie Höchstdieselbenvermuteten, daß der

französischeHof von dieserAngelegenheitganz abstehenwürde,
von Hirlchfeld, Friedrich Franz II 10



146 Fünftes Kapitel,

wenn demselbenbekanntwäre, wie ein Teil der höchstenFa-

miliengliederdarüber denkt. Dieses veranlaßt mich, Ew. Ex¬

cellenzzu benachrichtigen,daß man sich verpflichtetgehalten

hat, den französischenHof hiervon auf das genauestein Kennt-

nis zu setzen,und daß demselbennichts und auchdie lebhafteste

und bestimmtesteAbneigungnicht unbekanntgebliebenist. Bei

den Ansichtender beiden mächtigenMonarchendes deutschen

Bundesstaats scheintder französischeHof dieseAbneigungzwar

zu bedauern, aber weiter nichtzu berücksichtigen."

König Friedrich Wilhelm III. an Großherzog Paul

Friedrich:
„Berlin, den 13. März 1837. Es ist meinen Ihnen

gewidmetenGesinnungen und meinen persönlichenVerhält-

nissenzu Ihnen angemessen,daß ich mich jetzt unmittel-

bar gegen Sie über eine Angelegenheit äußere, welche

für Sie so wichtig ist, daß die weitere Behandlung

derselbenIhre ganzeAufmerksamkeitum so mehr Wünschens-

wert macht, da über die bisherige Aufnahmedieser Sache lei-

der zu vieles schonbekanntgewordenist und nachteiligeEin-

drückeveranlaßt hat.
Die Einleitung zur Bewerbungdes Herzogsvon Or-

leans um die Hand Ihrer Schwester, der PrinzessinHelene,

geschahnoch bei Lebzeitendes Großherzogs, Ihres Herrn

Großvaters. Sobald ich von dem projektiertenSchritt Kunde
erhielt, beeilte ich mich, meine Privatansicht hierüber an
Alexandrinemitzuteilen, um Sie davon in Kenntniszu setzen.

Durch sie erfuhr ich, wie Sie beiderseitsIhre Einwilligung
nie zu gebenentschlossenwären. Der Großherzogstarb unter-

dessen;schonvor dessenAblebenwar von dem hiesigenfran-
zösischenGesandtenein Schreibenan den Minister von Plessen
gerichtet,welchesbis jetztunbeantwortetgebliebenist. Unter-

dessen übergaben Sie die ganze AngelegenheitIhrer Frau
Mutter, ihr die Entscheidungderselbenüberlassend. In zwei
späteren Schreibenan Alexandrineäußerte ich mich, von ihr
dazu aufgefordert, in ebendem Sinne als in meinem ersten
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Briefe. Daß ich nichtdirektan Sie schrieb,geschahaus Deli¬
katesse, da ich michnichtfür befugthielt, Ihnen Rat zu geben
in einer Sache, in der ich keineEntscheidunghabe und über
die ich nichtvon Ihnen befragtwurde. Durch den Minister
von Kamptzerfahreich: Sie begehrenvon mir, ich möchtean
Rußland, Österreichund Englanddeklarieren, wie ich es sei,
der dieseVerbindungfür notwendighalte, und daß Sie sich
gänzlichvon ihr losgesagt. Eine solcheDeklarationwerdeich
nie geben. Daß Sie, nachdemSie den Ausgang der Ange-
legenheitin die HändeIhrer Frau Mutter und in die Ihrer
Schwestergelegt, das Geschehenenicht wieder zurücknehmen
können, insofern der französischeHof darauf eingeht, leuchtet
Ihnen gewißein, und das Ergebnishierüberwird abzuwär-
ten fein. Die irrige Meinung, die Sie von mir in dieserAn-
gelegenheitzu habenscheinen,hat es mir zur Pflicht gemacht,
mich,wiegeschehen,auszusprechen.Also nichts für ungut, und
darum keineFeindschaftnicht, wie es in dem Fest der Hand-
werkerheißt.

ÜberlegenSie alles nocheinmal rechtreiflichund geben

Sie keinenvorgefaßtenMeinungenGehör, das ist dieSprache

meineraufrichtigenFreundschaftfür Sie."
Prinz Wilhelmvon Preußen an GroßherzoginAlexandrine:

„Berlin, den 23. März 1837. Tausend herzlichen
Dank für Deinen lieben Brief zum gestrigenTage so-
wie für Deinen Teil am süperben Pokal, den ich en
famille erhielt. Es war ein gewöhnlichesDejeuner bei

uns, inklusivedes 3. Armeecorps,abends Soiree, aber ohne

Papa, Marie und Albrecht, da sie heute schonkommuni-
zierten.

Überdie unglücklicheManage bei Euchhabe ich michin
meinemBrief an Dich und Paul völligausgesprochen,und, wie
natürlich, konntenunsere Gefühleüber die Sache selbst nur

ganz dieselbenfein!! Du fragst mich, ob Paul nichteigentlich

Helene bei ihrer Passion für den usurpierten Thron ziehen

lassenmuß — auch ohne seine Einwilligung. Da ich Eure
10*
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Familien-und Landesgesetzenicht kenne, daher nichtweiß, ob

man sichohne Einwilligung des Familienchefs verheiraten

darf, so kannich DeineFrage nichtvon hier entscheiden.Mei-

ner Ansichtnach muß sich in fürstlichenFamilien ein jedes

Mitglied dem Willen des Chefs bei Heiratsangelegenheitenun-

terwersen,wenn der Chef auch nicht Vater der Heiratslustigen

ist. Und sprechensichdie Gesetzedarüber auch nicht aus, so

scheintes mir mit dem Gewissender Heiratswollendenunver-

träglich, eine Verbindung gegen den Willen des Chefs der

Familie zu vollziehen. Ich wenigstenswürde dies über mein

Gewissennichtbringen können. Bei der hohen Meinung, die

ich bisher von Helenehatte, würde es mir nie in den Sinn

gekommensein, daß sie je anders handelnkönnte, als ich es

hier andeute.Aber der Juli hat alles, wie es scheint, unter-

graben, auch die schönstenund besten Grundsätze. Wenn ich

heute, wo ich wahrhastig heilig, versöhnend, milde gestimmt

bin, mich so ausspreche,so ist es gewiß von der innersten

Überzeugungdiktiert. Ich kann auch Helenens Ansicht, daß

sie sich als eine Heldin in dieseGefahr begebenwill, nicht

begreifen!Wozu sichin dieselbebegeben,da keinMensches ihr

rät, ihr Familienchefes ihr vielmehrverbietet. Aber freilich,

wenn man Gefahr geradehaben will und liebt, dann ist der

jetzigeMoment in Frankreichbesondersgeeignet, denn selbst

nachHumboldts Ansichthat es seit 1830 nochnicht so schlecht

dort gestanden als eben jetzt seit 6 Monaten. Die Dinge

gehenreißendbergab, sast schneller,als man wünscht."

König Friedrich Wilhelm III. an Großherzogin Alexan-

drine:
„Berlin, den 24. März 1837. Seit meinem letzten

Schreiben an Dich, liebe Alexandrine, erhielt ich 3 Briefe

von Dir.
Der letzte,vom 10., giebtmir einen neuen Beweis, wie

hochDu das Andenkenan die liebe, selige,unvergeßlicheMama

in Ehren hältst. SolcheEmpfindungenkindlicherLiebebringen

Segen und find Gott wohlgefällig.
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Von feiten Pauls ward mir in seinem Schreibeneine
Äußerunggemacht,die mir auffallenmußte und die ich nicht
verstehe. Er fagt: »daß meineMutter und Schwesterfort-
währenderklären,nur durchEw. Majestätzu diesemuns alle
so unglücklichmachendenSchritt gebrachtwordenzu sein, und
letzteresich lediglichdurch den an HöchstSie geschriebenen
Brief gebundenhält«. Daß ich weder den einen noch den
anderen dieserBriefe auf irgend eine Weiseprovozierthabe,
liegtklar zu Tage, ja, ich war selbstin Verlegenheit,was ich
daraus erwidern sollte. Es ging allerdings daraus hervor,
daß sie die Ansichtenteilten, welcheich in meinem ersten
Schreibenan Dich als meine Privatansichtüber dieseSache
ausgesprochenhatte, und in diesemSinne fielenalso auchmeine
Antwortenaus, was dann wohl ganznatürlichwar." . . . .

AugenscheinlichhattenPrinzessinHeleneund ihre Mutter das
Interessedes Königsan dem Heiratsprojektüberschätzt.Bei dem
Fehlen mündlicherAussprachezwischenden nächstbeteiligtenPer-
sonen wurde die Sache immer verworrener. Der preußische
Hof fühlte sich überdiesdadurch verstimmt, daß die von seinem
Gesandten,dem in HamburgresidierendenLegationsratvon Hän-
lein, behufsÜberreichungneuerKreditiveerbeteneAudienzhinaus-
geschobenwurde. Man glaubte, dies geschehemit Absicht. Es
stelltesichaber später heraus, daß nur ein Versehenvorlag. Der
König wurde ungeduldig. Er schriebam 10. April an seine
Tochter:

„Mißverständnisseüber Mißverständnisse!Dies scheint
jetztdie Losungzu sein. Erstens soll von seiten Frankreichs
bei mir die Anfragegeschehensein, ob Heleneden Antrag an-
nehmen würde und durch mich die Antwort zurückgegangen
sein, daß sie ihn angenommen.Nie ist eine solcheAnfrage
gemachtworden. Wie hätte ich sie beantwortenkönnen?

Zweitens ist es mir nichtin den Gedankengekommen,
dem Herzog diefePartie vorzuschlagen.Ich weiß also nicht,
wie dieseMeinung hat aufkommenkönnen, und als sei ich
allein derjenige,durchden sie befördertwürde."
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Der König geht nun nochmalssehr ausführlichauf die vier

Jahre zurückreichendenerstenAnfängedesVerlobungsprojektsein.

Dem Leser ist dies schon aus der obigen Darstellung bekannt.

Er giebtzu, daß man seineUnterstützungnachgesuchthabe. „Ich

habe darauf erwidert", heißt es weiter, „daß ich einer solchen

Verbindung zwar nicht entgegensei, daß ich aber dabei weiter

nichtszu thun im ständesei als späterhin gelegentlichmeine An-

fichtgegenDich auszusprechen,da es gegenmeineGrundsätzesei,

mich in Familien- und Heiratsangelegenheiteneinzumischen.—

Daß es sichmit der Hänlein-Angelegenheitungefährso verhalten

würde, wie es sich gezeigt, dachte ich mir gleich, davon kann

also auchkeineRede mehr sein." Zum Schluß bedauertder Kö-

nig die Häufigkeitsolcher Erörterungenund hofft, daß diesedie

letztefei.
Sie war es in der That, denn gleichdarauf erfolgteseitens

der PrinzessinHelene der entscheidendeSchritt. Sie nahm den

Antrag formell an. Herr Bresfon trat fogleichmit Herrn von

Pleffen in Unterhandlung. Letzterererhielt seine Instruktionen

ausschließlichvon der Erbgroßherzogin. Paul Friedrich hielt

sich von allem fern. Er hat seine Schwester nie wieder ge-

sehen.
Da eine Unterhandlungauf mecklenburgischemGebietnicht

gewünschtwurde, so kamen die beiden Bevollmächtigtenam

4. April in Perleberg zusammen, um die Ehepaktenzu verein-

baren1. Den Gemütszustandder Braut schildertam bestender

1 Artikel I bestimmt, daß nach erfolgtem Dispens des Papstes die

Vermählung in Paris nach katholischem und evangelischem Ritus stattfinden

solle. Artikel III sichert der Herzogin freie Religionsübung. Die Kinder

aus dieser Ehe sollen aber katholisch erzogen werden. Die anderen Artikel

regeln die Reise der sürstlichen Braut und enthalten vermögensrechtliche

Bestimmungen. Auf besonderen Wunsch des französischen Hofes wurde die-

jenige Vereinbarung, nach welcher das zugesicherte Wittum durch den Pri-

vatbesitz der Familie Orleans garantiert war, in einen besonderen geheimen

Artikel verwiesen. Dieses Jahrgeld belief sich auf 300 000 Francs Rente.

Man mochte in Paris befürchten, daß diese besondere Garantie als ein Aus-

druck des Mißtrauens gegen den Bestand des damaligen Regierungssystems-
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nachstehendeBrief an die Großherzogin.Er bezeugtzugleichdas

herzliche Einvernehmen, welches ungeachtetder prinzipiellen

Meinungsverschiedenheitzwischenden Schwägerinnenbestand.

„6. April früh morgens. Es war gesternden ganzen

Tag hindurch mein innigster Wunsch, Dir zu schreibenund

meineFreude, das Glück,das mir im Herzenlebt, Dir mit-

zuteilen, denn ich weiß ja doch, wenn Du es auchnicht be-

greifst.Du teilst es dochgern mit jemand, der Dir so innig

ergebenist und den von jeher die innigste Liebean Dich

knüpfte. Liebe Alex, ich sehe mit solcherZuversichtund so

schönenHoffnungenin die Zukunft, daß ich es Dir gegenüber

nicht verschweigenkann. Darum habe ich einen Boten ge-

nommen, weil die Post erst spätergeht, und schreibeDir nun

heute ganzfrüh, was ich gesterndurchandreBriefe verhindert

war zu thun. Du wirst durch MinisterPlesfenwissen, wie

rasch und leichtdie Konserenzin Perleberg beschlossenward.

Er war sehrzufriedenund kehrtemit einemfreundlicherenund

teilnehmenderenGesichtezurück, als iches je an ihm gesehen

habe. Ihm folgte Bresson, der nicht so nahe von Ludwigs-

lust seinkonnte,ohneherzukommen,undbrachteuns die besten,

erfreulichstenBriesevom KönigLouis Philippe und dem Her-

zog. Beide, an Mama sowie an mich, waren ganz geeignet,

uns Freude, Mut und Hoffnungzu geben, sowieauchalles,

was Bressonuns später mitteilte. Es war uns eine wahre

Beruhigung, endlichjemandzu sehn, der dieVerhältnissekennt.

ausgefaßt werde. Eine solche Vermutung hätte in der That den leitenden

Motiven entsprochen. Herr von Plessen hatte auf dieser Stipulation be-

standen, die sich ja auch 11 Jahre später sür die aus Frankreich vertriebene

Witwe des Herzogs von Orleans als sehr wichtig erweisen sollte.

Nach einer besonderen Bestimmung der Ehepakten hatte die fürstliche

Braut eine Renuneiationsakte zu unterzeichnen, in welcher sie sich „durch

die erhaltenen Geldmittel sowie durch die Entlastung ihres Privatvermö-

gens zufriedengestellt erklärte und für sich und ihre Erben aus alle An-

sprüche an das großherzogliche Vermögen oder die mecklenburgischen Lande"

verzichtete.
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einenFranzosenzu sprechen,der unsereBeziehungenzu seinem

Lande und seiner Königsfamilieberühren konnte und ihnen

mehrGehalt und mehrFreude noch gab. Er bliebzu Tischund

war höchstamüsant; als er ging, war es mir, als schiedein

alter Bekannter,dem man gern sein Zutrauen schenkt.

Du hast jetztrechtverschiedeneBeschäftigungenund Ge-

danken, liebsteAlex, als die, welchemich ganz einnehmen;

ich höre, Schwerin wird sehr brillant, und die Fremden der-

anlassen Diners und angenehmeZerstreuungen. Wenngleich

eineVerschiedenheitin dieserBeziehung wie auchtiefer noch,

in der Meinung und AnsichtmancherDinge, zwischenuns sein

sollte, so laß dochunsre Herzen immer offenzueinanderreden

und laß uns die Gefühle teilen, die uns bewegen. Entferne

Dich nicht von einem Herzen, das Dich fo warm liebt, und

gönne ihm die Freude, Dir zu sagen: daß es glücklichist.

DiesenPunkt auch mit Paul zu erreichen,wäre mir fo unend-

lich wert; ich möchteihn so gernebitten, mir nicht seinHerz

zu verschließen,das mir dochsonstgut war, — aber ich kann

es nicht, denn ich weiß nicht, wie er es aufnehmenwürde.

Ich glaube aber an die Zukunft und erwarte von ihr auch,

daß sie mir den Bruder zurückführenwird, den ich so herzlich

liebe. Gott segneEuch beide! Er machealles gut, was jetzt

nochunfreundlichscheint."

Zwischender französischenHauptstadt und dem friedlichen

Ludwigslust, in welchemes nach dem Wegzugdes Hofes recht

still gewordenwar, eilten nun die Kuriere hin und her. Die

Verlobten tauschtendie erstenBriese aus. Der Legationssekretär

Lutterothüberbrachteein Portrait desHerzogsvon Orleans. Bis

dahin kannte PrinzessinHelenedie Züge des Mannes, dem sie

sichangelobt,nur aus den mittelmäßigenLithographieen,die seit

der Reiseder französischenPrinzen in denZimmern aller renom-

mierten Gasthöfehingen. Die Briefe des fürstlichenBräutigams

zeigtendenselbenim VorteilhastestenLichte:die Sympathie, welche

er längst im HerzenHelenenserweckt,entfaltetesichunter diesem
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direktenGedankenaustauschimmer mehr zu dem Gefühl echter

Neigung.
Der vorhin erwähnte nachträglicheZusatz eines geheimen

Artikelsund die damit verbundeneredaktionelleVeränderunghatte

die Ratifikationdes Ehevertragsverzögert. Der 25. April war

für den Austauschder betreffendenUrkunden,welchevom König

der Franzosenund von der ErbgroßherzoginAugustevollzogen

waren, angesetzt.Die beidenBevollmächtigtenbeabsichtigtendies-

mal in Warnow zusammenzutreffen.Allein wenige Tage vor

dem Termin erkrankteHerr von Plessen. An seinerStelle begab

sichdaher, mit besonderenVollmachtenausgestattet, der Lega-

tionsrat Prosch nachWarnow und, da er den französischenGe-

sandtendort nichttraf, weiternachPerleberg, wo der Austausch

der Ratifikationenerfolgte. Inzwischenwar der Minister von

Plessen an demselbenTage früh morgens an einer Lungenläh-

mung verschieden.Eine Estasettebrachtedie Meldungnach Per-

leberg, Herr Bressonzeigtesichtiesbewegt.

Der Tod des Ministers war auchfür die Angehörigenüber-

raschendschnelleingetreten.Man hatte sein Unwohlseinnichtfür

so ernst gehalten. Die Trauer in Schwerinwar eine allgemeine

und aufrichtige.Die VerdienstedesHeimgegangenenhatten längst

in allen Kreisendie volle Anerkennunggefunden.—

Der Großherzogbetraute zunächstmit dem Vorbehaltewei-

terer Verfügungden bisherigen Geh. Regierungsratvon Lützow

mit der Leitung der Verwaltung. Eine Übertragungder Voll-

machtfür dieVermählungsunterhandlungenwar nichtmehrnötig.

Diese Angelegenheitwar erledigt. Die beiden Fürstinnentraten

schonam 15. Mai die Reisenach Frankreichan. Ein längeres

Verweilenin Ludwigslusthätte natürlichbei der Lage der Dinge

viel Peinliches gehabt. Der Abschiedvon der Heimatwar ein

wehmütiger. Noch jetztliest man auf der Fensterscheibedes ein-

fachen, von der scheidendenBraut bis dahin bewohntenZimmers

den Abschiedsgruß,den sie unter Thränen mit dem Diamant

ihres Ringes auf das Glas schrieb. Die Gespielinnender Ju¬
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gend, die Dienerschaft,vieleBewohner des Orts, namentlichdie

Armen, die der Prinzessin soviel verdankten, umstanden den

Wagen, der mit Blumenspendenreich geschmücktwar. Wohl

mochtees die Fürstentochterschmerzlichempfinden,daß die nach-

sten Verwandten, die Behörden des Landes und Vertreter der

Stände in der Abschiedsstundefehlten. Auchist in den eingangs

erwähnten Werken Schuberts und der Gräfin Harcourt gerade

dieseZurückhaltungPaul Friedrichs und der offiziellenOrgane

als eine unnötige Hätte dargestellt. Aber der Leser wird jetzt,

nach genauerer Kenntnis der Vorgänge, wohl die Überzeugung

gewonnenhaben, daß Paul Friedrichfalschund ungerechtbenr-

teilt wurde. Er war nicht herzlos, nur fest und konsequent.

Nach der Haltung, die er dem französischenHofe gegenübernun

einmal eingenommen,konnte der Großherzognicht anders han-

dein. Hätte er dem Gefühl persönlicherZuneigung für seine

Schwester damals nachgegebenund eine offizielleAbschiedsfeier

abgehaltenoderzngelaffen,so würde die öffentlicheMeinung da-

rin unbedingteinen Meinungswechselerblicktund die nachträg-

liche Billigung der Heirat vorausgesetzthaben, eine Billigung,

die thatsächlichnicht stattfandund auch später nichteintrat.

DieReisederHerzogingingüberPotsdam,wo derKönigbestrebt

war, dieseschmerzlichenEmpfindungendurchbesondereFreundschafts-

beweisezu verwischen,über Weimar und Fulda, wo der Herzog

von Broglie mit einigen Herren der maison militaire ihr ent¬

gegenkam, nach Saarbrücken, dem letztenNachtquartierauf deut-

scherErde. An der französischenGrenze, bei Forbach, wurde

die Braut von dem Abgesandtendes Königs, dem Herzogvon

Choiseul,und dem zu ihrem persönlichenDienst bestimmtenGe-

folge empfangen. Auf jener Anhöhe, um welche 33 Jahre

später, im August1870, der Kampf am heftigstentobte, waren

prachtvolleZelte errichtet. Hier vernahm Herzogin Helenezum

erstenmalden jubelndenZuruf der leichterregbarenMenge.

„Vive la Priucesse Halene" scholles ihr entgegenaus den

langen Reihender in Parade aufgestelltenTruppen undNational¬
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garden, aus den dichtgedrängtenVolksmassen,die zu Tausenden

den Platz vor der Estrade des Zelts umstanden. Es war ein

imposantes, ergreifendesSchauspielund wohl geeignet,das Herz

der deutschenFürstentochtermit Glückund Zuversichtzu erfüllen.

Die helle Maiensonnedurchleuchtetedie anmutige Landschaftund

diefarbenprächtigeStaffage; überihremHauptraufchtendieseidenen

Trikoloren,undin denDonnerderfranzösischenGeschützemischtensich
die fernenTrompetenklängeder abziehendenpreußischenHusaren,

welcheder Scheidendenein deutschesLied als Abschiedsgruß

nachsandten.
Sie wird den freudigen Zuruf der Menge noch oft

vernehmen; in Metz, Chalons, Fontainebleau und auch in

den folgendenJahren bei manchemfestlichenAnlaß. Der Salut

der Geschützewird ihren Einzug in Paris begleiten und

die Fenster des Tuilerienpalasteserzitternmachen, wenn er die

Geburt der Söhne verkündet. Aber dieselbendumpfen Kanonen-

schlügewerdenauch die Tage der Glückswendebezeichnen,ernst

und feierlichbei der Beisetzungdes jungen Gemahls, demsie

jetztfreudig entgegeneilt,wild krachendund mit dem Knattern

der Gewehrsalvenvermischtan dem Tage, wo sie flüchtigdurch

die Straßen von Paris eilt, um für sichund die bedrohtenKin-

der eine Zufluchtsstättezu suchen. Dann wird aus dem wüsten

GejohlederVolksmengenur das „ä bas les Orleans" und „vive

la republique" an ihr Ohr dringen!Wohl ihr, daß diesedüste-

rat Zukunftsbilderjetztauf der sonnigenBrautfahrt ihrem glück-

strahlendenBlickentzogenwaren, daß sie arglos und vertrauend

den Boden der neuenHeimatbetretenkonnte!—

In Mecklenburgfolgteman diesenVorgängen, welcheBriefe

und Zeitungenausführlich schilderten,mit einemInteresse, dem

sich ein Gefühl wehmütigerSpannung zugesellte. Auch Prinz

Friedrichwar der Abschiedvon der jungen Tante, die ihm stets

eine herzlicheZuneigungbezeigt,schwergeworden. Wie oft hatte

sie die Spiele der Kinder im Palaisgarten geleitet, ihnen Ge-

schichtenerzählt, an ihren kleinen Freuden und Leidenteilge-

nommen. In dem Tagebuchdes Prinzen aus jener Zeit findet
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sich die Notiz: „Per aspera ad astral Dieser Wahlspruch
wurde mir heutevon Tante Helenegegeben,und er soll in Zu-
fünft der meine sein." Wirklich hat der Prinz an diesem Ge-
löbnis festgehalten.Er hat den Spruch im späterenLebenhäufig
angewendetund ihn als Devisefür den mecklenburgischenHaus-
orden der WendischenKrone bestimmt. Auchfür die Schicksale
der Herzogin Helenelag in den wenigen Worten eine ernste
Vorbedeutung. Ihr Lebenführte in Wahrheit per aspera ad
astra! —
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Studienzeit und Regierungsantritt»

Das Jahr 1840 zeichnetesichdurcheine Reihebedeutsamer

und zum Teil bedrohlicherEreignisseaus, welchedie politische

Welt unausgesetztin Spannung erhielten. Die Orientwirrenmit

der sichdaran schließendenIntervention der Garantiemächte,der

Kabinettswechselin Frankreich,der KammerbeschlußwegenÜber-

führung der AscheNapoleons, das Attentatauf Louis Philippe,

der Putschvon Boulogne, die Krisis in Spanien, — alle diese

Vorgängewurden zur Quelle der Aufregungund Beunruhigung.

In Deutschlandaber war das öffentlicheInteressevorwiegendin

Anspruchgenommendurch zwei in sich sehr verschiedene,aber

durch ihr gleichzeitigesAuftreten um so stärkerwirkendeKund-

gebungendes nationalen Volksgeistes. Die eine derselben, die

Wiederbelebungder preußischenVerfassungsfrage,knüpftesichan

die ThronbesteigungFriedrichWilhelms IV. Die andere entsprang

der allgemeinenBesorgnis eines Kriegesmit Frankreich, dessen

drohende Anzeichenunverkennbar waren. Zum erstenmal seit

1815 war der europäischeFriede ernstlichbedroht. Sowohl die

Sorge für seineErhaltung als die Hoffnung auf dieGewährung

konstitutionellerRechtelenktedie Blickenach Berlin.

Die Jahreszahl 40 ist für die Geschichtedes HausesHohen-
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ollern bedeutungsvollgeworden. Unter diesem Zeichen hatten
zwei hervorragendeTräger dieses Namens den Thron bestiegen,
1640 der Große Kurfürst, 1740 Friedrich der Große. Es lag
nahe, jetzt, wo zum drittenmalein Thronwechselmit dieser Iah-
reszahl verknüpftwar, dieErinnerung an jeneFörderer der preu-
ßischenGröße zu beleben. Die Sehnsuchtnach einerWiedergeburt
des sridericianischenGeistes, nach einer zeitgemäßenEntWickelung
der mit seinem Namen verbundenen Grundsätzeund Anschau-
ungen war trotz der scheinbarenTeilnahmlosigkeitin den letzten
Decenniennichterstorben,dieköniglicheVerheißungvom 22. Mai
1815 nichtvergessen.Mit großen Erwartungen blicktendie libe-
ralen Kreise auf den neuen Regenten. Man wußte, daß seine
Anschauungensichzu dem straffen bureaukratischenRegimentsei-
nes Vaters häufig im Gegensatzbefundenhatten. Aber auch die
Altkonservativenzählten auf ihn. Seine bestrickendeLiebenswür-
digkeit,sein geistvollerWitz, die selteneVielseitigkeitseinerJnter-
essenhatten ihn überall beliebtgemacht. Alle seine Lehrer —

und dies waren hervorragendeMänner wie Scharnhorst, Knese-
beck, Niebuhr, Savigny und Schinkel gewesen— hatten seine
außerordentlicheBegabung gerühmt. Jedenfalls erwartete man
Ungewöhnlichesvon diesemFürsten, und die erste Redebei der
Huldigungin Königsberg, welchebei den AnwesendenBegeiste-
rung und Rührung hervorrief, schienin der That dieseVoraus-
setzungzu rechtfertigen.

Prinz Friedrich stand damals in einemAlter, welchesein
volles Verständnis der politischenVorgänge und Stimmungen
nochnichtzuließ. Allein es konntenichtfehlen, daß fein Jnter-
essean den Tagesereignissenin dem Maße wuchs, wie er in
den Kreis Erwachsenermehr hineingezogenund bewußter Zeuge
mancheshistorischenAktes wurde. Die großherzoglicheFamilie
hatte die ersten Wochender Trauerzeit in Doberan zugebracht.
Prinz Friedrichwar nachseinem Abgangvon Dresden dort ein-
getroffen. Auch die Fürstin Liegnitzverbrachteeinige Wochen
dieses Sommers in dem mecklenburgischenSeebade. Großher-
zogin Alexandriuehatte in pietätvoller Aufmerksamkeitfür die



Studienzeit und Regierungsantritt. 159

trauernde Witwe ihres HeimgegangenenVaters ein hübschge-
legenesHaus für sie einrichtenlassen. Ein Blumengarten, der
in dessennächsterUmgebungbisher fehlte, wurde für diesenbe=
sonderenZweckeiligstangelegt. Im Oktoberbegleiteteder Prinz
seinenVater nachBerlin, wo am 15., dem Geburtstagdes Kö-
nigs, die seierlicheHuldigungder Landtagestattfand.

Bei diesemAkt war eine Sonderung der Stände angeordnet.

Im WeißenSaal des Schlossesnahm der König die Huldigung
der katholischenPrälaten, der Standesherrenund der Ritterschaft

entgegen,während draußen im Lustgartendie Vertreterdes Bür-

ger- und Bauernstandesauf einemmit Tribünen umgebenenFest-

platzaufgestelltwaren. Die Reden im Schloß dauertenziemlich

lange. An die Ritterschaftrichteteder König eine schwungvolle
Ansprache.Während defsenharrte draußen eineungeheureVolks-
menge ohne Schutz gegenden herabströmendenRegen und den
rauhen Herbstwind. Endlicherschiender König, gefolgtvon den

Prinzen seinesHauses, einer glänzendenSuite und den Vertre-
tern der Ritterschaft,die in der AufstellungPlatz nahmen. Er
bestiegeine freie Estradeund sprach, des Regensnicht achtend,
entblößtenHauptes zu der Versammlung.

Trotz ihrer glänzendenForm und der fast dramatischenVor-
tragsweise machte die Rededocheinenweit wenigertiefen Ein-

druck als die in Königsberg gehaltene. Freilich lag zwischen

ihnen die Kabinettsordrevom 4. Oktober, welchein bündigster

Form erklärt hatte, daß der König den auf EntWickelungder
LandesverfaffunggerichtetenWünschenseine Zustimmung ver-

sage.
Überhaupt war die erste Begeisterungschon einemgewissen

Gefühl der Enttäuschunggewichen. Man kritisiertedie vielen

Reden, in welchender neueMonarchstets nur an das Vertrauen

seiner Unterthanenappelliere,ohne dochseinerseitsseinVertrauen

zum Volkedadurchzu bethätigen, daß er dessenVertreterneinen

wirksamerenAnteil bei der Leitung der öffentlichenAngelegen-

heitenin Aussichtstelle. Schon fanden sichin den BerlinerZei-

tungen Andeutungeneiner Verstimmung, die in den nächsten
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-Jahren stetig(inWuchs. In den RegionendesHofes waren diese

feinerenSchwingungender öffentlichenMeinung nochnicht wahr-

nehmbar. Der König und seinenächsteUmgebungstandenganz

unter der Herrschaft einer zuversichtlichenStimmung. Prinz

Friedrich schriebdamals in sein TagebuchbegeisterteWorte über

„das felsenfesteVertrauen, auf dem der preußischeThron gegrün-

det stehe". Eine Reihe glänzenderFeste folgte dem Huldigungs-

akt. Berauschtvon dem Eindruckdes Erlebtenkehrteder Prinz

nach Schwerinzurück. Einige Tage später wurde die Reisenach

Bonn angetreten.
Inzwischen hatten sich die drohenden Kriegswolkenwieder

verzogen. In Frankreich hatte man erkannt, daß die eigene

Kriegsbereitschaftsehr zu wünschenließ und die Annahmeeiner
Uneinigkeitder deutschenStämme für den Kriegsfallnicht zutraf.
Friedrich WilhelmIV. hatte schonim August mit dem Staats-
kanzlerFürsten Metternichin Dresden eine Besprechunggehabt.
Später entsandteer die Generale von Radowitzund von Grol-
man nach Wien und an die süddeutschenHöfe, um eine gemein-
fameKriegsbereitschaftzu vereinbaren. Preußen erließ ein Pser-
deaussuhrverbotund betrieb in Frankfurt aufs eifrigstedie Re-
form der Bundeskriegsverfassung.Der Gedankean eine Mobil-
machung,an eine Teilnahmeam Feldzugehatte das Herz unseres
jungen Prinzen höher schlagenmachen. Der Anblickder mili-
tärischenSchauspielein Berlin sachtedie schlummerndensolda-
tischenNeigungenaufs neue an. Aber mit dem diplomatischen
RückzugFrankreichstrat in der europäischenPolitik einefriedliche
Wendung ein, und der Kriegslärm des Jahres 1840 verhallte
in dem Nachklangeiniger patriotischenLieder, in welchendie
Sänger diesseitswie jenseits der Grenze ihr Anrecht auf den
Besitz des ehrwürdigen Rheinstroms in schwungvollenVersen
geltendmachten. Als Prinz Friedrichauf seinerReisezur Uni-
versitätam 29. OktoberdurchKöln kam, stand die Stadt noch
unter dem Eindruckder gehobenenStimmung, welche14 Tage
vorher die ersteAbsingungdes Beckerschen:„Sie sollenihn nicht
haben" bei der Festfeierdes 15. hervorgerufenhatte. Dieser
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demonstrativeAkt, ausgeführt in einer Provinz, die erst vor
25 Jahren der preußischenMonarchieeinverleibtund deren Be-
völkerungdurchkonfessionelleDifferenzenmit der Staatsregierung
verfeindetwar, zeigteden Franzosen in greifbarsterForm, daß
die RheinbundspolitikNapoleons jetzt keinen Boden mehr in
Deutschlandfinden würde. Die von Köln ausgehendeLosung
fand einenWiederhall in allen Teilen Deutschlands, und noch
einmal zeigte sichdasselbetrotzigund geeintdem alten Erbfeind
gegenüber.

In Bonn war für den Prinzen, den Herr von Sell, dies-
mal ohne seine Familie, begleitete,die einem Herrn von Lorch
gehörigeVilla, die sogenannteVinea Domini, gemietetworden.
Dieselbewar geräumig, hübschgelegenund bot aus denFenstern
eine herrlicheAussichtauf den nahen Rheinstromund das jen-
seitige Ufer. Am 5. Novemberfand die Immatrikulationstatt.
Das in Dresden beobachteteVerfahrender Privatvorträgein der
eigenenWohnung wurde auch hier beibehalten. Der Prinz be-
suchtenur ein Publikum, dasjenigenämlichdes erst kurz vorher
wieder in sein Amt eingesetztenGeschichtsprofessorsErnst Moritz
Arndt. Über die Studien und die interessanterenErlebnisseder
Bonner Zeit geben wieder die eigenenBriefe am besten Auf-
schluß.

„8. Nov. 1840. Bonn gefälltmir immer besser,
und ich glaube, daß ich als Mecklenburger— von denenes
heißt, sie könntenstets nur Mecklenburglieben — den Rhein
sehr lieb gewinnenwerde. Wirklichmuß dieserStrom so eine
Zauberkraftauf dieGemüterausüben. Denn alle, die ihn ver-
lassen, thun es nur mit schweremHerzen. Bei mir fließt er
unmittelbar vorbeiund so schöngeradehier mit dem Sieben-
gebirgezur Seite, daß er michum so stärkerfesselt.Ich habe
schon einige Spazierrittein die Umgegendgemacht. Dieselbe
ist reizend, namentlichwenn man seinen Weg an den Ufern
des Rheines entlang nimmt. — — Meine Immatrikulation
geschahim Beisein des Rektors der Universität, Dr. Arndt,
des Universitätsrichtersvon Solomon, des Ouästors Oppenhoff

von Hirschfeld, Friedrich Franz II. 11
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und des Dekans der juristischenFakultät, Professor Deiters.

Ein Handschlagbeendigteden Aufnahmeakt. Meine Kollegien

haben schonam Mittwochangefangen. Die Vorlesungen,die

ich höre, sind folgende: Encyklvpädiedes Rechtsbei Professor

Walter; dreimal wöchentlichmit den Prinzen^ zusammen.

DeutscheRechtsgeschichtebei ProfessorPerthes, allgemeineGe-

schichtebei ProfessorLoebell. ProfessorArndt hält zwei öffent-

licheBorlesungenüber eine Schrift des Tacitus. Meine Fecht-

stunden werden hier eifrig fortgesetzt.Außerdem habe ich

wöchentlichnochje zwei französischeund englischeStunden bei

ProfessorNadaud und Lassen, endlichKunstgeschichtebei Pro-

fefforUrlichs.— Bülow gefälltmir sehr gut, und ich glaube,

daß ich michnäheran ihn anschließenwerde."
„22. Nov. Die Fächer, in die mich mein Stu-

dium einführt, interessierenmich sehr. Äußerst fesselndfinde

ich die Vorträge über Kunstgeschichte.Arndts weitschweifige

Vortragsweiseüber des Tacitus Germania stehtnichtauf der

Höhe des anziehendenStoffs. Dieses Werk des römischen

Schriftstellers, welchesdie ersten Nachrichtenvon den alten

Deutschenenthält, ist ungemeinanziehenddurchden Geist und

die schönekraftvolleSprache. Es war auch schonin Dresden

mein Lieblingsbuch.Übrigensgehtes in einemHörsaale, ehe

sich alles füllt und der Professorkommt, rechteigenartigzu.
Da sitzenJünglinge mit langen Haaren, in kurzenabgetrage-
nen Sammetröcken.Andere kommenherein und steigenüber
Tischeund Bänke auf ihren Platz. Dann wird die Mappe
aufgemacht,das Papier hervorgeholt,die Federn besehenund
das Tintenfaß hingestellt. Der -Professorkommt, steigt aufs
Katheder, öffnetsein Heft und den Mund, — und, die Nase

* Es waren dies der Prinz Christian von Schleswig-Holstein (geb. 1818),

der jetzige König von Dänemark, nnd Prinz Friedrich Wilhelm von Hessen

(geb. 1820), ein Sohn des damals als königl. dänischer Generallieutenant

in Kopenhagen lebenden Landgrafen Wilhelm. Die beiden Prinzen hatten

gemeinschaftlich unter Begleitung des dänischen Generals von Opholm im

Frühjahr 1840 die Universität Bonn bezogen.
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auf dem Papier, wüten wir mit der Feder darauf herum,
glaubend,daßwir schreiben,denn es gehtso schnell,daß man
nur mit Mühe seineeigeneSchrift lesenkann" —

„1. Febr. 1841. — Vor einigenTagenwar einehübsche
Gesellschaftbei Mr. Alleyn, wo auchgetanztwurde. An Ver-
gnügungenfehlt es in Bonn überhaupt nicht. Wir gehen
wöchentlichfast regelmäßigzweimalzu einemBall. Ein sehr
angenehmesHaus ist das von Mr. Smith, wo wir Sonn-
abendssehroft den Abendverbringen. Morgen ist ein großer
Ball bei Herrn von Karnap in Bornheim, auf welchenich
michschonim voraus sehrfreue."

„7. März. — — AmSonnabendvor dem 28. Februar
war ich wie gewöhnlichan diesemAbendbei den Engländern
gewesenund kam erst ziemlichspät nach Haus. Kaum liege
ich im Bett, da ertönt einevon meinemFlötenlehrerarran-
gierteMusikund nochvor Tagesgrauenbringt mir dieKapelle
des hiesigen7. Ulanenregimentsein Ständchenund spielt—
das mecklenburgischeVaterlandslied1! DenkeDir meineFreude!
Teschehatte es aus Ludwigslustkommenlassen, um mir da-
mit ein Geburtstagsgeschenkzu machen. Um 10 Uhr
ging ich in die Kirche,und dann eilte ich, da mir der Oberst
angebotenhatte, die Kirchenparadedes Regimentsabzunehmen,
mich umzuziehenund nahm — ein großer Moment — die
Parade ab. Das Regimentsah sehr gut aus. Der Vorbei-
marschging aber, mit infanteristischenAugen betrachtet, nur
mittelmäßig.— — Um 4 Uhr gaben die Prinzen mir zu
Ehren ein Diner in Godesberg. Wir waren sehr lustig und
fröhlich."

Das Weihnachtsfestverlebteder Prinz im Kreis seinermeck-
lenburgischenKommilitonen.Nach demselbenstattete er dem in

* Aus der Lappeschen Oper „Die Obotriten". Dieselbe war 1838 zum
ersten Mal in Schwerin aufgeführt. Das Vaterlandslied war populär ge-
worden und bildet seitdem eine beliebte Nummer in dem musikalischen Pro-
gramm patriotischer Feste.

2 Der Kammerdiener des Prinzen.

11*
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DüsseldorfwohnendenPrinzenFriedrichvon Preußen einenmehr-
tägigenBesuchab. Der zweiteSohn des letzteren,Prinz Georg,
studierte damals gleichfalls in Bonn. Ter Rhein war bei
Düsseldorfzugefrorenund konntezu Fuß überschrittenwerden.

Am 3. Januar begannen die Studien wieder. Daneben
fehltees nichtan gesellschaftlicherUnterhaltung. Die Häuser, in
denen der Prinz vorzugsweiseverkehrte, waren die des Oberst
von Flotow, Kommandeursder in Bonn stehenden7. Ulanen,
der Gräfin von Beust, einer Tochter des sächsischenMinisters
von Carlowitz, des Grafen Solms und der Engländer Major
Smith und Mr. Alleyn. Schon damals hatten sichvieleenglische
Familien in Bonn angesiedelt. Sehr häufig besuchteder Prinz
auch die gräslich LippescheFamilie in Obercasselund die des
Herrn von Karnap in Bornheim.

Mit dem Schluß des Wintersemestersverließendie Prinzen
von Holsteinund von HessendieUniversität, um nach Dänemark
zurückzukehren.Da sie ihren Weg über Frankfurt nahmen, um
die in dortigerGegend wohnendenfürstlichenBerwandtenzu be-
suchen, so schloßsich Prinz Friedrichihnen an, um bei dieser
Gelegenheitdie Rheinuferund die alte Kaiserstadtkennenzu ler-
nen. Prinz Friedrichvon Preußen, der sichgeradezum Besuch
seines Sohnes in Bonn befand, begleitetedie jungen Reisenden
bis Koblenz,wo unter Führung des Generals von Müffling die
Festungswerkedes Ehrenbreitensteinund der Karthausebesichtigt
wurden. Die Fahrt nachMainz, den Rhein entlang, wurde zu
Wagen ausgesührt, von da bis Frankfurt dieEisenbahnbenutzt.
Ter mecklenburgischeGesandte, Herr von Schock,hatte für den
Abenddes 3. April einen Ball veranstaltet. An den nächsten
Tagen machtendie Prinzen Ausflügenach Rumpenheim, Hanau
und Philippsthal, von denensie gegenAbendzurückkehrten,um
den Soireen im diplomatischenCorps beizuwohnen.Der Abschied
von den beidenUniversitätssrenndenwurde dem PrinzenFriedrich
recht schwer; an den älteren namentlich, den ernsten Holstein,
hatte er sichangeschlossen.

Die Lebenswegeder dreiPrinzen haben sichseitdemnochoft
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gekreuzt, aber wie so anders, als bei jenem Frankfurter Abschied
vorauszusehen war, sollte sich jedes einzelnen Schicksal gestalten!
Der jüngste, Prinz Friedrich, war ein Jahr später schon regie-
render Herr. Auch Prinz Christian erlangte einige zwanzig Jahre
später eine Krone, obwohl er damals nicht die geringsten Aus-
sichten auf die Succession hatte, — denn der Kronprinz von
Dänemark hatte sich wenige Monate vorher mit der Prinzessin
Karoline von Mecklenburg-Strelitz verlobt. Der dritte endlich,
der nachmalige Landgraf von Hessen, dem später die Anwart-
schaft auf die Regierung zweier Länder, Kurhessen und Dänemark,
zufiel und der zu Gunsten der einen auf die andere verzichtete,
ging schließlichaller seiner Ansprüche verlustig und sollte nie einen
Thron besteigen.

Während die nordischen Freunde ihre Heimfahrt über Berlin
und Schwerin fortsetzten, kehrte Prinz Friedrich nach Bonn zu-
rück, trat aber wenige Tage später, am 13. April, eine Reise über
Belgien nach Holland an. Mit der Besichtigung dieses eigenar-
tigen Landstrichs sollte zugleich ein Besuch am niederländischen
Hofe verbunden werden, der natürlich in erster Linie der im
Haag weilenden Tante, der Prinzessin Friedrich der Niederlande,
galt. Großherzogin Alexandrine hatte ihren Sohn schon der
jüngeren Schwester angemeldet, deren Gemahl holländischer Feld-
Marschall und Admiral der Flotte war. Sein älterer Bruder,
König Wilhelm II., hatte erst vor einem halben Jahre, am 7. Ok-
tober 1840, infolge der Abdikation des Vaters die Regierung
angetreten. Auch er, der König, war mit dem mecklenburgischen
Fürstenhaus verschwägert, da er mit einer Schwester Helene
PaulownaS vermählt war. Unser Prinz fand also im Haag die
Schwester seiner Mutter und die Schwester seiner Großmutter
vor. Die Reise, die etwa 14 Tage dauerte, gewährte ihm großen
Genuß. Er hatte zu derselben seinen Bonner Kommilitonen Bern-
hard von Bülow eingeladen, den Sohn des 1840 verstorbenen
Oberstallnieisters. In dieser Zeit begründete sich ein Freund-
schastsbund, der bis zum Tode Bülows gewährt hat. Von seinen
Jugendgesährten hat dem Prinzen auch in seinem späteren Leben
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Wohl keiner fortdauernd so nahe gestanden als gerade dieser. Nach

der Rückkehr aus Holland bezog Bülow auch ein Zimmer in der

Wohnung des Prinzen, teilte dessen Mahlzeiten, Vergnügungen

und war sein Gesellschafter bei allen Ausflügen.

Das Sommersemester verstrich rasch. Mit 18 Jahren, an

den Ufern des herrlichen Rheins, umgeben von einem Kreis

freundlich gesinnter Menschen, war dies natürlich. Nahm auch

der Prinz nicht eigentlich teil an den studentischen Gelagen und

Paukereien, so war ihm doch ein ungezwungener Verkehr mit den

Altersgenossen gestattet. Zu diesem Kreis gehörten die Prinzen

Georg von Preußen und Leopold von Lippe-Detmold, die Meck-

lenburger von Suckow, von Meerheimb, von der Lühe.

Zu Ende August, mit dem Beginn der Herbstferien, trat

der Prinz wiederum eine längere Reife an, die diesmal nach

Oberitalien führte. Die Begleitung bestand aus Herrn von Sell

und Bernhard von Bülow. Als Alpenübergang war der Splügen

gewählt. Das Neue der italienischen Landschaft wirkte bestrickend

auf den Prinzen. Eine entzückteSchilderung entwarf er von den

Seen und namentlich von Venedig.

In der Poebene litten die Reisenden sehr von der Hitze.

Erst die Meeresbrise bei Genua brachte Erfrischung. Der Ge-

burtstag Großherzog Paul Friedrichs, der 15. September, wurde

in Florenz gefeiert.

„Zum dritten Male nun fchon" — schrieb der Prinz

an feinen Vater — „sende ich Dir meine innigen herzlichen

Wünsche aus weiter Ferne. Hoffentlich erreichen sie Dich eben-

fo glücklich, wie die in früheren Jahren aus Innsbruck und

Bern abgesandten; sie sollen Dir das ausdrücken, was ich Dir

an diesem Tage so gerne mündlich gesagt hätte. Mögest Du

ihn recht froh verleben und das beginnende Lebensjahr zu

einem glücklichen, gesegneten zählen können. Was ich durch

meine Aufführung dazu beitragen kann, verspreche ich Dir nach

Kräften zu thun. Nimm dies Gelöbnis einstweilen als mein

Geburtstagsgeschenk an, da ich Dir ein anderes erst bei un-

ferem hoffentlich fehr nahen Wiedersehen einhändigen kann. Ich
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kann Dir nicht sagen, wie ich mich darauf freue. Doch sind

bis dahin noch viele Hinderniffe zu überwinden, Alpen zu

übersteigen, Städte zu durchwandern und ungezählte Sehens-

Würdigkeiten zu besichtigen. Wir sind hier damit in voller

Arbeit. Bis jetzt haben wir uns hauptsächlich in den Uffizien

umgesehen, auch viele Kirchen besucht, in denen man aber

wegen der dort herrschenden Dunkelheit die Bilder meistens

nicht erkennen kann. Der kunstgeschichtlicheVortrag des letzten

Winters, von dem ich das Heft bei mir führe, kommt mir

hier sehr zu statten, so daß ich mit gewaltiger Kunstkenntnis

beladen heimkehren werde."

In Genf traf der Prinz mit seinen Eltern und Geschwistern

zusammen, welche die Schweiz bereist hatten. Von dort begab

sich die großherzogliche Familie den Rhein hinab nach Bonn,

wo Prinz Friedrich die Freude hatte, den Seinigen die Schau-

Plätze seines studentischen Treibens, die nahen Burgruinen und

Aussichtspunkte zu zeigen. Dann ging es weiter über Münster

und Hannover der geliebten Heimat zu, die, ungeachtet des vie-

len Schönen, das er gesehen, für den mecklenburgischenFürsten-

söhn die alte Anziehungskraft bewahrte.

In Schwerin fand er vieles verändert. Die Bauten am

Pfaffenteich waren schon weit vorgeschritten. Aus der bisherigen

Neuen Straße war die Friedrichstraße, aus der Werderallee die

Werderstraße entstanden, das große Stadtkrankenhaus beendet,

die westliche Vorstadt in das Weichbild hereingezogen, die Um-

Wallung des ganzen Orts und die Erbauung von sechs Thor-

Häusern zur leichteren Erhebung des Octroi in Angriff genommen.

Das Wichtigste aber waren die Vorarbeiten für das neue Rest-

denzschloß, welches Paul Friedrich auf der Nordseite des Alten

Gartens, an der Stelle der alten Ravensburg — da, wo sich

jetzt das Museum befindet — zu erbauen beabsichtigte. Der in-

zwischen zum Hofbaumeister beförderte geniale Architekt Demmler

hatte die Pläne entworfen. Das Schloß follte ein Souterrain

und drei Stockwerkeerhalten und im italienischen Renaissancestil

ausgeführt werden. Dieser Bau ist niemals zur Ausführung ge¬
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langt, da der wenige Monate später eintretende Regierungswechsel

auch eine Veränderung der Schloßbaupläne zur Folge hatte. Doch

wurde das Fundament später bis zum unteren Sockel aufgeführt,

lind dies unfertige Mauerwerk hat drei Decennien hindurch, von

einem Plankenzaun umgeben, einer anderweitigen Bestimmung

geharrt. Paul Friedrich hielt damals den Ausbau des alten

Schlosses auf der Burginsel für unthunlich und auch Wohl für

zu kostspielig. Der Stand der großherzoglichen Kassen hat es

später ermöglicht, dort jenes Unternehmen auszuführen, welches
als der großartigste deutsche Schloßbau unseres Jahrhunderts
berühmt geworden ist.

In jenen Oktobertagen waren die Gedanken Prinz Friedrichs
noch weit entfernt, sich mit so kühnen Projekten zu beschäftigen.
Das Leben in der Familie, in der ihm so lieben heimischen Um-
gebung, gewährte ihm volle Befriedigung.

Trotz der mannigfachen Zerstreuungen, welche die letzten
Wochen gebracht hatten, trat doch immer wieder die ernste Geistes-
richtung hervor, die dem jungen Prinzen schon damals eigen war
und die sich in seinem späteren vielbewegten Leben so oft und so
entscheidend bethätigt hat.

„Zum erstenmal nach mehr als zwei Monaten" — so
schrieb er am 24. Oktober — „betrat ich heute meine eigene
Kirche. Hatten mich auch auf der Reise oft andere Tempel mit
Andacht erfüllt, so mußte ich doch von dem protestantischen
Gottesdienst einen viel tieferen Eindruck erwarten. Dieser mein
Wunsch ist mir auch wirklich gewährt worden. Walters schön
durchgeführtes Thema: „Danket Gott für alles", aus welchem er
die drei Punkte zog: dies soll den Schlafenden erwecken, den
Erweckten auf das Gebiet seines Lebens führen und den so
über sich selbst Erleuchteten Gottes Segen auch in den entfern-
testen Punkten erkennen lassen, paßte so recht zu meiner
Stimmung und entsprach der Anschauung, die sich auf der
letzten Reise bei mir nur noch fester begründet hat. Meine
Lebensaufgabe soll sein: alles anzuschauen in Beziehung auf
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meine höhere Bestimmung und, was dem gleich ist, in Be-

ziehung auf Gott. Möge mir dies immer klar bleiben!" —

An einer anderen Stelle heißt es:

„Durch die äußeren Verhältnissemeiner Lebensstellung, durch

denRang meinerFamilie, dieausgezeichneteErziehung, deren Wert

ich immer mehr erkenne, durch alles dies ist mir eine Bildung zu

teil geworden, die manchen Leuten zugefallen scheint. Da habe

ich mich nun besonders vor der Eitelkeit zu hüten und zu be-

denken, daß die Menschen mein Inneres doch nicht kennen,

meine Schwächen nicht bemerken oder nicht bemerken wollen,

daß sie mir schmeicheln Es ist viel leichter andächtig

schwärmen all gut handeln. Dies habe ich sehr zu beachten.

Überhaupt muß mein äußeres Leben viel unmittelbarer bestimmt

werden durch das Gute, welches ich in meinem Innern anzu-

bauen suche, durch die richtige Erkenntnis von Gottes Wort

in seiner Erlösung." —

Einige Wochen später, als der Prinz schon wieder in Bonn

war, wurde er tief erschüttert durch zwei Todesfälle. Zwei junge

Mädchen aus dem Kreise seiner näheren Bekannten, die eine aus

einer rheinischen, die andere aus einer mecklenburgischenAdels-

samilie, beide in der Blüte der Jahre, wurden sast gleichzeitig

von einer akuten Krankheit hingerafft.

„Die Gräfin Emma wird, wenn's Gott nicht anders

fügt, in vierzehn Tagen sterben. Es betrübt mich aufs tiefste.

Und welche Mahnung für uns Überlebende. Gräfin Emma

fcheidetnun von diefer Welt; sie sieht den goldenen Frühling

nicht wieder sich über das Rheinthal breiten. Und könnte nicht

auch mich der Tod so unversehens ereilen? In so ernsten

Augenblickenerkennt man so recht das eine, was not thut.

Da blitzt der Lichtscheinunserer wahren Bestimmung durch alle

die Vorhänge hindurch, mit welchen wir sie unserm Anblick

zu verbergen suchen. Warum vergessen wir so oft das Nich-

tige unseres Strebens! Warum behalten wir nicht vor Augen

den einzigen Maßstab, an dem wir die Werte dieser Welt zu

messen haben!" —
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Der Gang der Studien nahm während des Wintersemesters

seinen regelmäßigen Verlauf. Zu den propädeutischen Fächern

traten nun die der eigentlichen Rechtswissenschaft. Daneben wurde

LitteraturgeschichtedurchProfessor Loebell vorgetragen, Englisch und

Französisch regelmäßig wöchentlich an zwei Konversationsabenden

getrieben. Man vereinigte sich dazu bei einem der drei Prinzen

und die Unterhaltung durfte nur in der vorgeschriebenen Sprache
geführt werden. Auch Schlegels ^Vorträge über Shakespeare
fesselten den Prinzen. Das Neujahrsfest wurde wieder in Düffel-
dorf verlebt. Einige Abwechselung brachte die Anwesenheit des
Königs in Köln. Prinz Friedrich schrieb darüber:

„Der Onkel kam gestern unzefähr um IIV2 Uhr in Köln
an und wurde von einem Dampfschiff, da der Rhein stark mit
Eis geht, übergefetzt. Im Wagen des Oberpräsidenten fuhr er
durch die mit farbigen Wimpeln geschmückten, gedrängt vollen
Straßen unter fortwährendem Hurrah der außerordentlich frohen
Kölner nach der Präsidentenwohnung, wo der Prinz Georg
von Preußen, ich und eine Menge anderer ihn erwarteten.
Es folgte nun ein Diner von 50 Personen, woran u. a. die
Generale Thiele, Psuel und der Domkapitular Jven teilnahmen^
Um 3 Uhr fuhr der König mit der Eisenbahn nach Aachen
und nahm uns mit. Es glich wirklich einem Triumphzug,
indem überall die Bewohner der Ortschaften an der Bahn
standen und den König mit Hurrah begrüßten. Dies dauerte
auch fort, wie es dunkel wurde. Alle Bahnhöfe waren illu-
miniert, allenthalben waren Fackeln, die die Menfchenmaffen
beleuchteten, und in den drei Tunnels brannten rote und gelbe
bengalische Flammen. Einen wahrhaft feenhaften Effekt machte
aber das schöne, ganz illuminierte Aachen, das wie ein Feuer-
meer in seinem Kessel dalag. Der König sah die Behörden
im Bahnhof, zog sich dort um und ging auf Bitten einer
Bürgerdeputation ins Theater. Wir in Carriere nach dem
Gasthof, in Uniform geworfen und ihm nach. Bon da fuhren
wir mit ihm nach der Präsidialwohnung, wo während des
Soupers die Aachener Liedertafel herrlich sang. Wahrscheinlich
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wird der Königin Londonder Eröffnungdes Parlaments bei-
wohnen. Heutemorgenum 6 Uhr reisteer nach Ostendeab,
und wir fuhren mit den Generalenund dem Oberpräsidenten
nachKöln und dann hierherzurück."

Am 15. Februar verließ Major von Sell Bonn, um sich
zu seiner schwererkranktenGemahlin nach Ludwigslustzu be-
geben. Prinz Friedrichsollte inzwischenseine Studien fortsetzen
und zu Ostern mit Bernhard Bülow'nach Schwerinreisen. Die
Teilnahmefür die Sorgen andererund die Niedergeschlagenheit,
in welcheihndieNachrichtvonverschiedenenTodesfällenin derHeimat
versetzte,sprichtsichin demnachstehendenBriefe aus:

„Wer hätte denkenkönnen, daß Herr von Sell von
Deiner Erlaubnis zur Reiseso schnellGebrauchmachenmüßte
unddaß der gutenNachrichtsobaldeineschlimmesolgenwürde!
Der Brief von Mama, den ich gesternerhielt, erwecktein uns
schonböseAhnungen, die leidernur zu bald eingetroffensind.
Da Herr von Sell heute abend abreist, so benutzeich diese
Gelegenheit,um Dir zugleichfür das Vertrauen zu danken,
welchesDu mir bewiesenhast. Ich versprecheDir, es zu
rechtfertigen.In meiner Einsamkeitwerde ich meine Gesetzt-
heit und meinenFleiß zu verdoppelnsuchen, um dann Ostern
mit gutem Gewissenvor Dir erscheinenzu können. Es wird
mir ganz sonderbarvorkommen,mich nun selbstgouvernieren
zu müssen,aber es ist gewißrechtgut; wäre nur die Beran-
lassungnicht eine so traurige. Ich bin sehr gespanntauf die
erstenNachrichten.— Wie traurig ist der Tod von Wieschen
in RomM Es kommtdoch eine Todesnachrichtnachder an-
deren.Und wie traurig ist dieserTod, soweit vonHause,und
die letzteTochter, die nochzu Haus war! Mir ist besonders
schrecklich,daß ich den Abend gerade ziemlichlustig getanzt
habe. In Schwerin muß auch die Trauer das Vergnügen
recht gestört haben. Schrecklichist nun wieder der Tod der

i Herzogin Luise von Mecklenburg-Strelitz, älteste Tochter des Groß-

Herzogs, starb am 1. Februar; sie hatte sich zur Wiederherstellung ihrer

Gesundheit nach Italien begeben.
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armen Reichel. Mir schwebtsie noch immer im „Müller und
sein Kind" vor, worin ich sie in Doberan sah. Sie gab die
letzteScene wundervoll, aber schrecklichzugleich. Wollte man
sichallen diesentraurigen Eindrückenhingeben, so müßte man
ja allen Lebensmutverlieren. Nun beginntdas Frühjahr, und
mit ihmwird hoffentlichdieunbarmherzigeHerrschaftdes Todes
gebrochenwerden!" —

Aberanders war es im Rat derVorsehungbeschlossen.Noch
ahnte der Prinz nicht, daß gerade dieses Frühjahr ihm den
schwerstenVerlust bringen, daß der Arm des Todes in seine
eigene Familie greifen und das Haupt derselbentreffen sollte.
GroßherzogPaul Friedrichstand im rüstigstenMannesalter, Er
erfreute sicheiner kräftigenGesundheit. NachmenschlicherVor-
aussichtlag nocheine lange Lebens-undRegierungszeitvor ihm.
Aus den einzelnenkleinenZügen der bisherigenSchilderungwird
der Lesererkannthaben, wie eng das Band war, das die Mit-
gliederder großherzoglichenFamilie umschloß. An seinemVater
namentlichhing Prinz Friedrichmit einer Liebeund Verehrung,
welchedie Fürsorgeund Zärtlichkeitdes elfterenebensobegreif-
lichmachtewie dieeigeneWahrnehmungder dem Landesherrnin
fo seltenemMaße entgegengebrachtenAnhänglichkeitseiner Unter-
thanen. Paul Friedrich hatte den Wert einer einsichtsvollen
väterlichenLeitungin seinen Jugendjahrenselbsterfahren. Das
herzlicheVerhältnis, welcheszwischenihm und seinem Vater
bestanden und das die oben mitgeteilten Briefe Friedrich
Ludwigs uns veranschaulichthaben, war er bestrebtgewesen,
auch zwischensichund dem Sohn zu befestigen.Es liegt eine
Reihe von Briefen vor, welchezwischenVater und Sohn aus-
getauschtwurden und in denendieses innige, nie getrübte Ein¬
vernehmenklar zu Tage tritt. Obwohl Paul Friedrichungern
schriebund infolge seiner vielseitigenThätigkeitebensowie auch
wegen seines lebhaftenTemperamentsselten Muße dazu fand,
geht er in diesenBriefendoch verständnisvollauf das Alter und
die Stimmung des Sohnes ein, teilt ihm die kleinenVorkomm-
nifsedes SchwerinerLebensmit underhält namentlichseinJnter-
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esse wach an den militärischenAngelegenheiten,die ihn selbst
lebhaft beschäftigen.Die Avancements im Offiziercorps, die
Manöver, das neueaus Preußen übernommeneExerzierreglement
werdenbesprochen.Daß die DragonerneueHelmeerhalten,daß
bei der Infanterie die wollenenEpauletts derMannschaftendurch
Achselklappenersetztwerden, wie die letzte Parade ausgefallen.
Was im Marstall vorgehtund welchePferde sicham bestenfür
die Truppe eignen,— alles das bietetStoff für die Korrespon-
denzund wird vom Prinzen mit Interesseaufgenommen.

Die Briese, welcheer seinemVater schrieb,wurdenvon die-
semsorgfältigaufbewahrt. Sie sind nochalle vorhanden, auch
die ersten, welcheauf wenigenZeilen die unfertigeHandschrift
des sechsjährigenKnabenzeigen. Auszügedaraus sind dem Leser
schongeboten. Von den Briefen Paul Friedrichsmöchteich als
Belegsür das herzlicheEinvernehmenhier nocheinen, und zwar
den letzten,wiedergeben.Er ist am 22. Februar geschrieben,also
zwei Tage vor der Erkrankung,welcheschonnachvierzehnTagen
ein so jähes Ende herbeiführensollte.

„LieberFritz! DieseZeilen sollen Dir meineherzlichsten
Glückwünschezu Deinem Geburtstag überbringen. Möge der
Himmel Dir in diesemneuenJahre mit seinemreichstenSegen
zur Seite stehen! Dies der innigsteWunschdes treuenVater-
Herzens!Fahre so fort wie bisher. Das ist die größteFreude,
die Du mir und Deiner Mutter machenkannst. Herzlichmuß
ich nochfür DeinevielenliebenBriefe danken,welcheich leider
nochnichtbeantwortenkonnte.Besondershat michDein letzter
Brief erfreut,und sicherrechneich auf Dein Versprechen,daß
Du jetzt,wo duDir selbstüberlassenbist, rechtvernünftigsein
wirst. Mit Ungeduldzähleich die Tage bis zu Deiner Ankunft.
Wie freueich mich. Dich wiederzusehen!Morgen ist Mamas
Geburtstag; es sind schonviele Fremde gekommen,darunter
die HahnscheFamilie. Früh ist große Parade; das Diner und
derBall sindaufdemSchlosse,wobeizumerstenMal die neuen
Galalivreenangelegtwerden; sie sehensehr gut aus. Die nä-
hereBeschreibungaller Festewerdendie Geschwisterzu machen
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nicht ermangeln. Unsere kleinen Angebindezum Wiegenfeste

bitte ich Dich freundlichanzunehmen.— Wie steht es mit

DeinenPferden? Ist dieJohanna wieder gesund?— An dem

Schmerz des armen Sell wirst Du gewiß rechtenAnteilneh-

men Ich erhieltgesterneinen Brief von ihm. Er ist sehr

traurig. Gern wäre ich gleichzu ihm nach Ludwigslustge-

fahren, konnte aber nicht abkommen. Wie er mir schreibt,

wird er Dich hier erwarten. Du wirst also selbständigmit
Bernhard Bülow die Reise hierher machen. Seid nur recht

vernünftig. Wann glaubstDu wohlhier eintreffenzu können?

GottesSegen mit Dir. Behaltelieb Deinen treuen Vater und

Freund Paul." —

Tas Wiedersehen,auf das sichder lebensfroheFürst freute,

sollte zum tiefergreifendenAbschiedwerden. Am 24. Februar

zeigten sich die ersten Symptome einer Unterleibsentzündung,

welcheanfangs keinenbedenklichenVerlauf nahm, nach einigen

Tagen aber dochernstereBesorgnissehervorrief. Am Abenddes

1. März erhielt Prinz Friedrich eine Estafette,die seinesosor-

tige Abreisenach Mecklenburgveranlaßte. Doch glaubteer zu-

nächstnur an eine ungefährlicheKrankheit; auch in Schwerin

hatte man wieder Hoffnunggeschöpft.In Boizenburgfand er

einen Brief der Großherzoginvor, welcherihm den Ernst der

Lageenthüllte. Am Nachmittagdes 4. traf er in Schwerin ein;

tiesbewegttrat er an das Krankenbettdes geliebtenVaters. Am

nächstfolgendenTage fchieneineleichteBefferungeinzutreten.Der

Geburtstag des Prinzen Wilhelm wurde im engerenFamilien-
-kreisegefeiert,und neue Hoffnungenbelebtenauf wenigeStunden

die angstvollenGemüter. Aber schongegenAbendverschlimmerte

sichder Zustand derart, daß der Tod jeden Augenblickerwartet

werdenkonnte.Dennochvergingauchder nächsteganzeTag noch

in qualvoller Spannung. Es war ein Sonntag. Ter helle

* Die Gemahlin des Herrn von Sell war am 15. Februar in Lud¬

wigslust gestorben; er hatte sie bei seinem Eintreffen dort nicht mehr am

Leben gefunden.
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Schein der Frühlingssonnedrang in das Krankenzimmer.Er be-
leuchtetedie dichtgedrängtenVolksmassen,die in ernstemSchwei-

gen von früher Morgenstundean das Palais umstanden. Ter
Alte Garten und die nächstliegendenStraßen waren von der

Menge erfüllt. Alle Stände vereinigtensichhier in dem einen

GedankenbangerSorge. Jede aus dem Palais dringendeKunde
verbreitetesichraschdurchdie ganzeStadt. Um 1 Uhr mittags
versammeltensichdie Familienmitgliederum das Sterbebett.Paul
Friedrichhatte das Bewußtseinnichtverloren. Klar und ruhig
sah er dem Tode ins Auge. Er segneteseineKinderund richtete
ergreifendeWorte an seinenältesten Sohn. In der Nachttrat
der Todeskampfein, und am Morgen des 7. März, bald nach
5 Uhr, verschiedGroßherzogPaul Friedrichim 42. Lebensjahr
und kaumbegonnenen6. Jahr seinerRegierung.

War diese Regierungszeiteine kurze, so war sie docheine
glückliche,für Mecklenburgsegensreichegewesen. Keine äußeren
oder inneren Stürme hatten den Frieden des Landes bedroht,
keineMißverständnisseoder VerstimmungensichzwischenFürst
und Volk gedrängt. Große Thaten, schwereOpfer oder weit-
tragendeEntscheidungenwaren von Paul Friedrichnichtgefordert
worden. Aber den Ansprüchen,welcheseine Zeit an ihn stellte,
war er gerechtgeworden. In der Anerkennungder menschlichen
Eigenschaften,die ihn zierten, vereinigtensichan seinemSarge
alle Stände des Landes.

„In seinerFürstenkrone",fo sagteOberhofpredigerWalter bei
der Gedächtnisfeier,„glänzten drei köstlicheSteine: Menschen-
freundlichkeit,Gerechtigkeitund Barmherzigkeit.Aus seinemHaufe
scheidetein Fürst, der seinenPurpur geschmücktwie dieserihn;
den Purpur, der in acht Jahrhunderten die lange Reihe von
dreiundzwanzigGeschlechternbedeckte.Die Ehre hat das vollen-
beteLebenregiert; die Ehre hat bei der Größe gewohntund über
>desHausesGlückgewacht. Sehen wir Spuren der Thränen auf
-diesemMantel, so hat die Liebesie geweint, nichtdas verletzte
Recht, nichtdie in den Staub getreteneRuhe eines gebrochenen
Herzens. So scheidetder Mann aus seinemHause, der auf eine
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heiligeStimme in seinerBrust, — der auf dieStimme der Ehre
gehört.— Laßt uns das freundlicheLächelnseinesMundes, sein
leutseligmildesWesenin unserGedächtnisrufen, und sein barm¬

herzig Herz, das er stets gehabtfür der Armut Not und für
das heiligeUnglück. Oder laßt uns kühn die Frage stellen, ob

einer wäre, der einen Makelder Zucht oder einen Fleckender

Ehre zu werfenwüßte auf seinen reinen, unbescholtenenNamen.
Oder endlich,laßt uns treten an sein Leid-und Sterbebette, wo
er besiegelt,was er geübt im Leben: die ehelicheTreue und die
zärtlicheVaterliebe,ja auchdie verständigeVatersorge."

Tief erschütterthatte der Sohn lange an der Leichedes
Vaters gekniet. Nochwar er wie betäubtvon dem unerwarteten
Schlage. Als er vor drei Tagenbei Boizenburgden Boden des
Heimatlandesbetrat, hatte er sich noch ahnungslos der Freude
über die verfrühteHeimkehrhingegeben.Nun war er der Herr
dieses Landes. Er, der heitere, lebensfroheJüngling, deffen
Lehrjahrenochnichtbeendetwaren, dessenWanderjahrenichtein-
mal begonnenhatten, sollte die schwereBürde einer Regierung
auf seineungeübtenSchultern nehmen.Er, der gehorsameSohn,
gewöhntan die sorglicheFührung des Vaters, solltenun, dieser
Stütze beraubt, selbstzur Stützewerdenfür seineFamilie, sollte
abwägen, urteilen, entscheiden,— er, der seit vierzehnTagen
überhaupterst eine Art von Selbständigkeitzu ahnen begonnen
hatte.

MochtenanderesichdemSchmerzüber denVerlusthingeben,
der ja auchihn so hart traf, — das fühlteder jungeFürst vom
erstenAugenblickan, daß allerBlickejetzterwartungsvollan ihm
hingen, daß er seineganzePersönlichkeiteinsetzenmüsse, um des
neuenschwerenAmts zu walten. Gleichan diesemersten Abend
feinesRegierungsantrittsfchrieber in sein Tagebuch:

„WelcheSchickung,meinGott, von Dir! Wie furchtbar,
unerforschlich,wie übermenschlichschwerzu tragen! Bewahre
mein Herz, gieb mir die Kraft zu meinem Beruf, gieb mir
treue Diener und Unterthanen,segneMecklenburg!Laß mich
in Papas Fußstapfentreten, denKönigmir zum Vorbild die-
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nen, auf Dich vertraueich allein. — Mein Wort sei das
Großpapas: „Meine Zeit mit Unruhe, meine Hoffnung in

Gott!"
Schon die nächstenTage brachtender Unruhegenug. Die

Eidesleistungder Truppen und der Empfang des Offiziercorps
der Garnisonunter Führung der Generalevon Both und von
Elderhorst fand noch am 7. statt. Es folgten dann die Be-

grüßungendes neuenLandesherrndurchdieBeamten, denMagi-

strat, die DeputationenvielerKorporationen. Aus Berlin trafen
diePrinzenKarl und Albrechtein, um der tiefgebeugtenSchwester
in den erstenschwerenTagen zur Seite zu stehen; ihnen folgte

als offiziellerAbgesandterdes Königs Major von Brauchitfch.
Die ersteNachrichtvon dem AblebenPaul Friedrichswar durch
den Oberstlieutenantvon Hopffgartendorthin überbrachtworden.

Nachdemam Abenddes 8. die LeichevomPalais nach dem
großherzoglichenSchloß überführtund dort an den nächstfolgen-

denTagen ausgestelltworden, fand am 19. dieBeisetzungin der

Domkirchestatt, und zwar in der daselbsthinter dem Altare be-

findlichen,einstweilenzur fürstlichenGruft eingerichtetensöge-

nannten Heiligenblutskapelle.Der Sarg wurde von 28 Mit-
gliedernder Ritterschaftauf den Wagen gehoben. Truppen und

GeWerkebildetenNas Spalier. Zu Tausendenwaren die Be-
wohner der umliegendenOrtschaftenherbeigeströmt.Ergreifend

für die Anwesendenwar der Moment, als der Trauerwagenan

dem kleinenPalais vorbeifuhr, in welchemder Entschlafeneso

vieleglücklicheStunden verlebt, an dessenFensternstehender den

Gruß der Vorübergehendenso oft freundlicherwiderthatte. Was
die Schweriner an ihrem Paul Friedrich verloren, das wußte

und fühltejedermann. Schon am 12. März hatten achtzigBür-

ger in einer auf dem Stadthaus abgehaltenenVersammlungden

Beschlußgefaßt, die Errichtungeines Denkmalsfür den Verstor-
bettenGroßherzogzu bewirken,dessenKostenausschließlichdurch
freiwilligeBeiträgeder Bewohner Schwerins aufgebrachtwerden

sollten. Und dieserAufruf fand willige Geber. Man drängte

sichzu den Listen; die erforderlicheSumme war bald gezeichnet.
von Hirschfeld, Friedlich Franz II. 12
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Rauchs schönesStandbild erhebtsichauf dem Alten Garten, und

die kurze,aber sinnigeInschrift auf dem Sockellautet: „Ihrem

Paul Friedrichdie Stadt Schwerin."
Dem Sarge des verewigtenFürsten folgtenmit dessenbeiden

Söhnen auchHerzogGustav, König FriedrichWilhelmIV. und
seine drei Brüder, sowie der Erbgroßherzogvon Mecklenburg-
Strelitz und dessen Schwager, der Kronprinz von Dänemark.
Non den vier Brüdern der GroßherzoginAlexandrinewird noch
einer, KaiserWilhelm, vier Decennienspäter wiedereiner Toten-
feier im Schweriner Schloß beiwohnen. Dann wird in dem
Sarge, an den der betagteMonarchbewegtenHerzensherantritt,
die sterblicheHülle des Fürsten ruhen, der jetzt, ein Jüngling
an Jahren, ernst und traurig an der Spitze der Leidtragenden
schreitet!—

Am Tage nach der Beisetzungreistendie fürstlichenGäste
ab. In der Stadt wurde es nun still, nicht aber am Hof, wo
für den jungen Landesherrn die ernste Arbeitszeiterst rechtbe-
gann. Wie viel des Neuendrang von allen Seiten auf ihn ein.
Bor wenig Wochenhatte er noch am Rhein ein sorglosesStu-
dentenlebengeführt. Jetzt galt es Audienzenzu erteilen, Gesandte
zu empfangen.den Ministerkonferenzenzu präsidieren,die Briefe
fremder Souveränezu erwidern. FriedrichFranz zeigtesichder
neuen Aufgabegewachsen.Sein bescheidenesund doch sicheres
Auftreten,seine ernsteHaltung und natürlicheeinfacheAusdrucks-
weise siel den fremden Diplomaten auf. SympathischeKund-
gebungengingen ihm von allen Seiten zu. Unter der großen
Zahl der aus dieserZeit vorhandenenSchriftstückemöchteich hier
nur zweianführen, die trotz der durchausverschiedenartigenpoli-
tischenAnschauungihrer Absenderdochin dem iPunkt überein-
stimmen, daß sie das Vertrauen bekunden, welchesman auch
außerhalbMecklenburgsauf dieAnlagenund Charaktereigenschaften
des jungen Fürsten setzte. Ernst MoritzArndt schriebaus Bonn
am 4. April:

„Gott hat es gewollt; Gott hat Euere KöniglicheHoheit
frühe berufenzu dem erhabenenund heiligen Amte des Herr¬
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fchers. Wie nun mein Herzan Ihrer Trauer teilnimmt, so
ruft es auchGlückund Segenzu Ihrem hohenBerufe. Euere
KöniglicheHoheit haben am Rhein ein schönes Gedächtnis
hinterlassendurch den Sinn der Freundlichkeit,Freiherzigkeit
und Treue, durch das Anerkennenund Erstrebendes Edlen
und Wahren, kurz durch einen Geist des Ernstes und der
Wahrheit, der Ihnen alle Herzengewinnenmußte. Wie kann
ich Sie also hoffnungsvollerbegrüßen, was kann ich Ihnen
Größereswünschen,als daß dieserGeist des Ernstes und der
Wahrheit hinfort mit Ihnen auf dem Herrscherstuhlthronen
möge?Ja derbarmherzigeGott gebeEuererKöniglichenHoheit
zu MecklenburgsGlückund zu DeutschlandsEhre und Ruhm
einelange, ja einelängereund glorreichereund glücklichere—
denn Ihn trafen schwereund unglücklicheZeiten — Regie¬
rung, als Ihrem hohen Urahnherrn und Namensträgerwei-
land befchiedenwar!" —

In einemanderen Briefe, dem des Staatskanzlers Fürsten
von Metternichvom 29. April, heißt es:

„Im Verlaufelanger Jahre im vertrauten Verhältnisse
mit Ew. Königl. Hoheit Herrn Großvaterund Vater stehend,
war es mir vergönnt, denselbenBeweisetreuer Anhänglichkeit
zu geben. Ich werde mich glücklichschätzen,wenn sich Ge-
legenheitenergebenfollten, in denen ich berufenfein könnte,
HöchstIhnen die gleichenzu belhätigen!Euere KöniglicheHo-
heit sprechenvon Ihrem jugendlichenAlter. DieBeschwernisse,
welchedasselbeallerdingsbei einem Regierungsantrittezu bie-
ten vermag, findeneinenreichhaltigenErsatzin der Erkenntnis
der Last und in der Aussichtauf einelange Regierung. Von
treuen Ratgebernumgeben,wird es unter solchenBedingungen
einem Regentenleicht, der Zeit die Lehrender Erfahrungzu
überlassen. Sie, mein gnädigsterHerr, werdendies Ziel er-
reichen!Erhalten Sie die GrundlagenIhres Staatsgebäudes:
leiden Sie nicht, daß selbebewegtwerden,und nehmen Sie
vorzugsweisedas Gute, welchesalleZeitenbieten, in Anspruch,

12*
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UM mittelst desselbendas Gewagte, welchesin der linsrigen

sichso leichtin trügerischerGestaltzeigt, zu beseitigen!"

Zu den Ratgebern, auf welcheFürst Metternichhinwies

und die berufenwaren, den jungen Landesherrnin die ihm noch

völlig unbekanntenRegierungsgeschäfteeinzuführen, gehörtenin

ersterLinie die beidenMinister Ludwig von Lützow1 und Theo¬

dor Diederichvon Levetzow.Elfterer war Geheimratspräsident

und Vorsitzenderder Regierungund Lehnkammer.Levetzowbe-

kleidetedas in Mecklenburgnichtminder wichtigeAmt eines Vor-

standesdes Kammerkollegiums;ihm unterstandendie großherzog-

lichenDomänenund Forsten, derenbedeutendeErträge nebenden

Steuern die Unterlage des Staatshaushalts bildeten. Beide

Männer hatten das volle Vertrauen Paul Friedrichs besessen.

Sie waren in mehrjährigerAmtsführungbewährtbefunden.Ob-

Wohlvon verschiedenartigemCharakterund auchvon nichtimmer

übereinstimmendenpolitischenAnschauungen,waren sie dochdurch

echtpatriotischeGesinnungund treueAnhänglichkeitan das groß-

herzoglicheHaus miteinanderverbunden. Ernste Meinungsdisfe-

renzen hatten übrigens bisher nichtbestanden,nur war Lützow

Neuerungenim ganzen zugänglicherals sein Kollege, der mit

Zähigkeitan dem Althergebrachtenhing und auch dem Wert

wirtschaftlicherReformenzuerst gewöhnlichmißtraute. In der

Zollanschlußfrageund in dem damals noch sehr schwankenden

Urteil über den Eisenbahnbauhatte sichdieserUnterschiedprin-

zipieller Auffassungschon geltendgemacht, doch behieltLützow

die Führung in der Hand.

* Er war geboren am 25. Juli 1793 als Sohn des uns bekannten

Oberhofmeisters von L. Während dessen Missionen in Paris besuchte er dort

eine Schule, erhielt später das Reifezeugnis in Lübeck und studierte in

Göttingen und Berlin. Die Befreiungskriege machte er bei dem preußischen

Gardedragonerregiment mit. 1817 trat er in den mecklenburgischen Staats-

dienst, in welchem er als Regierungsbeamter aufrückte. Als Pleffeu 1837 starb

und Geh. Rat Krüger an dessen Stelle trat, wurde Lützow zweiter Minister,

erhielt aber schon im nächsten Jahre bei Krügers Abgang die leitende

Stellung als Gehcimratspräsident. Großherzog Paul Friedrich war ihm

sehr zugethan und hatte vor seinem Tode den Thronerben ganz besonders an

den Rat Lützows verwiesen.
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Daß Friedrich Franz den bewährtenDienern seines Vaters
mit Vertrauen entgegenkam,war durchdie Lage der Dinge ge-
boten, die Charakterverschiedenheitder beiden Minister ihm üb-
rigens nichtunerwünscht. „Lützowstellt das beweglicheElement
dar, Levetzowdas stabile" schrieber schon wenige Tage nach
seinemRegierungsantritt, Er war entschlossen,aus diesemUm-
stand Nutzenzu ziehen, durchprüfendeAbwägungder ihm ent-
gegengebrachtenAnschauungensichselbstein Urteil zu bilden.

Neben den berufenenRatgebernfehltees auchnichtan un-
berufenen. Daß Selbstsucht,Ehrgeiz und Schmeicheleisich an
den jungen Fürsten herandrängenwürden, daß mancher auch
noch einen außerhalb seineramtlichenSphäre liegendenEinfluß
zu gewinnenhoffte,war zu erwartengewesen.Wenigernatürlich
und um so erfreulicherwar es nun, daß Friedrich Franz der-
artigen Versuchenfogleichmit großer Entschiedenheitentgegentrat.
„X. will michbeeinflussen.Ich habe mir feineEinmischungder-
bitten müssen. In Geschäftssachenliebe ich die Einmischung
dritter Personen nicht." Aus diesenund ähnlichenNotizensei-
nes Tagebuchserhellt, daß der junge Fürst seine Selbständigkeit
nicht ohne Kämpfeund Schwierigkeitenzu erringen hatte. Er
hat sie sich seinganzes Lebenhindurchzu seinemund des Lan-
des Wohl zu bewahrengewußt.

Bei aller Festigkeitim Auftretenbehielt er indessengegen
die alten Diener seinesVaters die freundlichezutraulicheArt, die
ihm bisher überall die Herzengewonnen. Ehe in der Schilde-
rung seinesLebensfortgefahrenwird, empfiehltes sich, hier an
diesemwichtigenWendepunkteine wenigstensflüchtigeUmschau
zu halten unter den Persönlichkeitendes Hofstaatsund der Be-
amtenwelt,zu denender Großherzogfortan in täglichenVerkehr
trat und auf deren Mitwirkunger vorzugsweiseangewiesenwar.
Den letztenUmblickdieser Art hatten wir am Ende der Regie-
rung FriedrichFranz' I. gethan. Mit ihm war aucheine Gene-
ration alter Diener des fürstlichenHauseszu Grabe gegangen.
Eine jüngere Altersklassewar an die Stelle getreten, Männer in
den bestenJahren und meistensnoch zu langer Dienstzeitbe¬
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fähigt. An den jugendlichenErbgroßherzoghatten sichaufstre-

bendeTalentenochnicht anschließenkönnen.
Friedrich Franz übernahm daher den ganzen Hofstaatund

die maison militaire seinesVaters. Der Thronwechselhatte auch

in den unteren Klassender BedienstetenkeinePersonalverände-

rungen zur Folge. DieseeinsichtsvolleMaßregel ließ dem neuen

Landesherrn Zeit, zu beobachten,zu lernen und seine Entschlie-
ßungen reifenzulassen.

Die früher so zahlreichegroßherzoglicheFamilie hatte der

Tod starkgelichtet. Von der älteren Generationlebtennur noch
HerzogGustav und ErbgroßherzoginAuguste, beidein Ludwigs-
lust, beidefür sich und in geräuschloserAbgeschiedenheit,die letz-
tere übrigens häufig abwesendzu längerem Ausenthaltbei ihrer
Stieftochter, der ^Herzoginvon Orleans. Tie andere leibliche
SchwesterPaul Friedrichswar, wie wir wissen,mit dem Prin-
zen Georg von Sachsen-Altenburgvermählt, welcherbald darauf
nach dem Tod seines Bruders die Regierung des Herzogtums
antrat. Am Hof zu Schwerin lebtenmit dem Großherzognur
dessenMutter undSchwester. Sein Bruder Prinz Wilhelmwar,
von seinemGouverneur, dem preußischenMajor Grafen von
Finkenstein,begleitet, erst kürzlichnach Dresdenabgegangen,wo
er den Unterrichtder Lehrerdes BlochmannschenInstituts genoß.
Das großherzoglicheHaus zähltedemnachnur dreimännlicheund
drei weiblicheStammesangehörige,zu denen die beiden durch
Heirat ihm verbundenenFürstinnenhinzutraten.

Auchder Hofstaatin Schwerinwar dementsprechendweniger
zahlreichals in früherer Zeit. Die Posten eines Oberkammer-
Herrn, Oberhofmeistersund Obermarschallswaren unbesetzt.Das
nochimmer kollegialischverwalteteHofmarschallamthatte zu Mit-
gliedern die Hofmarschällevon Roeder und von Levetzowund
den HausmarschallJaspar von Bülow1. Seinen bisherigen

1 Eberhard von Rocder war schon seit 1815 als Schloßhauptmann

im Hosdienst und seit 1823 Hofmarschall. Er trat 1849 in Pension und

starb 1856.
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Gouverneur. Major von Cell, ernannte Friedrich Franz zum

Reisemarschall.Der Generaladjutant,GeneralmajorvonBoddien,

blieb wie bisher in Ludwigslustwohnen, wo er gleichzeitigdie

Geschäfteder Kommandanturversah. Die FlügeladjutantenPaul

Friedrichs, Oberstlieutenantvon Hopfsgartenund Major von

Joachim Otto Ulrich vonLevetzow(geb. 1777) wurde 1821 Schloßhauptmann

und 1836 Hofmarschall. Er fungierte in Ludwigslust, Roeder in Schwerin.

Er starb schon jim ersten Jahre der Regierung Friedrich Franz' II. am

28. Januar 1843.
Jaspar Friedrich von Bülow, geboren zu Bützow den 17. April

1794, machte die Freiheitskriege der Jahre 1813 und 1814 als freiwilliger

Inger mit und widmete sich nach dem Frieden dem Forstfache. Nachdem

er zuvor zum Jagdjunker im mecklenburg-schwerinschen Dienst befördert

war, trat er mit dem Charakter eines Oberforstmeisters in den Hofstaat

des damaligen Erbgroßherzogs Paul Friedrich und wurde später nach dessen

Regierungsantritt Hansmarfchall. Nach dem 1843 erfolgten Tode des Hof-

Marschalls von Levetzow trat er an dessen Stelle und blieb Chef des groß-

herzoglichen Hofhalts bis 1863, iu welchem Jahre er die seit 18S8 beklei¬

deten Funktionen eines Oberhofmarschalls mit denen eines Oberhofmeisters

vertauschte. Nach dem Tode der Großherzogin Anna trat er in den Ruhe-

stand und starb zu Schwerin am 5. Febrnar 1871. Nach dem 1850 er¬

folgten Tode des Bruders seiner Mutter, des preußischen Oberhofmeisters

von Schilden, Besitzers der Güter Goldenbow, Friedrichshof, Albertinen-

Hof und Gösau, überließ dessen Bruder und Erbe, Herr von Schilden auf

Rodenwalde und Marfow, schon während seiner Lebenszeit die genannten

und mit dem eigenen Besitze zu einem Fideikommiß vereinigten Güter dem

Jaspar von Bülow, in dessen Nachkommenschaft sie nach dem Gefetz der

männlichen Primogenitur forterben. Jaspar von B. war ein Mann von

gewinnenden Umgangsformen, wohlwollendem Charakter und strenger Ge-

wissenhaftigkeit. Er verstand es, die Ansprüche eines glänzenden Hofhalts

mit den Pflichten der Sparsamkeit zu verbinden, und leistete in dieser Hin-

ficht seinem Herrn sehr wichtige Dienste. Durch seinen umfangreichen

Grundbesitz in unabhängiger Lage, mit den Landesverhältnissen wohl ver-

traut, war er ein freimütiger nnd treuer Ratgeber des Fürsten. Lange

Jahre hindurch fungierte er als zweiter Kommissar auf den Landtagen und

war als solcher in den ständischen Kreisen hochgeachtet und beliebt. 1824

hatte er sich mit Henriette von Jasmund, Hofdame der Erbgroßherzogin

Alexandrine, vermählt. Sein gastfreies Hans war in Schwerin der Mittel-

Punkt der Geselligkeit. Bon seinen beiden Söhnen verstarb der jüngere,

Jaspar, als Hofmarschall in Strelitz; der ältere, Alexander, ist seit 1886

großherzoglicher Staatsminister nnd Ministerpräsident in Schwerin.
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Hirschfeld,hatten sogleichden Dienst bei dem jungen Großherzog

übernommen. An dieStelle des wenigeMonate später von einer

KrankheithingerafftenMajors von Hirschfeldtrat alsdannHaupt-

mann von Zülow, Als Mceoberstallmeisterfungierte Herr von

Voddien, ein Sohn des Generaladjutanten. Der Kabinettsrat

Prosch, dem wir schonfrüher bei den Vermählungsunterhand-

lungen mit demHauseOrleans begegnetsind, war Vorstand des
Civilkabinetts.Das Militärkabinett,mit der Intendantur und der
Militärkassezu einer Verwaltungsbehördevereinigt, unterstand
dem ältestenFlügeladjutantenvon Hopssgarten.

In den militärischenVerhältnissenhatte sich — seitdemwir
dieselbenbei der Errichtung des Bundeskontingentszuletztbe-
sprachen— nicht viel verändert. Die einzigeAugmentationin
diesemZeitraum, die Errichtungzweierneuer Schwadronen, die
Verlegungdes Dragonerregimentsvon Grabow nachLndwigslust
und die des Grenadierbataillonsnach Schwerin waren die wich-
tigstenBegebenheitengewesen. Die Bewaffnungwar dieselbege-
blieben, nur die Bekleidunghatte einezweckmäßigeVeränderung
erfahren.

Im großen und ganzen bestandenin den kleinerenKon-
tingentennochalle die Unzuträglichkeitenfort, welchedenMangel
einer einheitlichenOrganisation des deutschenHeerwesenslängst
fühlbar gemachthatten. Die 1840 von Preußen angeregteRe-
form der Bundeskriegsverfassungwar an dem WiderstandOster-
reichs und der unverhohlenenAbneigungder Mittelstaatenge-
scheitert-Mit Mühe war wenigstenserreichtworden, daß die
zum Ausbau der BundesfestungenbestimmtenGelder, welchefeit
dem Pariser Frieden bei Rothschilddeponiert lagen, nunmehr
zur Verwendunggelangten. Die Befestigungvon Mainz, Landau
und Ulm wurde dadurchverstärktund Preußen von dem Schutz
der Westgrenzeteilweiseentlastet.DieseWirkungwenigstenshatte
der französischeKriegslärmvon 1840 gehabt. Zu dem Abschluß
von Konventionenmit den größeren Militärmächtenkonntensich
die kleinerenStaaten aber nochnichtentschließen.Das preußische
Exerzierreglementuud die dort geltendenVorschriftenfür den
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Felddienstfanden zwar bei den norddeutschenKontingentenall-

mählichEingang— in Mecklenburgwaren sie 1839 eingeführt—,

allein die Gleichmäßigkeitder Bewaffnung, der Kaliber und

der Munition, sowiedie Durchführungeines einheitlichenMobil-

machungsplansfür die kombiniertenArmeecorpswar nicht zu

erzielengewesen. Für den Fall eines Angriffs von außen barg

dieserZustand ernsteGefahr.
Die InspektionendurchmilitärischeBundeskommissarehatten

wenig praktischenWert. Die Abhülfe gerügter Mängel hing

schließlichdochnur von dem guten Willen der einzelnenKriegs-

Herrenab. Übrigenszeichnetesichdas mecklenburgischeKontingent

durch Schulung und Disciplin vorteilhaftaus. Paul Friedrich

hatte bereits begonnen, neben dem Paradedrill auch Felddienst-

und Gefechtsübungeneinzuführen. Feldmanövernach dem heuti-

gen Stil waren damals noch nicht üblich. Doch waren die

mecklenburgischenTruppen mehrmals zu gemeinsamenÜbungen

zusammengezogenworden, das letztemalnoch1841, wo aus dem

Exerzierplatzbei Schwerinein Lager aufgeschlagenwar.

Jetzt, im Jahre 1842, stand die Jnfanteriebrigadeunter

dem Befehldes Generalmajorsvon Elderhorst. Das Grenadier-

gardebataillonkommandierteOberstlieutenantvon Both, das

leichteBataillon, aus zwei CompagnieenJäger bestehend.Major

von Sprewitz. Beide Bataillone standen in Schwerin. Das

DragonerregimentbefehligteOberstvon Kleeburg,das ersteMus-

ketierbataillon(Wismar) Major vonRaven I., das zweite(Rostock)

Major von Raven II.
Nebenden aktivenhöheren Offizierenfand der junge Groß-

HerzognocheinenerfahrenenmilitärischenRatgeberin dem Gene-

rallieutenantvon Both, welcher1837 in den Ruhestandgetreten

war, nachdemer die mecklenburgischeBrigade 21 Jahre hindurch

befehligthatte'. In den Kriegsjahrenhatte er sichausgezeichnet.

1 Karl von Both wurde als ältester Sohn des Hausmarschalls

und Kammerherrn Ludwig Hartwig von Both und seiner Gemahlin,

einer geb.. von Spörcken, am 27. Januar 1778 zn Ludwigslust geboren.

In sehr jungen Jahren trat er in knrhannöversche Militärdienste und
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Seiner militärischenBefähigungverdankteer ein rasches Avance-

ment, seinen vorzüglichenCharaktereigenschaftendas Vertrauen

seinerFürsten und die allgemeineAchtungim Lande. Als Mann

von Bildung und feinenweltmännischenFormen war er zu Un-

terhandlungenmit fremdenHöfenund zu diplomatischenMissionen

besondersbefähigt,hierzuauch häusigverwendetworden. Wenn-

gleich aus dem, aktiven Dienst geschiedenund in Ludwigslust
etabliert,befander sichdoch, mit dem Ehrenamt eines Gouver-
neurs von Schwerin bekleidet, in einer Art von Disponibili-
tät und wurde von Friedrich Franz II. in dessenersten Regie-
rungsjahrennochhäufig in militärischenAngelegenheitenzu Rate
gezogen.

Eine wichtigeFrage, welchegleichnach dem Regierungs-
Wechselan den neuenLandesherrnherantrat, war dieSchloßbau-

machte einen Teil der französischen Revolutionskriege mit, hatte aber das
Unglück, gefangen zu werden. Nach geschlossenemFrieden und feiner Rück-
kehr aus der Gefangenschaft nahm er seinen Abschied und [trat in meck¬
lenburgische Dienste als Kammerjunker und Lieutenant der Garde zu Pferd.
Mit 22 Jahren Major. Sich nunmehr alles Ernstes den Studien wid-
mend, wurde er dem Prinzen Adolf beigegeben, den er auf mehrjährigen
Reisen in Italien, Frankreich und England begleitete. 1809 kehrten beide
ins Vaterland zurück. In diesem Jahre wurde infolge der Rheinbunds-
Verhältnissedie Garde >zu Pferdaufgelöst. Major von Both erhielt das
Kommando der neu zu errichtenden Grenadiergarde und benahm sich dabei
thütig und umsichtig. Bei ^Ausbruch der Feindseligkeiten sührte er fein
Bataillon nach Hamburg, wo es sich auf der Insel Wilhelmsburg mit Aus-
Zeichnung fchlug. In den Jahren 1814 und 1815 sührte der Erbgroßher-

zog Friedrich Ludwig die mecklenburgische Brigade. Ihm war der nun-
mehrige Oberst von B. beigegeben. 1816 wurde dieser zum Generälmajor
und Brigadecommaudeur befördert, von Both war zweimal vermählt, zu-
erst mit einer jTochter des Obermarschalls von Bülow, feit 1816 mit einer
Freiin von der Tann, Tochter des Ministerpräsidenten und Oberhofmar-
schalls in Fulda. Letztere war als Hosdame der Erbgroßherzogin Karoline
nach Mecklenburg gekommen und stand später in engem Freundschastsver-
hältnis zu deren Tochter, Herzogin Helene. In den Biographieen der
Herzogin wird sie in dieser Hinsicht häufig erwähnt, von Both starb
am 28. März 1860. Seine beiden Ehen waren kinderlos geblieben.
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frage. Das Palais am Alten Garten sollte der Großherzogin

Mutter als Witwensitzverbleiben. Sie bewohntedasselb

ihrer Tochter, der HerzoginLuise,und den HofdamenFräulein

von Gallenfeldtund von Schreeb. Die Verwaltungihres Hof-

staats blieb in den Händen des GeheimenHofrats Zöllner, wel-

cherzugleichIntendant des Hoftheaterswar. Derselbe, ein ehe-

maligerpreußischerOffizier,war seit derVermählungder Groß-

HerzoginAlexandrinein ihrempersönlichenDienst angestellt.Als

OberhofmeisterinfungierteGräfin Marianne von Bafsewitzgeb.

von Lützow.
Bei aller Pietät für die begonnenenUnternehmungenseines

Herrn Vaters konntesich Friedrich Franz dochnichtzur Aus-

führung des auf dem Alten Garten geplantenSchloßbauesent-

schließen. Die Lage sagte ihm nichtzu. Das alte Schloß auf

der Burginselmit seinenTraditionen,den ehrwürdigenBauresten

und demsreienAusblickauf die weiteSeeflächezog ihn an. Er

ließ sich in einemTeil desselbeneinige Zimmer einrichtenund

übersiedeltedahin noch im Lauf des Juni. Hier entstand der

Gedanke,einenarchitektonischenPrachtbau erstehenzu lassen,und

er begegnetesich darin mit den längst gehegtenWünschendes

Baurats Demmler, der mit Begeisterungauf die neuen Ideen

seines jungen Herrn einging. Wir werden auf diese Angelegen-

heit späterzurückkommen.
Bevor wir uns mit der nun beginnendenRegierungszeit

FriedrichFranz' II. beschäftigenund den einzelnenVorgängender

nächstenJahre unsereAufmerksamkeitschenken,wird es nötig sein,

die politischenZuständedes Landeszu beleuchten,welcheinner-

halb der letztenDecennieneine äußerlichwahrnehmbareUmgestal-

tung zwar nicht erlitten hatten, in denen aber doch schonjetzt

die verschiedenartigenStrömungen bemerkbarwurden, die das

Versassungsgebäudewenige Jahre später ernstlicherschütterten.

Das nächsteKapitelwird dieserSchilderunggewidmetsein.

Indem wir nunmehrvon den früherenRegentendes Landes

Abschiednehmen,mögenhier beim Abschlußjener älterenPeriode

die Worte Platz finden, mit welchender neue Landesherrdie
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zur HuldigungversammeltenStände begrüßte. Dieser Akt voll-

zog sich nach vorangegangenemGottesdienstin feierlicherWeise

am 18. April in einemSaal des alten Schlosses.65 Mitglieder

des Landtags waren dazu erschienen. Der Erblandmarschallvon

Lützowhielt die Ansprache, auf welcheder Großherzogfolgende

Worte erwiderte, die er selbstin sein Tagebuchgeschriebenhat:
„Meine Herren! Ich dankeIhnen herzlich,daß Sie den

Schmerz, den ganz Mecklenburgüber den Heimgangmeines
verewigtenVaters mit mir empfindet,so treu und innig aus-
gesprochenhaben. Sein Lebenund Wirkenwar Liebezu sei-
nem schönenMecklenburg;seine Regierungwar eine gesegnete,
sein Andenkenkann und wird in Mecklenburgnie erlöschen.
Auchdankeich Ihnen für die Wünsche, die Sie mir für das
Wohl des Landesund für das meinigedargebrachthaben. Es
wird das Ziel meines Lebensfein, das Band zwischenFürst
und Ständen, zwischenLandesherrn und Unterthanen noch
engerzu knüpfenals bisher, das (ich sagees mit Stolz) enger
und inniger ist als in anderen Ländern. Mit Gottes Hülse
will ich Ihnen sein, was mein Vater Ihnen war. Möge
meinegetreueRitter- und Landschaftmir dabeidurchVertrauen
und rege Mitwirkunghelfen! Dann wird der Segen Gottes
auchferner mit unseremschönenMecklenburgsein!" —



SiebentesKapitel.

Die ersten Regierungsjahre Friedrich Franz' II.

Das Decennium,welchesder Katastrophevon 1848 vorauf-

ging, war in DeutschlandvollerGährung auf allenLebensgebieten,

zumal den politischenund kirchlichen,und die Empfindung, daß

eineKrisisbevorstehe,sehrverbreitet. Als sieeintrat, war dennoch

alle Welt durchdie Art, wie dies geschah,überrascht. Alle be-

stehendenVerhältnissewurden erschüttert. Dies wäre nichtmög-

lich gewesen,wenn die Ursachender vorhandenenGährung nicht

tief in die VergangenheitzurückreichendeWurzeln gehabt hätten.

Diese lagen zum Teil in der Nachwirkungder Ideen der fran-

zösischenRevolutionvon 1789. Der Enthusiasmus, den letztere

anfänglichin Deutschlanderweckthatte, war zwar verraucht; ihre

blutigenFolgen und die NapoleonischeZwingherrschafthatten er-

nüchterndgewirkt. Aber der seit länger als einemJahrhundert

in DeutschlandeinflußreichefranzösischeGeist machtesichdochbald

wieder geltend. Es glommendie altenUmsturzgelüstewieKohlen

unter der Aschefort, nur einesLustzugesharrend, um als Flamme

wiederhervorzubrechen.
Wurde auchdievon der JulirevolutionausgehendeBewegung

bald wiedergedämpft,so blieb docheineNachwirkung,die in dem

Maße erstarkte, als das Bürgerkönigtumsichzu befestigenschien

und vielfach für eine dem berechtigtenpolitischenFortschritt
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entsprechendeund darum anzustrebendestaatlicheVerfassungsform

gehaltenwurde.
Die Pariser Arbeiterbevölkerunggab sichjedochmit denVor-

teilen,welchedie nunmehr herrschendeBourgeoisieerrungenhatte,

nicht zufrieden. Es entstanden kommunistischeArbeiterverbrüde-

rungen, welcheeinenabermaligenstaatlichenund gesellschaftlichen

Umsturzerstrebten. Auch dieseTendenzenwirktenin der Stille

über denRhein herüber. Und wenn sie auchdamals nur in den

FabrikdistriktenAnhängerfanden, so legtensie doch den Keim zu

der später, im Jahre 1848, wiedervon Paris ausgehenden,mit

fastelektrischerSchnelligkeitdurchganzDeutschlandsichverbreitenden

Arbeiterbewegung.
Hand in Hand mit der zersetzendenpolitischenRichtungging

eineähnlichedurchdie theologischeWelt. Der im vorigenJahr-

hundert erwachsenekirchlicheRationalismus hattebis in das zweite

Decenniumdes gegenwärtigen,ohne ausgesprochenenpolemischen

Charakter gegen die positive christlicheLehre, geherrscht. Als

letztereaber seit dem Reformationsseste1817 mehr und-mehr

geltendgemachtward, trat er in seinemGegensatzezu derselben

immer entschiedenerhervor und offenbarteeine nahe geistigeVer-
wandtschaftmit den gegen die staatlichenAutoritätengerichteten
politischenBestrebungen. Seit 1840 entstandenvon der evan-

gelischenwie von der römisch-katholischenKirchesich trennende
sogenanntefreie Gemeinden,die mit den alten kirchlichenGrund-
lehren brachen. War auch die Zahl derer, die sich zu solchen
freien Gemeindenhielten, verhältnismäßiggering, so war doch
die religiöseVerwirrung groß, die in weitenKreisenangerichtet

ward.
Alle diesefür eine ruhige EntWickelungdes staatlichenund

kirchlichenLebensbedenklichenErscheinungenerhielten nun aber

einenstarkenAntriebdurchbesonderepolitischeVorkommnisse.Auf
den RegierungsantrittFriedrichWilhelms IV. und die in den
liberalenKreisenPreußens daran geknüpftenErwartungen haben
wir schonweiteroben hingewiesen.Die Verstimmungüber das
Ausbleibengroßer Reformennahm dort mit jedem Jahre zu.
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Dem geistreichen,frommen und sehr lebhaftenKönige fehltedie
praktischeHand, auchdie ruhigeKonsequenz,um seineAbsichten
ins Werkzu setzen. Und da dieseüberdieskeineswegsdenWün-
schender bislang tonangebendenGeisterentsprachen,so verbitterte

sichder Streit über das, was werdensolleund müsse. Die über-
all in DeutschlandvorhandenengeistigenGegensätzeerhieltenhier-
durchneue Nahrung. Eine bedenklicheUnruhe breitete sichvon
Preußen über dessenGrenzen hin aus. Auch das benachbarte
Mecklenburgkonntehiervon nicht unberührtbleiben, ebensowenig
wie dies bei den voraufgegangenenallgemeinenGeistesströmungen
der Fall gewesen. Infolge der eigentümlichen,partikulargefchicht-
lichen Verhältnissetrat dies hier auch eigentümlichin die Er-
scheinung.

Die alte landständifcheVerfaffung,wie sieüberall in Deutsch-
land sich gleichartigim Laufe des Mittelalters entwickelte,hatte
sich in Mecklenburgim wesentlichenund mehr als in andern
deutschenStaaten erhaltend Waren auch mancheModifikationen

1 Bereits im Jahre 1523 hatten die Stände unter sich eine „Union"

geschlossen, um zu verhindern, daß infolge fürstlicher Erbteilungen in den

verschiedenen Landesteilen verschiedene Gesetzgebung aufkäme und die Einheit-

lichkeit und Kraft der Verfassung dadurch gefährdet werde. Diese Maß-

nähme zeigte sich für die Folgezeit sehr wirksam. Der Stand der Prälaten

verschwand freilich nach der Reformation der Kirche; die beiden andern Stände,

Ritterschaft und Landschaft — letztere aus den Vertretern der städtischen Ma-

gistrate bestehend — blieben aber im Vollbesitze ihrer bisherigen Rechte.

Als 1701 die letzte Landesteilung — zwischen Mecklenburg-Schwerin und

Mecklenburg-Strelitz — geschah, blieben auch, der Union gemäß, die Land-

tage beider Landesteile gemeinsame. Einen schweren entscheidenden Kampf

um die Erhaltung der Verfassung hatten die Stünde gegen den Herzog Karl

Leopold von Mecklenburg-Schwerin zu bestehen, welcher 1713 zur Regierung

kam und mit Hülse russischer Truppen des ihm verwandten Zaren Peter ein

auch von andern deutschen Fürsten derzeit erstrebtes absolutistisches Regiment

einzuführen trachtete. Die Ritterschaft und die alter Vorrechte sich er-

srenende Seestadt Rostock standen in diesem Kampfe voran und obsiegten

endlich mit Hülfe von Kaiser nnd Reich. Herzog Christian Ludwig, Karl

Leopolds Bruder und Nachfolger, brachte 1755 durch den „Landesgrund-

gesetzlichen Erbvergleich" alle noch obschwebenden Differenzen zwischen Landes-

Herrschaft und Ständen zur gütlichen Schlichtung. Dieser Vergleich und
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im Laufe der Zeit eingetreten, so blieb doch der Charakterder

Verfassungdavon unberührt; diesebildetedas festeFundamentfür

die Kontinuitätalles weiter sich entwickelndenöffentlichenRechts.

Eine ernsteStörung brachtenaberjedesmaldieErregungen,welche,

zunächstvon Frankreich ausgehend, periodischin Deutschland

herrschten,neuerdings auch durch die in Preußen entstandenen

GegensätzeNahrung fanden. Sie äußertensichzunächstin Diffe-

renzeninnerhalbder Ritterschaft.DieserständischeKonflikt,welcher

1837 beginnendsichim Verlauf der vierzigerJahre immermehr

verschärfte,hatte eine weit zurückreichendeVorgeschichte.Er ent-

sprang aus der eigenartigenZusammensetzungdieserKörperschaft

selbst. Ohne ein flüchtigesEingehen auf die Entstehungdieser

Verhältnissewürde der nachfolgendeHergang dem Leserunver-

ständlichbleiben.

Unter Ritterschaftverstandman, wie überall in Deutschland,

ursprünglichden im LandeansässigenritterbürtigenAdel. Ritter-

schaftund Adel waren daher in älterenUrkundengleichbedeutende

Bezeichnungen.Der mecklenburgischeAdel staminteteils von den

Wendenher und war mit seinemFürstengeschlechtechristianisiert,

teils war er deutschenUrsprungsund hatte sichzur Zeit derGer-

manisierungdes Landes daselbstniedergelassen.Später ansässig

gewordeneritterbürtigeGeschlechterwurden wegengleicherHeer-

folgepflichtgegen den Landesherrn, die der Ritterschaftüberall

oblag, auchals diesergleichberechtigtangesehen.Dies ändertesich

nach dem Jahre 1572. Als nach der Säkularisationder Klöster

und anderer geistlicherStistungen die Landesherreneinen Teil

derselbenden Ständen zur Nutzung überließen,erhielt der Adel

die drei KlösterDobbertin,Malchowund Ribnitz,zu deren Fun-

dierung er vielesbeigetragenhatte und die für ihn Versorgungs-

anstaltenunverheiratetgebliebenerTöchter gewesenwaren. Diese

Überlassungder Klöster wurde als Entschädigungvorhandener

daneben, soweit sie nicht durch ihn geändert waren, die älteren Verein-

barungen zwischen Landesherrn und Ständen bildeten fortan die Basis des

öffentlichen Rechts.
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Rechtsansprücheangesehen.Darum lag es nahe, daß der Adel

späteren Erwerbern ritterschaftlicherGüter, deren Familien nicht

vor derSäkularisationderKlösteran derenNutzungteilgenommen

hatten, solcheNutzungnun auch versagte. Der bei Übergabeder

Klöster, 1572, im Lande ansässigeAdel, jetzt der „eingeborne"

genannt,hieltsichfür alleinnutzungsberechtigtund ward als solcher

auchvon den Landesherrenangesehen.Toch behielter sichdas

Recht vor. andere adeligeFamilien in seineGenossenschastund

deren Rechteaufzunehmen,zu „recipieren",und so wurde der

Ausdruck„eingebornerund recipierterAdel" gebräuchlich.
Der Übergang ritterschaftlicherGüter in die Hände nicht-

ritterbürtigerLeute kam ausnahmsweiseschonsrüher vor. Diese

Güter, meistensLehen,warenals solcheihrer Natur nachursprüng-

lich unverkäuslich.Aber wegen vorkommenderVerschuldungder

LehensträgergabendieLehensherrenihrenKonsenszumZwangs-,

später auchzum freihändigenVerkauf. Durch denÜbergangeines

ritterschaftlichenGuts an jemand, der nichtzum eingebornenund

recipiertenAdel gehörte, ward dieserneueBesitzerauchMitglied

der Ritterschaft, aber jdie Ausdrücke„Ritterschaft"und „Adel"

decktensich nun nicht mehr, — es entstandenzwei Klassenmit

verschiedenenRechteninnerhalb der Ritterschaft. Der Übergang

der Güter von einer Hand in die anderenahm zu im Laufedes

18. Jahrhunderts. Durch fernere gesetzlicheErleichterungdes

Besitzwechselsund durch die Notstände, welchedie französische

Gewaltherrschastund nachderselbenlange dauerndeschlechteland-

wirtschaftlicheKonjunkturenverursachten,wurdenvieleGutsverkäufe

herbeigeführt,und dieZahl derneuenElementein der Ritterschaft,

die nichtzum eingebornenund recipiertenAdel gehörten, mehrte

sich erheblich. An den LandtagsverhandlungenHatten dieselben

bis in die dreißigerJahre diesesJahrhunderts nur ausnahms-

weise und wenigteilgenommen.Dochfinden sichbei den rilter-

schaftlichenUnterschriftendes landesgrundgefetzlichenErbvergleichs

von 1755 auchschonNamen bürgerlicherGutsbesitzer.Thatsäch-

lichbeteiligtesichnur der Adel in der Ritterschaftan den Land-

tagsgeschäften.Im landesgrundgefetzlichenErbvergleichwar in
von Hirschfeld, Friedrich Franz II. 13
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Anerkennungder Thatsache,daß dieserAdel überhauptden alten

Grundstockder Ritterschaftbilde, ausdrücklichfestgestellt,daß die

höchsteständischeWürde, die der Landräte,welchedie Direktorial-

geschäfteder Landtage führen und eine vermittelndeVertrauens-

stellungzwischendem Landesherrn und den Ständen einnehmen,

von Mitgliedern des eingebornenund recipiertenAdels bekleidet

werden sollte. Obgleichkeine besondereVerfassungsbestimmung

darüber bestand, ergab es sich dochbei der geringenTeilnahme

der neuenElementeder Ritterschaft'anden Landtagenvon selbst,

daß observanzmäßigauch die ritterschastlichenDeputierten zum

Engern Ausschusse,dieAmtsdeputiertenund andereRepräsentanten

der Ritterschaftaus deren altem Stamme gewählt zu werden

pflegten DieseObservanz,der kein geschriebenesRechtzur Seite

1 Für nichtmecklenburgische Leser werden hier einige Erläuterungen

am Platze sein: Die ständische Körperschaft zerfällt in 3 Kreise, den mecklen-

burgischen, wendischen und stargardifchen (Großherzogtum Mccklenburg-Strelitz

vhne Ratzeburg). Die Stadt Rostock steht außerhalb dieser Kreise. Das

Direktorium besteht aus den 8 Landräten, den 3 Erblandmarschällen und

dem Deputierten der Stadt Rostock. Der Großherzog von Mecklenburg-

Schwerin ernennt nach Präsentation durch den eingebornen und recipierten

Adel 7 Landräte (3 für das Herzogtum Schwerin, 4 für das Herzogtum

Güstrow), der Großherzog von Mecklenburg - Strelitz einen (gleichfalls für

das Herzogtum Güstrow). Die Erblaudmarschallswürde ruht in den Händen

der Familien von Lützow-Eickhof (Herzogtum Mecklenburg), Freiherren

von Maltzan-Peuzliu (Fürstentum Wenden), Grafen von Hahn-Pleetz (Herr-

fchaft Stargard). Die Landtage werden alljährlich abgehalten und zwar ab-

wechselnd in Malchin und Sternberg. Der sogenannte „Engere Ausschuß"

ist ein ständisches Kollegium, welches regelmäßige Sitzungen in Rostock ab-

hält und die ständischen Angelegenheiten in dem Zeitraum zwischen den Land-

tagen vertritt beziehungsweise verwaltet. Es besteht aus 3 Mitgliedern:

2 Landräten, 3 ritterschaftlichen Deputierten (jeder Kreis entsendet einen) und

4 landschaftlichen, den Vertretern beziehungsweise Bürgermeistern von Rostock,

Parchim, Güstrow und Neubrandenburg. Alle werden auf 3 Jahre gewählt.

Dem Kollegium stehen als juristische Beistände 2 Laudsyudici zur Seite.

Die 3 Kreise sind wiederum in ritterschaftliche Amter eingeteilt, deren

jedes 2 Amtsdeputierte zur Vertretung auf Landeskonventen und Beratung

gemeinsamer Angelegenheiten erwählt. Die 3 Landesklöster werden von der

gesamten Ritter- und Landschaft, der Rostocker Distrikt wird von der Stadt

Rostock vertreten.
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stand, war von den neuenElementenderRitterschaftschonwieder-
holt bestrittenund bekämpftworden. Zu Endedes vorigenJahr-
Hunderts hatte ein thatkräftigerMann, Baron von Langermann,
obwohl nichtzum eingebornenund recipiertenAdel gehörig, den
Eintritt in den EngerenAusschußerstrebt,eineBeschwerdebeim
Herzogeingereichtund ein seinenAnsprüchengünstigesReskript
erzielt. Der Adel wich weiterenVerwickelungenaus, indem er
den unternehmendenBaron recipierte. DadurchwurdederGegen-
Partei, die schonstarkangewachsenwar, der Führer entzogenund
der Streit erlosch. Er tauchteerst zuAnfangder dreißigerJahre
wiederauf. Die Julirevolution hatte die liberale Bewegungin
Deutschlandneu belebt. Die Zahl der bürgerlichenGutsbesitzer
war inzwischenderjenigendes Adels fast gleichgeworden. Mit
der zunehmendenWohlhabenheitwar auch das socialeund poli-
tischeSelbstbewußtfeingewachsen.Der Bildungsgrad unter den
bürgerlichenGutsherren war freilich ihrer Herkunftentsprechend
ein sehr ungleicher. Man konnte drei Kategorieenunterscheiden.
Die ersteund zahlreichstebestandaus ehemaligenHintersassendes
grundbesitzendenAdels. Sie war größtenteilshervorgegangenaus
Gutspächtern,Holländereipächtern,Gutsinspektoren,Müllern und
andern ländlichenGewerben. Manche dieser Familien befanden

sich schon seit Generationenim Gutsbesitze;die meisten hatten
solchenerst neuerdingserworben. Die zweiteKlassebildetenmeck-
leuburgischestädtischePatriciergeschlechteroder andere gebildete
städtischeFamilien, die sichauf demLandeangekaufthatten. Zur
dritten Klaffewären angeseheneMitgliederderLübeckerund Ham-
burger Kaufmannschaftzu rechnen, welcheRittergüter erworben
hatten. Zwischender erstgenanntenKlasseund dem Adelbestand
schon gesellschaftlichderzeiteine großeKluft. Beiderseitsmachte

sichdieErinnerungan die frühereSuperiorität des einenund die
Hintersässigkeitdes anderenTeils geltend. Das wirktenatürlich
auch auf ihr politischesVerhalten gegeneinandernachteiligein.
Näher im gesellschaftlichenVerkehrmit dem Adel stand die zweite
Klasse. Ihre Vertreterhatten in ihrer Jugend vielfacheinenähu-
lichenBildungsgang genommenwie der junge Adel; aber der

13*
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späteregesellschaftlicheVerkehrblieb doch selten ganz unbefangen.

Die adeligenFamilienwarengewohnheitsmäßignichtwenigexklusiv,

und das mußte verletzen. Weitaus am unbefangenstenwar das

VerhältniszwischendemAdel und den von außerhalbzugezogenen

bürgerlichenGutsbesitzern.
Bis gegenEnde der dreißigerJahre nahmen diese neuen

ElementederRitterschaftan denLandtagsverhandlungennur wenig

teil und, wenn sie es thaten, ohne Animosität gegen den Adel.

Erst etwa von 1837an entwickeltesichdieselbe. Die anfänglichen

Wortführer waren die Gebrüder Pogge von Roggow und

von Zierstorf. Der erstere war der Vater der späteren Reichs-

tagsabgeordneten.Der Adel, in seinerdominierendenStellung in

der Ritterschaftsichsicherfühlend, wies sie nicht ohne Schroffheit

ab. Das konntedenGegenpartnur reizen. DieOppositiongegen

den Adel wuchs schnellan. Als Führer derselbentraten jetzt

Leuteaus der zweitender erwähntenKlassenin denVordergrund,

der Dr. Schnelleauf Buchholzund Stever auf Wustrow. Zweck

der Oppositionward, den Adel überhauptaus seinerbisherigen

führenden Stellung innerhalb der Ritterschaftzu verdrängen.

Nicht angezweifeltkonnte nur werden das mit klarenWorten

festgestellteRecht desselbenzu den Landratsstellen. Im übrigen

wurde, anknüpfendan die vom Baron Langermannerhobenen

Streitfragen, jeglichesonstigeherkömmlichePrärogativedes alten

Adels bestritten,namentlichauch dessenbesonderesAnrechtan den

Klöstern. Zur Erreichungihres Zwecksmußte dieOppositiondie

Majorität innerhalb der Ritterschaftzu gewinnensuchen. Der

größere Grundbesitzwar zwar entschiedenin den Händen des

Adels, da aber auchderBesitzereinesgroßenGutskomplexesnicht

anders wie der Besitzerauch des kleinstenritterschaftlichenGuts

nur eine Stimme auf dem Landtagehat, so war es fraglich,

wenn beideParteien sich bei einer wichtigenAbstimmungmessen

wollten, nachwelcherSeite hin sich die Majoriät neigenwürde.

Um diesezu erringenund in entscheidendenMomenten alle dis-

poniblenKräfte zur Stelle zu haben, ward die Oppositionvon

ihren Führern mit großer Rührigkeitund Energie, ja nichtohne
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terroristischeMittel, organisiertund geleitet. Jeder ritterschaftliche
Gutsbesitzer,der nichtadeligerGeburt war, mußte — wollteer

sichnicht persönlicheUnannehmlichkeitenzuziehen— derOpposition
sichanschließenund zu einerderenZweckendienendenKassezahlen,
durfte auchnur bei dringendsterBehinderungauf dem Landtage
fehlenund hatte derDirektivederFührer prompteFolgezu leisten.
Die Partei wurde auchdurcheinzelneadeligeGutsbesitzerverstärkt,
Welchedie rigoristischenAnschauungenihrer Standesgenossennicht
teilten. Die Stellung des Adels ward auf dem Landtagenoch
dadurcherschwert,daß dieGegenparteisovielals möglichsichmit
derLandschaftalliierte,derenWünschennachkamund dafür wieder
von ihr unterstütztwurde. Der Streit verbreitetesichvom Land-
tage über das ganzeLand. Die Pressesetzteihn fort. Die Schlag-
Worteliberalund konservativkamenauf. Die „RostockerZeitung",
nochvor wenigenJahren ein nur zweimalwöchentlicherscheinendes
lokalesAnzeigeblättchen,machtesichzum Organ der Bestrebungen
der bürgerlichenGutsbesitzerund wurde schnellein viel gelesenes,
täglicherscheinendeseinflußreichesBlatt. Einer von der herrschen-
denZeitströmunggetragenenPressewar schwerzu begegnen.Der
Adel hatte der RostockerZeitung kein Blatt von auch nur an-
näherndähnlichemEinflüsseentgegenzustellen.

NebendenTagesblätternerschienennun aberauchBroschüren,
teils freiwillig, teils im Austrageverfaßt, im Interessebald der
einen, bald der andern der streitendenritterfchaftlichenParteien,
selbstumfangreicheBücher. Es entstandin denJahren von 1840
bis 1848 eine ganz ansehnlicheZahl von Streitschriften^.

* Den Standpunkt des Adels vertraten hauptsächlich zwei umfangreiche

und sehr gründliche Untersuchungen: „Prüfung der landständischen Rechte

der bürgerlichen Gutsbesitzer in Mecklenburg" vom Staatsminister von Kamptz.

3 Bünde. Berlin 1844/45, und: „Die Rechte des eingeborenen mecklen¬

burgischen Adels" ac-, gutachtlich beleuchtet von Dr. Laspeyres, Professor der

Rechte an der Universität Erlangen. Halle 1844.

Beiden Verfassern stand das Aktenmaterial des großherzoglichen wie

des ständischen Archivs zur Verfügung. In eingehender Besprechung der

historischen EntWickelung des mecklenburgischen Verfassungswesens gelangen

beide Autoren zu dem Ergebnis, daß die Ansprüche der bürgerlichen Guts-
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Die Verhandlungender Landtagelitten unter der steigenden
Erbitterungder einanderfeindlichenParteien. Es genügte,daß

von der einenSeite etwas beantragtoderbefürwortetwurde,um

die anderezum Widerspruchezu reizen. Der Parteihaderfand
seinenWiederhallin den ritterschaftlichenAmtsverhandlungen.Es
gelangder bürgerlichenGruppe vielfachbei der Wahl von Amts-

befitzer nach dem Geist und Wortlaut der statutarischen Dokumente ebenso

wie nach Maßgabe des Herkommens unberechtigt wären.

Weniger bestimmt und überhaupt dem Adel weniger günstig ist die

Schrift des berühmten Staatsrechtslehrers Zachariä: „Rechtsgutachten über

die Ansprüche der Gutsbesitzer in dem Großherzogtum Mecklenburg". Heidel-

berg 1841.

Der Autor unterscheidet in dem vorliegenden Streit zwei verschiedene

Rechtsfragen; er trennt das Recht auf die Klosterstellen als ein adeliges

Standesrecht von den übrigen, von ihm als landständische Rechte im engeren

Sinne bezeichneten Rechten. Die Ausschließung bürgerlicher Gutsbesitzer von

der aktiven und passiven Wahlfähigkeit zum Engeren Ausschusse hält er nach

den Bestimmungen des Erbvergleichs für unbegründet. Dagegen erscheint

ihm das Vorrecht des Adels hinsichtlich der Klosternutzungen als ein Kor-

porationsrecht privatrechtlicher Natur durch das Herkommen erwiesen, und

betont er namentlich, daß dieses Recht auch von den Mitgliedern derjenigen

Familien ausgeübt werden könne, welche nicht mehr mit Grundbesitz an-

sässig oder sogar außer Landes wohnhaft seien.

Dieser Teil des Gutachtens wurde wiederum von der bürgerlichen Gruppe

beanstandet und der Rostocker Professor, Geh. Jnstizrat Beseler, zu einer

erläuternden Streitschrift aufgefordert. Die Gesichtspunkte dieser Schrift

wurden dann in einer Eingabe verwertet, welche ein Ausschuß von 13 De-

putierten bürgerlichen Standes unter dem Vorsitz des Herrn E. W. Engel

auf Groß-Grabow im November 1841 den Regierungen überreichte.

Der Staudpunkt der bürgerlichen Opposition ist außerdem in einer

Reihe von Sendschreiben erörtert, welche, 10 an der Zahl, im Lause der Jahre

1340—1846 statt handschriftlicher Mitteilung gedruckt und an die Mitglieder

verteilt wurden. Durch Auszüge iu der Presse wurde deren wesentlicher

Inhalt auch dem größeren Publikum bekannt. Dr. Schnelle-Buchholz trat

mit einer Reihe von Streitschriften hervor, welche die Ansprüche der Bürger-

lichen verteidigten, dabei sehr maßvoll in der Form waren und das ständische

Prinzip erhalten sehen wollten. Weit radikaler war eine Broschüre von

Lüders: „Mecklenburgs eingeborener Adel" k. Hamburg 1842. Der Autor

verlangte, daß mit dem ganzen ständischen Vertretungssystem überhaupt aus-

geräumt werde. Der scharf polemische Ton der Schrift kennzeichnet sie als

einen Vorläufer jener revolutionären Litteratur, welche 6 Jahre später

allerorten aufschoß.
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deputiertenobzusiegen.Die Majorität auf dem Landtagezu be-

sitzenwar für beideParteien das eifrigsteBestreben. Der Kauf-

wert kleinsterritterschaftlicherGüter stieg, um durch derenBesitz

eineStimme auf demLandtagezu gewinnen. Wer mehrereGüter

besaß, überließeins derselbeneinemSohne oder sonstigennahen

Verwandten formell zum Mitbesitzund die alleinig:Vertretung

des Guts auf dem Landtage. Aber die Landtagsmajoritätneigte

sichimmer mehr zu Gunstender bürgerlichenPartei, — abgesehen

von der Zahl der Stimmberechtigtenauch deshalb, weil der Adel

Anstand nahm, die persönlicheFreiheit seiner Genosseneinzu-

schränkenund die strengeDisciplin bei ihnen einzuführen,welche

die Gegner unter sichmit großer Schärfeübten.
Hauptangriffsobjektebildeten zunächstdas einst schon von

Baron Langermannbestrittene, vom eingebornenAdel als sein

RechtbehaupteteHerkommen,daß die ritterschaftlichenDeputierten

zum EngerenAusschusseaus feinerMitte gewählt würden, und

zum andern die Rechtean den Klosternutzungen1. Das Direk¬

torium hatte eine schwereStellung. Denn faktischbestanddas-

selbe, mit Ausnahmedes RostockerDeputierten, aus Mitgliedern

des eingebornenAdels, und obgleichdieselbendem Landesherrn

1 Der eingeborne Adel hatte die Klöster Dobbertin, Malchow und

Ribnitz seit fast 30» Jahren unangefochten in Verwaltung und Nutzung

gehabt. Nur einige wenige Hebungen standen den Landesherren und den

Städten zu. Es war dasselbe Verhältnis, wie in Holstein, Hannover und

anderen protestantifchen deutschen Ländern, wo einige Klöster bei deren Sä-

knlarifation dem dortigen alten Adel zur Nutzung überwiesen waren, welcher

dieselben vor Zeiten mit fundiert hatte. Aber bei der Überweisung der ge-

nannten mecklenburgischen Klöster an den Adel war dieser nicht ausdrücklich

in der darüber bekanntesten Urkunde als solcher genannt, vielmehr Haupt-

sächlich die „Landschaft". Darunter ward derzeit bald das verstanden, was

später Ritter- und Landschaft hieß, bald erstere allein, weil in überwiegender

Anzähl vorhanden. Die bürgerliche Partei wollte den Ausdruck „Landschaft"

anf die gesamte Ritter- und Landschaft beziehen und bestritt das exklusive

Recht des Adels. Erst einer viel späteren Zeit blieb es vorbehalten, auch

urkundlich das unzweifelhafte Recht des eingebornen Adels an den Klöstern

zu erhärten. (Bericht der landesherrlichen Visitation vom 22. Oktober 1557.

Abgedruckt im 22. Jahrgang der Jahrbücher des Vereins für mecklenburgische

Geschichte, 1867.)
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ebensowohlwie denStänden zur Unparteilichkeiteidlichverpflichtet

waren, wurden sie dochvon der Oppositionauffälligbemißtraut

und ihre Amtsführungihnen sehr erschwert.

In dieseschwülepolitischeAtmosphärefielen die erstenRe-

gierungsjahre des jungen Großherzogs. Er hatte soeben sein

19. Lebensjahrbeendet. Seine Bildung war unvollständig. Kaum

mehr als die allgemeinenGrundlageneines juristischenStudiums

hatte in den dreiSemesterngewonnenwerdenkönnen. Die meck-

lenburgischenLandesverhältnissewaren ihm fremd. Von dem

heimischenStaatsrechtkannteer nur das, was Gemeingutjedes

mecklenburgischenZeitungsleserswar. DiesenMangel gründlicher

Vorbildungempfandder junge Fürst tief.

„Ja, lieber K." — schrieber damals an einen Freund—

„es ist ein ernstesDing, Land und Leuteregierenzu sollenin
einemAlter, wo einemsonst nochkeineCompagnieanvertraut

wird."

Mit welchemErnst er an die neuenAufgabenherantrat, be-

weisennochfolgendeschriftlicheAuslassungenaus jener Zeit:

„Der Druckder neuenVerhältnisselastet schwerauf mir.

Ich fürchtefür meine innere EntWickelungund für das Wohl
Mecklenburgs.Mit Glaubenund Gebet muß ich fest an Gott

halten, über mich selbstim klaren bleiben und mein Gemüt

den Eindrückender schönenNatnr zugänglicherhalten. Dem

ernstenRuf Gottes will ich michmit allen Kräftenhingeben.
Er soll mir zum Mittel werden, meine höchsteLebensaufgabe,
das WerkmeinerHeiligung,zu fördern! — — — — —

Mein neuer Beruf regt mich sehr auf. Pläne, Zweifel

über meine Kräfte, das ernsteVerlangen, mein Amt treu zu
verwalten, der Trieb, meine wissenschaftlicheBildung zu ver-
vollständigen,die Angst,nichtgenugzu thun, die schwärmende
Erinnerung an den vorigen Sommer am Rhein, an meine
freie, fröhlicheJugendzeit,— alles das bewegtund beunruhigt
michsehr. Nur der klare, auf Gott gerichteteBlickkann mir
niehr Ruhe geben! — — — — — — — — —
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Meine jetzigeLagehindert mich, in eine große Selbstsucht
zu verfallen, unter derenHerrschaftzu gelangenich durchdas
frühere ausschließlicheMirselbstlebenauf dem besten Wege
war. MeineThätigkeithat das Gute, michvon mir selbstab-
zuziehenund mich täglich auf Verhältnissehinzuweisen,mit
denenmein Ich nur entferntzu thun hat. Möge es mir mit
Gottes Hülfe dochgelingen, jedeRegung von Selbstsuchtund
Eitelkeitganz in mir zu ertöten!"

Um die Lückender staatsrechtlichenVorbildung thunlichst
auszufüllen,schlugder junge Fürst denjenigenWeg ein, der unter
den bewandtenUmständenwohl der einzigrichtigewar: den der
Praxis. An der Hand der einzelnenVorlagen mußten ihm die
Ministerund Räte die staatsrechtlichenund nationalökonomischen
Fragen erörtern. Langsamund nicht ohne Mühe erlangte er so
nichtnur einengeschäftlichenÜberblick,sonderneineDetailkenntnis
in demVerwaltungsmechanismus,die ihm in seinerlangen Re-
gierungszeitsehrzu stattenkam.

Naturgemäß waren die Minister von Lützowund von Le-
vetzowin diesenerstenJahren sehr maßgebendeBerater. Dennoch
gewöhntesich Friedrich Franz früh daran, die Verantwortung
wichtigerEntscheidungennicht auf seineRäte abzuwälzen,sondern
selbstzu übernehmen. Er hielt alsdann an der eingeschlagenen
Richtungmit einerZähigkeitfest,die an Eigensinnstreifenkonnte
Jedenfalls war er nichtder Mann, eineIdee, für die er sicher-
wärmt hatte, leichtenHerzenswiederpreiszugeben.Einen Beleg
dafür finden wir in seinemBestreben, die beiden politischen
Gruppen des Landeszu versöhnenund den anerkanntenMängeln
der alten ständischenVerfassungdurchGewährungpolitischerRechte
an die auf demLandtagnichtvertretenenStände abzuhelfen.Diese
entschiedeneVorliebefür Ausgleicheund Kompromissein der Ver-
fafsungssragezieht sich wie ein roter Faden durch seine ganze
Regierungszeithindurch. Herbe Enttäuschungensind ihm nicht
erspart geblieben;auchIrrtümer und Übereilungenhaftenan jenen
Umgestaltungsversuchen.Darin aber werden alle übereinstimmen,
welcheFriedrich Franz II. bei feinen Reformbestrebungenthätig
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gesehenhaben, daß niemals Ehrgeiz, Selbstsucht,Eitelkeitoder

sonstigeunedleMotive ihn dabei leiteten, daß er vielmehrnur

seinerinnerenÜberzeugungfolgte und dasjenigeerstrebte,was er

zum allgemeinenWohl des Landes jeweilig für das Passendste

und Richtigstehielt. In dieserHinsichtist er einIdealist gewesen

und geblieben,wenngleichihn dieErfahrungen seinesLebenswohl

hätten belehrenkönnen,daß es in der Socialpolitikunversöhnliche

Gegensätzegiebt,welcheauchdieEnergieund Weisheitedeldenkender

Fürstennichtaufzuhebenvermag.
Die erste Enttäuschungbereiteteihm gleichim ersten Re-

gierungsjahreder Versuch, die ständischenDifferenzenim Wege

eines gütlichenAusgleichsbeizulegen. DieserVersuchist auf die

persönlicheInitiative des Großherzogszurückzuführen,welchersich

mit dem Strelitzer Hause darüber verständigte. Von Schwerin

wurden die Geh. Regierungsrätevon Oertzenund Knaudt, von

Strelitz derRegierungsratvonBernstorsszuKommissarienernannt.

Dieselbenverhandeltenvom 28. März bis 4. April 1843 zu

Schwerinmit denständischenDeputierten,von denenvier dem ein-

gebornenAdel, vier demStande der bürgerlichenGutsbesitzeran-

gehörten1. Es wurde hier zum erstenMal von feiten der Re-

gierungendas Verlangengestellt, daß beideTeile ihre Ansprüche

beziehungsweiseBeschwerdenbestimmt formulierensollten. Erst

jetzttrat der AbstandzwischendenParteien deutlichzuTage. Wäh-

rend indessenderAdel eigentlichnur ein einzigesstreitigesVorrecht

neben den ihm unzweifelhaftzustehendengarantiertenPrivilegien
beanspruchte,dasjenigenämlich der ausschließlichenWählbarkeit

zum EngerenAusschuß,fordertendie Deputiertendes bürgerlichen
Standes für ihre Kommittenteneinfach die volle Gleichstellung

mit dem Adel und die Aufhebungaller Sonderrechtedesselben.
Eine weitereBeschwerderichtetesich dagegen,daß der Adel eine
Korporationbildeund Mitgliederrecipierendürfe. Daß auchdie

1 Es waren dies: Oberstlieutenant von Bassewitz auf Schimm, Graf

von Bernstorff auf Wedendorf, von Lowtzow aus Klaber, Geh. Justizrat

von Oertzen aus Leppin, Domänenrat Dencker auf Knegendorf, Schlettwein

auf Bandelstorf, Manecke auf Vogelfang und Stever auf Wustrow.
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Verleihungeiner Uniform,welchebisher nur den adeligenGuts-
befitzernzustand, gewünschtwurde, war keineglücklicheJnspi-
ration, weil sie die Aufmerksamkeitvon den wichtigenStandes-
interesfenauf das Gebiet der Etikettefragenlenkte. Auch das
VerlangennachgleicherTitulatur und sonstigenCurialien erschien
nebenden anderenForderungenallzukleinlichund hätte verschoben
werdenkönnen.

Die großherzoglichenKommissarelegten nun den beiden
Gruppen, mit welchen getrennt verhandeltwurde, einen Ver-
Mittelungsentwurfvor, dessenwesentlichsteBestimmungenfolgende
waren: Bestätigungder meistenPrivilegien des Adels, Wahl-
fähigkeitder bürgerlichenMitgliederder Ritterschaftzum Engeren
Ausschußund Überweisungan dieselbenvon zwanzigneu zu fun-
dierendenKlosterstellenmit einerRente von je 100 Thalern, aber
ohne Naturalemolumente,Erleichterungenfür die Reception,Be-
schränkungder Klosternutzungenauf die im Lande wohnhaften
Familien, Gleichstellunghinsichtlichder Titulatur, Erklärung,
daß die Uniform eine Hoftrachtsei, womit der Gebrauchauf
den Landtagenwegfallenwürde, Beschränkungder die Adels-
PrivilegienbetreffendenVerhandlungenund Wahlen während des
Landtags auf besonderevorher bekanntzu machendeTage.

An diesen Vorschlägenhaftete naturgemäß der Übelstand
aller Kompromisse;sie befriedigtenkeinePartei. Dennoch war
kaumzu erwarten gewesen, daß man sie mit solcherEntschieden-
heit ablehnenwerde. Die Deputiertendes Adels würdenviel-
leicht zugestimmthaben, wenn sie nicht in der Zulassungder
Nichtadeligenzu den Klosternutzungenein bedenklichesPräjudiz
erblickt hätten. Letzterenwar wiederum das Dargebotenezu
wenig. Man trennte sichohne Aussichtauf Verständigung.

Dennochgab der Großherzogdie Hoffnungauf Versöhnung

nicht auf und wies nochim Herbst desselbenJahres seinenMi-

nister an, sichmit der Strelitzer Regierung wegen eines neuen

Appells an den EngerenAusschußins Benehmenzu setzen.Sein

Wunschwar, daß schonauf diefemLandtag 1843 dieWahlfähig¬
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feit aller Mitgliederder Ritterschaftzum Engeren Ausschußzuge-

standenwerde.— In dem betreffendenSchreibenheißt es u. a.:

„Wir mögenaber ferner auch nicht daran zweifeln,daß

dieMehrzahlder Gutsbesitzervom eingebornenund recipierten

Adel es einsehenwerde, daß ein rechtzeitigesNachgebengerade

die größte Stütze für eine vernünftigkonservativeTendenzist,

weil nur hierin das alleinige Mittel liegt, die Ausführung

von entgegengesetztenIntentionen zu verhütenund die Gegen-

Partei durch Wegräumungder Veranlassungzu begründeter

Aufregungzu entwaffnen. Und dies zumal bei einer Sache,

in der die Forderungen der GutsbesitzerbürgerlichenStandes
nichtallein in derBilligkeit,sondernanscheinendauchim Rechte
begründetsind."

Der StrelitzerHof und namentlichder dortige Minister von
Dewitz waren aber gegen eine solcheeinseitigeKoncessiondes
Adels, welchenichtbefriedigenund dieGegenparteinur ermutigen
werde. Die Frage der Wahlfähigkeitund die Klosterfrage,ant-
wortete Dewitz, dürften in keinemFall getrennt werden. Zur
BeilegungderDifferenzmüsseder Wegder Gesetzgebungbeschritten
und eine Vorlage an den Landtag gebrachtwerden, in welcher
beide Fragen sichgegenseitigbedingendzu behandelnseien. Die
schwerinischerseitsgehegteHoffnung, die bürgerlichenGutsbesitzer
würden sich nach Erlangung einer Koncessionberuhigen, teile
man dort nicht- Solange die Klosterfrageunentschiedenbleibe,
werdeder Streit nicht aufhören.

Ministervon Lützowmachtedagegengeltend, daß in denschwe-
mischen Landenmehr als die Hälfte der Ritterschaftbürgerlichen
Standessei. HinsichtlichderWahl zumEngerenAusschußunterliege
daher nichtnur die Rechtmäßigkeit,sondernauch die Zweckdien-
lichkeitdes bestehendenVerfahrens erheblichenBedenken. „Nur
einefreieund unbeschränkteWahl aus der Zahl aller landtagsbe-
rechtigtenGutsbesitzergiebtdiesichersteGarantiefür diejenigenEigen-
fchaften, welcheder EngereAusschußnachseiner eigentümlichen
Stellung vonseinenMitgliedernerwartenmuß." Demnachhalte er



Die ersten Regierungsjahre Friedrich Franz' II. 205

eine interimistischeErteilungder Wahlfähigkeitan alle Mitglieder
bis zur definitivenBeilegungdes Streits für angemessen.

Allein in Strelitz, wo die adeligenLandtagsmitgliedernoch

die überwiegendeMajorität hatten, ging man auf den Vorschlag
dieses partiellen Verzichts nicht ein. Schließlichkam eine Ver-
ständigungbeider Regierungendahin zu stände, daß in einem
identischenReskriptan die LandtagskommissariendieAnsichtender
Landesherrenüber gemeinsameRegelungder beiden wesentlichsten
Differenzpunktenocheinmal dargelegtund die Vertreterder Re-

gierungenangewiesenwurden, „sichmit den Landrätendarüber

zu beraten, wie diesebeklagenswertenStreitigkeitenzur definitiven
Erledigungzu führen seien".

Ein eingehendesVerfolgendieserVerhandlungenwürde den

Leserermüden. Der vom GroßherzogFriedrich Franz angeregte

freiwilligeVerzichtkamschonauf diesemLandtagezu stände.Ve-
stimmendwar dabei die persönlicheEinwirkung einflußreicher

Landtagsmitgliedergewesen.Im versöhnlichenSinne war nament-

lichderGeh.JustizratvonOertzenaufLeppinthätig, derspätereBun-
destagsgesandteund Ministerpräsident, ein allgemein geachteter

Mann, von ernstemsittlichemCharakter, von gründlicherjuri-

stischerBildung und in der Landesverfassungbewandert. Indem

derAdeldenobfervanzmäßigenAnspruchauf alleinigeWahlfähigkeit

zumEngerenAusschußfallenließ, gab er sichereinen Beweis ver-

söhnlicherGesinnung. In Anerkennungderselbenwurdendurch

ein landesherrlichesReskriptvom 23. November1843 seinean¬

deren Vorrechte, insbesonderedie Verwaltung und Nutzung

der Klöster und das ins recipiendi, „als wohlbegründet

und den Verhältnissenentsprechend"bezeichnet. „Daher Wir

Uns nicht bewogen finden können, den auf Abänderung

des bisherigenZustandes gerichtetenForderungen der Guts-

besitzer bürgerlichen Standes nachzugeben."Dieses Reskript

bildete sogleichund seitdem unausgesetztden Angriffspunktder

bürgerlichenPartei. Proteste auf dem Landtag, Petitionenan

den Großherzogum Zurücknahme, Beschwerdenin der Presse

drücktenden Unmut über die landesherrlicheEmanationin auf¬
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geregter Form aus. Auchdie Landschaftbeanstandetedie einsei-
tige Auslegung und verlangte bei der in Aussichtgenommenen
Ausarbeitung eines Reglementsüber die Adelsprivilegienheran-
gezogenzu werden.

Minister von Lützow wehrte diese Angriffe in schneidiger
Weise ab1. Allein was Dewitz vorhergesagthatte, traf ein.
Der erhoffteFrieden wurde nicht errungen. Der Führer der bür-
gerlichenPartei, Herr Stever auf Wustrow, sah sichdurchdiese
Koncessionnur ermutigt, den begonnenenKampf weiterzu führen.
Stever, ein lebensfroher,entschlossenerMann, von gutennatür-
lichenGaben und getragenvon dem Bewußtsein, an der Spitze
einer siegesgewissen,ihm ergebenenGefolgschaftzu stehen, schritt
mit Energievorwärts. Es gelang ihm mehr und mehr, wenig-
stens im schwerinschenLandesteile,mit seinerPartei die Majori-
tät in der Ritterschaftzu gewinnen. Herkömmlichwaren bisher
die Landräte regelmäßigin die Ausschüsse(Kommitten)gewählt,
welchefür die Beschlußfassungdes Plenums die Beratuugsgegen-
ständezu bearbeitenund über dieselbenzu referierenhatten. Die
Landräte führten in diesenAusschüssenden Vorsitzund waren
somitsachlichgenügendorientiert, um als Mitgliederdes Direkto-
riums die Debattenim Plenum zu leiten. Auf den Landtagen
von 1846 und 47 wurde nur noch der Landrat des stargard-
schenKreisesin einigeKommittengewählt.Die bürgerlicheMajo-
rität schloßdie übrigen Landräteaus und ebensoalle adeligen
Mitgliederder Ritterschaft,die sonststets in den Kommittenmit
Erfolg gearbeitethatten. Nun zeigtees sich aber, daß in der
bürgerlichenPartei es teils an denKräften, teils an derNeigung
fehlte, vollständigdenTeil der Arbeil zu übernehmen,der bisher
von adeligerSeite geleistetwar. Dem Mangel abzuhelfen,wur-
den Advokatenberufen, ihnen die Aktenübergeben,derenArbei-
ten als Kommittenberichtein das Plenum gebrachtund Einsprüche

1 Schreiben vom 18. Dezember 1843 an den Ausschuß der bürgerlichen

Gutsbesitzer. Zu demselben gehörten u. a. die Herren! Schlettwein-Ban-

delstorf, Dencker-Knegendors, Manecke-Vogelsang. Die Eingabe der Vorder-

städte wurde als „unzeitig" und „ungehörig" abgewiesen.
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dagegenbald durchstürmischesGebaren, bald durch majorisie-
rende Abstimmungniedergekämpft.Friedrich Franz litt unter
diesenZuständen. Mehrmals wandte er sichmit der Bitte um
Rat an seinenköniglichenOheim. Friedrich WilhelmIV. hielt
dieseDifferenzennichtfür sobedenklich.An dem strammenFest-
halten der alten GrundsätzewerdedieOppositionerlahmen. Noch
waren die traurigenMärztagenichtgekommen!Übrigensantwor-
tete der König auchmit positivenVorschlägen.

„Denkedoch mal ernstlichdarüöer nach" — schrieber
am 14. Januar 1847 — „ob es nicht möglichwäre, daß
teils reiche, Güter suchendeLeutebei uns, teils König Ernst
August, der Herzog von Braunschweigu. a. eine Anzahl
Rittergüter, die jetztin den HändenBürgerlichersind, zusam-
menkausteu,um die Oppositionsparteiaus dem Landtag zu
schwächen.Vielleichtkönnten auch Plessen, Bassewitz,Hahn
und die wohlgesinntengroßenStädte dasselbethun." —

Allein für ein solches Auskunftsmittelwar es — wenn
dasselbe überhaupt durchführbar gewesenwäre — längst zu
spät. Bereits hatte die Agitation die unteren Stände ergriffen.
In einigenkleinen Städten kam es zu Unruhen. Militärische
Detachementsmußten dorthin entsendetwerden, Die stürmischen
Scenenaus dem Landtage1847 nahmen schoneinenbedrohlichen
Charakteran. Die Autorität des Direktoriumsward fast illu-
forisch. Der VorsitzendeLandrat von Blücherauf Kuppentin,ein
wohlwollender,aller Schroffheitabholder, edler, liebenswürdiger
Mann und zum Präsidiereneiner großenVersammlungsonstgut
geeignet,war vergebensbestrebt, den Verhandlungeneinensach-
lichen Charakterzu bewahren;überall trat Parteileidenschaftin
den Vordergrund und wirktenachteiligauf die Beschlüsse.Die
Landmarschälle,welchendie Aufrechthaltungder äußern Ordnung
und die Leitungder Abstimmungenobliegt, wurden in ersterer
Hinsichtnichtmehr respektiertund in letzterer,wenn sie den bis-
herigenRechtszustandaufrechterhielten,der Parteilichkeitgeziehen.
Es hatten sichvölligunhaltbareZuständeauf denLandtagenent-
wickelt. Niemandkönntesagen, was aus ihnen gewordenwäre,
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wenn nicht das Jahr 1848 ein schweres,aber gründlichreinigen-

des Gewitterüber die mecklenburgischeRitterschaftgebrachtHütte.
Ehe wir an diesebewegteEpocheherantreten, ist nochman-

ches aus den ersten sechs Regierungsjahren1842—48 nachzu-

tragen. Diese Zeit war reich an neuen, mächtigenEindrücken,

an wechselvollenErlebnissen. Man könntesie als die der Wan-
derjahre bezeichnen.Nach einem Wunsch des sterbendenVaters

sollteFriedrich Franz nochweite Studienreisenunternehmenund
die größeren europäischenHöfebesuchen,ehe er sichein eigenes
Familienlebengründete. Die Ausführung dieses Wunschesent-

sprach durchaus seinen eigenen Neigungen. So unternahm er
denn, nachdem1842 die Besuchean den nächstverwandtendeut-
schenHöfen abgestattetwaren, in jedemder nächstenJahre eine
größere Reise ins Ausland: 1843 nach Rußland, 1844 nach
Österreich,Italien und demOrient. 1845 nach Dänemark.

Gleich in den ersten WochennachseinemRegierungsantritt
aber trat nocheineandere,sein Gemüt sehr bewegendeEntschei-
dung an ihn heran, die Stellungnahmezum Tuilerienhof.

Wir habendie HerzoginHelenein demAugenblickverlassen,
wo sie unter dem Donner der Kanonen und dem Jubelruf der
zujauchzendenMenge die französischeGrenze betrat. Sie schien
das Glück, das sie so beharrlicherstrebthatte, wirklichgefunden
zu haben. Sie war der ^Lieblingder OrleansfchenFamilie, der
Mittelpunktder Pariser Gesellschaftgeworden.Von ihrem Gatten
geliebt, von ihrer Umgebungbewundert,Mutter zweierreizender
Knaben, genoßsie bewußt und dankbardie sonnigeGegenwart.
Die dumpfeGährung der unteren Volksschichten,das allmähliche
Verblassender Sympathieenfür die Julidynastie, die zunehmende
Unsicherheitin der Haltung der Regierung gewahrtesie nicht
oder wolltesie nichtgewahren. Ihre Briefe atmeten Glückund
Zufriedenheit. Dennochlag ein Schatten auf dieserglanzvollen
Existenz. Die Verbindungmit der Heimat war sogut wie ab-
gebrochen.Nur durchdie Besucheihrer Mutter und durchKorre-
spondenzmit dem heranwachsendenNeffen wurden die Bezie-
Hungenzur großherzoglichenFamilie aufrechterhalten.Fünf Jahre
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waren seitdemverstrichen.Die Spannung zwischenden beiden
Höfen bestandfort. Der mecklenburgischeGesandte, Herr von
Oerthling, war ausdrücklichangewiesenworden, sichjedwederals
Annäherungsversuchzu deutendenDemarchezu enthaltenund sich
lediglichauf den geschäftlichenVerkehrzu beschränken,dieüblichen
Höflichkeitsakteausgenommen,welchebeibesonderenAnlässen,wie

z. B. bei der Geburtder Prinzen, dem diplomatischenGebrauch
entsprachen.Ludwig Philipp hätte Wohl gern zu einer Aus-
söhnung die Hand geboten. MecklenburgischeEdelleute, welche
Paris besuchten,wurden, wenn sie sichbei Hofe meldeten,mit
besonderer Auszeichnungbehandelt. Der König sandte seine
Stallmeister wiederholtnach Mecklenburg,um dort Pferde sür
den Marstall anzukaufen.Auchdurch den französischenGesandten
in Berlin wurden gelegentlichdiskrete Versuchezur Anbahnung
bessererBeziehungengemacht. Der Herzog von Orleans aber
konnte das, was er irrtümlicherweiseals eine persönlicheKrün-
knngempsunden,nichtverschmerzen,undseineGemahlinstand zu
sehr unter demEinfluß ihrer nächstenUmgebung,um das Gefühl

der Verstimmungund Bitterkeitzu überwinden,mit dem sie von

den Ihrigen geschieden.
Das AblebenPaul Friedrichs, der in dieser ganzen ihm

so schmerzlichenAngelegenheitnicht leidenschaftlich,sondernnur
konsequentverfahrenwar, bot nun allerdings Gelegenheitzur
Beseitigungder peinlichenDifferenzen. FriedrichFranz war so-
gleichentschlossen,sie zu ergreifen. Er liebteseine Tante Helene,

und diesewiederumhatte für ihn die alte herzlicheZuneigung

treu bewahrt. In den Briefen, die sie ihm nach Dresdenund

Bonn geschrieben,klangoft das Gefühlder Wehmutdurch,und

jetzt, beim Verlust des Vaters und angesichtsder schwerenAuf-
gaben, die seinerharrten,gab sie ihren Empfindungenin warmen

Worten Ausdruck.
„Tuilerien,den 16. März 1842.

Mein lieberteurer Fritz.
WüßtestDu, wiesehr Deinguter vortrefflicherBrief mich

gerührt hat, so würdest Du auchmeinemDank sür denselben
von Hirsch seid, Friedrich Franz II. 14
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die Innigkeit und Wärme anfühlen, welchedie toten Schrift-
zügeso oft verbergen.Ich denkemir, Dein Herzmuß es aber
fühlen, wie viel ich mit Dir, mit Euch allen bin. Du wirst
daher aucherraten, wie teuer mir die Worte gewesen,die aus
so treuemreinemHerzenkommen,wie wert mir jedesWort aus
Mecklenburgist. Alles, was sichnochauf Deinenguten seligen
Vater bezieht,ist mir von unendlichemInteresse. Bei solchem
schrecklichenVerlustefühlt man tiefer als je die Rechte,welche
die Bande des Blutes über unser Herz besitzen.Dann erst
fühlt man recht, wie lieb einem die Entschlafenenwaren. —

In meinem ersten Briefe habe ich Dir kaum sagen können,
wie Dein persönlicherSchmerz michbesondersgejammertund
betrübt hat, wie ich DeineLageeine so außerordentliche,aber
daher auch eine gesichertefinde, weil ich glaube, daß die
Schwierigkeiteiner Stellung ein Herz wie das Deinige stets
zur rechtenQuelle der Weisheit, zum Gebet, sührt. — Die
Verantwortung in Deiner Lageist allerdingsgroß, docher-
leuchtet Gott die Herzen, die ihm trauen, und fördert den
Menschen, der treue Ratgeber und keine'Schmeichlersucht,
höher auf der schwerenBahn. Du findest in dem vortreff-
lichenLande, welchesDu jetzt regierst, eine treue Liebefür
Dich, eine große Hoffnung, die frühe auf Deinenedlen, bie-
derenCharaktergewirkt. DieseLiebeder Mecklenburgerfür ihr
Fürstenhausist der schönsteSchatzunseres Landes; verschenke
ihn nichtund zeigeDich diesesVertrauensstets würdig. Wenn
ich nichtwüßte, daß Du die schönenWorte kennst, welchein
dem Testamentunseres seligenGroßvaters an Deinen Vater
gerichtetwaren, so würde ich sie Dir schicken,denn sie sind
wirklichunschätzbarund sür Deine jetzigeLage rechtPassend,
doch zweifleich nicht, daß Du sie auch jetzt wieder gelesen
habenwirst.

Der Herzogwar auchin dieserAngelegenheit,wieimmer,
voll Teilnahmesür michund meinen Schmerz. Er trägt mir
vielHerzlichesfür Dich auf, hat die treustenWünschefür Dein
Glückund für die Wohlfahrt Deiner Regierungund teilt mei¬
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nen innigen Wunsch, daß unsereVerbindungstets freundlich

und verwandtschaftlichsein möge. Grüße Deine lieben Ge-
schwistervon mir und traue immer auf die Liebeund Treue
und HerzlichkeitDeinertreuenTante."

Trotz des herzlichenEinvernehmens,welcheszwischender
Herzogin Heleneund demneuen Oberhauptdes großherzoglichen

Hausesbestand,wollteindessendie offizielleAnnäherungder bei-
den Höfe nichtrecht in Fluß kommen. Und zwar war es jetzt

das französischeKabinett, welchesdurchkleinlicheMachinationen

in der öffentlichenMeinung die Vorstellungzu erweckensuchte,

als sei man mecklenburgischerseitszur Erkenntniseines Irrtums

gelangtund bestrebt, die Freundschaftder Orleans zu gewinnen.

In diesemSinne wurde denn die Mission des Buudestagsge-
sandten Herrn von Schack, der am 13. April in Paris eintras,
und der gleichdarauf erfolgendeBesuchdes Herzogs Gustav in
der offiziösenPressebesprochen.Herr von Schackfand eineHöf-
liche, aber dochziemlichkühleAufnahme.Gegenden Herzogwar

man in den Tuileriensehr liebenswürdig,suchteaber seinerAn-

WesenheitdieBedeutungzu geben, als sei er derÜberbringerent-

schuldigenderErklärungen. Minister von Lützowwar überhaupt

gegendiese Reise gewesen,die er für unzeitgemäßhielt. Auch

der Großherzogteilte dieseAnsicht, gab aber den lebhaftgeäu-

ßerten Wünschendes ältesten Familienmitgliedesnach. Gleich-

zeitighatte das französischeKabinett durchden in Hamburgresi-

dierendenVertreterMarquis de Tallenay, der in Schwerinohne

die sonstüblichenGratulationsschreibeneingetroffenwar, darüber
Beschwerdegeführt, daß in der Schlußformeldes den Thron-

WechselanzeigendenNotifikationsschreibensdieWorte: „Cousin et

fröre" anstatt „Cousin et serviteur" angewandtseien.Allerdings

war die letztereBezeichnungfrüher auf einen besonderenWunsch

Karls X. vomGroßherzogFriedrichFranz I. „commeune faveur

toute personnelleet ä laquelle Sa Majeste mettait un haut

prix" zugestandenworden. Jetzt, wo ein Verwandtschaft-

liches Verhältnis bestand und man dasselbeauch offiziellan-

zuerkennenbereitwar, schiender Ausdruckserviteur nichtmehr
14*
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paffend. In keinem Fall lag eineVerpflichtungdazu vor. Um

dem französischenHof aber gefällig zu sein, erklärtesich der

Großherzogauchhierzubereit.
Alle dieseVorgänge, die das Bestrebenerkennenließen, die

veränderteSituation für die OrleansfcheHauspolitikauszunutzen

und das Benehmendes jungen Großherzogs als amende hono-

rable darzustellen,mußten in Schwerin verstimmendwirken und

würden vielleichtzu einer neuen Erkaltunggeführthaben, wenn

nicht ein ganz unerwartetes, erschütterndesEreignis alle kleinen

Häkeleienraschvergessengemachthätte. Am 13. Juli stürzteder

Herzog von Orleans aus dem Wagen, dessenPferde durchge-

gangen waren. Wenige Tage später kniete Herzogin Helene,

welchesichwährendder Katastrophein dem Badeort Plombicres
befand, am Sarge ihres entseeltenGatten. War diefer Schlag
für das liebendeHerz der unglücklichenFürstin ein furchtbarer,
ihr ganzes Lebensglückvernichtender,so war er auch für die
SicherheitderOrleansfchenDynastievon unheilvollsterBedeutung.
LudwigPhilipp war alt, seineGesundheitgebrechlich,derThron-
erbe ein vierjährigesKind. Die Aussichtauf eine unvermeidlich
scheinendelange Regentschaftmußte alle Anhänger des Hauses
Orleans mit Besorgnis erfüllen. Vorläufig schwiegenalle diese
politischenErwägungenangesichtsdes namenlosenSchmerzesder
Hinterbliebenenund der erschütterndenTragik des Ereignissesselbst.
Der alte König war ganz gebrochen.HerzoginHelenezeigtesich
stärkerund gefaßter,als man bei ihrer zarten Gesundheitund
dem jähenZusammenbruchaller ihrer Hoffnungenerwartenkonnte.
Mit der Energie und Seelenstärke, die ihr in allen kritischen
Momenten ihres Lebens eigen war, kämpftesie den Schmerz
nieder und verhandeltemit den Ministernüber die Fragen der
Regent-und Vormundschaft.Allein ihr Wunsch, sür den Fall
des AblebensLudwigPhilipps die Regentschaftzu erhalten, war
unerfüllbar. DieHausgesetze,mehr aber nochihr protestantisches
Bekenntnisstandendemim Wege. Sie erlangteaber das Recht,
ihre Kinder selbständigerziehenzu dürfen,und dieserLebensauf-
gäbe widmetesie sich fortan mit voller Hingebung. War auch
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der schöne Traum, dereinst Königin zu werden, zerronnen, so

blieb doch die Hoffnung, die Mutter eines Königs zu werden.

Großherzog Friedrich Franz hatte sogleich Herrn von Sell nach

Paris entsendet. Die warmen teilnehmendenWorte feines Schrei-

bens thaten dem Herzen der gebeugten Witwe wohl. Sie beleb-

ten die schlummernde Erinnerung an die einst so liebe Heimat.

Der König sandte den Vertrauten seines HeimgegangenenSohnes,

den Oberst Grafen Montguyon, nach Schwerin, um für die Teil-

nähme zu danken, und die Aussöhnung war eine vollständige

Herzogin Helene schriebam 20. August 1842:

„Mein lieber Fritz! Der König hat gewünscht,Dir einen

Beweis seiner freundschaftlichenGefühle zu geben und Dir noch

ganz insbesonderefür die rasche Sendung Deines guten Herrn

von Sell zu danken, welcher uns die warme verwandtschaftliche

Teilnahme Deines Herzens ausgedrückt hat. Er schreibt Dir

selbst,darum rede ich Dir nicht von den Gefühlen, die ihn für

Dich beseelen; die meinigen jedoch erwähne ich. Denn wenn

Du sie gleichkennst, so ist es mir doch ein Bedürfnis, Dir zu

sagen, wie michDein herzliches,treues Benehmen rührt, wie ich

Dein gutes Herz stets gekannt und stets darauf gebaut habe,

wie es mir wohlthut, zu sehen, daß Du meinen entsetzlichen

Schmerz so vollkommenteilst. Graf von Montguyon wird Dir

recht viel von meinem Herzog erzählen können,— o hättestDu

ihn gekannt, wie hättest Du ihn geliebt. Wie fern, wie weit

hinter ihm find alle Schilderungen, wie schrecklich,daß er, der

wirklich ein edles Vorbild für junge Fürsten war, nicht von

allen gekannt war, die feinen Spuren freudig gefolgt wären.

Das wirft Du gewiß empfinden, wenn Du erfahren wirst, wie

herrlich, wie edel er war. Ach, mein guter Fritz, noch schreibe

ich wie eineTräumende das Wort »er«; ich kann es noch nicht

glauben, daß alle dieseTugenden, diese herrlichenGaben für die

Welt, sür das Land, für uns ins Grab gelegt sind. Es ist

schrecklich,schrecklich!Ich schließe,mein lieber Fritz, weil mein

Schmerz zu groß ist. Denke oft in Liebe an Deine unglückliche

Tante Helene."
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Der AbgesandteLudwig Philipps fand den Großherzog nicht
mehr in Schwerin anwesend und folgte ihm nach dem Rhein,
wo derselbegerade den großen preußischen Manövern beiwohnte.
Schon im Juni hatte sich Friedrich Franz den verwandten Höfen
in Neustrelitz und Berlin als regierender Herr vorgestellt; der
Besuch der mecklenburgischenLandstädte war dann durch eine
übrigens leicht verlaufendeErkrankung an den Masern unterbrochen
worden. Jetzt im Herbst sollte dem jugendlichenKriegsherrn die
erste militärischeSchulung unter der Leitung preußischerTruppen-
führer zu teil werden. Friedrich Wilhelm IV. hatte seinenNeffen
dazu eingeladen.Als Gast des königlichenHauptquartiers folgte die-
ser den Truppenübungenund wohnte der Feier der Grundsteinlegung
bei, mit welcher am 4. September die Wiederaufnahme des Dom-
baues in Köln festlicheingeleitetwurde. Das bewegtemilitärische
Treiben, die glänzenden Feste in Schloß Brühl, die Paraden,
Diners und rauschenden Ovationen, welche die rheinische Be-
völkerung ihrem Monarchen überall darbrachte, vermochtennicht
die trüben Bilder der jüngstenVergangenheitzu verscheuchen.Auch
ein weniger ernstes Gemüt hätte sich beim Wiederbetreten des
Schauplatzes der einstigenfröhlichenStudentenzeit eines wehmütigen
Rückblicksnicht entschlagen können. Kaum sechs Monate waren
seitdem verstrichen. Wieviel neue Eindrücke hatten sich in dem
kurzen Zeitraum zusammengedrängt! Wieder bewohnte Friedrich
Franz auf der Durchreise in Bonn die Vinea Domini. Nochstand
alles fo, wie er es verlassen. Wieder blickte er hinab zu dem
breiten Strom, dessengewaltigeWassermassensich ruhig dem Meere
zuwälzten, hinüber zu den Kuppen des Siebengebirges, zu den
villengeschmücktenUfern. Dasselbe Landschaftsbild, in der Stadt
die alten bekanntenGesichter, die nächste Umgebung so ganz wie
damals. Nur er selbst war ein anderer geworden.

Die gewissenhaste, fast ängstliche Prüfung seiner Fähigkeiten,
die Zweifel an dem Vermögen, die gestellteAufgabe zu bewältigen,
das Vertrauen auf die göttlicheHülfe, diese mannigfachen Äuße-
rungen ernster Selbstbetrachtung, denen wir auch später nochhäufig
begegnen werden, sprachensich während jener Tage wiederholt in
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seinemTagebuch und in seinenBriefen aus. Tiefbewegtschrieber

am 15. September, dem Geburtstag des HeimgegangenenVaters,

aus Bonn an die Großherzogin-Mutter. Er versprach ihr, das

zu halten, was er vor Jahresfrist an diesemTage gelobt, und

verwies auf den Trost, den er selbst in der stillen Feier dieses

Gedenktagesgefunden. Aber ein längeres Verweilen bei den weh-

mutigen Erinnerungen ließen die Forderungen der Gegenwart nicht

zu. Nach zwei in stiller Zurückgezogenheitverbrachten Tagen

schloß er sich wieder dem königlichenHoflager an, stattete der

Königin in Stolzenfels einen Besuch ab und unternahm dann,

nach Beendigung der Manöver, eine Reise an die Höfe von Wies-

baden, Weimar, Altenburg und Dresden. Auch der Besuch des

letzterenOrts war eine Art Wallfahrt zu den Stätten der sorg-

losen Jugendzeit. Nach vorübergehendem Aufenthalt in Char-

lottenburg, wo ihn die abendlichenVorlesungen Tiecks fehr an-

zogen und in ihm den Gedanken erweckten,ähnliche Vorträge für

die Winterabende in Schwerin zu veranstalten, kehrteer nachMeck-

lenburg zurück.
Seine erste Sorge galt einer würdigen Ausschmückungder

Begräbnisstätte des Vaters. Ein Dekretverfügte, daß die Heiligen-

blutskapelle im Dom, in welcher Paul Friedrich einstweilenbei-

gesetztwar, fortan zur fürstlichen Gruft bestimmt sein und dem-

entsprechendauf großherzoglicheKosten ausgestattet werden solle.

Die Wände dieser in der Apsis des Mittelschiffs gelegenenKapelle

erhielten eine Bekleidung aus vaterländischemGranit. Die Glas-

gemälde der Fenster wurden nachZeichnungen von Cornelius durch

den Glasmaler Gillmeister ausgeführt. Der Hauptaltar, durch ein

neues Bild von Lenthe geschmückt,wurde mehr nach dem Innern

der Kirche gerückt und der Begräbnisplatz selbst durch ein kunst-

volles Bronzegitter abgeschlossen.

Am 12. Oktober fand ein feierlicherEinzug in Ludwigslust

statt, an welchen sich ein vierwöchentlicherAufenthalt anschloß.

Seinem damals gefaßten Entschluß, den Herbst alljährlich in

seinem Geburtsort zu verleben, ist Friedrich Franz während seiner

ganzen Regierungszeit treu geblieben. Waren es zunächstdie Er¬
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innerungen an die schöneKinderzeit und die Reize der Waldland-

schast, die ihn anzogen, so wirkte in späteren Jahren wohl die

immer mehr sich entwickelndeJagdpassion dabei bestimmend mit.
Damals, 1842, war der junge Fürst noch ein sehr ungeübter

Schütze; die Jagden fesseltenihn mehr durch die damit verbundene

Geselligkeitund den Aufenthalt in schöner Natur. Die Jagdbeute,

die er zur Strecke lieferte, war ziemlich gering. Sein Tagebuch
verzeichnetbald einen, bald zwei Hasen, manchmal einen Rehbock
und im November den ersten Fuchs. Die Hasenhetzezu Pferde
zog er deshalb vor. Es kamen ihm sogar Zweifel, ob allzu-
häufiges Jagen mit seinen Berufspflichten wohl vereinbar und ob
dieJagd überhaupt ein erlaubtes Vergnügen sei. Allein als Jagd-
Herr eines ausgedehnten wildreichen Gebiets und als Gast auf
den Schlössern jagdlustiger Edelleute, deren Einladungen er nicht
ablehnen mochte, mußte er bei steter Übung und zunehmender
Erfahrung die Liebe zum Weidwerk um so leichter gewinnen, als
sein kräftiger Körperbau nach häufiger Bewegung in frischerLuft
verlangte. So ward denn gerade in den Jahren, die uns jetzt
beschäftigen, aus dem Naturfreund der trefflicheSchütze und er-
fahrene Weidmann, als den wir alle ihn später gekannthaben.

Im reiferen Alter bevorzugte er den Pirschgang mit der
Büchse. Dazu boten das Buchholz bei Schwerin und die Lewitz
bei Friedrichsmoor vorzüglicheGelegenheit. Auf Flugwild war er
weniger geübt. Um auch anderen die Teilnahme an den Jagd-
freuden zu ermöglichen, wurden jährlich größere Hofjagden ab-
gehalten. Dazu gehörten die fogenannten Klapperjagden in Lud-
Wigslust, das „eingestellte" Jagen aus Sauen in verschiedenen
Forsten und im Jasnitzer Wildpark, zu welchem letzterengewöhn-
lich fürstliche Personen eingeladen wurden.

Schon in den vierzigerJahren bestanden in Mecklenburgver-
schiedeneParforcejagdgefellschaften,welcheenglischeMeuten eingeführt
hatten. Dieser Sport, der im Verlauf des letztenJahrhunderts
in Deutschland fast ganz in Vergessenheitgeraten war, sand bald
nach den Befreiungskriegenin dem mit England eng verbundenen
Hannover wieder eine Heimstätte. Auch in dem angrenzenden
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Holstein und Mecklenburggewann er Freunde. Hier waren es
namentlich die Grafen von Bassewitz auf Burg-Schlitz und
von Plessen auf Schloß Jvenack, denen die Förderung diesesSports
zu danken ist. Großherzog Friedrich Franz interessierte sich sehr
lebhaft dafür, war Mitaktionär und nahm in den vierzigerJahren
regelmäßig an den herbstlichenMeetings teil. Er wohnte dann
gewöhnlichin Burg-Schlitz, Jvenackund Basedow. Die glänzenden
Feste, welchemit dieser Jagdsaison verbunden waren, sind noch
heute im frischenAndenkenderer, die sie erlebt haben. Das Jahr
1848, das so vieles zerriß, sprengteauch dieseVereinigung. Wohl
wurde der in Mecklenburg so beliebteSport später wieder auf-
genommen, doch hat er sich zu dem Glanz und der Bedeutung
jener früheren Zeit nicht wieder zu entwickelnvermocht. —

Kehren wir zum Herbst 1842 zurück. Die weidmännische
Passion war, wie gesagt, bei Friedrich Franz noch nicht geweckt.
Größeren Genuß gewährten ihm einsameSpazierritte auf den Lieb-
lingspferdm Colone! und Metella. Nur sein unzertrennlicherGe-
fährte, Morny, ein prächtiger Jagdhund, durfte ihn begleiten.
Daneben Ausflüge nach dem Landgestüt Redefin, welches nach
dem Tod des Oberstallmeisters von Bülow durch den Stall-

meister Kreichelt interimistisch verwaltet wurde, Billardpar-
tieen mit den Offizieren der Garnison, Theeabende im Schloß
oder bei den Familien von Klein und von Kahlden ?c. Neben
diesen harmlosen Zerstreuungen wurden die Regierungsgeschäfte
gewissenhaftbetrieben. Eine Angelegenheit war es, die jetzt vor
allem die Aufmerksamkeitdes Großherzogs und seinerRäte in An-
spruch nahm: die Eisenbahnfrage.

Noch waren die Anschauungenüber den wirtschaftlichenWert

und die Rentabilität des neuen Verkehrsmittels in Deutschland so

wenig geklärt, daß jedes einzelneUnternehmen auf Bedenkenund
Schwierigkeiten stieß, die heute unbegreiflich erscheinenwürden.

Der Stadt Wismar gebührt das Verdienst, den Bahnbau in Meck-

lenburg zuerst in Anregung gebrachtzu haben. Im Jahre 1836

bildete sich dort ein Komitee, welchesErmittelungen hinsichtlichder

besten und wohlfeilstenVerbindung zwischenWismar und Hannover
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anstellte. Diese führten zur vorläufigen Ausarbeitung eines Pro-

jekts Wismar-Boizenburg. Die hannoverscheRegierung war diesem

Plan sehr günstig gesinnt und schloß mit der Schweriner eine

Übereinkunft ab, nach welcher die Linie Wismar-Hannover auf

dem linken Elbufer mit Hamburg in Verbindung gebracht werden

sollte. Vermessungender Trace und Untersuchungen betreffs des

Elbübergangs waren bereits vorgenommen, als unter preußischem

Einfluß ein anderes Projekt, Berlin-Hamburg, auftauchte und zur

Lösung jener mit Hannover abgeschlossenenÜbereinkunft führte.

Am 8. November 1841 kam in Berlin zwischenPreußen, Meck-

lenburg, Dänemark, Lübeckund Hamburg eine Eisenbahnkonvention

unter Gewährung von Transitzöllen für die Linie Berlin-Hamburg

zu stände. Gleichzeitigwar eine Aktiengesellschaftzur Beschaffung

des nötigen Kapitals in der Bildung begriffen. Die Zeichnungen

flössen aber sehr spärlich. Das Brandunglück, von welchemdie

Stadt Hamburg im Mai 1842, wenige Monate nach Ratifikation

des erwähnten Staatsvertrags, betroffenwurde, sprachdabeiweniger

mit als das zu jener Zeit allgemein gewicheneVertrauen zu der

Rentabilität von Eisenbahnunternehmungen. Die Trace war so

ziemlich dieselbe, welche der Bahn heute zu Grunde liegt. Die

Frist für den Abschlußder Kontrakte lief aber Ende Novemberab.

Die mecklenburgischeRegierung war an demZustandekommendieser

Bahn sehr interessiert und hatte den Aktionären günstige Be-

dingungen in Aussicht gestellt; nicht so die preußischeRegierung,

welchenicht nur die Gewährung einer Zinsgarantie rundweg ab-

lehnte, sondern auch der LinieHamburg-Magdeburg auf dem linken

Elbufer den Vorzug gab. Dies letztereProjekt wurde auch von

Hamburg begünstigt, wo man sich von einem Anschluß an die

schon bestehendeLinie Magdeburg- Leipzig und von der näheren

Verbindung mit dem sächsischenJndustriebezirk größere Vorteile

versprach.
Trotz der eifrigen Bemühungen des Ministers von Lützow

war ein Umschwungdieser Stimmung nicht zu erzielen, und die

Frist sür die Bahn auf dem rechten Elbufer nahte ihrem Ende.

Da entschloßsich der Großherzog, die Angelegenheitseinem könig-
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lichenOheimin einemPrivatschreibenans Herz zu legen. Dieser
antwortete, Preußen könnedie Zinsgarantienicht gewähren, da
Stettin von der rechtselbischenBahn einenRückgangseinesHandels
befürchte. Auch habe eine andere Gesellschaftfür das Projekt
Magdeburg-Hamburgbereitsdie Koncessionerhalten. Alles, was
er thun könne, sei, die Frist für das rechtselbifcheUnternehmen
um 6 Monate zu verlängern. Mehr als ein Aufschubwar also
vorläufignichtzu erreichen.

Es galt, ihn auszunutzen. Minister von Lützowwar sehr
rührig. Er suchteim LandeStimmung zu machenfür die un-
erläßlicheGeldbewilligungseitens der Stände, verhandeltemit
Dänemarkwegen der auf LauenburgerGebiet liegendenStrecke
und erreichtein HamburgeinegrößereGeneigtheitfür die rechts-
elbischeBahn. Auchdie BedenkenseinesKollegenLevetzowgegen
einAnleiheprojekthatte er zu überwinden. Aber die wesentlichsten
Schwierigkeitenlagen in Berlin. Im April 1843 begaber sich
deshalbselbstdorthin, trug demKönigedie Sache vor und ver-
handeltepersönlichmit den maßgebendenRaten der Krone.

Die erstenBesprechungeneröffnetenwenig Hoffnung. Der
FinanzministervonBodelschwinghwar erkranktund seinVertreter,
Herr von Thile, den mecklenburgischenWünschennochabgeneigter

als jener. Der Ministerdes Auswärtigen,vonBülow, zeigtesich
zwar entgegenkommend,konnteaber als geborenerMecklenburger
nichtso entschiedensür LützowsAnträgeeintreten,als er es Wohl
gewünscht,zumal die neueBahnliniedurchsein eigenesStammgut
Düssin gehensollte. Am 27. April berichteteLützow an den
Großherzog:

„Herr von Thile hat mir alle Hoffnungbenommen. Er
schütztdas Interessevon Stettin und Magdeburgvor, hält es
wenigstensfür sowichtig,daß manHamburgkeineUnterstützung
gewährenkönne. Er ist der Ansicht, daß wir dem Publikum
etwas zu günstigeBedingungengewährten. Preußenkönneaber
keine Opfer bringen. Was die Andeutung betraf, Preußen
möge sich in Rücksichtauf den Zollanschlußdie Gemüternicht
so entfremden,so wurde ich damit abgefertigt,daß Preußen in
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solchenFällen immer die Anträge abwarte. Kurz, man will

nichthelfen. Der Einzige,den ich ganz auf derHöhederFrage

gefundenhabe,ist derPrinz von Preußen. Se. KöniglicheHoheit,

obgleichGouverneurvon Pommern, beurteilendie Sache voll-

kommenrichtigvon demStandpunktaus, welchendas preußische

Gouvernementzu nehmen hat. Preußen müßte sich an die

Spitze solcherUnternehmenstellen, um die Leitungnichtaus

der Hand zu geben,und hier könntees das mit sehr geringer

Gefahr. Übrigens hatte der Prinz unsereGegner in Stettin

bei seinerdortigenAnwesenheitzu beruhigengesuchtund ihnen

die Unvermeidlichkeiteiner Bahnverbindungmit Hamburgbe-

merklichgemacht."
Trotzdes vermittelndenEingreifensdes Prinzen von Preußen

und des am Hosedamals sehr einflußreichenMinisters, Grafen

von Alvensleben,welcherzwar die Linieüber Brandenburgund

Rathenow vorzog, aber doch eine Staatsgarantie befürwortete,

mußte Herr von Lützow anfangs Mai unverrichtetersachenach

Mecklenburgzurückkehren'.Wieder bedurftees des persönlichen

Eintretens des Großherzogs, der sich noch in demselbenMonat

nach Potsdam begab. Waren es seine mündlichenBorstellungen

beimKönig,oder hatte das GewichtderGründe, diefür dieSache

selbstsprachen,den WiderstandBodelschwinghsund Thiles be-

siegt,— kurz,es fand ein plötzlicherUmschwungin den Berliner
Regierungskreisenstatt. Die Richtungder Bahnstreckeward fest-
gestellt, die Zeichnungauf Aktiennahm guten Fortschritt, der

durchdie BrandkatastrophestarkmitgenommenenStadt Hamburg

1 Es war wohl in Würdigung der unablässigen Bemühungen auf

diesem Gebiet, daß der Großherzog Herrn bon Lützow gerade iu jenen Tagen

das heimgefallene Lehen Boddin überwies. Die Schenkungsurkunde erhielt

der Minister noch in Berlin. „Ihr Geschenk", heißt es in dem Dankschreiben,

„und mehr noch die Art, wie Sie es mir gegeben, hat mich aufs tiefste ge-

rührt und ergriffen. Mich fesselt an Ihren Hochseligen Vater, an die Frau

Großherzogin und au Sie das Gefühl der innigsten Liebe. Alles, was mir

zu teil geworden, verdanke ich der Gnade meines Herrn, Aber eine An-

erkennnng aus warmem Herzen, wie Ihr Schreiben sie enthält, das thut

wohl, das bindet, wenn's möglich ist, noch inniger und fester."
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wurden vorläufigeErleichterungengewährt,und bereitsam 7. Juni
konnte den zu einem Konvokationstagnach Schwerin berufenen
Ständen das Projekt in seinen allgemeinenUmrissenvorgelegt
werden. Die Stände bewilligtenzur Bestreitungder Baukosten
anderthalbMillionenThaler Courant, welcheebensowie die auf
demLandtag von 1840 auf Aktiengezeichneten300000 Thaler
durcheineAnleihebei dem HamburgerBankhaus Salomon Heine
aufgenommenwurden. Zwei Wochenspäter trat auch schondie
ersteGeneralversammlungder Aktionärein Schwerin zusammen,
und Herr vonLiißowkonnteseinemdamals in Petersburg weilen-
den Herrn berichten,daß nichtnur die Zweiflerund Bedenklichen
jetzt für das Unternehmengewonnenwären, sondernselbstdie
Gegner, wie z. B. die Vertreterder Berlin-PotsdamerBahn, zu
einerVerständigungdieHand böten. Eine unerwarteteSchwierig¬
keit erhob sich nun wieder in Gestalt der dänischenForderung,
daß die Bahn die Stadt Lauenburgberührensollte, wodurchdie
ursprünglicheTrace einesehr unerwünschteAblenkungnachSüden
erfahrenhätte. Herrn von Lützowgelang es nicht ohne Mühe,

die ZurückziehungdiesesAntrags zu bewirken. Endlichim Früh-
jähr 1844 konntederBau auf mecklenburgischemTerrain beginnen,
und am 15. Dezember1846 wurde die ganzeLinie dem Verkehr

übergeben.
Das Verdienstan dem Zustandekommendiesesfür das Land

in mehr als einer Hinsichtfo wichtigenSchienenstrangesmuß
unbedingtdemjungenGroßherzogund seinemerstenMinister zu-
erkannt werden. Wohl wäre mit der Zeit eine Verbindung

zwischenBerlin und Hamburg auch ohne deren Einwirkungzu-

stände gekommen.Daß aber Mecklenburgschondamals von der-

selbendurchschnittenwurde, ermöglichteweit früher, als es sonst

hätte geschehenkönnen,die Angliederungder Zweigbahnennach

Rostockund Wismar, welchedie Regierung sogleichenergischbe-

trieb. Bereits auf demKonvokationstage1843 hatte der Groß-

herzog eine dahin gehendeZusicherungerteilt. Im April des

nächstenJahres gingenfast gleichzeitigvon beidenSeestädtenAn-

träge auf Koncessionierungvon Bahnlinien über Schwerinnach
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Hagenowein. Die Regierungentschiedsich für keinenderselben,

sondernverlangtezunächsteineVereinigungderbeidenInteressenten-

gruppen.Diesewurdeversucht,scheiterteaberteilsan denSchwierig-

leiten der Verständigung, teils an der Ungunst des Geldmarkts.

Der Großherzogbeschloßdahermit demBau der StreckeSchwerin--

Hagenow selbständigvorzugehen. Seine Kommissarebeantragten

auf dem Landtagevon 1844 einenBeitrag von 500000 Thalern

aus Landesmitteln. Der Landtag bewilligtediese Summe unter

der Voraussetzung,daß die FortführungderBahn nachder Küste

zu auch fernerhin als eigentlicherZweck verfolgt werde. Die

StreckeSchweriu-Hagenowwurde bereits am 28. April 1847 er-

öffnet und der Betrieb vorläusig von der Berlin- Hamburger

Gesellschaftversehen.
Obwohl sichinzwischendie Geldverhältnissegebessertund die

drei getrenntenGesellschaftenam 25. Februar 1846 zu einerver-

fchmolzenwaren, fo hatte dies neue als „MecklenburgischeEisen-

bahngesellschast"koncessionierteInstitut nochmit großenSchwie-

rigkeitenzu kämpfen. Die Stände lehntenwiederholtdie von der

Regierung nachgesuchteBeihülfe ab. Das Unternehmendrohte,

nachdemschondie Arbeiten begonnenund verschiedeneRatenein-

Zahlungengeleistetwaren, völligzu scheiternDie Verlegenheiten

1 Der Ausschuß wandte sich nun an den Großherzog, und dieser trat

wieder persönlich ein. Er erklärte sich bereit von der zur Deckung des Aus-

falls zu kontrahierenden Anleihe Prioritäten im Betrage von 600 000 Thalern

für eigene Rechnung und zwar zum Parikurs zu ubernehmen, obwohl die

Berliner Handelshauser, mit welchen man über den Rest von 1200000 Thalern

verhandelte, nur 92 °/o gewähren wollten. Der Abschluß der Anleihe wurde

durch die Pariser Februarrevolution vereitelt. Während der allgemeinen

Unsicherheit der nächsten Monate war das ganze Unternehmen wieder in

Frage gestellt. Der Gesellschaftsvorstand suchte nun wenigstens einen Teil

der Strecke nutzbar zu machen, und es gelang trotz des Widerspruchs Rostocks

mit landesherrlicher Genehmigung eine Statutenänderung durchzusetzen, kraft

welcher zunächst die Strecke Schwerin-Wismar fertig gebaut und am 12. Juli

1848 dem Verkehr übergeben werden konnte. Die Vollendung der Bahn

stieß aber fortgesetzt auf Schwierigkeiten. Die im Herbst 1848 zusammen-

tretende Abgeordnetenkammer bot zwar die Hand zu einem Staatsdarleheu,

doch waren die Kapitalien zu den ftipulierten Bedingungen nicht zu erlangen.
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derGesellschaftendetenerst, als ihr imJuni 1849 dieGenehmigung
zu einer Prioritätsanleihevon 1600OVOThalern unter Garantie
des Staats gewährtwurde. Am 13. Mai 1850 wurde die ganze
mecklenburgischeBahn demBetrieb übergeben. DiesesZiel hätte
ohne Frage sehr viel früher erreichtwerden können, wenn die
Stände sichzu einerBeihülfeentschlossenhätten. Aber im ganzen
Landeherrschtedamals ein tiefesMißtrauen gegendieRentabilität
des neuenVerkehrsmittelsüberhauptund gegendie der mecklen-
burgischenBahn im besonderen.Die Erfahrunghat gezeigt,daß
durcheineständischeBeihülfe demLande keinemateriellenOpfer

erwachsenwären. Aber auchdas Privatkapital hielt sichdamals
vorsichtigzurück. So kames, daß das mecklenburgischeBahnnetz
überwiegendmit fremdemKapital gebautund die Weiterführung

derkurzen,in das LandhineinragendenZweigbahnBützow-Güstrow

erst 11 Jahre späterin Angriffgenommenwurde-
Aber auchin anderenTeilenDeutschlandsund Mitteleuropas

entwickeltesichder Eisenbahnbauäußerst langsam. Hier und da

standenwohl einzelnekurzeLinien im Betrieb, allein sie waren

nicht miteinanderverbunden. Der Weltverkehrkonntediese dem

LokalbedürfnisentsprungenenTransportmittelnochnichtausnutzen.

Als GroßherzogFriedrichFranz im Sommer 1843 dem russischen

HofeseinenBesuchabstattete,war er sür die ganzeweiteRückreise

nochauf die BeförderungdurchPostpserdeangewiesen.Für die

Hinfahrthatte er den Seeweggewählt. Das russischeKriegsfchiff

„Kamschatka",welchesderKaiserzu diefemBehuf entsendethatte,

nahm ihn am 14. Juni in Wismar an Bord und landetevier

Tage später in Kronstadt.
Der vierwöchentlicheAufenthaltam russischenHoslager,welches

sichabwechselndin Alexandrh,Zarskoje-Selound Peterhofbefand,

trug durchaus einen verwandtschaftlichenCharakter. War doch

auch der jungeFürst di/rch seineGroßmutter mit dem Kaiser

Nikolaus,durchseineMutter mit dessenGemahlinnahe verwandt.

Manöver, Gartenfeste,Paraden, Ausflüge und Besichtigungen

folgtennun in ununterbrochenerKette. In herkömmlicherWeise

entfaltetesichvor dem deutschenGast der pomphaste,namentlich
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auf MassenwirkungberechneteGlanz des Zarenhofes. Aber er
blendeteihn nicht. Anziehenderals die rauschendenFestewaren

für FriedrichFranz die Familienabendein dem schönenOranien-

bäum und die Spazierfahrten mit den anmutigenCousinen, den

GroßfürstinnenOlga und Alexandra, von denensichletzterenoch

währendseinerAnwesenheitmit dem Bonner Studienfreund,dem

Prinzen Friedrich von Heffen, Verlobte. Der Großherzogwar
Zeuge und Vertrauter dieserWerbung gewesen. Die Verlobung
wurde mit großer Pracht am 13. Juli, dem Geburtstag der
Kaiserin,gefeiert.

Die großenManöver beiZarskojenahmen das Interessedes
Großherzogsganz besondersin Anspruch. Der Kaiser ernannte
ihn zum Generalund verliehihm dasselbeRegiment,dessenChef
Paul Friedrich gewesen. Auch sonst wurde die Erinnerung an
den HeimgegangenenVater häufig belebt. Portraits von ihm und
von HelenePaulowna, AnsichtenvonLudwigslustfand er in den
verschiedenenZarenschlössern.Die Abendein Oranienbaummit
dem Ausblickauf das Meer wecktendie Erinnerung an Doberan.
DurcheineregeKorrespondenzmit demMinistervonLützowblieber
bei dieserwie bei seinen späterenReisen im Auslandeauchmit
den heimischenAngelegenheitenstets in Fühlung.

Am 19. Juli verabschiedetesich der Großherzog von der
kaiserlichenFamilie, unternahm in Begleitung des Generals
von MeyendorsnocheinenAusflug nachMoskau und kehrtenach
einer freilichnur sehr flüchtigenBesichtigungder alten Zaren-
residenzüberSmolensk,Warschau,Posen undStettin nachfeinem
Landezurück,wo er nochrechtzeitigeintraf,um deram10. August
stattfindendenJubelfeierderStiftungdesSeebads Doberanbeiwoh-
nenzukönnen.FünfzigJahre warenseitdessenGründungverstrichen.
Das Denkmal,welchesdiesemAkt gewidmetwar, bestandin einem
mächtigenGranitblock,einemjener in Mecklenburgzahlreichvor-
handenenerratischenFelsen,welchernicht ohneMühe vonderFeld-
mark ElmenhorstnachdemHeiligendammgeschafftwordenwar.
Man lagerte ihn dem neuen Kurhaus gegenüber. Eine Inschrift
ist dem Andenkendes Begründersgewidmet.
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Bald darauf, im September, rückte die mecklenburgischeBri-

gade, welche schon vorher zu Übungen in der Nähe Schwerins

koncentriert worden war, bei Boizenburg über die Elbe, um an

den bei Lüneburg stattfindenden Manövern des kombinierten

10. Armeecorps teilzunehmen. Auch der Großherzog begab sich

dorthin. Der König von Hannovers und viele andere deutsche

Fürsten und Prinzen waren im Lager versammelt. Es war das

erste Mal, daß dieses Bundescorps zusammengezogenwurde. Trat

auch der Mangel einer einheitlichen Heeresverwaltung, namentlich

im Verpflegungswesen und in der Verschiedenheit des Reglements,

hierbei deutlich zu Tage, so war doch das Resultat dieserHeerschau

im ganzen befriedigend. Das mecklenburgischeKontingent Zeichnete

sich durch gute Haltung und Disciplin vorteilhaft aus und fand

die besondere Anerkennung Friedrich Wilhelms IV., welcher gleich-

falls für einige Tage nach Lüneburg gekommen war.

Mit dem Beginn des Jahres 1844 trat Friedrich Franz

wieder eine längere Reise an, die diesmal nach dem ersehnten

Süden führte. Am 2. Januar verließ er Schwerin, am 24. Juli

traf er wieder dort ein. War der Besuch am Zarenhof mehr eine

Vergnügungsfahrt gewesen, so sollte diese Reise jetzt als Bildungs-

mittel dienen. So wenigstens faßte sie der junge Fürst auf und

dementsprechend hatte er sich darauf vorbereitet- Wie immer in

solchen Fällen ging er dabei gründlich und systematischzu Werke.

Unter der Leitung erfahrener Kunstkenner besichtigte er die Kunst-

schätzeItaliens, auch das weniger Bedeutende dabei nicht über-

gehend. Jede Stunde des Tages war ausgefüllt. Zweckloses

Flanieren, müßiges Herumsitzen in Hotels oder Cafes war

ihm verhaßt. Bei körperlichenAnstrengungen war er unermüdlich.

Seine Begleitung hatte es nicht leicht. Dieselbe bestand in dem

Reisemarschall von Sell, dem Adjutanten Hauptmann von Zülow

und dem Legationssekretär von Schack, einem Sohn des Bundes-

tagsgesandten. Niemand mochte als Reisegefährte so geeignet sein

als Herr von Schack, der nachmalige berühmte Gelehrte und

Dichter, welcher schon damals in den Sprachen und in der Litte-

ratur des Orients bewandert, mit der Kunstgeschichtevertraut und

von Hirschfeld, Friedrich Franz II. 16
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überhaupt von einer Vielseitigkeit des Wissens und der Interessen

war, welche den Umgang mit ihm höchst anziehend machte. Von

weltmännischer Bildung und liebenswürdigem Charakter, war er

auch sonst zu einem Reisebegleiter besonders geeignet, und der

Großherzog lernte seine Eigenschaften bei diesem ersten längeren

Zusammensein so sehr schätzen, daß er ihn später zu jeder seiner

größeren Reisen ausforderte. In den „Erinnerungen" des Grafen

Schack, welche kürzlich herausgekommen sind, finden sich die Ein-

drücke und Erlebnisse jener mit dem Großherzog gemeinschaftlich

unternommenen Reisen so eingehend und lebendig geschildert, daß

von einer Darstellung derselben an der Hand der vorliegenden

Tagebücher und Briefe um so eher Abstand genommen werden

kann, als der Raum hier nur eine gedrängte trockene Übersicht

der besuchten Stätten gestatten würde. Mit diesem Hinweis auf

das SchackfcheWerk mögen hinsichtlich der 1844er Reise hier nur

einige ergänzende Notizen verbunden werden.

Nach kurzen Besuchen in der Wiener Hosburg und bei der

bayerischenKönigsfamilie wurde Italien bereist, dabei Rom dreimal

besucht und eingehend besichtigt. Dann ging es über Neapel und

Malta nach Konstantinopel, wo der Sultan Abdul-Medjid den

deutschen Fürsten in seinem Sommerpalais Beyler-Beh empfing

und ihm die üblichen Gastgeschenkeüberreichte, die später durch

Übersendung mecklenburgischerPferde erwidert wurden. Während

des Aufenthalts am Bosporus war besonders der russische Ge-

sandte Herr von Titoff, ein Mann von vielseitiger Bildung, ein

sehr willkommener Begleiter durch die Stadt wie auf den Aus-

flügen nach den Prinzeninseln, dem herrlichen Brufsa und auf

den bithynischen Olymp. Auch der preußische Legationssekretär

Graf Brandenburg verkehrte viel mit den Reisenden. Der Zu-

fall fügte es, daß der Großherzog diesen liebenswürdigen Diplo-

maten bei seinen späteren Reisen in London und Lissabon wieder

antraf. Die Feste beim Sultan waren deshalb besonders interessant,

weil der Osmanenhos damals noch das eigentümliche echt orienta-

lische Gepräge hatte, das er später unter Abdul-Aziz abstreifte.

Auf der Rückfahrt mußte in Malta eine siebentägige Quarantäne
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durchgemacht werden. Dann wurde Sicilien zu Pferde durch-
streift. Die Besteigung des Ätna mißlang, weil die Reisenden auf
halber Höhe von einem orkanartigen Schneesturm überrascht und
zur Umkehr gezwungen wurden.

Seit der Abreise von Rom befand sich im Gefolge des Groß-
Herzogs auch ein deutscher Arzt, vr. Alerts, welcher beim Papste
Gregor in hohem Ansehen stand, da er ihn angeblich von einem
Krebsleiden geheilt haben sollte. Indessen war die Wahl dieses
Reisebegleiters keine sehr glückliche,da derselbe auf dem Meer von
der Seekrankheit litt und überdies nicht reiten konnte. Auf seinen
späteren Reisen hat Friedrich Franz auf ärztliche Begleitung ver-
zichtet und nur auf der letztengroßen Orientreise, an welcher seine
Gemahlin und deren Hofdamen teilnahmen, seinen Leibarzt mit-
genommen.

Auf der Rückreife durch Italien wurde dem toskanischen Hof
ein Befuch abgestattet. Dann ging es weiter nach der Schweiz.
Sobald die Alpen erreicht waren, begann Friedrich Franz die
Ausführung eines längst gefaßten Planes. Er wollte das Gebirgs-
land nur zu Fuß durchstreifen. Das Unternehmen litt aber sehr
von der Ungunst des Wetters. Dennoch führte der Großherzog
die Sache durch. Da diese Exkursionen für die älteren Herren zu
beschwerlichgewesen wären, so war bei den meisten Wanderungen
Herr von Schack der einzige Begleiter. Nach weiteren Besuchen
an den Höfen von Stuttgart, Karlsruhe und Darmstadt verweilte
Friedrich Franz einige Tage bei dem ihm von Bonn her befreun-
deten Erbprinzen von Lippe-Detmold. Dieser hatte sich ihm auf
dem ersten Teil der italienischen Reise angeschlossen.

Die mecklenburgischeHauptstadt bereitete dem heimkehrenden
Landesherrn einen festlichenEmpfang Der Zweck der Reise war

1 Großherzogin Alexandrine war nicht anwesend. Sie war mit der
Herzogin Luise, einem Wunsch der Kaiserin folgend, schon vor einigen Wochen
nach Peterhof gereist, um der tiefbeknmmerten Schwester in der Pflege der
schwererkrankten Großfürstin Alexandra beizustehen. Das Glück dieser jungen
Ehe sollte nur ein kurzes sein. Die Großfürstin erlag ihren Leiden am

15*
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vollkommen erreicht. Sie war ohne Unfall verlaufen, eigentlich

auch ohne besondere Abenteuer. Rom hatte den mächtigsten und

nachhaltigsten Eindruck hinterlassen. Freilich trug die einige Stadt

damals noch den eigenartigen Charakter, den das Centrum des

politisch geeinten Italiens in unseren Tagen mehr und mehr ab-

streift. Unter dem greisen Papst Gregor XVI. stand die Priester-

Herrschaft im Kirchenstaat noch in vollster Blüte. Friedrich Franz

hatte auch dem Haupt der katholischen Kirche den schuldigen Höf-

lichkeitsbefuchgemacht und den großen Kirchenfesten der Osterwoche

beigewohnt, doch fühlte er sich von den Äußerlichkeiten und dem

Gepränge der religiösen Feier nicht angenehm berührt. Häufig

hatte er den in Rom lebenden Prinzen Heinrich von Preußen

besucht, auch mit dem dortigen preußischen Gesandten, Herrn

von Buch, verkehrt. Was ihn an Rom besonders fesselte, waren

die Kunstdenkmäler der Antike, deren Trümmerstätten er unter der

Führung ortskundiger Archäologen immer wieder durchwanderte.

Daß seine Gedanken in der Fremde oft den Weg nach der

Heimat nahmen, wurde schon früher erwähnt. Diese Sehnsucht

steigerte sich manchmal bis zum Heimweh, welches dann seinen

Ausdruck sand in schwermütigen Betrachtungen über die Sorgen

seines Berufs, über seinenMangel an Erfahrung und selbst darüber,

ob es wohlgethan sei, dem eigenenLande so lange fern zu bleiben.

Zahlreiche Schriftstücke bekunden das nie ermüdende Interesse an

allen, auch den unbedeutendsten Vorkommnissen der Landesver-

waltung. Die Civilverforgung des Feldwebels N. im Postsache,

die Unterstützung der Wittwe A. durch 50 Thaler, die Aussetzung

einer Prämie für die zum Robbenfang ausfahrenden Schiffe sind

ihm ebenso wichtig, wie die Besetzung der Hülsspredigerstelle in

Techentin, die Ernennung des Bürgermeisters in Laage und der

Ankauf des Biragofchen Brückentrains für die Pionierabteilung.

Alles wird klar und sachlich erörtert. Für die Chaussee von

10- August. Die Großherzogin - Mutter kehrte bald darauf nach Doberan

zurück, wo ihr Sohn sie erwartete. — Prinz Friedrich von Hessen vermählte

sich später in zweiter Ehe mit einer Tochter des Prinzen Karl von Preußen.
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Pritzier nach Lübtheen wird der an Stelle des Kiesaufschutts vor-

geschlageneSteindamm verworfen, „da man auf hannöverschem

Gebiet damit schlechteErfahrungen gemacht habe". Über die Wahl

der Stelle, wo der Bahnhof in.Ludwigslust angelegt werden soll,

findet eine umständliche Korrespondenz statt. (Der Großherzog

wünschte ihn nicht in Kleinow, sondern vor dem Grabower Thor,

mußte aber den technischenGegengründen nachgeben.) „Der Erlös

aus dem Verkauf des LandbeschälersRockinghamsoll zur Beschaffung

guter Vollblutstuten für das Redefiner Gestüt verwendet werden.

Vielleicht finden sich solche bei den in Roggow und Sommersdorf

angekündigten Auktionen." Einer Erhöhung des Schulgeldes kann

nicht zugestimmt werden, da „diese Maßregel dem Zweck des

Gymnasiums ganz entgegen wäre".

Diese Beispiele mögen genügen. Aus den Antwortschreiben,

welche während der sechsmonatlichen Abwesenheit auf die 26 Be-

richte des Ministers von Lützow eingingen, ließe sich die Fürsorge

für das Kleine, die Vertrautheit mit den Details der Geschäfte

durch zahlreiche Belege nachweisen. Zum Schluß noch einige

charakteristischeBemerkungen:

„Was die Mehrforderungen des Hofmarschallamts und

Marstallamts betrifft, so bin ich damit in hohem Grad unzu-

frieden. Beide Behörden wissen sehr wohl, daß außerhalb des

Etats nichts gemacht werden soll, ausgenommen das, was sie

aus Ersparnissen bestreiten können. Hiernach ist auch jetzt bei

den in Rede stehendenBauten zu verfahren. Sie sind entweder

aus eigenen Mitteln zu bestreiten oder in den Voranschlag des

nächsten Etats aufzunehmen. Das Ministerium darf das Ge-

forderte nicht zahlen." . . .

Bei ähnlichem Anlaß heißt es:

„Unser ganzes Bestreben muß dahin gehen, den Revenuen-

Etat ins Gleichgewicht zu bringen. Sonst sind die Mehraus-

gaben unverantwortlich." ....

„Die von Herrn P. (im Auftrag des Ministers) verfaßte

Beleuchtung der »Erklärung« der Deputierten des Adels ist

sachlich zutreffend, doch billige ich nicht die Art und Weise, die
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hier gewählt ist, da man das Vertrauen der Stände sich UN-

bedingt erhalten muß." ....

„Der fortwährende Güterverkauf, noch dazu an Leute wie
X.1, ist sehr traurig'und wird unsere Verfassung doch noch der-

einst stürzen."

Diese Besorgnis war nur allzubegründet. Der Übergang

der Güter aus dem Besitz adeliger Familien in den der Oppo-

sitionsmitglieder nahm mit jedem Jahre zu. 1846 hatte sich das

Verhältnis bereits so verschoben, daß in dem Schweriner Landes-

teil die Zahl der bürgerlichen Gutsbesitzer (320) die der adeligen

(298) überwog, obwohl die Zahl der Güter und der Hufenbesitz

der letzteren weit größer war2. Im Großherzogtum Strelitz war

das Verhältnis für den Adel günstiger. Dort standen den 34

adeligen Gutsbesitzern (56 Hauptgüter mit 297 V/4Husen) 19 bürger-

liche (20 Hauptgüter mit 75SU Husen) gegenüber. Immerhin

hatte in beiden Landesteilen zusammen die bürgerliche Partei die

Majorität an Stimmen. Überhaupt bot der große Grundbesitz,

wenn in einer Hand vereinigt, nicht mehr ständische Rechte als

der kleine. Der Besitzer des gräflich Hahnfchen Fideikommiffes

z. B. verfügte über ein Areal von 124% Hufen, hatte aber auf

dem Landtag nur eine Stimme. Die alten eingesessenenFamilien

waren trotz ihres ausgedehnten Grundbesitzes gegen die numerische

Überzahl ihrer politischen Gegner im Nachteil. Die Mitbelehnung

von Söhnen und Angehörigen konnte denselben nicht aufwiegen.

So zählten u. a, die Familien Bassewitz 12 Hauptgüter beziehungs-

weise Stimmen aus 101 Husen, Bernstorff 3 Stimmen aus

622/4 Hufen, Maltzan 12 Stimmen auf 572/4 Hufen. Auch erwies

sich der Latifundienbesitz oft als hinderlich für eine regelmäßige

Beteiligung an den Landtagsgeschäften.

* Ein ehemaliger Kammerpächter', von dem bekannt war. daß er seine

Leute schlecht hielt, und der deshalb zu Kammerpachtungm nicht mehr zu-

gelassen wurde.
2 In adeligem Besitz 431 Hauptgüter mit 1998V4 Hufen, in bürger-

lichem 366 Hauptgüter mit 1077V4 Hufen.
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In den drei Jahren, welcheuns nochvon dembedeutsamen

Zeitabschnittder 48er Revolutiontrennen, reifteFriedrichFranz

mehr und mehr zum einsichtsvollenRegentenheran. Mit Aus¬

nahme einer kurzenReisenachKopenhagen(1845), einesAusflugs

an die italienischenSeen (1847) und der gelegentlichenBesuche

an denverwandtendeutschenHöfenwidmeteer sichwährenddieser

Zeit unausgesetztden PflichtenseinesBerufs. Das Revolutions-

jähr fand ihn nicht unvorbereitet.Daß er die ihm dabei zu-

fallendeAufgabesehr ernst nahm, wie er die verwirrteFrage zu

lösenversuchteund ob er dabei durch seine nächsteUmgebung

immerrichtigberatenwurde, wird das nächsteKapiteldarzulegen

haben. Zu Beginn desJahres 1848 schrieber an einenJugend-

freund:
„Mir geht es gut, so gut, wie es einemFürsten gehen

kann,der seinePflicht zu thun bestrebtist: vielArbeit,manche

bittereErfahrung, manchefreudigeStunde, ewigeSorge und

Unruhe,Sorge für die Gegenwartund Sorge für dieZukunft,

denn wir gehen im Vaterlande einer ernstenZeit entgegen.

Doches ist ja einehöhereHand,welchedieGeschickederMenschen

lenkt,und wir habennur unsereSchuldigkeitzu thun!" —
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Die Nachrichtvon der Abdankungund Flucht LudwigPhi-

lipps traf am Morgen des 28. Februar in Schwerin ein. Der

Großherzogfeiertefeinen25. Geburtstag. Zur Beglückwünschung

waren viele Mitgliederdes Landadelserschienen,dazu auchaus-

wärtige Gästeund unter ihnen dieGesandtenGroßbritanniens,

Rußlands und Preußens, Graf Westmoreland,Baron Meien¬

dorf und Herr von Hänlein. Die Feier Unnatürlich unter dem
beunruhigendenEindruckjener Nachricht. Die fremden Diplo-

maten äußerten sich sehr besorgtüber die nächsteWirkung der

Revolutionauf die Nachbarstaatenund reistensogleichab. Über-

triebene Gerüchte vermehrten die allgemeineBestürzung. Am

2. März fchriebder Großherzogan den König:
„Die ernstenEreignissejenseitsdes Rheins habenmich

natürlichauchin großeUnruheversetzt. Man fragt sich: was

soll werden? und wir Kleinerenblickenerwartungsvoll auf

Dich. Da ich erst in der nächstenWochenachBerlin kommen

kann, so sendeichDir den OberstenHopffgartenmit der Bitte,

ihm mündlichzu sagen, was Du zu thun gedenkst.Meiner

zweifachenPflicht werdeich nachkommen:Tante Helenefindet,

wenn sie es in Anspruchnimmt, eineoffeneZufluchtbei uns-

Sollte der Bund rufen, so werdeich raschbei der Hand sein.
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Verzeihees der Wichtigkeitder Umstände, wenn auchich in
einemAugenblick,wo'alles auf Dicheinstürmt. DeineZeit in
Anspruchnehme, aber auf Preußens Adler stehtunser Ver-
trauen!"

Am SchwerinerHof war man sehrbesorgtüber das Schick-
sal der Herzoginvon Orleans. Man wußte nichteinmal, ob sie
Frankreichverlassen,und befürchtetedas Schlimmste. Der Groß-
herzogbeauftragtesogleichseinenBruder, den HerzogWilhelm,
welcherin Bonn studierte,in BelgienErkundigungeneinzuziehen.
Die Zeitungenhatten gemeldet,daß Mitgliederder vertriebenen
Königsfamiliein Schloß Laekenangekommenwären. Der Herzog
reistenachBrüsselund erfuhr dort von dem preußischenGesan-
dten, man vermutedie Herzoginmit ihren Söhnen in England.
Bald darauf aber hieß es wieder, sie sei unerkanntmit geringer
Begleitungüber die deutscheGrenze geflüchtetund halte sichin
Ems auf. Ter militärischeBegleiterdes Herzogs, Premierlieu-
tenant von Jasmund, wurde behufsnäherer Information dort-
hin entsandt. Er berichtetedem Großherzogunter dem 6. März,
daß sichin der That im „EnglischenHof" zu Ems seit einigen
Tagen eine Dame mit zwei Knabenaufhalte, welchein Beglei-
tungzweierfranzösischerHerrenund einerdeutschredendenKammer-
frau dort eingetroffensei. Einer der Herren, Marquis von Mor-
nah, war wieder abgereist. Der Besitzerdes Hotels, Beicker,
hatte angegeben,den Namender Damenichtzu kennen.Sie lasse
sichFrau Marquisebetiteln, verlasseihr Zimmer nichtund em-
pfange niemanden.Herr von Jasmund sandteseineKarte, wurde
aber nicht vorgelassen.Ein Gleicheswiderfuhrdem Adjutanten
des in Koblenz kommandierendenGenerals von Thile, dem
Hauptmann von Tümpling, welcherdie Generalin von Thile
nach Ems begleitethatte.LetzterewolltederHerzoginihre Dienste
anbieten. Erst nach mehrerenTagen, als Briefe der Herzogin
Helene bei ihrer Mutter angelangtwaren und diesenach Ems
aufbrach,wurde mit Sicherheitfestgestellt,daß jene fremdeDame
wirklichdie Herzoginwar. Das Bedürfnis der Ruhe nachden
schreckensvollenTagenmachtedie Bewahrungeines strengenIn-
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kognitos begreiflich.Herzogin Helene hielt dasselbeaber auch

dann nochlängereZeit aufrecht, als ihr Aufenthaltlängst öffent-

lich bekanntwar. Selbst den Besuchihrer nächstenFamilienmit-

gliederlehnte sieab. Der Großherzog sandteseinenAdjutanten

Herrn von Zülow mit einem Schreibennach Ems, in welchem

er die Herzoginin herzlichsterWeiseaufforderte,nachMecklenburg

zu kommen.Auchdie Großherzogin-Mutterreisteihrer Schwäge-

riu entgegen,um dieseEinladungmündlichzu wiederholen.Wir

werden hierauf später noch zurückkommen.Zunächst erforderte

die wachsendeGährung in Deutschlandund die in Mecklenburg

sichverbreitendeUnruhedie ungeteilteAufmerksamkeitdes Landes-

Herrn. Am 8. März reisteder GroßherzognachBerlin, sprach

dort mit dem König und dessenMinistern und kehrteam 10.

beruhigter,als er gekommen,nach Schwerin zurück. Man hatte

ihm eine abwartende Haltung empfohlen. Canitz und Bodel-

schwinghhatten sich zuversichtlichgeäußert. Schon die partielle

Mobilmachungdes 4., 7. und 8. Armeecorpsließ erkennen,daß

man in Berlin mehr einekriegerischeVerwickelungmit Frankreich

als eine innereBewegungbesorgte. Auchschiendie Heidelberger

Zusammenkunftvom 5. März und der Aufruf des Siebener-Aus-

fchufsesdie Wünscheder aufgeregtenGemütermehr auf die all-

gemeinedeutscheFrage abzulenken.Allein der rascheGang der

Ereignissegab diesenWünschenbald eine andereRichtung.

Am TagenachseinerRückkehrwurde demGroßherzogdurch

eineDeputationdes SchwerinerMagistrats einevon vielenEin-

wohnerngezeichnetePetition überreicht, welcheauf Revisionder

Verfassungund Berufung eines außerordentlichenLandtagesan-

trug. Tags darauf erschieneine Deputationder RostockerBür-

gerschaftmit einersehr viel weitergehendenBittschrift.Die For-

mulierungdieser Forderungenwar unter der Agitationdes Ad-

vokatenMoritzWiggers entstanden, der von diesemTage an die

Führerschaftder radikalenElementein der Bevölkerungübernahm.

Die Petition umfaßtefechsPunkte:
1. Reformder Landesverfassungauf Basis einer Volksver-

tretung.
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2. Mitwirkung zur Begründung eines DeutschenParla-
ments.

3. Preßfreiheitund Aufhebungder Censur.

4. UnbegrenztesVersammlungsrecht.

5. .Öffentlichesund mündlichesGerichtsverfahrenmit Schwur-
gerichten.

6. AllgemeineVolksbewaffnungmit Beschränkungder stehen-
den Heere.

ÄhnlicheAdressenliefen in den nächstenTagenvon allen
Seiten! ein. Eine wahre Petitionsflut ergoß sich nach
Schwerin. Fast alle Landstädte, der RostockerRat und die
UniversitätrichtetenEingaben an den Großherzog. Viele Ver-
bände entsandten Deputationen. Den allgemeinen Wünschen,
unter welchendie RostockersechsPunkte häufig wiederkehrten,
waren auch vielfach örtliche Beschwerdenbeigefügt. Überall
beteiligtensich die Magistrate, teils durch einzelne Mitglieder
vertreten, teils als geschlosseneKorporation, an den Zu-
schriften. Ein ganz neues Element war in die Reform-
bewegungeingetreten. Wir haben im vorigen Kapitel gesehen,
daß diese bisher ausschließlichvon der bürgerlichenPartei
der Gutsbesitzerausgegangenwar. Der Kampf hatte sich inner-
halb der Ritterschaftabgespielt. Die Landschaftwar von dem-
felben ausgeschlossengewesen und, wo sie sich einzumischen
versucht, sowohl von der Regierung als auch von den
streitenden Parteien in ihre Schranken zurückgewiesen.Als
auf dem letzten Landtag 1847 Herr Pogge - Roggow zum
erstenMal den Kampf auf ein weiteres Gebiet verlegt und
einen Antrag auf allgemeine Umgestaltung der Verfassung
gestellt hatte, waren ihm zwar aus den Städten znstim-
mendeund aufmunterndeAdressenzugegangen,aber diese Bei-
sallsäußerungenhatten auf die beratende Versammlung nicht
den geringsten Einfluß geübt, und selbst die freisinnigen
Parteigenossendes Antragstellers erschraken vor der Kühn-
heit eines Verlangens, das ihnen viel zu weit ging
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und vorläufig wenigstensunzeitgemäßerschien. Das Scheitern

dieses Antrags, dem die Unterstützungder bürgerlichen Guts-

besitzerfehlte, bewies den demokratischgesinntenStädtern, daß

die Opposition in der Ritterschaft für die Förderung ihrer

Wünsche nur ein schwacherHebel sei. Sechs Tage im

März genügten, die Situation höllig umzugestalten. Jetzt

traten die Städte an die Spitze der Bewegung, und in

ihnen wiederumwaren es die ihrer Natur nach regeren und

thätigeren radikalen Elemente, denen die Führerschaft zufiel.

Mit der Maßlosigkeiteines lange verhaltenenMißmuts stellten

sie ihre Forderungen gleichso hoch, daß eine sofortige Be-

friedigung derselbengar nicht erwartet werden konnte. Die

Antwort, welcheder Großherzogam 12. März auf die Ro-

stocker Eingabe erteilte, war aber doch noch ablehnender,

als man vermutet hattet Sie war augenscheinlichunter der

Nachwirkungder in Berlin gewonnenenEindrückeentstanden.

Noch schrofferwar nach Ton und Inhalt der am 14. März

publizierte Regierungserlaß, welcher besagte, daß der Groß-

Herzog nicht gewillt sei, „Petitionen, die etwa in Lan-

desversassungs-oder ähnlichen Angelegenheitenan ihn ge-

richtet werden möchten, weiter persönlich entgegenzunehmen

oder durch sein Regierungskollegiumentgegennehmenzu

lassen, daher denn dergleichenVorträge nicht durch Deputa-

1 In derselben wies der Großherzog die Zumutung zurück, sich von

Zeitereignissen leiten zu lassen. Die Revision der Verfassung sei allerdings

ins Auge gefaßt., die Frage aber, ob dies auf dem nächsten ordentlichen Landtage

oder schon vorher auf einem außerordentlichen erfolgen solle, noch nicht ent-

schieden. Die Kräftigung des Deutschen Bundes cutspreche auch den Wünschen

der Regierung. Eine Regelung der Presse werde erfolgen, doch müsse der

Bürger auch gegen Mißbrünche auf diesem Gebiet geschützt sein. Dagegen

sei die Gewährung von Versammlungen durch das Bundesrecht beschränkt.

Verbesserungen der Justizpflege müßten der Beratung auf verfassungsmä¬

ßigem Wege vorbehalten bleiben, und sür die Volksbewaffnung liege kein

Bedürfnis vor u. f. lv. Im ganzen waren die Zugeständnisse gering und

vorsichtig umkleidet.
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tionen, sondernin dem gewöhnlichenWegean ihre Bestimmung
zu befördernseien".

Diese Publikation mochtesachlichvollkommengerechtfertigt
erscheinen,denn bereitshatte der Petitionssturmeinendemonstra-
tiven Charakterangenommen.Auchhatte das Gebaren einzelner
Deputierterund die keckeaufdringlicheFassungmehrererEingaben
deutlichverraten, daß man.sich als Machtfühle und die Ge-
Währungvon Forderungeneventuellzu erzwingennichtanstehen
werde. Aber geradein diesemMomentder Erregung wirkteder

kühle Ton der landesherrlichenAbfertigungerbitternd. Dazu

kamendie aufregendenNachrichtenvon außen. Der Sieg der

Revolutionam 13. März in Wien, am 18. März in Berlin

mußte auchin den kleinerenBundesstaateneinen Umschwungin

der Regierungspolitikherbeisühren.Eine stürmischeVersammlung

in Rostocksprachihr Mißtrauen gegendie großherzoglichenRäte

aus und verlangtedie Zurücknahmedes Erlassesvom 14. Bür-

germeisterBencard und Senator Zastrow gingen wieder nach

Schwerin und erlaugtenaucheinemildereAuslegungder landes-

herrlichenEntschließung.Zugleichsuchtedie RegierungdurchBe-

willigungder Preßfreiheit(16. März) die Gemüterzu beschwich-

tigen. An demselbenTage fand in Güstroweine von demGuts--

besitzerManecke-VogelfangangeregteVersammlungder ritter-

schaftlichenOppositionsparteistatt, welchegleichfallsum sofortige

Einberufungeines Konvokationstagespetitionierte. Als nun auch

derEngereAusschußsichin demselbenSinne äußerte, konntedie

Regierung dem allgemeinenAndrängennicht länger widerstehen

und verhieß am 18. März die Einberufungeines außerordent-

lichen Landtags für einen näher zu bestimmendenZeitpunktim

Monat Mai. Bald darauf wurde nachVerständigungmit Stre-

litz dieserTermin nochverfrühtund auf den 26. April anberaumt.

Inzwischenhattesichin den Anschauungendes Großherzogseine

entscheidendeWendungvollzogen. Er mußte die bis dahin ge-

hegteHoffnung,eineReform auf ständischerBasis durchzuführen,

aufgeben. Auchein ferneres Temporisierenwar unmöglich. Er

entschiedsichfür das Repräsentativstem,und die am 23. März
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„An meine Mecklenburger"erlasseneProklamation sprach dies
unumwundenaus. Daß ihm dieserSchritt nicht leichtgeworden,
bewiesendie Worte, die er später darüber niederschrieb:

„Ich hatte bisher gesucht, das monarchischeund stän--
dischePrinzip zu retten. Im Gegensatzzu letzteremerschien

mir das konstitutionelleungeeignet,weil in der Theoriefalsch

und in der Praxis nicht hinlänglichbewährt. DurchGewalt
gedrängt, war ichentschlossen,den Andringendenmichoder die
Konstitutionzur Wahl zu stellen. Da kam die Proklamation
des Königs vom 18., der Kampf in der Nacht auf den 19.!
Das alte System war gefallen,das konstitutionellehatte gesiegt.
Jetzt galt es nur, die Einheit Deutschlandszu retten, auf die
Ideen des Königs einzugehen.Die Zukunftwird lehren, ob
dieser Weg der richtigewar. Ich konntekeinenanderenein-
schlagennachLageder Umständeund nach bestemWillen und
Wissen. So mußte ich denn ein Opfer bringen, aber es ist
ein schweres!"—

Wir erfahren hieraus, daß Friedrich Franz den Gedanken
einer Abdikationin jenen Tagen allen Ernstes erwogenhatte.
Bei der Minorennität seines Bruders wäre durch einen solchen
Schritt die Verworrenheit der Lage ins ungemessenevermehrt
worden. Man darf es als ein Glück betrachten,daß der junge
Fürst auf seinemPosten ausharrte und lieber das Opfer brachte,
welches die Zeit damals von fo vielen feiner Standes- und
Gesinnungsgenossensorderte.

Die Proklamationbegannmit den Worten:
„Die gewaltigeWendungder politischenVerhältnissever-

anlaßt Mich, Meinemtreuen Landezu sagen, wie Jch's meine
und was Ich will."

Sie erklärte, daß ein freies, einiges Deutschland nur
unter MitwirkungvolkstümlicherElemente wiedergeborenund
nur auf dieserBasis befestigtwerdenkönne.Auf die Versassungs-
reform eingehend,hieß es sodann:

„Es liegtdie Notwendigkeitvor, daß Mecklenburgin dieReihe
der konstitutionellenStaaten eintrete, und weil Ich dieseNot-
wendigkeiterkenne, so ist es Mein ernstlicherVorsatz, daß
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der Schritt unverzüglichgeschehe,damit die Ungewißheit,welche
zur Zeit über den künftigenVerhältnissendes Landesschwebt,
sobaldals irgend möglichgehobenwerde."—

Die Entscheidungwar gefallen,der Jubel in den liberalen
Kreisenein ungeheurer. An dem nächstenSonntage nach Be-
kanntrverdender Publikation— es war der 26. März — ver¬
sammeltesicheine große Volksmengezu einer Ovation vor dem
NeustädtischenPalais in Schwerin, von dessenDach nebender
mecklenburgischenauchdie deutscheFlagge wehte. Wenige Tage
vorherhatte derDeutscheBund dieAnnahmeder deutschenFarben
proklamiert. Vom Balkondes Palais hielt der Großherzogfol¬
gendeAnsprache:

„MeineHerren! Es ist ein tief erschütterndes,freudiges
Gefühl, das Mich ergreift, wenn Ich in diefer ernsten,
schwerenZeit die HerzenMeiner Mecklenburgersich zu Mir
drängen sehe mit den Gesühlendes Dankes und der Treue.
Möge Gott das Vaterlandschützenin der neuenBahn, in die
es der Schwungder Zeit und der Völkerhineingetragen!—

Nochdrängt es Mich, MeinenSchwerinernMeinenherzlichen
innigenDank auszusprechenfür die Ruhe, Festigkeitund Treue
mit welchersie in der Zeit der Gefahr zu Mir gestandensind.
Ich werde es Ihnen niemals vergessen;es mag vielleichtein
Erbteil aus einer früherenZeit gewesensein von einemteuren,
unvergeßlichenGestorbenen.Aber jetzthat sichdas Band neu
geschlungenzwischenIhnen und Mir, und kein Sturm der
Zeitensoll es zerreißen.— Gott schützeunser deutsches,unser
mecklenburgischesVaterland, deren vereinteFarben wir heute
annehmen!Bringen wir beidenein freudigesHoch!" —

Die vier Wochen,welchezwischendiesemZeitpunktund der
Eröffnungdes Landtagslagen, wurden von der freisinnigenPar-

tei nachKräftenausgenutzt. Namentlichdie RostockerAgitatoren
entfalteteneine großeRührigkeit. Der dortige Ausschußder letz¬
ten Volksversammlungenhatte sich gewissermaßenin Perma-
nenz erklärt. Von ihm ging die Einladung aus zu einer Ver-
einigungaller Reformfreunde,die am 2. April in Güstrowstatt¬
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fand. Alle schwerinschenStädte mit Ausnahme von Dömitz,
alle strelitzfchenmit Ausnahme von Fürstenberg hatten Depu¬
tierte entsandt. Spangenberg-Güstrowpräsidierteder Versamm-
hing, welche173 Mitgliedeszählte. Die eigentlichentreibenden
Kräfte aber waren die RostockerAdvokatenKippe, Volten und
Wiggers. Nebenihnen machtensichschondamals bemerklichaus
Schwerin: die AdvokatenMarcus und Wehmeyer,aus Wismar:
Dr. Haupt, aus Parchim: Senator Wilbrandt und Advokat
Raabe, aus Stargard: BürgermeisterSiemssen, aus Neubran-
denburg: Kandidat Boll, u. a. Die Versammlungentschiedsich
ohne lange Diskussionfür die Annahmevon 17 Punkten, welche
die RostockerDeputiertenausgestellthatten und welchedas Be-
strebenverrieten,der neuenVerfassungeinemöglichstbreitedemo-
kratischeBasis zu geben. VereinzelteAnträge, welche einer
neuen ständischenoder Interessenvertretungdas Wort redeten,
wurden abgelehnt. Auchtrat das Mißtrauen, welchesman gegen
die Mitwirkungder alten Stände an dem Reformwerkhegte, so-
wohl auf diesem wie auf dem 14 Tage später gleichfallsin
Güstrow abgehaltenenVereinstage sehr unverhohlenhervor. Es
sand seinenAusdruckin der Bildung einesÜberwachungskomitees,
welchesaus zwölf Mitgliedern bestehendsichwährend des Land-
tags in Schwerin einfindenund einenDruckim Sinne der Güst-
rower Beschlüsseausüben sollte. Hand in Hand ging damit nun
die Gründungvon Reformvereinen,welchesichalsbald in allen
Städten und größerenOrtschaftendes Landesbildetenund ihre
Direktivevon einemRostockerCentralkomiteeerhielten.

Dieses rasch sich entwickelndeVereinswesenwar im Lande
etwas Nenes, Ungewöhnliches,politischeAgitationbis dahin un-
bekanntgewesen. Jetzt wurden die unterenVolksschichtenplötzlich
und unvorbereitetzur Verhandlungüber Fragen herangezogen,
die ihnen teils völligfremd waren, teils überhaupt ganz außer-
halb ihrer Bildungssphärelagen. Schon obenwurde angedeutet,
daß selbstin den Städten die gebildetenKreise, welchenichtzu
der ständischenKörperschaftin näherer Beziehungstanden, an
den politischenVorgängenund Differenzennur geringen Anteil
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nahmen, da ihnen jede Mitwirkungam öffentlichenLebenent-
zogenblieb. Die Unzufriedenheitmit dem Bestehendenhatte den
CharaktermißmutigerResignationangenommen.Weit mehr noch
hatte sichdieseIndolenz geltendgemachtbei dem numerischstärk-
sten Teil der Bevölkerung,bei den ländlichenArbeiternund dem
städtischenKleingewerbe.Hier waren nebendem niedrigenBil-
dungsniveauauch die harte Tagesarbeit, die räumlicheEntfer-
nung der Wohnstättenin einemschwachbevölkertenLandstrich
Hemmnissefür den freierenBlickgewesen. Bei den meistendie-
ser Leutereichtederselbenicht weiterals bis an die engen Gren-
zen ihres Berufslebens. Daß sie nun ihre wirtschaftlichenBe-
dürfniffe, ihre Lokalinteressenund persönlichenWünschein die
Versammlungenhineintrugen, war ebensonatürlich, als daß die
Unmöglichkeiteiner sofortigen Befriedigungderfelbenwiederum
Enttäuschungund Unmut hervorrief. Neugier, Skandalsucht,das
Gefallenan politischerKannegießereiführte immer neue Scharen
in die Reformvereine.Mangel an Autorität bei den Führern,
das AusbleibenpassenderBelehrungund hier und da auchwohl
bewußtes Hetzen ehrgeiziger Intriganten veranlaßten in sehr
vielenOrten tumultuarifcheAuftritteund Excefse.Im Laufedes
April fandenderartigeKrawallestatt in Röbel, Lübtheen,Tefsin,
Kröpelin, Dargun, Rehna und Hagenow. Meistenswaren die-
selbengegenmißliebigeBürgermeisteroder Beamtegerichtet;nir-
gends aber hatten sie einen ernsten oder gefährlichenCharakter.
Die Neigungzu lärmendenAufläufen, derTrieb der Nachahmung
waren dabeivorherrschendeJaktoren. Jeder Ort wollte auchseine
kleine „Revolution" haben. Mit Hülfe der Bürgerwehr, die
überall eingerichtetwar, gelang es gewöhnlichbald, die Ruhe
wiederherzustellen.Die bedenklicherenAusschreitungen, welche
im Septemberin Malchowund imMai 1849 in Torgelowstatt-

fanden,bliebenglücklicherweisevereinzelt.
Die Reformvereinehaben auf die Stimmung im Landethat-

fächlicheinen großen Einfluß geübt. Schon die erste Heerschau,

welcheauf der Generalversammlungvom 16. April in Güstrow

abgehaltenwurde, konntedie Veranstaltermit Befriedigungund
von Hirschfeld, Friedrich Franz II. Iß



242 Achtes Kapitel.

Zuversichterfüllen. Diese erstarkteimmer mehr bei der Wahr-

nehmung, daß eine konservativeGegenströmungfehlte. Zwar

hatte der Landrat von Oertzen-Jürgenstorsden Versuchgemacht,

seine ritterschaftlichenGesinnungsgenossenzu geschlossenemAuf-

treten zu veranlassen. Auchfand in Güstrow eine Art Partei-

wg statt, der von vielenadeligenund bürgerlichenGutsbesitzern

besuchtwurde. Allein die dort formulierte Erklärung enthielt

kein Programm. Sie beschränktesich auf einen Appell an das

Vertrauen der Mitbürger. Die hierin und in den Manifesten

einzelner ritterschaftlicherÄmter (Stavenhagen, Neustadt-Wa-

ren) gegebeneZusicherung,alle Vorrechtepreisgebenund auch

dieNutzungderLandesklösterdemGemeinwohlzumOpferbringen

zu wollen, bewiesnur die N^ut-und Ratlosigkeitder altkonfer-

vativen Kreise. Ein Vorwurf soll hier nicht erhoben werden.

Die Plötzlichkeitder politischenKatastrophemachteein Gefühlder

Betäubung erklärlich- Auch ließ die Unsicherheitund die man-

chemisoliertenWohnsitzdrohendeGefahr Vorsicht und Nachgie-

bigkeiträtlicherscheinen.Aber die Thatsache,daß die Adelspartei

schonin den vorangehendenJahren einer festerenOrganisation

ermangelthatte, daß es ihr überhauptan entschlossenenFührern

fehlte, wurde jetztpeinlichempfunden.

Es mag unentschiedenbleiben, ob durch ein zielbewußtes

Auftreten einzelner, mit genügender Autorität ausgestatteter

Männer in jenenTagen der allgemeinenErregungnochmanches

hätte gerettetwerden können, was man jetzt ohne Widerstand

preisgab. Die Thatsacheaber, daß die konservativenElemente

desorganisiertwaren und während des ganzen Jahres 1848

ohnefestenZusammenhaltblieben, muß als ein charakteristisches

Merkmal jener Epochekonstatiertwerden. Während des außer-

ordentlichenLandtags, währendder Wahlenim Septemberund

nochwährendder ersten Kammersessionim nächstenWinter blieb

diese Unentschlossenheitder Konservativensehr fühlbar. Die

Regierunghätte hier einenHalt, wenn sie ihn gesucht,nichtge-

funden. In den Wahlen zum FrankfurterParlament wurde kein

einzigerKonservativerdurchgebracht.Hierbei mochteder Mangel
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an Interesse für die nationalen Angelegenheitennachteiligwir-
ken. Der Ritterschaftlag ihre eigeneVerfassungweit mehr am
Herzenals die des Reichs. Jetzt war das Wichtigste,jene Ver-
fafsungeben, verloren. Eine Entschädigungfür die aufgegebenen
Rechtevermochtedie Mitgliedschaftdes FrankfurterParlaments
nichtzu bieten. Bei dem mecklenburgischenAdel hatte das par-
tikularistischeInteresse von jeher das deutschnationaleüberwogen.
Später, bei den Wahlenfür die konstituierendeKammer, wurden
hie und da adeligeGutsbesitzeraufgestellt und auch vereinzelt
durchgebracht.Eine gewisseLässigkeitin dem Kampfum die Sitze
war aber in den altständischenKreisenunverkennbar. Sie hat

sichauchspäter,1871, beidenWahlenzumerstenDeutschenReichs-
tag, wieder gezeigt,wie überhauptimmer dann, wenn es galt,
Stimmen für eine Vertretungzu werben, die man seitalters her
gewohntwar als integrierendenTeil der Landstandschaftanzu-
sehen. Für eine Wahlagitationhat sichdie altständischePartei
in Mecklenburgniemals recht erwärmen können. Diese Abnei-
gung setztesie in NachteilgegendiejenigenParteien, welchesolche
Agitation geschicktund eifrig betrieben. Wir könnenbegreifen,
daß damals, im Sommer 1848, die Ritterschaftnur widerwillig
in den Wahlkamp^feintrat. Es war hart, die Mitgliedschaftan
der Legislativeerst erstreitenzu müssen,nachdemman sie jähr-
hundertelanganstandslos ausgeübt. Solche Empfindungensind
menschlich,sind natürlich.Aber wir dürfenauchnichtunerwähnt
lassen,daß das Fehlen einer konservativenParteibildungfür die
nächstenpolitischenVorgängeentscheidendwar, daß es den radi-
kalenElementenein Übergewichtgab, welchesihnen nachdereigent-
lichenStimmung des Landes nichtzukam,und daß die mecklen-
burgischeRitterschaftin dem rückhaltlosenPreisgeben aller ihrer
Rechteauf dem außerordentlichenLandtag mehr that, als die
Regierung, ja selbstals die Bevölkerungerwartete. Indem der
Landadel das neue Verfassungswerkausschließlichder Verein-
barung zwischenden Landesherrenund der neuen Kammerzu-
wies und dabei nur Bedingungenstellte, deren Erfüllungnicht
von ihm selbstabhing, enthober sichzwar jeder Verantwortung

16*
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für die Verfassungsreform,entsagteaber auch jeder korporativen

Einwirkungauf dieselbe. Geleitet von dem Gefühl, daß nichts

oder dochnichtsWesentlicheszu retten sei, trat er vom politischen

Schauplatzab. Mißmut und Beklommenheitmögender Grund

gewesensein, daß die altständischePartei länger als ein Jahr

ohnefestenMittelpunkt,ohneOrgan, ja eigentlichohneProgramm

blieb. Erst im Sommer 1849, als in Strelitz die Absicht,mit

der Kammerzu brechen,bestimmterhervortrat, gelang es der

Partei, sichzu konsolidieren.
Bis dahin wurden die Unentschiedenenim Landeausschließ-

lich von der liberalen Agitationumworben und — solangenoch

keinegemäßigteMittelparteibestand— von den Reformvereinen

angezogen. Ihre Zahl war namentlichin der Klassedes städti-

schenKleingewerbesnicht unbeträchtlich.In diesenKreisenbe-

sorgte man jedochdie Folgen einer Gewerbefreiheit,welcheder

Artikel14 der GüstrowerBeschlüsseanzukündigenschien.Hier lag

der Keimzu einer Spaltung der Reformpartei, die auchspäter

wirklicheintrat.
Von ähnlichen,praktischenGesichtspunktenausgehend,hatten

sichauch die Vereinigungenanderer Berufsklassengebildet. So

fandenim April noch Versammlungender Domanialpächterund

Bauern statt in Eldena, Güstrow und Schwerin. Zu den

Wünschen,überdie man sicheinigte, gehörten:Verwandlungder
Bauerhufenin freies Eigentum, Verkleinerungdes Großgrund-
besitzes,ErwerbungeigenenGrundbesitzesdurchdie Tagelöhner,
Vertretungauf dem Landtageu. f. w. Auchin den Kreisender
Schullehrer, der Rechtskandidatenund Handlungsdienerwurden

WünscheundBeschwerdenformuliert. Jeder Stand war bestrebt,

feineAnsprüchegeltendzu machen, um an den Wohlthatender

verheißenenNeuerungenzu participieren.
Am 26. April wurde der VereinigteLandtag der beiden

Großherzogtümerin der Domkirchezu Schwerin eröffnet. Die

Ansprachedes Großherzogsmachteeinen guten Eindruck. Die

Ritterschaft,namentlichder Adel in derselben,war sehr zahlreich

erschienen.Das Gefühl, daß man der Grablegungder alten
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Verfassungbeizuwohnengekommenwar, wirkte freilich nieder-
drückend;daß man nocheinigeder alten ständischenInstitutionen
werde retten können, glaubte niemand. Immerhin konntebei
der Beratung des Wahlgesetzeseine Stimmenmehrheitnochvon
einiger Wichtigkeitsein. In der SchwerinerProPositionwurde
zunächstauf den Zweckder Versammlungund die gestellteAuf-
gäbe hingewiesen.Was sich schonfrüher aus inneren Gründen
als notwendigherausgestellthabe, sei durchdie Bewegung, die
ganz Deutschlandergriffenund erschütterthabe, jetzt das drin-
gendsteErfordernis geworden. Später hieß es wörtlich: „Jetzt
gilt es zunächstnur, eineReform Unserer Landesvertretungher-
beizuführen. Wir schlagenUnserengetreuenStänden zu diesem
Zweckevor:

1. die Auflösungder bisherigenLandesvertretung,
2. die Anbahnungeiner neuenStändeeinrichtungausGrund-

läge von Wahlen im ganzenLande,
3. den unverändertenFortbestandübriger staatsrechtlicherVer-

Hältnissedes Landes bis dahin, daß durchdie Verein-
barung der Landesherrenmit den neu zu erwählenden
Ständen andereEinrichtungengetroffensein werden."

NacheinerBerufungauf den Patriotismus der Stände und
Ankündigungeines Wahlgesetzes,dessenallgemeine Grundsätze
angedeutetwurden, betonte die großherzoglicheErklärung aus-
drücklich:daß, was immeraufgebautwerde, auf mecklenburgischem
Boden zu bauen sei. Nur auf dieseWeise sei es zu erreichen,
daß alle Landesteilesowie alle Interessendes Landesund der
Landeseinwohnerdauerndihre gehörigeVertretungfänden.Wört-
lich wurde dann gesagt: „Es wird solchemnach zur Notwendig-
keit, alle bisherigenstaatsrechtlichenVerhältnissebei Bestandzu
lassen,bis darübermit den zu erwählendenStänden ein anderes
vereinbart sein wird, jedoch wird infolge der dem Domanium
zu gewährendenTeilnahmean der LandesvertretungUnserbisher
unbeschränktesGesetzgebungs-und Besteuerungsrechtin den Do-
mänen fortfallen."

Der Wortlaut der hier citiertenSätze ist wichtig, weil sich
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später in dem Staatsprozeß von 1850Zweifelüber die Ursprung-

lichenIntentionen des Großherzogserhoben.Der Sinn derselben

wurde verschiedenartiggedeutet. Namentlichwar dies hinsichtlich

des im letztenSatz gebrauchtenAusdrucks: „alle bisherigenVer-

Hältnisse"der Fall, mit welchemdie Forderung eines sofortigen

Aufgebensder alten Rechteseitens der Stände in Widerspruch

zu stehenschien. Immerhin wurde später mit Recht gefolgert,

daß ihrem Gesamtinhalt nach die landesherrlicheProposition

dahin ging: Die Beschlüsseüber die Neugestaltungder Verfassung

solltenzwar ausschließlichder neuenLandesrepräsentationanHeim-

fallen, bis aber dieseerfolgt seien, die alten Institutionen in

Kraft bleiben, mit Ausnahme nur der das Domanium betres-

sendenschonjetztaufgegebenenGerechtsamen.

Die Strelitzer Proposition, welcheRegierungsratGrafBasse-

Witzals Kommissarvorlegte, schloßsichder Schwerinerin allen

wesentlichenPunktenan, dochwar dabeizugleichder Wunschaus-

gesprochen,die alte Union aufrechtzuerhalten.Die Beratungen

nahmen nun ihren Anfang. Es wurde eineKommittegewählt,

welchedie Propositionzu prüfen und dieständischenGesichtspunkte

geltendzu machenhatte. Von den BerichtendieserKommitteist

namentlichder vierte von Wichtigkeitund erfordert einenähere

Betrachtung,weil an diesendie spätereKlageder Ritterschaftan-

knüpfte.Schon vorher, am 29. April, hatten sich die Stände in

einem allgemeingehaltenenBeschlußdahin bereit erklärt, „ihre

bisherigen grundgesetzlichenLandstandschaftsrechtezu der Folge

aufzugeben,daß künftignur gewählteRepräsentantendieStände-

Versammlungbilden" sollten. Jedochwar daran die ausdrückliche

Bedingunggeknüpft,daß
1. „jenerneuen Ständeversammlungdurcheinen Revers der

Landesherrenals Minimum diejenigenRechteeingeräumt

würden, welcheden alten Ständen zugestanden,und daß

2. über alle von der KommitteangeregtenFragen einedefi-

nitiveEinigungsowohlbeiderLandesherrenmit denStirn*

den als der Stände unter sicherzieltwerde".

Hiernachalso war von vornhereinder ständischeVerzichtan
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die Erfüllung derjenigenStipulationengebunden,welchedieKom-

mitte aufzustellenhatte. Dies geschahnun in dem 4. Kommitten-

bericht, welchersichbestimmterdahin aussprach, daß „nachdem

der bisherigeRechtsbodenverlassensei, das Objektder ständischen
Berechtigungendemnächstder höchstenStaatsgewalt anheimfalle,

welchedarüber, unter Mitwirkungder von der Gesamtheiter-

wählten Stellvertreter, zu verfügenhabenwerde. Daraus folge

indessennicht, daß einegesetzlicheAufhebungder gegenwärtigbe-

stehenden,mit dem Rechteder Landstandschaftnichtverbundenen

oder daraus hervorgegangenenVerhältnissenotwendigwerdege-

fchehenmüssen."
Dieser Vorbehaltging namentlichvon der Erwägungaus,

daß durcheinevorzeitigeAuslösungder alten Stände, und ehe

das Verfaffungswerkvollendet, das Zwischenstadiumeiner abfo-
luten Regierungsgewalteintretenkonnte. Dies wollte man ver-

meiden. Dochwar auchdie Rücksichtauf etwaigeMeinungsver-
fchiedenheiteuzwischenden beiden Regierungendabeimaßgebend.
Deshalb hieß es im Hinblickauf den Zeitpunktder Auflösung

wörtlich: „und erachtetKommitte, daß jener Zeitpunktder Ver-

einbarungzwischenden hohen Landesregierungenund den neuen
Repräsentantenzu überlassensei, dergestalt, daß jene Auf-

lösung erst in dem Augenblick eintritt, wo infolge

einer solchen, im Wege der neuen Verfassung er-

folgten Vereinbarung die Landesherren die Ritter-

und Landschaft als politisch berechtigte Korpora-

tionen für aufgelöst erklären. Bis dahinwerdenauchdie

ständischenDeputationen,die sonstigenständischenVerwaltungen

und der Engere Ausschußin unveränderterWeisefortbestehen."

Es wurde fernervorgeschlagen,in Anbetrachtder Unbestimmtheit

des für die AuflösungansersehenenZeitpunktes, den Engeren

Ausschußinzwischenzur Bewilligung der ordentlichenLandes-

kontributionund Landesanlagenzu ermächtigen(was tatsächlich
später geschah).Schließlichging der Bericht auf die eigentüm-

lichenVerhältnisseder SeestädteRostockund Wismar ein. Der

Stadt Rostockwürden auchnach Verzichtauf die Landstandschaft
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und den Sitz ini EngerenAusschußdie übrigen politischenVor-

rechteverbleiben,welcheauf der Basis der mit dem Landesherrn

errichtetenErbverträgeund der mit Ritter- und Landschaftabge-

schlosfenenStipulationen beruhten. Deshalb habe Rostockdiese

Vorrechte, welchemit der Bildung einer Repräsentativverfassung

unvereinbarseien, durch besonderenVerzichtan die Staatsgewalt

zu übertragenund zwar vor Abgabeeiner definitivenErklärung

der Ritter- und Landschaftüber die Auflösungder bisherigen

Landesvertretung.Der Großherzogwurde ersucht,sichdieserhalb

mit der Stadt Rostockund ebensoauchmit der Stadt Wismar

zu benehmen,welche,mit Ausnahmeder Landstandschaft,ähn-

licheVorrechtebesaß.
DieserKommitten-Bericht,bei dessenFassungnamentlichder

VorsitzendeLandrat, von Blücher-Kuppentin,seinenEinfluß gel-

tend machte, verriet ebensovielUmsichtals sachlicheObjektivität.

Die gemachtenVorbehaltewaren bei der ziemlichunbestimmten

Form der Propositionendurchaus gerechtfertigt,und wiesendie

Regierungenauf diejenigenMaßregelnhin, die für denÜbergang

in das neue Verhältnis unerläßlichwaren. Die Forderungvon

Garantieen und die Rechtsverwahrungfür den Fall, daß das

neue Verfassungswerknicht zu stände käme, mochtemanchem

Mitglied der alten Stände damals höchst überflüssigerscheinen.

Die liberale Partei hatte dafür nur ein Lächelnder Gering-
fchätzung.Allein die Zeit hat gelehrt, daß jeneVorbehalte,wenn

sie auchnichtvon der Hoffnungauf dereinstigeWirksamkeitaus-
gingen, dochauf einem klaren Rechtsgefühlfußten, welchesbei

der späterenUnsicherheitder staatsrechtlichenVerhältnisseentschei-
dendeGeltungerhielt.

Die Regierungenkamen den ständischenWünschenteilweise
sogleichentgegen,indemeinReskriptvom 15.Mai den beantragten
Revers in der Weiseausstellte, daß der neuen Ständeversamm-
lnng zum mindestendiejenigenRechte gewährt werden sollten,

welchedie alten Stände besessenhatten. Schwierigerwar eine
Verständigungüber das Wahlgesetz.Die Verhandlungendarüber

nahmen oft einenstürmischenCharakteran, undHerr vonBlücher
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hatte als Vorsitzendermehrmals die Gallerte zur Ruhe zu der-
weisen. Die Landesherrenhattenvorgeschlagen,daß in der neuen
Kammer neben 33 Vertreternder städtischenund 29 derländlichen
Bevölkerung, welche aus indirekter Wahl hervorgehen sollten,
auch der große Grundbesitzdurch 23 direktzu wählendeAbgeord-
nete vertreten werde. Wegen des lebhaften Widerspruchs der
Landschaft,welchesichbenachteiligtglaubte, wurde dieserEntwurf
modifiziert,dergestalt, daß auf die Städte 40, auf das Land 29
und auf den großen Grundbesitz19 Sitze entfielen. Aber auch
dieser Versuch, eine dem alten System mehr angepaßte Jnter-
essenvertretungdurchzusetzen,mißlang. So blieb denn nur das
Prinzip der Kopszahlübrig, und in den letztenDebatten stritt
man über indirekteund direkte Wahl, über Cenfus und unbe-
schränkteWahlfähigkeit.Die Städte bestandenauf indirekterWahl,
womöglich ohne Census, die Ritter aus direkten Wahlen mit
geringem Census. Das Überwachungskomiteeberies nun Depu-
tierte sämtlicher Reformvereinenach Schwerin, welchesich, etwa
200 an der Zahl, am 14. Mai dort einfanden. Das Gebaren
auf der Zuhörergalleriewurde so störend, daß die Sitzung ein-
mal (16. Mai) aufgehobenwerden mußte. Die Ritterschafthatte
inzwischenden Regierungendie Entscheidungüber das Wahlgesetz
anheimgegeben,und diese fiel nunmehr im Sinne der Landschaft
aus. Währenddemwar als Antwort auf den 4. Kommittenbericht
am 13. Mai ein fchwerinfchesRefkript erfolgt, in welchemder
Großherzogder ständischenAusfassungbetreffs derSeestädteprin-
zipiell zustimmte. Sowie er sich eines Teils feiner Rechteim
Domanium bereits freiwillig begeben, so würden auch die See-
städte auf ihre Privilegien verzichtenmüssen. Eine solcheVer-
zichtleistnngschonjetzt zu erzielen, sei unthunlich, weil die neue
Verfassung, welcheauch dieVerhältnisseder Seestädte im einzelnen
regeln werde, noch nicht vorliege. Daß letztereaber zu einer jene
Konsequenzim allgemeinenanerkennendenErklärung bereit sein
würden, sei um somehr zu erwarten, als ja bis dahin der Status
quo unalteriert bleibe.

Mit dieserZusicherunggaben sich die Stände zufrieden, re-
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fümierten aber ihre Wünscheund Vorbehalte noch einmal in der

Schlußerklärung. Hierin hieß es unter anderem wörtlich: „Die

getreuenStände machendie Auflösung der bisherigen Landesver-

tretung von der ausdrücklichenBedingung abhängig, daß die See-

städte Rostockund Wismar generell es aussprechen, daß sie der

allgemeinen Gesetzgebungdes Landes sich unterwerfen und ihre

bisherigen Privilegien und vertragsmäßigen Rechtenur insoweit

in Wirksamkeitverbleibenkönnen, als sie mit dem Wesen der

neuen Verfassungund deren notwendigen Konsequenzensich ver-

einbar zeigen werden." Schließlich wurden noch Vorschlägege-

macht betreffs des Anschlussesdes Fürstentums Ratzeburgan die

zu berufende Abgeordnetenversammlung,sowie betreffs des Fort-

bestandes der Union, des Wahlmodus und der provisorischen

Geschäftsordnung.

Der Landtag wurde nun am 17. Mai geschlossen.In dem

Schweriner Landtagsabschiedinteressierenuns vor allem solgende

Sätze:

„Rücksichtlichder ständischenErklärung über die Rechte

und sonstigenBeziehungen, wie solchein dem 4. Kommitten-

berichteunter II ?c. aufgeführtsind, erklären Wir, soviel an

Uns liegt, Uns gleichfallseinverstanden. Wie das Verhältnis

zu UnserenSeestädtenzu ordnen, haben Wir bereits in einem

besonderenErlaß ausgesprochen. Wir sehen es als eine not-

wendige Folge der neuen Staatsform an, daß dieseVerhält-

nissein der dort angegebenenWeise festgestelltwerden. Wir
werden über den Fortbestand der Union zwifchenMecklenburg-

Schwerin und Mecklenburg-Strelitzdie erforderlicheBeratung

zunächstunter beidenLandesregierungenveranlassen."

Der Strelitzer Abschiedstimmte mit dem Schweriner im

wesentlichenüberein. Die Versamnilunglöste sich auf, und nicht

ohne Wehmut fchied manches Landtagsmitglied aus dem Ver-

bände, den man für immer gelöstwähnte. Nur die ständischen

Deputierten zum Engeren Ausschußund die mit der Verwaltung
altständischerInstitute, z. B. der Brandkasse, des Kreditvereins,
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der Amtsverbändezc>,betrautenAusschüssebliebenvorläufig noch

in Wirksamkeit.
Auch auf den Großherzog hatte der bedeutsameAkt einen

tiefen Eindruckgemacht. „Die alte ehrwürdige Verfassungist zu

Grabe getragen" — schrieber am 17. Mai — „die Berliner

Märztage haben dieseWendung heraufbeschworen!"—

Tags darauf, am 18. Mai trat die Nationalversammlungin

der Frankfurter Paulskirche zu ihrer ersten Sitzung zusammen.

Durch ihre Verhandlungen, ebensowie durch den Verlauf des

Feldzugs in Schleswig-Holstein,an welchemdie mecklenburgischen

Truppen teilnahmen, wurde die Aufmerksamkeitvon der mecklen-

burgischenVerfassungsfragevorläufig abgelenkt. Beides kann hier

nur flüchtiggestreift werden. Das Interesse an der Gestaltung

der deutschenAngelegenheitenwar in Mecklenburgnicht größer

oder geringer als in anderen Bundesstaaten. Hier wie dort

Waren es vorzugsweisedie liberalen Kreise, die sichan dem Ein-

heitswerk beteiligten. Aus ihnen waren die Deputiertenzu dem

sogenannten Vorparlament hervorgegangen. Oberappellationsrat

Kierulffund Di'. Schnelle-Buchholzhatten dem Fünsziger-Ausschuß

angehört, währendHerr Stever-Wustrowals Mitglieddes Engeren

Ausschussesdie mecklenburgischenStände in der Versammlung

der 17 Vertrauensmänner vertrat. Auch die Wahlen zur kon-

stituierendenNationalversammlungwaren durchwegliberal aus-

gefallen. Die siebenmecklenburgischenAbgeordnetenwaren: Ober-

appellationsrat Kiernlff-Rostock,Oberlehrer Dr. Haupt-Wismar,

Amtsverwalter Böcler-Schwerin, Rektor Reinhard-Boizenburg,

Dr. Drechsler-Parchim, Gutsbesitzer Pogge-Roggow und Dr.
Sprengel-Waren. An die Stelle des ausscheidendenHerrn Pogge

trat später durch Ersatzwahl vom 9. Dezemberder Kaufmann

Mann-Rostock.
Die Frankfurter Vorgänge wie alles, was mit dem Ver^

such, eine Centralgewaltzu begründen, zusammenhing,sollenhier

unberührt bleiben. Eine besondere Rückwirkung auf die Ver-

Hältnisse Mecklenburgshaben sie nicht ausgeübt und die nach

Frankfurt entsendetenAbgeordneteneine hervortretendeRolle dort



252 Achtes Kapitel.

nicht gespielt. Einige derselben, namentlich Kierulsfund Böcler,
waren in Ausschüssenthätig; alle waren voll Begeisterungfür die
deutscheSache.

Seit dem Frühjahr 1848 waren die mecklenburgischenRegie-
rungen in Frankfurt durch den Regierungsrat Dr. Karsten ver¬
treten, nachdemHerr von Schockaus Gesundheitsrücksichtenseinen
Abschied genommen hatte1. Dr. Karsten nahm noch an den
letztenSitzungen des Bundestags teil und wurde nach dessenAuf-
löfung als Bevollmächtigterder beiden Großherzogtümerbei der
Centralgewalt beglaubigt (27. Juli). Er verblieb in dieser
Stellung bis zum Rücktritt des Reichsverwesers. Die Instruk¬
tionen, welche er von Schwerin erhielt, gingen in den ersten
Monaten dahin, das Einheitswerkauf jede Weisezu fördern; als
die Oberhauptsfragenäher rückte, wurde in unzweideutigerWeise
auf Preußen hingewiesen. Übrigens kam die Regierung ihren
bundesstaatlichenVerpflichtungengewissenhastnach. Die Erlasse
der Centralgewaltwurden rechtzeitigverkündigt, die eingeforderten
statistischenNachweiseübersandtund die Matrikularbeiträgegezahlt.
GroßherzogFriedrich Franz folgte den Verhandlungender Natio¬
nalversammlungmit Aufmerksamkeit.Wie seinem Urgroßvater

1 Christof von Schock, geb. 2. Aug. 1780, war ein Sohn des Kam-

merherrn von Schack auf Raden und Zülow und einer Tochter des Ober-

jägermeisters von Koppelow. Nachdem er in Halle und Köttingen studiert,

trat er in den mecklenburgischen Justizdienst, verlieh denselben aber als

Justizrat, um sich nach dem Tode des Vaters der Bewirtschaftung seines

ausgedehnten Grundbesitzes zu widmen. An den Landtagsverhandlungen

regen Anteil nehmend, ward er Vieelandmarschall und später Landrat. Als

nach dem 1827 erfolgten Tode des Bundestagsgesandten von Pentz eine Neu-

befetzung dieses Postens notwendig ward — die Geschäfte wurden zunächst

interimistisch von dem Legationsrat von Meyer versehen —, fiel die Wahl

auf Herrn von Schack, welcher sich 1828 nach Frankfurt begab und in

feiner dortigen zwanzigjährigen Amtsführung seinem Lande hervorragende

Dienste leistete. Seiner Specialmission nach Paris ist schon oben gedacht

worden. Als Wirkl. Geh. Rat trat er wegen Kränklichkeit 1848 aus dem

Staatsdienst, zog sich aus eines seiner Güter. Brüsewitz bei Schwerin, zu-

rück und starb am 14. August 18S2 zu Vevey in der Schweiz, wohin er

sich auf ärztlichen Rat begeben hatte.
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damals während des Wiener Kongressesdie Einheit und Kraft
des Reiches als höchstesund vor allem anderen zu erstrebendes
Ziel vorgeschwebt,so war auch er jetzt bei der begonnenen Um-
bildung der bundesstaatlichenVerhältnissebereit, jedwedes Opfer
zu bringen, welchesder Gesamtheitzu nutzenkäme. Ob dieses
Ziel mit oder ohne Osterreichzu erreichenwar, vermochtean-
gesichtsder Zerrüttung dieserMonarchieniemand zu sagen. Für
Mecklenburgwar wegen der geographischenLage, der Konfession
und der Verwandtschaftder regierendenHäuser ein Anschlußan
Preußen geboten. Er wäre leichterund einfachergewesen, wenn
die SchwankungenFriedrich Wilhelms IV. den Gang der preu-
ßischenPolitik nicht unausgesetztbeeinträchtigthätten.

Weit mehr als durch die Frankfurter Verhandlungen wurde
das Großherzogtumdurch die schleswig-holsteinscheErhebungin
Mitleidenschaftgezogen. Seine exponierteLage als Nachbarstaat,
die einer dänischenInvasion zugänglichelanggestreckteKüsteerfor-
derten besondere Schutzmaßregeln. Der Handel der Seestädte
wurde empfindlich getroffen. Schon am 30. März hatte der
GroßherzogeinenBrief des Prinzen Friedrich August von Hol-
stein erhalten, welcherschon damals an der Spitze der Holstein-
schenBewegung stand. Der Prinz, der einen dänischenAngriff
auf Rendsburg befürchtete,bat um schleunigeUnterstützungdurch
Absenkungdes mecklenburgischenDragonerregiments.

„Es istvondergrößten Wichtigkeit",schrieber, „daß der
erste Vorstoß der Dänen abgewehrtwird. Diese sind uns an
Kavallerie sehrüberlegen. Wir fechtennichtnur für unser Recht,
welcheseine fanatischePartei uns entreißenwill, sondern auch
für Deutschlandund habendessennördlichsteGrenzmarkenzu ver¬
teidigen.Wir hoffen, daß DeutschlandsFürsten uns nicht im
Stich lassenwerden, und insbesonderehoffenwir dies von denen,
die uns am nächstensind- Sie, gnädigsterHerr, könnenuns
in einem halben Tag mit der EisenbahnIhr Dragonerregiment
von Ludwigslustnach Rendsburg senden, und wir alle werden
Ihnen und Ihren Mecklenburgerndafür nnsern herzlichsten
Dank sagen."
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Der Großherzoglehntenatürlich die in dieserForm unthun-

lieheRequisitioneines Truppenteils ab, erklärte sichaber zugleich

bereit, ein stärkeresDetachementaller Waffengattungenins Feld

zu führen, sobald der Buud die Kriegserklärungbeschlossenhabe.

Nachdemam 12. April die Exekutiongegen Dänemark durch ein

preußischesund ein kombiniertesBnndescorps verfügt war, setzte

sich am 14. die halbe Brigade unter dem Kommando desOberst-

lieutenants von Raven II. über Ratzeburg und Oldesloe nach

Rendsburg in Bewegung. Sie bestand aus dem Gardebataillon

(Oberstlieutenantvon Plessen),dem 2. Musketierbataillon(Major

Ouistorp), einem DetachementJäger und Schützen (Haupt-

mann Graf Oeynhausen),2 Schwadronen Dragoner (Major von

Below) und 4 Geschützen.Die mecklenburgischenTruppen traten

in Rendsburg unter den Besehl des hannoverschen Generals

Halkett und bildeten einen Teil der mobilen Division des 10.

Bundescorps.
Seit 33 Jahren hatten mecklenburgischeTruppen nicht im

Feuer gestanden. Keiner der ausrückendenOffiziere besaßprak-

tischeKriegserfahrung, Die Truppen bestanden die Probe gut.

Alle Waffengattungennahmen an Gefechtenteil, einige hatten

starke Verluste. Die ersten erlitt die 4. Schwadron unter Ritt-

meisterBaron von Roddeam 24.April bei Bilfchau, wo sie die be-

fohleneAttackeauf sumpfigemTerrain ausführen mußte und sehr

unter dem Feuer des gedecktstehenden Feindes litt. Um den

Vormarsch des preußischenCorps aus Jütland zu verschleiern,

besetztedie Division Halkettdas sestländischeUser am Alsensund.

Sie hattedort mehrereWochenhindurch einen beschwerlichenund,

da eine Landung der Dänen von Alsen aus zu gewärtigenwar,

einen aufregendenDienst. Da stch die feindlichenKanonenboote

sehr häufig im Alfenfundzeigten, waren die Vorpostenwieder-

holten Alarmierungen ausgesetzt. Der Übergang der Dänen auf

den bei Sonderburg geschlagenenBrücken veranlasse am 28. Mai

ein hitziges Gefechtbei Düppel. An demselbennahmen neben
hannöverschenund braunschweigischenTruppen auch die beiden

mecklenburgischenJnfanteriebatailloneteil. Bei der NübelerMühle
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war namentlichdas Grenadiergardebatailloneinem sehr heftigen

Angriff ausgesetzt.OberstlieutenantvonPlessenwurde verwundet,

Premierlieutenantvon Hirschfeldfiel. (Die anderen Verluste

waren: 4 Unteroffiziereund Gemeinetot, 20 verwundet, 18

vermißt.) Die im Feuer gewesenenTruppen rücktennun in die

Reserve. Das überlegeneAustretendesFeindesmachtedas Nach-

ziehenvon Verstärkungennötig. Generalmajorvon Elderhorst

ging daher am 21. Juni mit einem Detachement,bestehendaus

Mannschaftenaller Waffen, nach Schleswig ab und übernahm

das Kommandoder jetztselbständigenmecklenburgischenBrigade,

zu welchernun auchdasnachrückendestrelitzischeBataillon heran-

gezogenwurde. Oberstlieutenantvon RavenI. befehligteinzwischen

den im Lande zurückbleibendenStamm. Anfangs Augustmar-

schiertedie Brigade nordwärts und nahm die Vorpostenstellung

an der jütischenGrenzeein. NachlängerenUnterhandlungenkam

am 26. der Waffenstillstandvon Malmoe zu stände, und am

5. Septembertraten die mecklenburgischenTruppen den Rück-

marschnachden heimischenGarnisonenan.
Kaum zurückgekehrt,mußteein Teil derselbenwiederauswar-

schieren,um auf Ansuchendes LübeckerSenats zur Dämpfung

der dort ausgebrochenenUnruhenmitzuwirken Der Großher¬

zoghatte zweimal, im Mai und August, seineim Feldestehen-

den Truppen inspiziert. Am 5. Augusthatte er ein militärisches

Ehrenzeichen„für Auszeichnungenim Kriege"gestiftet,ein Kreuz

aus Geschützmetalldarstellend. Er bestimmte,daß die ersteaus-

gegebeneDekorationdem Bilde des im KampfgefallenenLieute-

nants von Hirschfeldhinzugefügtund im Offizierskasinoausbe-

1 Das unter dem Befehl des Oberstlieutenantsvon Nußbaum stehende

Detachementbestandaus dem leichten Jnfanteriebataillon, einer Eskadron

Dragoner (Rittmeistervon Bülow) und 4 Geschützen.Nach einmaliger Ab-

löfung des leichtenJnfanteriebataillons am 11. Dezemberdurch 2 Compag-

nieen des Grenadiergardebataillonsunter Befehl des Majors von Vieting-

hoff wurden die Dragoner und dieArtillerie im November und Dezember,

die beiden Gardecompagnieenjedocherst am 7. Februar 1849 wiederzurück-

gezogen.



256 Achtes Kapitel.

wahrt werden solle und verlieh dieselbeAuszeichnungbei seiner
zweitenAnwesenheitim Felde dem Oberstlieutenantvon Plessen,
demLieutenantvonQuitzowunddemUnteroffizierSpalding von der
Artillerie, sowie dem Musketier Peters vom zweiten Bataillon.
Auch die Strandbesestigungeu,welchean verschiedenenPunkten
der mecklenburgischenKüste (bei Wismar und Warnemünde)er-
richtet waren, wurden vom Großherzogbesichtigt.Ein kurzer
Aufenthaltaußerhalb seines Landes, welcheser sonst während
dieseraufgeregtenZeit nicht verließ, wurde durcheine Reisenach
Eisenach(23.—26. Juni) veranlaßt, wo die Herzoginvon Or-
leans seit dem Mai weilte. Es ist hier noch einiges nachzu-
holen.

Nochehe derAufenthaltder flüchtigenHerzogingenaubekannt
war, hatte sichdie ErbgroßherzoginAugustein Begleitungihres
Hofmarschalls,Herrn von Rantzau, in die Gegenddes Rheins
begebenund war auch mit ihrer Tochter glücklichzusammenge-
troffen, welcheihrenWeg über Lille, Aachenund Kölngenommen
hatte. Sobald man in Schwerinerfuhr, daßdiebeidenFürstinnen
sichin Ems aufhielten, brach GroßherzoginAlexandrinedorthin
auf, um ihrer schwergeprüftenSchwägerin Trost und Zuspruch
zu gewährenund sie zur Annahmedes vom Großherzogange-
botenen Asyls zu bestimmen. Dieser hatte das Ludwigsluster
Schloß zur Verfügung gestellt. In Casselerhielt Großherzo'gin
Alexandrinedie Nachricht, daß HerzoginHeleneein Wiedersehen
nichtwünsche,ja daß sie ihreSchwägerinnichtempfangenwerde,
falls diefenach Ems käme. Welche Gründe diefes auffallende
undfelbstdurchdie Erinnerung an frühere,längst verjährteMiß-
Helligkeitennicht wohl zu rechtfertigendeVerhalten veranlaßten,
mag unerörtertbleiben. Das GeltendmachenpolitischerBedenken
konntesüglichnur als Vorwand angesehenwerden. Versuche,
die Herzoginzn einer milderen, versöhnlicherenHaltung umzu-
stimmen,bliebenerfolglos,und GroßherzoginAlexandrine,welche,
von schwesterlicherZuneigungund warmem Mitgefühlgetrieben,
dieseReiseunternommenhatte, kehrteüber HannovernachMeck-
lenburgzurück. Gegendas Unglückist man nachsichtig.Das ab¬
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lehnendeVerhaltender Herzoginhinterließbei ihrer Familiekei-

nerlei Verstimmung,und der Großherzogfuhr in den Bemü-

Hungenfort, seineTante zur Rückkehrin die alte, ihr einstso

teuereHeimatzu bewegen.

Angesichtsdieser Thatsachen, die sowohl dem Professor

Schubert als der Gräfin Harcourt bekanntfein mußten, ist es

auffallend,daß das Entgegenkommender großherzoglichenFami-

lie in den fchonerwähntenBiographieenmit Stillschweigenüber-

gangenwird. Bei der GräfinHarcourt, welchewederdieseVor-

gangeund den Besuchdes Großherzogsnochden später (1850)
stattgehabtenAufenthaltder Herzoginin Mecklenburgmit einem

Wort erwähnt, ist diesehistorischeUngenauigkeitoffenbareinem

Übelwollenzuzuschreiben,welchesfür die am OrleansfchenHofe

herrfchendeErbitterungbezeichnendist. Brünier hat es in seinem

späterenWerkbereitsunternommen,diese Lückeauszusüllenund

den Mißdeutungenzu begegnen, welchendas mecklenburgische

FürstenhausnachdemErscheinender erstenBiographieenungerech-

terweiseausgesetztwar. Dies anerkennenswerteBestrebenerhält

indessendurchdenmehrmalseingeflochtenenVorbehalt: „wenndie

Berichterichtigsind" eine Abschwächung,welcheder UnPartei-

lichkeitdes Autors alle Ehre macht, zugleichaber den Mangel

zuverlässigenMaterials bekundet*. Diesesliegt nunmehrin aus-

giebigsterWeifevor. Daß alle, auchdie jüngerenMitgliederder

großherzoglichenFamilie, es gleichnach der Katastrophean wie-

derholtenBeweiseninnigsterTeilnahmenicht fehlenließen, und

ihr Oberhaupt, derGroßherzog,persönlichund thatkräftigdiejenige

Hülfe anbot, welchevon ihm erwartetwerdenkonnte, dasür be-

sitzenwir in den nachstehendenBriefenderHerzoginHelenewohl

das beste und beredtesteZeugnis. Sie sprechenzugleichfür den

edlen Sinn der Fürstin und beweisen,daß, wenn gekränkter

Stolz und Bitterkeitüber die getäuschtenHoffnungenes ihr in

1 L. Brünier, Eine mecklenburgischeFürstentochter. Bremen 1872.

Seite 161.
von Hirjchseld, Friedrich Franz II. 17
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den erstenTagen derFlucht unmöglichmachten,den Ihrigen per-

sönlichzu begegnen,dochihr Herz auf dieDauer nichtunempfind-

lich bliebgegendie Beweiseder Liebe, die ihr aus diesemKreise

entgegengebrachtwurden. Der Leser wird die einseitigeund un-

richtigeDarstellungder Gräfin Harcourt darnachselbstzu berich-

tigen in der Lagesein.
„Enis, den 9. März 1848. Mit gerührtemHerzenund

innigemDank,meinlieberteurerFritz,habeichMajor vonZülow

empfangen;ich habeDein treu liebendesHerz erkanntin dein

Auftrag, den Du ihm gegeben. In so schwererPrüfung, wie

die meinige, ist es eine Wohlthat, so treue Gesinnungen,so

warme Teilnahmezu finden. Nie werde ich es vergessen,wie

Du Dich iu dieserfür michso wichtigenBegebenheitbenommen

hast, und mein Herz wird Dir stets dafür dankbarfein. Herr

von Zülow wird Dir sagen, wie mich Dein Wunschgerührt

hat, michselbstaufzusuchen,mir durchDeinenBesuchund ein

ÜbereinkommeneinenTrost zu gewähren; Du beweistmir da-

durch,daß Du das alte mecklenburgische,biedereHerzbewahrst,

das ich stets in Dir geliebt. Er wird Dir aber auch aus-

einanderfetzen,inwiefern es so wichtigfür mich ist, in der

größten Abgeschiedenheitund Zurückgezogenheitzu leben, und

niemandzu sehen,mein Inkognito strengzu bewahren. Es ist

jetztmeineersteund einzigePflicht,michmeinenKindern ganz

zuwidmenund für sie zu thun, was ich vermag;— schweigen,

mich still verhalten, abgeschiedenleben, unsichtbarwerden,

sovieles nur immer möglichist, das ist jetztmeineAufgabe.—

Du wirst das begreifen,Du hast zu viel Einsicht,um es nicht

zu thun, und Du wirst mein Herz darum nicht verkennen.

Vielleichtin späterenZeiten wird es mir möglichsein, Dich

wiederzusehen,mein lieberFritz; es wird mir dann lieb und

tröstlichsein, doch jetzt wäre es nichtgut noch ratsam. Ich
bleibefürs erstestill und abgeschiedenin Ems, bis die Bade-

zeitMenschenherführt,dann werdeichsehen,wohin ichmeinen

Wanderstabsetze,nochweiß ich es nicht,aber Gott wird schon

raten. — Daß Mama gekommenist, ist mir ein unendlicher
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Trost fürs Herz,ein Anhalt und einSchutzderWelt gegenüber,
sie ist mir von Gott gesandt, und mehr kann und werdeich

nicht wünschen.
Dein Bruder hat sich wie Du, voll Liebeund Herz be-

nommen,— ich habees erst vor 2 Tagenerfahren,— danke

ihm dafür, ich erkennerecht von Herzenseine Gesinnungen.
Gott stärkeDich in DeinenPflichtenund erleuchtedie deutschen
Fürsten, den Königvon Preußen besonders,dem ein soErnstes

bevorsteht;in seiner Hand liegt, wie im Jahre 1830 in der

Hand seinesVaters, das Los Europas— er wird weisehandeln

wie er und den Frieden zu erhaltenwissen."
„Ems, den23, April 1848. UnserguterHerr vonRantzau

wird Dir dieseZeilen bringen, mein lieberteurer Fritz, und

meine Grüße und meine Wünschezu dem Gelingen alles
Schweren, was Dir der Himmelbescherte.Ich trenne mich
mit schweremHerzenvon ihm, denn in diesen Zeiten bleibt
man liebermit denenvereint,welchetreu ergebensind, wie er,
dochmüssenwir dies Opfer bringen, weil seineGesundheites
erfordert.

Über unserePläne kann ich Dir nochnichts mitteilen, sie
hängennochvon manchenUmständenab, derenLösungichnoch

erwarte— solltensie michaber jemals früher oder späterzu

Dir führen, früher oder später in das ehemalsso still friedliche
Land unsererVäter, so ist es meinemHerzeneineLust, auf

DeineLiebeund Teilnahmebauen zu können und mich der
brüderlichenWorte zu erinnern,dieDu vor 2 Monatenschrist-

lich an michrichtetest. In jedemFall, ich mag ihnenfolgen

oder nicht,meinHerz bleibtDir stets innig dankbardafür, laß

michDir dies nochmalswiederholen— sei auch mein Ver-
mittler bei Wilhelm, der sichso überaus herzlichund liebevoll
benommenund dessenBesuchmir recht, recht rührend ge-

Wesen."
„Eisenach,den 12.Juni 1848. Soeben erhalteichDeinen

lieben freundlichenBrief, mein lieber Fritz, während unter

meinemFenster auf dem Markt die tanfendzähligeStudenten-
17*
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scharin bunterMischunghin und her flutet, um dann aus die
Wartburg zu ziehen,wo sieDeutschlandsSchicksalzu bestimmen
gedenkt. Es soll michaber dieserLärm nichthindern. Dir zu
dankenund Dir zu sagen, wie sehr ich michauf Deinen lieben

Besuchfreue. Es ist wirklichgar zu gut vonDir, DichDeinen
vielenund schwerenGeschäftenzu entreißenund uns dieseFreude
zu bereiten, und ich erkennediesenBeweis Deiner Liebeund
Teilnahme recht innig. Manches werden wir zu besprechen
haben. Eine Stunde traulichenGesprächsist mehr wert als
tausendBriefe. Darum erwarte ich auchdiesenliebenAugen-
blickund berichtenichts von dem vielen, was alle Gemüterin
Anspruchnimmt. Mit treuer, herzlicherLiebe

Deine alte, Dir innig ergebeneTante Helene."

„Eisenach,den 13. Juni 1848. Es ist uns leid, mein
lieberFritz, für diesmalauf die Freude verzichtenzu müssen,
Dichzu sehen,dochbegreifenwir wohl, wie in dieserZeit jeder
Tag ein Neues bringt und wir nicht auf die Festigkeitirgend
eines Planes bauenkönnen. Da Du mir so guteGründe an-
führst, könnenwir Dein Ausbleibennur billigen, hoffenaber
sestauf eineEntschädigung,welcheDu so freundlichselbstan-
deutest, und bittenDich nur, uns durch ein Wort den Tag
DeinerbestimmtenAnkunftwissenzu lassen, und ob Du mit
demMorgen- oderAbendzugankommenwirst. Es ist diesdoch
nötig, um Dich zu empfangen,wennauchnichtäußerst her-

zoglich, dochunterunseremjetzigenDach,wo Du gewißDich
heimischerfühlen wirst als unter Fremden, und wo wir Dich
durchaussehenwollen.

Ich schriebwährend des furchtbarstenSpektakelsder trin-
kendenund singendenStudenten, welcheihren nahen Abschied
feiern, sichaber bisher sehr vernünftigbenommenhaben, kein
politischesElementin ihreBeratungenaufgenommenhabenund
nur Universitätsfragenin einerEingabean das hoheParlament
richtenwollen. Sie haben eine allgemeine Studenten-
schaft geschlossenim Gegensatzzu der ehemaligenBurschenschaft



Das Sturmjahr W8. 261

oder Landsmannschaft,— gegendas Triumvirat habensie auch
ein wenig protestierenwollen, doch führt das nun Wohl im
Grunde zu nichts. Sie habensichgegenuns, obgleichsie1500
an der Zahl, sehr vernünftigbenommen. Die Mecklenburger
habenuns ein Ständchengebracht,sonst sind zum Glückkeine
Demonstrationenausgebrochen.Heuteabendaberist der Kom-
mers etwas bunt."

Der verschobeneBesuchdes Großherzogsfand nochin dem-
selbenMonat statt. Am 24. Juni traf er in Eisenachein. Das
Wiedersehenwar ergreifend. Die elf Jahre der Trennung hatten
desUnerwartetensoviel gebracht. Beide waren in derSchuledes
Lebensgereift. DemerneutenVorschlagihresNeffen,ihrenWohn-
sitznachMecklenburgzu verlegen,hieltHerzoginHeleneverschiedene
Gründeentgegen. Sie fürchte, ihre mütterlichenVerwandtenin
Weimar, die ihr gleichfallssovielTeilnahmebezeigthätten, durch
Verlassendes einmal angenommenenAsyls zu verletzen.Die Ab-
geschiedenheitin Eisenachsei ihr zusagend,der Umstand,daß dort
keinHof residiere,in gewisserHinsichteinVorzug. Ihre Aufgabe
fei, sichvom politischenTreiben und vom Verkehrmit deutschen
Höfenmöglichstfernzuhalten,damit die Erziehungihres ältesten
Sohnes zum ThronerbenFrankreichsauchnichtdemScheineines
antifranzösischenEinflussesausgesetztsei. In Mecklenburgwäre
dieswenigerleicht. Die in OrleansfchenKreisenbekannteneinstigen
Differenzenkönntender Prätendentschaftihres Sohnes nachteilig
werden.

Ein anderer Grund, vielleichtder stärkste, blieb unaus-
gesprochen.Es hätte zuvielSelbstüberwindungdazu gehört, in
denOrt zurückzukehren,densieeinstsoselbstbewußtund hoffnungs-
freudigverlassen,und in demKreis derer zu leben, die alles das
vorhergesagt,was sichjüngst auf so schrecklicheWeiseerfüllthatte.
Aber auchfür dieseunausgesprocheneund dochsomenschlicheEm-
pfindung hatte der zartfühlendeNeffe Verständnis. Er drang
nichtweiter in dieHerzoginund schloßdieseUnterredungmit der
Versicherung,daß, wenn sie je ihreAnsichtändern sollte,jeneZu-
fluchtsstätteihr auchin Zukunftoffenstünde. Tags darauf kehrte
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er nach herzlichemAbschiedin seinLand zurück,wo neueund sehr
ernste Verwicklungenseinerharrten.

Noch während des Aufenthalts in Eisenachwar die Kunde
vondemPariserArbeiterausstandund den mehrtägigenBarrikaden-
kämpfennachDeutschlandgelangt Es stand zu besorgen,daß die
Flamme der Empörung auch hier aufs ueue auflodern werde.
FriedrichFranz nahm seineRückreiseüberBerlin. Dort war die
Ruhe nur äußerlichhergestellt. Er fand Hof und Armee durch
den Zeughaussturmerbittert, die Regierungmachtlosund unent-
schlössen.Die Berliner Aufruhrtagegabenauch anderswoAnlaß
zu neuer Erregung,die nunmehr in Mecklenburg,angefachtdurch
das ungestümeGebaren der Reformpartei, eine kritischePhase
herbeiführte. Den nächstenAnlaß zu regierungsseindlichenDemon-
strationenbot das am 13. Juli veröffentlichteWahlgesetz Die
Reformvereinesahensichin ihrer Hoffnunggetäuscht,daß zunächst
ein Entwurf erscheinenwerde,zu defsenBeratung und Feststellung
ihreFührer herangezogenwürden. In seinernunmehrdefinitiven
Fassung entsprachdas Gesetzihren Wünschennicht. Die Aus-
stellnngenrichtetensichvorzugsweisegegendieZerlegungin über-
mäßig kleineWahlabteilungen,die BeschränkungderWahlfähigkeit
durchdas Niederlasfungsrecht,den Alterscensnsvon 30 Jahren
für die Abgeordnetenund einigeWahlmodalitäten.

Das Rostocker„Centralkomitee",in welchemseit kurzeman
Stelle des gemäßigterenDr. Kippe der radikaleMoritzWiggers
den Vorsitzführte, berief einen allgemeinenReformtag aus den
21. Juli nachGüstrow. AdvokatWiggersundOberlehrerDr. Ernst
leiteten die Versammlung. Die dort gefaßtenBeschlüssesind be-
zeichnendfür das gehobeneMachtbewußtseinder Partei. Nochnie
waren ihre Führer so siegesgewiß,so entschiedenund gebieterisch
aufgetreten, An die Stelle allgemeinformulierterWünschetrat
jetzt ein bestimmtergefaßtespolitischesBekenntnis, welchesnach
Aufzählungvieler Punkte den prinzipiellenGrundsatzdahin sor-

* Bei der Feststellung desselben war die Strelitzer Regierung durch

Justizrat Buchta als Kommissar vertreten.



Das Stiirmjahr (848. 263

mulierte: „Wir wollen,daß derVolkswilleals das höchsteGesetz

des Staates gilt." Dies Bekenntnissollte jedes Vereinsmitglied

durchNamensunterschriftanerkennen.DieZeit maßvollerPetitionen

hielt man für abgethan. Der Antrag auf EntlassungderMinister,

welcherbei denGroßherzögendurchDeputationenüberreichtwerden

sollte, bewies, daß die Führer sichfür starkgenugund berechtigt

hielten,nunmehran der Regierungsgewaltpersönlichteilzunehmen.

Ein dritter Beschlußferner drücktedie Zustimmungaus zu dem

in Frankfurt gestelltenMohlschenAntrag, betreffenddieAufhebung

der Vorrechteund Titel des Adels. Hierbei machtesichzugleich

dieMißstimmunggegenden mecklenburgischenAdelin sehrheftigen

AngriffenLuft. Unter anderemstellte der VorsitzendeErnst den

seltsamenAntrag, daß es jedemfreistehensollte, sichin Zukunft

adeligeTitel und Wappen nachBeliebenbeizulegen.Schließlich

dekretierteman, daß der nächsteLandtagdas neueStaatsgrund-

gefetzeinfachfestzustellenhabe, ohne an eineVereinbarungmit den

Landesregierungengebundenzu sein.
Aber dieser Tag des Triumphes — denn als solchenbe-

trachtetenihn die Veranstalter— ward zugleichzum Verhängnis-

vollenWendepunkt. Mit diesemTage begann eineVerschiebung

in der Parteibildung, welcheeine zuerst allmähliche,dann aber

immer stärkerzunehmendeZersetzungim liberalenLagerbewirkte.

Die Alleinherrschaftder Reformvereinehatte ihren Gipfelpunkt,

damit aber auch ihreEndschafterreicht. Die Proklamation,welche

Wiggers im Namen der GüstrowerVersammlungerließ, öffnete

manchemdie Augen, drängte die Zweifler und Bedenklichenaus

den Vereinen. Die Zahl der Unterschriftenentsprachnicht den

gehegtenErwartungen. Je näher der Termin derWahlenheran-

rückte,destomehr machtesichdas Bedürfnis geltend,Mittelpunkte

und Vereinigungenfür diejenigenzu schaffen,denen die jüngsten

Güstrower Beschlüssezu weit gingen. Der RostockerRat hatte

sichoffendagegenerklärt. Selbst mehrereReformvereine,wie die

von Wismar und Laage, nahmen das Programm nichtan und

löstensichauf; andereprotestiertengegeneinzelnePunkte. Elemente

zu einer neuen Parteibildung waren überall vorhanden. Auch
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diesen günstigenZeitpunkt ließ die konservativePartei ungenützt.
So blieb denn die Begründung der neuenVereineMännern von
gemäßigter,aber dochentschiedenliberalerRichtungüberlassen.In
den nunmehr ins Leben tretenden „konstitutionellenVereinen"

sammeltensich alle Gegner des Güstrower Programms. Ent-
sprechendder Mannigfaltigkeitder darin vertretenenRichtungen
konntendieVereineeinfestesGefügenichterhalten. Ihre Mitglieder
gehörten überwiegenddem gebildetenMittelstand an. Beamte,
Kaufleute,vieleGeistlicheund später auchein großerTeil des be-
gütertenAdelstraten ihnen bei. Der erste konstitutionelleVerein
trat unterProfessorHegelsAnregunganfangsSeptemberin Rostock
zusammen. SchwerinundBützowfolgten,und imLaufedesselben
Monats bildetensichfast in allen Städten gleicheVereinigungen.
Ihre Statuten betontenüberall das Festhalten am monarchischen
Prinzip, die GleichstellungderRechtedes Fürsten und des Volkes,
dieEinführungzeitgemäßerReformenund dieAbwehranarchistischer
und aufrührerischerBestrebungen. Der Ausschlußder Öffentlich-
feit bei ihren Sitzungenund die Enthaltung von agitatorischen
Werbungengab den Vereinen einen Charakter vornehmerAb-
geschlossenheit,der ihren Einfluß auf die unteren Volksschichten
mindernmußte. Der Rührigkeitder radikalenFührer waren sie
auf diesemGebietnicht gewachsen,Dennochbildetensie zu den
Bestrebungender letzterenein sehr nützlichesGegengewicht,und
die Erbitterung,mit welcherjene die konstitutionellenVereinebe-
fehdeten,bewiesdeutlichgenug die Furcht vor einer gefährlichen
Gegnerschaft.

Leiderführte dieseErbitterung und die durch solcheKämpfe
gesteigerteErregungwiederumzu Ausschreitungen,welchein ein-
zelneuOrtschafteneinengefahrdrohendenCharakterannahmenund
die Requisitionvon Militär notwendigmachtenx. Das Rostocker

1 So in'Groß-Dratow, Kraase und Möllenhagen (31. Juli), in Blücher-

Hof (5. August) und in Malchow (8. September). Auf den Gütern, wo sich

die Tagelöhner zu Drohungen und Gewaltthätigkeiten gegen die Gutsherr-

fchaft hatten hinreißen lassen, genügte das Erscheinen des Militärs, um die

Rühe wieder herzustellen. In Malchow wurde die Volksversammlung nach
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Centralkomiteemißbilligtezwar in einemRundschreibendas un-
gesetzlicheVerhalten der Vereinsmitgliederund lehnte jede Ver-
antwortlichkeitfür die Excesseab. Die Thatsacheaber bliebun-
bestreitbar,daß die Verhetzungnamentlichder ländlichenArbeiter
von Mitgliedernund selbstVorständender Reformvereineaus-
ging. Die gerichtlicheUntersuchungstellte dies später feft. Es
zeigtesichdabei,daß die Disciplin in dieserPartei bereits in be-
denklicherWeise gelockertwar. Unverstandund Ubereifer der
Unterführer,welchemit ihremGeneralvorstandnichtin der nötigen
Fühlung standen, vermehrtendie Verwirrung. So sah sichzum
Beispieldas RostockerKomiteezu der Erläuterung genötigt,daß
das GüstrowerProgramm mit seinemPassus über den Volks-
willen nicht auf die Einführung einer Republikabziele. Hatte
doch der AdvokatOtto aus Grabow in einem Aufruf an alle
mecklenburgifchenDemokratenfür dieAnnahmeder republikanischen
Staatsform Propaganda gemachtund feineMeinungsgenossenzu
einer ZusammenkunftnachSchwerin entboten.

War durchdas GüstrowerManifestderReformparteiin dieser
Weisenur Verwirrungund Uneinigkeitim eigenenLagerhervor-
gerufen,so bliebauchdie in Verbindungdamit erhobeneMinister-
anklagezunächstohne praktischeWirkung. Daß eine Vereinigung
von Privatpersonen,denenein gesetzlichesMandat fehlte,in keiner
Weisebefugt sein konnte, eineKontrolleüber die Besetzungder
Staatsämter auszuüben, war einleuchtend.Die Reformvereine
fühltensichaber schonals organischeKörperfchaftund anticipierten

in dem AussprucheinesMißtrauensvotumsdieRechte,welcheden

schwachem Widerstand aufgelöst und der Führer der Bewegung und Borstand

des dortigen Reformvereins, Rechtskandidat Lübbert, verhaftet. Auf den

meisten Gütern hatten die Besitzer aus den zuverlässigeren Leuten eine Wehr-

Mannschaft gebildet zum Schutz von Familie und Eigentum. Brandstiftungen

waren übrigens äußerst selten. Da der größte Teil der Truppen im Felde

stand und auch die Garnisonen schwach besetzt waren, so konnten nur kleine

Detachements für die Ausrechterhaltuug der Ordnung verwendet werden. Daß

diese genügten, beweist, daß die Störungen keinen sehr ernsten Charakter

hatten.
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Vertretern der Gesamtbevölkerungerst späterzufallenkonnten. Ab-

gesehenvon der formalenUnzulässigkeiteines solchenSchritts war

aber auchdiesachlicheBegründungder Anklagevölligunzureichend.

GroßherzogFriedrichFranz beschränktesichdaraus, das Schrift-

stückaus denHänden der Deputierten(Ernst, Beutellund Gedecke)
entgegenzunehmen,und machteseineweitereEntschließungvon der

Einreichungeiner gründlicherenund ausführlicherenDarlegungder

erhobenenBeschwerdenabhängig. Diesewurde nun vonWiggers

ausgearbeitet. Die wesentlichstenBeschwerdepunktewaren: Be-

günstigungeiner Willkürherrschaftder Bürgermeistermit Heran-

Ziehungvon zwei einzelnenFällen (Hagenow und Neukalen),

ThatenlosigkeitbeidenerstenBewegungen,VerzögerungdesReform-

Werks,die bei der Umwandlungdes MünzfußesbewieseneFahr-

läsfigkeitund die Mangelhaftigkeitdes Wahlgesetzes.Auch das

frühereVerhaltender Regierungbei den Streitigkeitender Ritter-

schastwurde einer Kritikunterzogen. Aus diesenGründen wurde

die Entlassungaller Minister und Regierungsrätegefordertund

der von der Güstrower Versammlungals Vertrauensmannbe-

zeichneteHerr Stever-Wustrow für die Bildung einesneuenMi-

nisteriumsempfohlen.
Bald darauf erschienin Schwerineine anonyme,von einem

Anhänger der Regierung verfaßte Schrift, welchedie erhobenen

BeschuldigungenPunkt für Punkt widerlegteund der Wiggersfchen

ArgumentationeineMengevon Unrichtigkeiten,Entstellungenund

Übertreibungennachwies.DieMünzreformseiohnediebemängelten
Umwandlungskostenüberhauptnichtherzustellengewesen.Die au-

geblicheBegünstigungder Bürgermeisterwurde an der Hand des
Aktenmaterialsals grundloseBeschuldigungdargestellt. Auchder

Vorwurf derThatenlosigkeitkonnteunschwerzurückgewiesenwerden.

Waren dochfrühere Reformversuchegerade von der Regierung

ausgegangenund an dem Widerstand der Stände gescheitert.
MochtendieAngabendieserEntgegnungzutreffendsein odernicht,

sovielwar gewiß, daß die WiggersscheAnklageschristden Nach-

weis einerUnfähigkeitzumRegierenkeineswegserbrachthatteund

überhaupt von einem irrtümlichen, lediglichdas Parteiinteresse
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berücksichtigendenStandpunktausging. Denn selbstwenn einige
der angeführtenThatsachenrichtig und mit den Wünschender
Reformparteinicht in Einklangzu bringenwaren, so ergab sich
hieraus keineswegsdie Notwendigkeiteines Rücktrittsder Staats-
beamten,welche— wie früher, so auchjetztnoch— demLandes¬
herrn ausschließlichverantwortlichwaren. Die Schwäche der
WiggersschenDeduktionverriet sichdennauchdarin, daß dieVor-
gängeandererBundesstaatenals Beweismittelherangezogenwurden.
Das Resümeeschloßmit den Worten: „Haben ja dochauchfast
in allen deutschenLänderndie Männer des ancien regime volks¬
tümlichenMinistern weichenmüssen."

Dieser deutlicheHinweis auf die eigentlichenWünscheder
Partei, der es an Ministerkandidatennichtfehlte,blieb abervöllig
unberücksichtigt.Die großherzoglicheAntwort vom 14. August
war sehr bestimmt und abweifend. Wenn auchder Großherzog
es den Deputiertenfreigelaffenhabe, ihre Ansichtenschriftlichvor-
zutragen, so habe es doch nicht im mindestendie Absichtsein
können, ihnen eineBefugnis einzuräumen, welchezur Zeit weder
einzelnennoch Privatvereinenzustehe, und die auchspäternach
Einführung verantwortlicherMinisteriennur von den Repräsen-
tanten aller Staatsangehörigengeübt werdendürfe. Als darauf
(am 28. August) der RostockerCentralausfchußin einer zweiten
Eingabedas Gesuchum Ministerentlassungin dringendererForm
wiederholte,erfolgte(am 6. September) ein noch schärferesRe-
fkript,in welchemder Großherzogerklärte,daß er auchunerinnert
darauf Bedacht nehmen würde, sich mit angemeffenemRate zu
umgeben. Er sei nichtgeneigt,einerauf allgemeinesRaifonnement
und schiefeAnwendung auswärtiger Verhältnissesich stützenden
Stimme Gehör zu geben; auch müsseer es entschiedenzurück-
weisen, wenn man es ohne allen Beruf unternehme,ihm für die

Bildung der BehördenRatschlägezu erteilen und sogar ihn an

dieErfüllung seinesfürstlichenWortes zu erinnern. Ebensowurde

eine an demselbenTageempfangeneDeputationvon 50 Mitgliedern,

welcheerschienenwar, um eine Abänderung des Wahlgesetzeszn

erwirken,abschlägigbeschieden.Die Wahlen selbstwaren für den
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26. September beziehungsweise1. Oktober bereitsausgeschrieben,

und der GroßherzogerklärteeineZurücknahmeder erlassenenVer-

fügungfür unstatthaft.
Wenngleichdie vorhin erwähnteZurechtweisungdeutlichbe-

kündete,daß FriedrichFranz nicht gewilltwar, sichvon demokra-

tischenKlubs seineMinister aufdringenzu lassen, so war doch

schonvon ihm selbstfrüher die Frage erwogen,ob er bei seinen

bisherigenRatgebernauch diejenigeUnterstützungfinden werde,

deren er für die Durchführungdes Reformwerksgerade in der

nächstenZeit bedurfte. Der Zusammentrittder Kammerstand in

einigenWochenbevor. HitzigeWortgefechtewaren zu erwarten.

Die Arbeit am Ministertischwar voraussichtlichkeineleichte. Sie

erforderteMänner, welchedie Uberzeugungenund Pläne des

Landesherrnteilten. Mit dem leitendenStaatsmann stand diese
Übereinstimmungaußer Frage. Lützowwar seit lange der Ver-

sechtereiner ständischenReform und neuerdingsein offenerAn-

Hänger des konstitutionellenPrinzips. Seine Ratschlägewaren

sür alle nachmärzlichenEntschließungenmaßgebendgewesen.Sich

geradejetztdieserKraft zu berauben,lag nichtder geringsteAnlaß

vor. Abgesehendavon, daß ein Ersatz schwierigund jedenfalls

Herr Stever ohne administrativeVorbildung, also schwerlichim

stände war, die Gesamtleitungder Regierungsgeschäftezu über¬

nehmen, war auch der Großherzog teils Herrn von Lützow

persönlichzugethan,teils von derNotwendigkeitseinesVerbleibens

im Amte überzeugt.
Anders verhielt es sich mit Minister von Levetzow.Dieser

stand noch immer auf dem Boden altständischerÜberzeugungen.
Ein prinzipiellerGegnerder Verfassungsreform,hatte er, wie die
meistenseinerGesinnungsgenossen,den gegenwärtigenZustandals '

eineNotlageaufgefaßt,welcheKoncessionenerheischte.Unabhängig

durchein bedeutendesVermögenund frei von jeglichemBestreben,

einehervortretendepolitischeRolle zu spielen,hatteer in den letzten
unruhigenMonaten auf feinemPosten nur deshalb ausgeharrt,
weil sein Fürst dies wünschteund die Leitung der D.omanial-
kammerihn mit derAusarbeitungdes Verfassungsentwurfesüber-
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Hauptnicht in direkteBerührungbrachte. Jetzt, wo dieTeilnahme
an dieserArbeit auch an ihn herantrat,mußte sichdie prinzipielle
Meinungsverschiedenheitzwischenihm und Lützowmehr fühlbar
machen. Konflikteim Schoß des Regierungskollegiumsschienen
unvermeidlich,und diesewären bei der ohnehinschonso großen
Zerfahrenheithöchstbedenklichgewesen. So erneuerteer dennjetzt
seinschonfrüher einmal eingereichtesAbschiedsgesuch,welchesder
Großherzogzwar mit Bedauern, aber dochin der Überzeugung
annahm,daß durchden RücktrittLevetzowsdie Ausarbeitungdes
Verfassungsentwurfserleichtertund eine Einheitlichkeitdes Re-
gierungssystemserzielt werde, auf die er im Hinblickauf den
bevorstehendenparlamentarischenKampf ganz besonderenWert

legen mußte. Mit Levetzowschiedauch der Regierungsdirektor

von Oertzen^aus dem Kollegium. Aucher war ein Gegnerdes
Konstitutionalismus. Beidehattenbisherdas konservativeElement

in der Regierungvertreten. Die anderenRäte waren der über-
wiegendenMehrzahlnachvon ausgesprochenliberalerGesinnung.

Trotzdemhatte die GüstrowerVersammlungauch ihre Entlassung

gewünscht.
Um auchden Anscheinzu vermeiden,daß der Austritt jener

beidenStaatsbeamten durchdie Demonstrationder Resormvereine

erzwungensei, wie dies bei demMinisterwechselin Strelitzäugen-

scheinlichderFall gewesen2,erfolgtedieAusstellungdes Abschieds-

1 Friedrich Albrecht von Oertzen, Sohlt des Landrats von Oertzen anf

Kittendorf, trat zuerst in den Justizdienst, wurde 1828 als Kanzleirat der

Regierung zur Beschäftigung überwiesen, bald darauf zum Assessor und 1831

zum Regierungsrat ernannt. 1843 erfolgte seine Beförderung zum Re-

giernngsdirektor, eine Stellung, die nach seinem Ausscheiden nicht wieder

besetzt wurde und später überhaupt einging. Mit der Pensionierung wurde

ihm der Titel Geheimer Rat und später (1872) noch die Geheimratswürde

mit dem Prädikate Excellenz verliehen.
2 Ebenso wie in Schwerin war auch in Neustrelitz am 7. September

eine Deputation der Reformvereine erschienen, um die Abänderung des Wahl-

gesetzes zu erwirken. Diese Demonstration nahm unter Beteiligung einer

Volksmenge, welche sich vor dem Schloß versammelte und noch durch einen

Zuzug aufgeregter Massen ans dem nahen Alt-Strelitz verstärkt wurde, einen

drohenden Charakter an. Bei der Abwesenheit fast des ganzen Kontingents —
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Patents für Levetzowerst am 14., für Oertzen am 24. Oktober.

Überdiesbesagtedas elftere, daß der Großherzog„in Erwägung

der höchstschätzbarenDienste, welcheder Minister von Levetzow

seinemhochseligenHerrn Vater und ihm in mannigfachschwierigen

Verhältnissengeleistet,nur ungern in dessenGesucheingewilligt

habe" und daß Herr von LevetzowdenZeitpunktselbstbestimmen

möge,wann er auszuscheidenwünsche. Die Geschäfteals Mitglied

der Reluitions- und Schuldentilgungskommissionwerde derselbe

bis auf weiteresnochfortführen.

dasselbe stand gegen Dänemark im Felde — war ein bewaffneter Widerstand

unmöglich. Um sich der aufgeregten Menge zn entziehen, von der ein Teil

bereits durch die Fenster in das Erdgeschoß gedrungen war, mußte sich Groß-

herzog Georg entschließen, ans Anraten seines jüngeren Sohnes — der Erb¬

großherzog weilte im Bade — mit seiner Familie im nahen Marstall Wagen

zn besteigen und sich sür einige Stunden von der Stadt fernzuhalten. Die

junge Erbgroßhcrzogiu Augusta, ihren 6 Wochen alten einzigen Sohn auf

dem Arm, legte bei diesem Anlaß seltenen Mut und große Besonnenheit an

den Tag. Später, als die Aufregung sich etwas gelegt, erschien der Groß-

Herzog auf dem Balkon, begleitet von dem Herzog Georg und den Deputierten

Petermann und Lehmann. Er gab beruhigende Zusicherungen, worauf die

Menge sich zerstreute. Tags darauf nahmen Minister von Dewitz nnd Re-

giernngsrat Graf Bafsewitz ihre Entlassung. Durch diesen Erfvlg ermutigt,

veraulaßteu die Resormer neue stürmische Volksversammlungen und forderten

in einer Adresse, welche am II. September von den Herren Rolosf, Siemfsen,

Dr. Richter und Dr. Stolzenberg überreicht wurde, die Verantwortlichkeit

des neu zu ernennenden Ministeriums. Auch dies wurde vom Großherzog

zugestanden. In einer Mitteilung des mit der Leitung der Geschäfte interi-

mistisch betrauten Regierungsrats von Bernstorss an die Schweriner Re-

gierung hieß es mit Bezug auf jene Entschließung: „Bei der in den hiesigen

Landen fortdauernd bestehenden großen Aufregung und nach dem hiesigen

Stande der öffentlichen Meinung haben Seine Königliche Hoheit der Groß-

herzog die fragliche Entschließung, ohne vorgängige Kommunikation mit

Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzog von Mecklenburg-Schwerin, zn

treffen nicht umhin gekonnt und bitten Allerhöchstdieselben daher, dies durch

die ganz ungewöhnliche Dringlichkeit der Umstünde geneigtest zu entschuldigen."

Großherzog Friedrich Franz mißbilligte dieses übereilte Zugeständnis, und

Minister von Lützow mußte erklären, daß dasselbe den Schweriner Verhält-

nissen bei den bevorstehenden Kammerverhandlungen in keiner Weise Prä-

judizieren könne. Auch in Strelitz wurden nun die Verfassungsarbeiten von

den Regierungsgeschäften getrennt und erstere dem Justizrat Buchka über-

tragen, der bald darauf nach Schwerin ging, um au den Beratungen der

Vorlagen teilzunehmen.
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Die Hoffnung der Reformvereine,daß das AusscheidenLe-

vetzowsund Oertzenseinen Systemwechselbedeute, erfüllte sich

nicht. Minister von Lützowbliebim Amt und wurde durchVer-

fügungvom 28. Oktoberzum VorsitzendeneinerKommissioner-

nannt, welcherin Zukunft alle auf die Verfassungsangelegenheit

bezüglichenGeschäfteübertragenwerdensollten. Immerhin konnten

die Reformvereinees als einenErfolg betrachten,daß Stever und

I)r. Kippe zu Mitgliedern dieser Kommissionernannt wurden,

zumal letztererdem RostockerCentralausschußangehörte. Als

viertes Kommissionsmitgliedwar LandsyndikusGroth (Rostock)
bestelltworden. Die Kommissionrepräsentiertesomit in ihren

Mitgliederndie verschiedenstenSchattierungender liberal-konstitu-

tionellenPartei. Soweit sie nicht von den Führern der letzteren

bearbeitetwurde, war denn auch die Bevölkerungmit der vom

Großherzog getroffenenEntscheidungzufrieden. Ruhestörungen

kamenvon jetztan nichtmehr vor. Die gewerblichenKreise,müde

der stetenBeunruhigungund Erwerbsstörung,wandtensichimmer

mehr von den radikalenFührern und Verführernab. DieVolks-

Versammlungen,Demonstrationenund damit verbundenenAuf-

regungenhatten,entschiedenan Reiz verloren. Die Tagesarbeit

trat in ihre Rechte, und mit der kühlerenJahreszeit machtesich

auchein kühleresUrteil geltend.

An einer publizistischenVertretung der gemäßigterenAn-

schauungenhatte es bisher völlig gefehlt. DiesemMangel wurde

jetztdurchBegründungeines größerenpolitischenOrgans, der in

Schwerin erscheinenden„MecklenburgischenZeitung", abgeholfen.

Die Regierung unterstütztedasselbeteils durch eineSubvention,

teils durchZuwendung der amtlichenBekanntmachungen,welche

bisher im „OffiziellenWochenblatt"erschienenwaren. Die Leitung

der neuenZeitungübernahminfolgeBerufungdurchdieSchweriner-

Regierungder UniversitätsprofessorK. Hegel, welcherdem maß-

losen Gebaren der demokratischenPartei und ihres Führers M.

Wiggers in der „RostockerZeitung" scharfentgegengetretenwar.

Die „MecklenburgischeZeitung", von nun an Organ der kon-

stitutionellenPartei, erschienerst nach denWahlen. Der Agitation
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der Reformvereine—in derenDienstnebendereinflußreichen„Ro-

stockerZeitung" und dem „GüstrowerWochenblatt"fast alleLokal¬

blätter der kleinerenLandstädtestanden — hatte in der Wahl-

campagnesomitnochnichtwirksambegegnetwerdenkönnen- Als

die Kammeram 31. Oktoberzusammentrat,verfügtediesePartei

über55 Sitze und besaßmithin in der 103 1 Mitgliederzählenden

Versammlunganfangs die absolute Majorität. Die Eröffnung

fand in der SchwerinerDomkirchestatt. An die Rededes Groß-

HerzogsfchloßsicheineAnsprachedesstrelitzischenKommissarsBuchka.

Beide Ansprachenwurden wegender gleichlautendenZusicherung

einer volkstümlichen,auf staatsbürgerlicherFreiheitund Gleichheit

begründetenVerfassungvon der demokratischenMehrheitmit Be-

friedigungbegrüßt. Auch das Erscheinendes Großherzogsbei

demim Schauspielhausan demselbenAbendabgehaltenenBankett

und das den Abgeordnetentags darauf im Schloß gegebeneFest-

mahl bekundetendas persönlicheEntgegenkommendes Landes-

Herrn und ließen ein einheitlichesZusammenwirkenvon Regierung

und Volksvertretungerhoffen. Allein schon die erstenSitzungen

verrietendie heterogeneZusammensetzungder Versammlung,und

die sichschärferabgrenzendeParteibildungfördertebaldunversöhnt

liche Gegensätzezu Tage. Bei der Präsidentenwahlhatte natur-

gemäßdieLinkegesiegtund drei ihrer Mitglieder:Wiggers, Wil-
brandt und Wenzlaffdurchgebracht.Bei den nächstenDebatten
über die Geschäftsordnungaber und bei den Ausschußwahlentrat

bei dieser Partei eine Spaltung ein, welcheihre Überlegenheit

bedeutendherabminderte. Die Parteigruppierungin den erstetr

Monaten der Sessionwar folgende:
1. Rechte: 9 Mitglieder: von der Kettenburg-Matgendorf,

von Dewitz—Milzow,vonDewitz—Krumbeck,Frh. vonMaltzahn—

Lenfchow,Graf von Oeynhausen^Brahlstorf, von Rieben—

Galenbeck,Justizrat von Liebeherr, Hofrat Meyer^ Malchow.

1 Für Schwerin 85, für den Stargardschen Kreis IS und :für das

Fürstentum Ratzeburg 3 Sitze.
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BrennereibesitzerRose—Grabow. Ohne bestimmtesProgramm
vertrat diese Vereinigung doch entschiedeneinen konservativen
Standpunkt und erblicktein den Vorlagender Regierung schon
ein zu weit gehendesMaß von Zugeständnissen,welchesman
thunlichstherabzumindernhabe. Kettenburgund Dewitz—Milzow
zeigtensich als geistvolleund gewandteRedner. Bei der nume-
rischenSchwächeder Partei mußte man sichmeistensaufProteste
beschränken1.

2. Rechtes Centrum: 25 Mitglieder, darunter 7 bürger-
liche Gutsbesitzer,6 Bürgermeister, 3 Prediger, 2 Advokaten,
mehrereBeamte k. Die Partei vertrat eine gemäßigt liberale
Richtungund war größtenteilsaus den konstitutionellenVereinen
hervorgegangen.Die Parteileitunglag in den Händenvon Dr.
Bolten und den beiden BürgermeisternBrückner und Brandt.
Neben ihnen machtensich noch bemerkbar: Oberappellationsrat
Ackermann—Rostock,GutsbesitzerBencard aus Mechelsdorf,Ad-
vokatBurchard, BürgermeisterHofrat Engel, Senator Fabricius,
GutsbesitzerHillmann auf Scharstorf, GutsbesitzerKoch auf
Dreveskirchen,Di', med. Marung, Pastor Masch, Erbpächter
Mühlenbruchzu Hof Bergrade, GutsbesitzerMüller auf Warn-
kenhagen, Pastor Mussehl—Kotelow,GutsbesitzerPogge aus

Roggow, BürgermeisterPries, Pastor Scharff, Bürgermeister
Schultetus, Amtsverwalter von Thünen—Lübz, Gutsbesitzer
Wendhausenauf Gorschendorfund BürgermeisterSiemssen. Die

Partei bildete das wirksamsteGegengewichtgegen die radikale

Linke. Viele ihrer Mitglieder waren noch Anhänger des stän-

bischenPrinzips und nur soweit zu Koncessionengeneigt, als

1 Bei der Hauptwahl waren noch zwei adeligen Gutsbesitzern,

von Oertzen- Jürgenstorf und von Frisch-Klocksin, Mandate erteilt worden.

Da beide ablehnten, wurde für den elfteren von Dewitz-Krumbeck, für den

letzteren der Tagelöhner Lase-Liepen gewählt. Die Rechte schmolz später

durch den Austritt mehrerer Mitglieder bedeutend zusammen. Maltzähn

und Kettenburg legten ihr Mandat im Laufe des April 1849 nieder. Die

beiden Dewitz resignierten am 21. Juni beziehungsweise 9. Juli,

von Hirschfeld, Friedrich Franz II. - 18
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es für das Zustandekommender neuen Verfassungunerläßlich
schien. Nur in ihrer Feindschaftgegenden Adel decktensichihre
Ansichtenmit denen der weiter links stehendenGruppen. Diese
Abneigungschriebsich noch aus den früherenständischenDiffe-
renzen her und verhindertelange ein Zusammengehenmit der
Rechten, sür welches sonst manche Vorbedingungenvorhanden
waren.

3. Linkes Centrum: gebildetgrößtenteilsaus den Seces-
sionisten, welchedurch das despotischeGebaren der radikalen
Führer aus den Reihender Linkengedrängtwaren. Von diesen
als Abtrünnige betrachtetund aufs heftigsteangegriffen,wurden
sie immer mehr in die Arme des rechtenCentrums getrieben,
von welchemsie wenigerdurchden Unterschiedder Meinungen
als durchden Ursprungdes Mandats getrenntwaren. Die 16
Mitglieder dieserPartei waren sämtlichmit Hülfe der Reform-
vereinegewählt. Unter derFührung desOberappellationsgerichts-
rats Trotfche, welcherpolitischbisher nicht hervorgetretenwar,
vereinigtensich diese Männer zu einem gemäßigt-demokratischen
Programm. UnterihnenbefandensichmehrereJuristen, Domanial-
beamte, Gymnasiallehrerzc., Oberlehrer Dr. Ernst—Güstrow,
AmtsverwalterGerresheim—Ribnitz,Dr. med. Hesse—Sternberg,
ErbpächterKarnatz—Neu-Jamel,Advokat Krüger—Wittenburg,
ErbpächterPrien—Güritz, AdvokatDr. Spangenberg—Güstrow,
AmtsverwalterWitt—Dömitzund AdvokatWehmeyer—Schwerin
gehörtendieserGruppe an.

4. Linke: Zu den 44 Mitgliedern, welcheder Partei nach
der Secessionverblieben, gehörtenvorzugsweise:6 Advokaten,
5 Ärzte, 4 Geistliche,3 Universitätsprofessoren,4 Kaufleute,
2 Bürgermeister,6 Realschullehrerund diegewähltenGewerbetrei-
bendendes platten Landes. Die Landwirtschaftwar nur durch
2 Pächter und 1 Tagelöhner, der Grundbesitzgar nicht darin
vertreten. Die meistenMitgliederhatten sich schonin den Re-
sormvereinenund VolksversammlungenweiterenKreisenbekannt
gemacht. Zu ihren Wortführerngehörtennamentlich: Professor
Julius Wiggers und AdvokatMoritzWiggers—Rostock,Senator
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Pohle—Schwerin,EisenbahnbureauchefSoltau, KaufmannKleffel,
Profeffor Wilbrandt—Rostock,ProfessorTürk—Rostock,die Ad¬
vokaten Klooß—Rostock,Dr. Marcus- Schwerin und Otto-
Grabow, ferner Dr. med. Raber, OberlehrerReuter—Güstrow.
Advokat Deiters—Wismar, Lehrer Dr. Wenzlaff, Dr. med.
Schwarz, BürgermeisterBoldt—Hagenow, Advokat Boeder-
Gehlsdorf, Dr. Hardrat—Basse,RektorRoloff, StadtrichterDr.
Petermann—Strelitzund GerichtsratRemhold.

Das Programm war bereits in den Güstrower Beschlüssen
vom 21. Juli und dem späterenManifest niedergelegt.Hatte sich
bei der Partei schonin den letztenMonaten die Neigungzum
Terrorismus geltend gemacht, so trat auch jetzt während der
Sitzungen vielfachLeidenschaftlichkeitund ungestümesGebaren
zu Tage. Überzeugungstreue,Begeisterungsür die Sache, der
sie dienten, und rednerischeBegabungkonntenmanchenFührern
dieserGruppe nicht abgesprochenwerden, aber die Erbitterung,
mit welchersie den Kampfführtenund welcheder Verdruß über

Abfall vieler Meinungsgenossenoft bis zur Ungerechtigkeit
steigerte, gab ihrer Polemik eine unnötigeverletzendeSchärfe.
Aus dem glühendenHaß gegen die alte Verfassungund alles,
was damit zusammenhing,entsprangeine Maßlosigkeitim For-
dern von Neuerungen,welchebewirkenmußte, daß diebesonnenen
Elementesowohl in der Versammlungals in der Bevölkerung
sichmehrund mehr zusammenschlössenund so eineStärke fanden,
die ihnenursprünglichgefehlthatte.

Als 5. Gruppe endlichwären nochdieWildenzu erwähnen,
welchekeinerPartei beitraten. Zu ihnen gehörtenu. a, die vier
Kommiffare,von Lützow,Stever ic., die Gutsbesitzervon Kling-
gräff und von der Deckenund Geheimer Ministerialrat Störzel. 2
GegenEnde der Sessionwuchs dieseGruppe nochan durchden
Austritt mehrererMitgliederder Linken, welcheunentschlossen
zwischenden Parteien stehenblieben, in den meistenFällen aber
mit der gemäßigtenMajorität stimmten. Der Regierungsrat
Prosch, welcherdurchNachwahldas von Dr. Schnelle—Buchholz
wegenKränklichkeitniedergelegteMandat erhielt, befandsichim

18*
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Auftrag der Regierunglängere Zeit außer Landes und nahm

seinen Sitz erst im April ein. Auf den Gang der Beratungen,

welchebis in denAugustdes nächstenJahres hineinreichten,kann

hier füglichnichteingegangenwerden. Wichtig ist für uns nur

das Endergebnis- Zwei wesentlicheAufgabenlagen der Kammer

vor: die Vereinbarung mit den beiden Regierungenüber das

neue Staatsgrundgesetzund die Feststellungdes durchdieseUm-
gestaltungbeeinflußtenUnionsverhältnisfesder Großherzogtümer.
Beide Aufgabensind ungelöstgeblieben. Die ersteregelangnur
insoweit, als eineVereinbarungder Kammermit derSchweriner
Regierungzu ständekam, währenddie StrelitzerRegierungvon
der gemeinsamenArbeit zurücktrat. Die Regelungdes Unions-
Verhältnissesaber scheitertevollständig,und dies Mißlingen führte
zu offenemBruch zwischenden Landesregierungenund weiterzu
dem bekanntenStaatsprozeß.

Da die neue Repräsentativverfassungaber in den schwerin-
schenLandentatsächlichcirca 11 Monate bestandenhat, so wird
immerhineinekurzeDarstellungihrer Entstehungebensowie der
strelitzerseitsdaran geübtenKritiknicht zu umgehensein, zumal
die späteren Proteste und Einwände sich gegendas von der
Schweriner Regierungdabei eingeschlageneVerfahren richteten.
Auch wird zu untersuchensein, ob und inwieweitdas letztere
rechtlichbegründetwar, beziehungsweisewelcheErklärunges durch
den Zwang der Umständefand.

BeideRegierungenhatten derKammerdurchihreKommissare
einen Verfassungsentwurf1vorlegenlassen. Die in den ersten
Sitzungennoch sehr überlegenePartei der Linkensetztees durch,
daß derselbeeiner Beratung im Plenum entzogenund der Ver-
faffungsausschußmit der Ausarbeitung eines auf rein demo-
kratifchenPrinzipien fußenden Gegenentwurfesbeauftragtwurde.

* Die Ausarbeitung desselben sollte ursprünglich der bekannte Staats-

rechtslehrer Dahlmann übernehmen. Da dieser aber wegen seiner vielseitigen

Thätigkeit in der Franksnrter Nationalversammlung ablehnte, wurde sie

mittelst Erlaß vom 29. Juni dem Landsyndikus Groth übertragen und dieser
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Die Kommissareerklärtenihr Einverständnisdamit, daß dieser
letztereEntwurf an Stelle des von der Regierungaufgestelltender
erstenLesungzu Grunde gelegtwerde. Dies war ein zwar for-
males, aber immerhindoch wichtigesZugeständnis. Wenigstens
wurde es von der Linkenals ein Sieg betrachtetund steigerte
derenSelbstgefühl. Von demGroßherzogwar dieFrage erwogen
worden, ob dieses Beiseiteschiebenseiner Vorlage ein triftiger
Grund sei, die Verhandlungenabzubrechenund dieKammerauf-
zulösen. Er stand indessendavon ab, einmal, weil es sichhier

um einen formalen Punkt handelte,und sodann,weil die Vera-
tungen erst eben begonnenhatten und man hoffen konnte, im
weiterenVerlauf derselbenzum kommissarischenEntwurf zurück-
zukehren,was auchtatsächlichspätergeschah.

In dem aus 14 Mitgliedern bestehendenAusschußsaßen
zehn Angehörigeder Linkenund nur vier Mitgliederdes Cen-
trums- Die ansehnlicheMehrheit,über welchedie radikalePartei
verfügte,brachtenatürlichauchin dem neuen Entwurf ihre Ge-
sichtspunktezur Geltung. Die RedaktionübernahmenPetermann
und Türk. Der Ausschußarbeitetegründlich,aber langsam.Vier
Monate vergingen,ehe der erste, kleinereTeil des Entwurfs
vor das Plenum gebrachtwurde. Bis dahin mußte sichin 52
Sitzungendie Versammlungmit Petitionen, Beschwerdenund
einer MengenebensächlicherAngelegenheitenbeschäftigen.Der da-
bei geübteRedekampfvermochtedas öffentlicheInteressesür diese
Verhandlungennicht rege zu erhalten. KleinlichesParteigezänk,

vom Engeren Ausschuß ermächtigt, diese Arbeit ausznsühren. Der Entwurf

wurde dann in einer vom Minister von Lützow präsidierten Kommission durch-

beraten. An den Vorarbeiten waren u. a. beteiligt: die Regierungsrüte

Karsten, Prosch und von Bassewitz, die Justizräte Tschierpe, Ditmar, Kahsel

und Schmidt, Geheimer Kammerrat von Plessen, Geheimer Ministerialrat

Störzel, Kriminalrat von Bülow. Seitens der Strelitzer Regierung war

für die dortige Vertretung ursprünglich Regierungsrat von Bernstorff de-

signiert. Da dieser aber nach dem Rücktritt des Ministers von Dewitz nicht

abkömmlich wa,r — er übernahm später dessen Stelle —, so erhielt Justiz¬

rat Buchka das Kommissorium, welches er vom September 1848 an bis zur

Auslosung der Kammer dauernd versah.
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persönlicheReibungendrängtensichungebührlichhervor und wur-

den aus dem Schoß der Versammlungin die Presseund selbst

in die geselligenBeziehungenübertragen. Die gegenseitigenAn-

griffeließensehr oft einen würdigenund selbst anständigenTon

vermissen.AnonymePamphleteund Spottgedichte,wie z. B. „Die

Menagerieder Wilden" und „Landtagsbilder",welchein mehre-

ren Lieserungenerschienen,zeichnetensichwenigerdurch Schärfe

des Witzes als durch Maßlosigkeitder Sprache aus. Bei dem

Mangel sachlichenBeratungsstoffeswäre es gewiß zweckmäßiger

gewesen,die Kammerauf einigeMonate zu vertagen. Allein di

Regierungwar sich über das Vertagungsrechtnichtklar, mochte

auch wohl der Ansicht sein, daß die Vereinigungaller ihrer

Gegner in Schwerin weniger gefährlichwäre als derenagita-

torischeThätigkeitin denverschiedenenReformvereinendesLandes.

Zudem konntebei dem Umschwungder politischenLagein den

anderendeutschenBundesstaatenein Hinausschiebender Beratung

nützlichsein.

GroßherzogFriedrichFranz folgtedenKammerverhandlungen

mit gespannter Aufmerksamkeit.Die Amtsauditoren B. von

Bülow undO. vonWickedemußten denSitzungenbeiwohnenund

unmittelbar nachhermündlichenBericht erstatten. Fast täglich

fanden Besprechungenmit den Kommissarenstatt. Danebenließ

sichder GroßherzognochdurcherfahreneJuristen, so namentlich

durchdieHerrenGroth, Dilmar und denVicepräsidentendesOber-
appellationsgerichtsViereckVorträgehaltenüber schwierigeFragen

desStaatsrechtsundderRechtspflege.DieKonferenzenmitdenRäten

dauertenoftbis spätin die Nacht. Es wurdendieErklärungender
Kommissareberaten, der Wortlaut offiziellerKundgebungenfest-

gestelltund Vereinbarungenüber die einzuschlagendeHaltung der

Regierunggetroffen.Oft kam es zu scharfenDiskussionenzwischen

den Kommissaren,wobei der Großherzogentscheidendoder ver-

mittelndeintretenmußte. Minister Lützowerschienihm mitunter

zu nachgiebiggegendieKammer, und im Mai 1849 findensich
in den hinterlassenenAufzeichnungendie ersten Andeutungen
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über eine schwankendeHaltungdes Ministers, welchedem Groß-

herzogunsympathischwar und bedenklicherschien.
Diese Aufzeichnungengeben andererseitssicherenAufschluß

über die damalige»Ansichtendes Fürsten selbst. Er teiltekeines-

WegsLützowsÜberzeugungvon dem Wert des Konstitutionalis-

mus. Er war nur von der Unvermeidlichkeitdesselbendurch-

drangen und hielt ihn wie so vieleanderefür die einzigeGrund-

läge einer EinigungDeutschlands.Für Mecklenburghätte er eine

Reformauf ständischerBasis entschiedenvorgezogen.Die Vor-

gängeim Frühjahr 1848 machtendie Ausführung dieserIdee

unmöglich. Selbst bei den alten Ständen hatte man damals

keinenHalt gefunden. Nachdemnun einmaldie Bahn des Kon-

stitutionalismusbetreten, war Friedrich Franz entschlossen,das

begonneneWerk auch durchzuführen.Der kommissarischeVer-

sasfungsentwurfhatte feine Sanktion erhalten. Er betrachtetees

als die nächsteAufgabe, seine Annahmebei der Kammerdurch-

zusetzen,und hieltnun an derselbenmit einerZähigkeitfest, welche

durchWidersprücheund Einwändenur gesteigertwurde. Indem

sein Blickso auf dieseseine Ziel gerichtetwar', schenkteer dem

in DeutschlandsichinzwischenvollziehendenUmschwungvielleicht

nichtdiejenigeBeachtung,die er verdiente,unterschätzteauchwohl

die Folgen, welcheein einseitigesVorgehenohne Verständigung

mit dem Strelitzer Fürstenhausenotwendigherbeisührenmußte.

Die Entstehungund der Verlauf diesesKonfliktswird uns später

beschäftigen.
Wie weit das Unionsverhältnisüberhauptnochbestand, ob

es durch einenneuenHausvertragzu regelnund die Mitwirkung

der Kammer dabei notwendigsei, über alles dies herrschteda-

mals allgemeineUnklarheit. Die verschiedenartigstenAnsichten

wurden aufgestellt. Die Rechtskundigenstritten darüber in der

Presse. Das Übergangsstadium,welchesdieBeschlüssedes letzten
außerordentlichenLandtagsgeschaffen,ließ die Grenzender Be-
rechtigungennichtmehr klar erkennen.Wie ernst FriedrichFranz

seine Aufgabeerfaßte, zeigendie Worte, die er in der letzten

Stunde des ereignisschwerenJahres 1848 niederschrieb:
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„Europas äußere wie innere Gestalt, mit Ausnahme

zur Zeit von England und Rußland, hat das Jahr 1848 um¬

gestürzt. Was nochsteht, ist erschüttert,-wie bald wird es

nachstürzen?Was auf seinen Grundlagen erbaut werden soll,

wird es zum Heil, zum Segen gereichen?Mein Gott, segne

Deutschland,segneMecklenburg!LassemichmeinePflicht thun

unverrücktnach Deinem Willen, mit aller meiner Kraft und

sei es mit DahingabemeinesLebens!Am Sylvesterabendwerfe

ich gern einen recensierendenRückblickauf die Art, wie ich

meineräußerenund inneren Aufgabenachgekommen.Ein Ur-

teil über das ersterehabe ich nochnicht, und wird erst die

Zukunft lehren, ob der Weg, den ich mit Mecklenburgge-

gangen, der richtige gewesenist. Eine alte, mit dem Lande

verwachseneVerfassung, die aber teilweisenicht mehr paßte,

ist begraben. Die Schablone des Tags ist angelegt. Sie ist

falschund nicht das absoluteHeil. Ein unerschütterterThron

und Achtung vor dem Gesetzesind aber dem Landeerhalten;

gesunderSinn ist im Volke. Warum solltees mit Gott nicht

gehen?— Als Menschbin ich schwergeprüft und habe er-

fahren, daß Not betenlehrt, d. h. meineKraft, meinenMut

habe ich wieder bei Gott gesucht,und er hat michnichtim

Stich gelassen!Vertrauen auf seine Weisheit und Allmacht

ließenmichden rechten Gesichtspunktnichtverlieren. Die sich

lebhaft zeigendeLiebe des Mecklenburgersfür seinen Fürsten

erfreute mich, das Richtigein dem Sturmesdrang der Zeit
begeistertemich. Entschiedenhat michdie schwerePrüfung ge-

fördert. Gott ist mir wieder näher getreten, mein Streben

nach Heiligungist erwärmt. Möge mir mein Heilanddabei

helfenim Jahre 1849!"
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Der Verfassungsstreit. Krisen und Konflikte.

Schon die erstenTage des beginnendenJahres fügtenzu den
mannigfachenSchwierigkeitenderLageeineneuehinzu. Sie ent-
sprang einer prinzipiellenMeinungsverschiedenheit,welcheschon
längere Zeit zwischenden Höfenvon Schwerinund Strelitz be-
stand, neuerdingsaber schärferzum Ausdruckgekommenwar.
Die Anfänge des Zwiespaltsreichtenin die bewegtenMärztage
von 1848 zurück. Der Gegensatzin den Anschauungender bei-
den Landesherrenließe sichmit wenigWorten etwaso bezeichnen:
GroßherzogFriedrich Franz hatte seinemLande in der Prokla-
mationvom 23. März eine konstitutionelleVerfassungverheißen
und war entschlossensein Versprechenzu erfüllen. Großherzog
Georg, durcheine fo unbedingteZusicherungnichtgebunden,war
ihm auf diesemWege nur widerwilliggefolgt. Das alte stän-
dischePrinzip war ihm wert und jedeGelegenheiterwünfcht,die
betreteneBahn wiederzu verlassen. Nochstärkermachtesichbie^-
ser Gegensatzbei den leitendenMinistern beiderLändergeltend.
Der Leserwird sicherinnern, daß derselbeschonfrüher bei dem
SchriftwechselzwischenDewitzund Lützowanläßlich der ritter-
schaftlichenDifferenzenzu Tage getretenwar. Auch Bernstorff
teilte die AnsichtenseinesFürsten. DieseDivergenzder Anschau¬
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ungen in den leitendenKreisen fand indessenauch ihre Begrün-

dnng und Unterstützungin der Stimmung der Bewohnerschaft

beiderLandesteile. In Strelitz war das konservativeElementim

Verhältnisungleichstärkerals in den schwerinschenLanden. Es

fehltendort die größeren Städte, namentlichdie Seestädteund

der ausgebreitetebürgerlicheGrundbesitze

Wenn sich nunmehrder Zwiespaltder Meinungentrennend

zwischendie stammverwandtenFürstenhäuserschob, wenn der

Unterschieddes Alters — GroßherzogGeorg zählte70, Groß-

HerzogFriedrichFranz 25 Jahre —, wenn die Ungleichheitdes

Temperamentsauch merklicheAbweichungenin der Würdigung

politischerNeuerungen erklärlich machte, so muß gleichhier

betont werden, daß die persönlichenBeziehungender bis dahin

eng befreundetenRegentendurch den beginnendenKonfliktfogut

wie gar nicht berührt wurden. Von jeher hatte ein herzliches

Einvernehmenzwischenden beidenHöfen geherrscht.Fiel auch

im weiterenVerlauf der Krisis ein flüchtigerSchatten darauf,

so ist es doch später in seinemvollen Umfang wiederhergestellt

worden. Die Darstellungdes Konflikts, so peinlichan sichdiese

Episodeauchfür beide Teile war, wird dadurcherleichtert. Es

war ein Prinzipienstreit, eine verwickelteRechtsfrage,in welcher

beideParteienvollkommenbonafide handelten. Und dieseRechts-

srage erschienden Zeitgenossendamals so unklar, daß nur we-

nige im Jahre 1849 den Ausgang des Streits vorherzusagenge-

wagt haben würden, Denn neben den Rechtsgründen,welche

später entscheidendwaren, sprachauchdie Stimme der Zeitereig-

nissemit, und in der Verwirrung des Jahres 1849, bei dem

Donner der Geschützeund dem wilden Zuruf der leidenschaftlich

erregten Massen, war dieselbekeineswegsdeutlichund klar ver-

nehmbar.
Seit seinem Regierungsantrittehatte Friedrich Franz mit

dem vonihm hochverehrtenOheim einenvertraulichenBriefwechsel

unterhalten. In allen wichtigenAngelegenheitenwar die offizielle

Korrespondenzvon persönlichemMeinungsaustauschbegleitetge-

Wesen. In den erstenStadien der Märzbewegungwar dieÜber-
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einstimmungnocheine vollständige.Friedrich Franz hatte über
die in Berlin gewonnenenEindrücke(12. März) und über seine
Maßnahmen zur Abwehr der Petitionsflut berichtet. Großher-
zog Georgantworteteam 22. März:

„Ich kann die innigeZufriedenheitIhnen nicht lebhaft
genug schildern,bester Großherzog,mit der mich Ihr heute
erhaltenerBrief erfüllt hat: er ist aus meiner Seele geschrie-
ben. Mehr braucht es demnachwohl nicht, um Ihnen die
Überzeugungzu geben, daß ich zur Abwehreiner neuen, kon-
stitutionellenVerfassungmit Ihnen festzusammenhaltenwerde,
solangeals dies nur immer thunlichseinwird!"

Inzwischenaber vollzogsichdie demLeserbekannteWand-
lung in der SchwerinerPolitik. Die nach Streich übersandte
Proklamation vom 23. März vermehrte dort die Bestürzung,
welchedie jüngstenVorgängein Berlin schonerregthatten.Groß-
HerzogGeorgschrieban Friedrich Franz am 26., daß ihn lange
nichts so erschrecktund betrübt habe wie die Kunde von der
SchwerinerProklamation. Da es aber ein fait accomplisei, so
müsseer seinerseits„auchetwas Ähnlicheserlassen". Er bat aber
dringendnichts zu übereilen, die Propositionenzum bevorste-
hendenLandtagsorgfältigzu erwägenund seineAnsichtbei allen
weiterenSchrittenvorher einzuholen. DiesemVerlangenwurde
aus das bereitwilligsteentsprochen.Während der nun folgenden
Landtagsverhandlungentraten wohl einige Difserenzpunktehervor,
dochwurdendieselbenleichtausgeglichen,und dieLandtagsabschiede
bekundeten,wenigstensnach außen hin, ein Einverständnisder
beidenRegenten. Auchwährendder nächstenMonate bliebdas-
selbeungetrübt. Die StrelitzerRegierungschloßsich, wenngleich
mit innerem Widerstreben,den Schweriner Maßregeln in der
Verfassungsreforman, und Großherzog Georg gab in der
Ministerentlassungvom 8. September dem Druck der demo-
kratifchenPartei sogar weiter nach, als dies in Schwerin ge-
schehenwar. Um so freudigerbegrüßteer den politischenUm-
schwung,welcherim Herbst 1848 in Preußen durchdas Mini-
sterium Brandenburg seinen Ausdruckfand. Von diesemZeit-
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Punktan steuertedie Strelitzer Politik im Kielwasserder preu-

ßischen. WährendGroßherzogFriedrichFranz unverrücktan sei-

nem Programm festhieltund die Einführung einer konstitutiv-

nellenVerfassungals eine zwar unwillkommene,aber unabwend-

bare Notwendigkeitbetrachtete,begannin Strelitz die Hoffnung

zu keimen,daß die überallin Deutschlanderstarkendereaktionäre

Strömung die unfertigenGrundlagendes neuen Systems wieder

hinwegspülenwerde.
Den Anlaß zu einer schärferenBetonungdiesesStandpunktes

und zugleichzum Beginn des Zerwürfnissesmit der Kammer

bot der Beschlußder letzterenvom 13. Dezember,betreffenddie

Auflösung der alten Stände*. Die Abgeordnetenversammlung

hatte in ihrer 25. Sitzung einendarauf bezüglichenGesetzentwurf
angenommenund dessenVerkündigungbei den Regierungenbean-

tragt. Minister von Lützowwar geneigt, darauf einzugehenund
bestimmteauchden Großherzog,in diesenAktzu willigen. Ein
vomLandsyndikusGroth ausgearbeitetesGutachtenmotiviertediese
Entschließung.

Die SchwerinerKommissarewaren der Meinung, daß recht-

liche Bedenkendem Antrag der Kammer nicht entgegenstünden.

Die Wahl des Zeitpunktsfür die Aufhebungder alten Stände
war nach den Abmachungendes außerordentlichenLandtagsvon
1848 ausdrücklichder Vereinbarung beider Regierungenmit der
neuenStändekammervorbehalten. Die Berechtigungdazu konnte
den drei Kompaciscentenfüglich nicht bestrittenwerden. Aber
auchhinsichtlichderVorbehalte,welcheauf demvorjährigenLand-

1 Das hierauf bezügliche Gesetz besagte im Artikel 1: „Die politische

Gewalt der Landstände und ständischen Korporationen hört auf." Artikel

2 wahrte dem Engeren Ausschuß seine administrative Wirksamkeit in der

bisherigen Weise, sowohl hinsichtlich der privatständischen und gemeinsamen

Kassen, des Archivs k. als auch betreffs der privatrechtlichen Verhältnisse

der ritterschaftlichen Brandkasse, des Kreditvcreins u. s. w. Art. 3 und 4

bestimmten, welche unter ständischer Konkurrenz eingesetzten Behörden einst-

weilen in Funktion bleiben und welche administrativen Maßregeln dagegen

der Landesregierung ausschließlich überlassen werden sollten.
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tage gemachtwaren, glaubtedie SchwerinerRegierungjetztfreie
Hand zu haben, Wie sich der Lesererinnernwird, betraf der
eine dieserVorbehalteden Verzichtder Seestädte auf ihre Son-
derrechte. War auchein solcherförmlicherVerzichtnicht erfolgt,
fo hatten dochdie Seestädte(Rostockam 21. Juli, Wismar am
15. August)Erklärungenabgegeben,welche— wie der von den
Kommissarenhäufig gebrauchteAusdrucklautete — die Erfül¬
lung der ständischenBedingung genügendsicherten. Allerdings
hatte die RostockerErklärungdie Bereitwilligkeitzur Aufgabeder
Privilegiennicht unbedingtausgesprochen,vielmehrdieselbean
gewisseVoraussetzungengeknüpftund den Anspruchauf Entschä-
digung erhoben. Da aber Regierungund Kammer zur Aner-
kennungdieserEntschädigungsansprüchebereitwaren — wirklich
erfolgtedieselbespäter durcheinen Beschlußin der 84. Sitzung
—, so hieltLützowdieseAngelegenheitsür prinzipiellerledigtund
selbst einer formellenRegelungnichtbedürftig. Hieraus erklärt
es sich, daß die SchwerinerRegierungauf einenbestimmtenVer-
zicht der Seestädte, von welchemdochdie Aufhebungder alten
Stände ausdrücklichabhängiggemachtwar, nichtweiter drang,
— ein Verzicht, dem die Seestädtebei schärfererNötigungnach
Lage der Sache füglichnicht hätten ausweichenkönnen. Man
glaubtevielmehr,daß die definitiveRegelungdieserAngelegenheit,
namentlichder Entschädigung,erst nach Publikationdes neuen
Staatsgrundgesetzeserfolgenkönneund daß „dem, was von der
Ritter- und Landschaftauf dem letztenaußerordentlichenLandtag
bedungenworden, genügt" sei- Der Irrtum, welcherin dieser
Auffassunglag, solltespäter verhängnisvollwerden. Er bot den
wesentlichstenAnhaltspunktfür die Klageder Ritterschaft.

Der zweiteVorbehalt, von dessenErfüllungdie Aufhebung
der alten Stände abhängiggemachtwar, besagtebekanntlich,daß
die beiden Landesregierungenmit der einzuberufendenAbgeord-
netenversammlungsichüber die neue Verfassungvereinbarensoll-
ten. Hiernachhätte — das Einvernehmender beidenRegierungen
vorausgesetzt— dem Antrag der Kammer vom 13. Dezember
überhaupt nicht entsprochenwerden können, solangedie Vera¬
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tungen über die Verfassungnoch fortdauerten und eine allseitige

Einigung nicht erzieltwar. Allein auch betreffsdieses Punktes

hatten Ministervon Lützowund seine Schweriner Kollegenihre

eigeneAnsicht. Sie behaupteten, die Landständehätten auf dem

außerordentlichenLandtag ihre Landesvertretungsrechtemit nur

einstweiligerReservationhinsichtlichdes Steuerbewilligungsrechts

sofort und definitiv aufgegeben.Dieser Verzichtsei landesherr-

licherseitsim Landtagsabschiedangenommen.Demnachbesäßendie

alten Stände das Recht der Landesrepräsentationnicht mehr.
Diesessei ausschließlichder Abgeordnetenversammlungzugefallen.

Die administrativenBefugnisse,welchedem Engeren Ausschuß

nochgewahrtblieben,könntenallerdingsdie FunktioneinesFort-
bestandesder altenStände begründen,indessenentbehrtensie ohne

das Recht der Landesvertretungeiner repräsentativenBedeutung.
Die Potestivierung des Engeren Ausschusseszur Bewilligung
von Kontributionenstellesich als eine Ausnahme dar, welche,
lediglichaus dem praktischenBedürfnis hervorgegangen,schon
ihrem Zwecknachnur einetemporäreMaßregelsein könne.Diese
Deduktionsolltedahin führen,, den letztgenanntenständischenVor-
behalt seinersachlichenBerechtigungzu entkleidenund ihn, als
im Widerspruchmit dem thatsächlichenVerzichtauf die Landes-
Vertretung,einerformalenErledigungals nichtbedürftighinzustellen.
Wären die beiden Regierungenmit der Kammerüber den Zeit-
Punkt der Auflösungeinig, glaubte Lützow, so wären rechtliche
Hindernissenicht vorhanden. In diesemSinne schrieber nach
Strelitz. Bernstorsfs Autwort (28. Dezember)war sehrzurück-
haltend.

„Buchkahat mir das Pro Memoria von Groth mitge¬
teilt, dessenMotivierungich jedochbei aller Anerkennungder
scharssinnigenAuffassungdesVerfassersnichtüberallrichtigfin-
den kann. Die große Schwierigkeitund die gewichtigenBe-
denkenbei Beantwortungjener Frage verkenntman hier gewiß
nicht; glaubt aber doch, daß die Genehmigungdes von der
AbgeordnetenkammerbeantragtenGesetzentwurfszur Zeit nicht
zu verantwortensein würde. Ich möchtemir noch jetztden
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Vorschlagerlauben, über den ZeitpunktderAuflösungim Hin-

blickauf diesenGesetzentwurfdie Erklärungdes EngerenAus-

schusseszu erfordern. Mir scheinengewichtigeGründe dafür

zu sprechen. Einige der diesseitigenAbgeordnetensuchendie

FerienzeitnachMöglichkeitzu neuerAgitationzu benutzen,und

es gelingt ihnen auch, Volksversammlungenzu stände zu

bringen, aber man traut ihnen schonweniger, wie denn alle

Verständigendurchaus kein Vertrauen zu der Abgeordneten-

kammermehr haben. Vielleichtschlägtdie öffentlicheMeinung

baldnochentschiedenerum, indemmanallgemeinererkennt,wo-

hindas tolleTreibender Linkenführt. Indessenistleiderauch

der letzteFunke von Hoffnungerloschen,daß es möglichsein

werde, mit dieserAbgeordnetenkammereine irgend brauchbare

Verfassungzu ständezu bringen."
Nochbestimmterlautetedie zweiTage später (30.Dezember)

abgehendeosfizielleErwiderung. Der vorgelegteEntwurf einer

kommissarischenErklärungwurde abgelehnt.
„Die Ansicht",hießes weiter, „gehthier dahin, daßauch

bei dem größten Entgegenkommengegendie Wünscheder Ab-

geordnetenkammernichts von den Bedingungen nachgelassen

werden kann, von welchendie alten Stände ihre Aufhebung

ausdrücklichabhängiggemachthaben."

Das Schreibenging auf dieseBedingungennäher ein und

gab zu erkennen,daß man dieselbenkeineswegssür ersüllthalte,

wie in Schwerinangenommenwurde.
Die Wegeder beidenRegierungengingenalso in dieserwich-

tigen Frage schon prinzipiell auseinander. Durch wiederholte

Interpellation gedrängt,schlugLützowdieAbgabeeiner allgemein

gehaltenenErklärungvor, welchedie Auflösungder alten Stände

prinzipiellverhieße, den Zeitpunktaber nochvon weiterenVera-

tuugen abhängigmache. Auch dies wurde in Strelitzabgelehnt.

Inzwischenwaren demGroßherzogFriedrichFranz von zwei

verschiedenenSeiten Zuschriftenzugegangen,welche, wenn sie

auch sein Vertrauen auf die Richtigkeitder LützowfchenDeduk-

tionen nicht erschütterten,ihn doch von der Unzweckmäßigkeit
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einer vorzeitigenAufhebungder alten Stände überzeugten.König

FriedrichWilhelmIV. schriebam 7. Januar:

„Verzeih Deinem treuen Onkel, wenn er Dich plagt.

Ich vernahm nämlich, daß man auf dem Punkte steht, in

Strelitzeine oppositionelleStellung gegen Schwerin einzuneh-

men und zwar, weil Dein Ministeriumdarauf dringt, die ur-

alte mecklenburgischeVerfassungschonjetztfür aufgelöstzu er-

klären. Ich erkläreDir hier bestimmt, mein teuersterFritz,

daß mir's nichtin den Sinn kommt, mich in Megapolitana

einzumischen,und das um so weniger wegendes eigenenmeck-

lenburgischenTitels. So weitaber glaub' ich im vertraulichen

Schreibenan meinen lieben Freund und Nachbarn gehn zu

dürfen, daß ich Dich darauf aufmerksammache, wie ich bei

unferen ständischenund Landtagswirren es vorsichtigbis heut

vermiedenhabe, die Auslösungder alten ständischenVerfassung

auszusprechen.Man kannnichtwissen, wozu das einmalgut

sein kann. Das Zerstören ist so leicht, das Zerstörtewird

aber oft vergeblichzurückgewünscht.Einem etwaigenDrängen

Deines Landtagsauf solchesAuflösungsdekretkann sehr logisch

und unwiderfprechlichentgegengestelltwerden, daß man die

Auflösungdes Alten nirgendund zu keinerZeit, wo man nach

Grundsätzenverführe, ausgesprochenhabe, ohne daß das Neue

nicht fix und fertig und zur Einführungbereit gewesenwäre.

Deine Truppen sind ja excellentund zuverlässig. Gieb

nur nichtzu, daß die Soldaten die schlechtenKlubs und Ver-

eine besuchendürfen. Ich küsseDeineliebe Mutter, der ich

dies Blättchenvorzulesenbitte. Ich umarmeDich viel hundert

Mal und bitte um die Fortdauer Deiner Freundschaftund

Deines Vertrauens als Dein treuer Oheim
Friedrich Wilhelm."

Diesen Brief überbrachteder Generalvon Bonin mit dem

gleichzeitigenAustrag, über die beabsichtigteHaltung Preußens in

der deutschenFrage mündlich Ausklärungzu geben. Auchüber

die schwebendeAngelegenheitderMilitärkonventionsollteer unter-"

handeln. Der Großherzogantworteteam 10.
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„Bonin, der morgenfrüh wiederabzugehengedenkt,hat
sich von dem gesamtenZustande hier möglichstunterrichtet
und wird Dir mündlichseinenRapport machenkönnen. Er
wird auchzweikurzeBeleuchtungenüber die Frage des Zeit-
Punktes der Auslösungder alten Stände mitbringen, wovon
die eine, entworfenvom Minister von Lützow,die politische
Lageder Sache, die andere, welcheder LandsyndikusGroth
zusammengestellthat, mehr die juristischeSeite behandelt.An
eineAuflösungder altenVerfassung,insoweitsie nichtvon dem
Aufhören der alten Stände ergriffenwird, deren politische
Gewalt aber auchjetztschonruht, denkeich im gegenwärtigen
Augenblickdurchausnicht, sondernmuß entschiedenderGrund-
sah festgehaltenwerden, daß sie solangein voller Krastbleibt,
bis eine andere mit der Abgeordnetenkammervereinbart sein
wird.

Es stelltsich nun die politischeUnmöglichkeitheraus, in
einemnicht absolutregiertenLande gleichzeitigmit zwei Lan-
desVersammlungenzu regieren, wovon die einenur die küns-
tige Verfassungfertig zu machenhat, währenddie anderebei
allen Gesetzgebungsgegenständenund bei allen extraordinären
Geldbewilligungenbefragt werden und zustimmenmuß, und
nun nicht einmal zusammengerufenwerdenkann. Der Stre-
litzerKommissarinsteilt auchdurchausdieseAnsicht,und wird
hier stets mit möglichsterBerücksichtigungdortiger Ansichten
verfahrenwerden. Der innere Zustanddes Landesin Bezug
auf Ruhe und Ordnung bessertsichsehrund bin ich Deinen
kräftigen Maßregeln darin sehr dankbar. Auch über unsere
Kammermachtman sichkeineIllusion, und ich bin festüber-
zeugt, daß ich den größten Teil des Landes für michhabe,
wenn es bei der rechtenVeranlassungzum Konfliktoderzum
Bruch käme. Du hast mir durch Bonin noch eine mündliche
wichtigeEröffnungmachenlassen,und werdeich den Zeitpunkt
abwarten, wo Du michzum Handelnwirst auffordernlassen.
Von vornhereinstimmtemeineAnsichtmit der hier im Lande
herrschendenund erst kürzlichauch von der Kammer ausge-
von Hirschfeld, Friedrich Franz II. 19
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sprochenenAnsichtüberein, daß dauerndeRuhe in Deutschland
nur durch eine möglichsteVerwirklichungder Einheitsideezu
erreichensein wird, daß daher die Centralgewalteine starke
sein müsse. Da aber die EigentümlichkeitDeutschlandskeine
große Centralisationverträgt, so muß unsere obersteGewalt
ihren Halt in einem starken Träger derselbenfinden. Den
kann aber nur Preußen geben, und darum wünsche ich
Preußen an die Spitze. Auf welcheWeisedies zu er-
reichenist und ob die mir mitgeteilteIdee dies verwirklichen
wird, stehtnichtzu meiner Beurteilung; ich werdeaber gerne
zu jeder Maßregel mitwirken,die Preußen ausdrücklichoder
faktischzum dirigierendenOrgan macht. Bonin hat michdurch
die Schärfeseiner Auffasfungfrappiertund dankeich Dir für
feineHersendung."

Das LützowfcheGutachtenbefriedigteaber den König nicht.
Die mecklenburgischeVerfassungsfragelag ihm so sehr am Herzen,
daß er wenige Tage später nocheinenzweitenSpecialgesandten
mit demnachstehendenBrief nachSchwerinschickte:

„Charlottenburg,den 14. Januar 1849.
TeuersterFritz!

Indem ich Dir herzlichenDank für die gütigeAufnahme
von Bonin und für die Mitteilungensage, die Du mir ge-
macht und hast machenlassen, sendeich, natürlichganz pri-
vatim, Deinen altenBekannten,den Generalmajorvon Gerlach.
Er hat genaueKenntnis von allem genommen,was Bonin
zurückgebrachthat, und kennt, durchseinesFreundes Voß Leh¬
ren und Instruktionen, die mecklenburgischenDinge ziemlich
genau. Ich bitte Dich, ihn huldvollzu empfangenund anzu-
hören. Er wird Dich zugleichin meinemNamen in Kenntnis
fetzen,wie es mit den Dingen steht, von denenichDich durch
Deine Mutter im Herbstunterrichtenließ. Österreichund ich
sind einig, und wir werden bald entscheidendeSchritte in
Frankfurt vornehmen. Das muß auf den Stand der Revo-
lution und folglichauchauf ihre Früchtein Mecklenburgent-
fcheidendwirken. Übereilealso vor allem nichts. Ich hoffe,
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durch Gottes Gnade wird sichalles mit einigen Opfern für

die deutschenFürsten noch ganz leidlichstellen. Was aber

tot ist, ist tot; darumtöte nichts. Zürne nichtmeinerfreund-

nachbarlichenSollicitndfür Mecklenburg.Dein treuer Oheim
FriedrichWilhelm.

P. S. Ich wagenochdieAndeutung,daß mein Rat der

des Temporisierensist. Dazu gehörenmutigeund beharrliche

Hände. FehlenDir dieselben,so schaffesieDir. Bessereskann

ich Dir nicht raten."
General von Gerlach blieb mehrere Tage in Schwerin.

Währendseiner Anwesenheittraf auchHerzog Georg von Meck-
lenburg-Strelitz,der zweiteSohn des Großherzogs, mit einem

Brief seines Vaters ein. Es waren darin alle schonsrüher er-

hobenenBedenkennocheinmalin eindringlicherForm geltendge-

macht. Der mit FriedrichFranz II. eng befreundeteHerzogsollte
dieselbenmündlich erläutern. Die von Lützow vorgeschlagene

Erklärung wurde beanstandet. Es fanden mehrere Konferenzen

statt, an welchender Herzog, General von Gerlach und die

Schweriner Kommissareteilnahmen. Der Strelitzer Hof sprach

durchseinenSpecialbevollmächtigtenunverhohlendie Absichtaus,

den Verfassungsentwurfzurückzuziehen,wenn die Kammer, wie

bestimmtzu erwarten stand, denselbennicht annähme. Groß-

herzog FriedrichFranz seinerseitsbestanddarauf, daß der Ver-

fuchderVerständigungauchdann nochfortzusetzenund alles auf¬

zubietensei, um das neueStaatsgrundgesetzmit dieserVersamm-

lung zu ständezu bringen. Generalvon Gerlachsuchtezu ver-

Mitteln. Das einzigejedoch,wozusichFriedrichFranz und seine
Räte nach längeren Debatten bestimmenließen, war die Erklä-

rung, die Auflösungder alten Stände nicht einseitigmit der
Kammer zu vereinbarenund den Zeitpunkt vorläufighinanszu-
schieben.Der Standpunktdes Großherzogs,sowohlin der deut-

schenFrage wie in der Versassungsangelegenheit,ist sehr scharf
gekennzeichnetin dem Antwortschreiben,welcheser dem Preu-
ßischenSpecialgesandtenfür den Königmitgab. Wir ersehendar-
ans, wie ernst Friedrich Franz seine Aufgabeals Bundesfürst

19*
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und Landesherrauffaßte, wie reiflicher dieselbenach allen Sei-

ten hin erwog. Der Brief lautet:
„Schwerin,den17. Januar 1849. — LieberOnkel!Du

hast mir durchmeinenalten GerlachnochweitereEröffnungen

in der bewußten Auflösungssacheder alten Stände und in

Bezug auf die Oberhauptsfragemachenlassen, welcheinfoferne

in Verbindungstehen, als aus glücklicherLösung diesereine

andere Behandlungjener hervorgehenmöchte. Was nun diese

betrifft, so geheich von meinemallerdingsbeschränktenStand-

punktevon der Ansichtaus, daß gesicherteZuständein Deutsch-

land nur gegründetwerden können, wenn man den Idealen

der Zeit, wie sie das Jahr 1848 ans Tageslichtgebracht, ge-

hörig Rechnungträgt und das Frankfurter Experimentnicht

zerstört,fondernsorgsambenutzt, indem es mir als der selbst-

geschaffeneAngelpunkterscheint,an dem man Deutschlandin

seinemtiefstenLebenfassenund leitenkann. Daher bedarf das

dort im Bau begriffeneWerk einer Vollendungin seinem

Geiste; das ist die Centralgewalt, für welcheder Träger ge-

funden werden muß. Das kann nur der König von

Preußen fein; anders kann ich es mir nichtdenken. Du

mußt die Sache aber besserübersehenkönnen, und ich werde

mich daher auch der Verwirklichungeiner anderen Idee an-

schließen,wenn durch meinenBeitritt kein Wortbruch gegen

mein Volk und keineInkonsequenzgegenmein Verhaltenseit

dem März her von mir verlangt tvrcd. Was die ständische

Frage angeht, so handeltes sich einfachdarum, den von mir

herausgegebenenVerfassungsentwurfins Lebenzu führen. Da-

zu besondersist meinejetzigeAbgeordnetenversammlungzusam-

menberufenund mit der Erfüllung oder Nichterfüllungdieser

Aufgabestehtoder sällt sie. Fällt sie aber, so bleibtjene Auf-

gäbeimmernochbestehen,und es fragt sich: »wasnun thun?«

»Die alten Stände einrufen und mit ihnen weiter beraten«

scheintdie einfacheAntwort. Da liegt der Punkt, von dem

aus diese Sache zu betrachtenist, daß nämlich diesealten

Stände keinvereinigterLandtagsind, mit dem sichreden läßt,



Der Verfassungsstreit. Krisen und Konflikte. 293

sondernin partes gehendeKorporationen,die der Schriftsteller
des Adels, Herr von Glöden, nicht einmal geeignethält ein-

berufenzu werden, nur um ein anderesWahlgesetzzu beraten.
Sie müssenalso immer vorherverfassungsmäßigaufgelöstwer-

den, eheman energischbei der Beratung der Verfassunggegen

die jetzigeVersammlungverfährt, wenn man sich nichtjedes

Mittels beraubenwollte, dies Ziel weiter zu verfolgen. Um
jedochDeinemWunsche, nichts zu übereilen, soweitnachzu-

kommen,als ich es nach dem von mir verfolgtenWegefür

möglichhalte, werdeich bis zum 3l. Januar einenAusspruch

der Kammer gegenüberin dieser Sachevermeiden,dann aber
gezwungenseinfortzuschreiten.Ich dankeDir für das Jnter-

effe, das Du für eine glücklicheLösungunserer sehr schwie-
rigen Verhältnissebezeigst. Ich werdeversuchen,furchtlosund
gerade-meinenWeg zu gehen, und mag dann Gott das Wei-
tere fügen.

Ich verbleibeDein gehorsamerNeffeFritz.
Ein Paar Worte erlaube ich mir noch, nachArt der

Damen in einem Postskriptumfolgenzu lassen. Jene Frist
bis zum31.konnteich mir auchdeshalbauflegen,da ich durch

die Verhandlungenmit Strelitz und mit einigen ständischen
Verwaltungsbehördenvorher schwerlichund auch vielleicht
dann nochnichtin den Stand gesetztsein werdemich zu äu-
ßern; überhauptistwegender sehrinhaltschwerenVerhandlungen

mit der Kammer an die wirklicheAuflösungder Stände

erst in 4 bis 6 Wochenzu denken. Was Deinen Wunsch,
die Versammlungstrengein ihre Schrankenzurückzuweisen,an-
langt, so mußman dabeiauf dieEntstehungsgeschichtederselben
zurückgehen,um zu erkennen,was ihre Kompetenzist und ob
darnachdieseoder jene HandlungderKammereinÜbergriffist.
Nun ist aus den landesherrlichenPropositionenauf demFrüh-
jahrslandtage,aus dem EingehenderStände auf dieselbenund
aus Arbeitenin diesemSinne nichtzu leugnen, daß man ihr
hat fast die Stellung einer förmlichenStändeversammlungein-
räumen wollen, und daß teils durchden Vorbehaltder alten
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Stände, mehr noch durch das sonst so günstigeZögern mit

ZusammenberufungderKammerdieIdee des beschränktenMan-

dats entstandenist. Gerlachhat dies auch verstandenund ist

in den Stand gesetzt,Dir dies näher auszuführen,was ich nur

im Umrissebezeichnenkonnte. Daß meine KommissarienWohl

mitunter sich etwas zu passivVerhaltenhaben, lag wesentlich

in diesemUmstände, doch werden sie bei der Diskussionder

VerfassunghoffentlichGelegenheithaben, Energieund Festigkeit

zu zeigen. Dein Fritz."
GleichzeitigerklärteLützowin einemministeriellenSchreiben,

welchesHerzogGeorg mit nach Streich nahm, im Auftragesei-

nes Herrn:
„Trotzdemüber den politischenSchadenoder politischen

Vorteil einer Auflösungder alten Stände im jetzigenAugen-

blickezwischenbeiden Höfen nochkeineÜbereinstimmungstatt-
findet, gebe ich die Zusicherung, daß, hausvertragsmäßigen
Verpflichtungenzufolge, eine einseitigeund zustimmendeEr-
klärungüber Auflösungder Ritter- und Landschaftnichtstatt-

. haben wird, sehe jedocheiner baldigen Verständigungüber
einigevom Strelißer HofehingestelltePunkteentgegen."

Diese Verständigungwurde aber nichterzielt. Der sortge-
setzteSchriftwechselzwischenden beidenMinisterienförderteviel-
mehr nochweitere Gegensätzezu Tage. Der bedenklichstelag in
der Auffassungüber das Unionsverhältnis. Man muß zugeben,
daß bei dem damaligen Übergangsstadiumdiese Frage äußerst
verwickelt,einestaatsrechtlicheDefinitionsehr schwierigwar. Auf
dem Frühjahrslandtag von 1848 hatte Strelitz bekanntlichden
Wunsch ausgesprochen,die Union möge fortbestehen.Seitdem
hatte die Angelegenheitgeruht. Jetzt wurde sie durch Anträge
der Kammer, welcheauf Klarstellungdes Verhältnissesdrang,
wieder angeregt. Die Schweriner Kommissareerklärtenindessen,
dieRegelungdes Unionsverhältnisseskönnenur durcheinenneuen
Staatsvertrag herbeigeführtwerden. Schon diese Äußerungließ
erkennen, daß man die alte Union sür erloschenbetrachte. In
Strelitzdagegensahmandieselbenochals zu Rechtbestehendan und
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Verlangtenur deren Anpassungan die Grundlagen des neuen

Repräsentativsystemsx. Die Argumentationdes SchwerinerStand-

Punkts süßte darauf, daß die alte Union sichnach dem L. G.

Erbvergleichnur auf Ritter- und Landschaftund deren Hinter-

fassenbezogenhabe. (In der That waren davonim Schweriner

Landesteildas gesamteDomanium, die Stadt und Herrschaft

Wismar und das Bistum Schwerinmit Ausnahmeder Neustadt

Schwerin, im Strelitzer Landesteil das gesamte Domanium

mit der Stadt Neu-Strelitzund das FürstentumRatzeburgaus-

geschlossengewesen.) Im Sinne dieser Unterscheidunghabe die

Union also nur hinsichtlichderjenigenRechte,administrativenEin-

richtungenund Institute bestanden,welchesichaus der Gemein-

schaftvon Ritter- und Landschaftergebenhätten. Nach Preis-

gebendieserRechtefei mithin die Union erloschenund könneeine

Neubildungnur im Wegeeines Staatsvertrags konstituiertwer-

den. DieseDeduktionwurde von Strelitz nichtfür zutreffender-

achtet. Die Unterhandlungenüber Abschlußeines Staatsvertrags

versprachenbei solcherLageder DingekeinResultatund gerieten

ins Stocken.
Während der erstensechsMonate des Jahres 1849 verließ

der GroßherzogSchwerinnur einmalfür einige Tage im März,

und auchdieserAusflugnachBerlin hatte einenpolitischenZweck.

Seine Thätigkeitbliebgeteilt zwischenaufreibendenRegierungs-

gefchäftenund militärischenBesichtigungen.Nur selten ging er

auf die Jagd. Auchan geselligenZerstreuungennahm er we-

1 Bestärkt wurde die dortige Regierung hierin durch die Zustimmung

der Bevölkerung. Diese beantwortete die auf Trennung der beiden Landes-

teile abzielenden Antrüge der Kammer mit Protesten und Entrüstungs-

Meetings. Selbst die Resormvereine waren gegen Aufhebung der Union.

In einer am 4. März in Stargard abgehaltenen Volksversammlung wurde

eine Erklärung festgestellt, welcher sämtliche Strelitzer Reformvereinebei-

traten. „Wir protestieren", hieß es darin, „gegen die Zerstückelungdes Lau-

des Mecklenburg und gegen die Zerreißung des Mecklenburger Volks, das

seit Jahrhunderten eius gewesenist durch Gesetzund Sitte uud eins blei-

beu will nuu und immerdar."
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niger teil als sonst. Abendspflegteer das Theater zu besuchen,

welches in jener Saison über besondersgute Kräfte verfügte.

Flotows Opern Martha und Stradella, MarschnersHans Hei-

ling und vor allemMeherbeersHugenottenübten eine starkeZug-

kraft aus. Schwerin war sehr belebt, viele Abgeordnetewaren

von ihren Familien begleitet. Der Großherzogliebtees, sichin

befreundetenHäusern zum Thee anzusagen, wo er im engsten

Kreise zwanglos Verkehrenkonnte. Am häufigstengeschahdies

bei Graf Basfewitz—Schlitz,Baron Maltzahn—Lenschow,von

Dewitz—Milzowund in den Familien der Herren von Lützow,

von Storch, von Sell und von Zülow. Größere Hoffestefan-
den in diesemWinter nicht statt. Dagegenwurde in dem Kon-
zertsaaldes SchauspielhauseseineReihevon Subskriptionsbällen
veranstaltet. Die Grenzen der Beteiligung waren ziemlichweit

gesteckt.Der Hof besuchtedieselben,und der Großherzogver-

kehrtedort mit Personen aus allen Ständen, tanzte auchvor-
zugsweisemit den Damen der nichthosfähigenGesellschaftskreise,

unter denensichmancheschöneund anmutigeErscheinungbefand.

Sein freundliches,gewinnendesWesen erwarb ihm die persön-

lichenSympathieenselbstderjenigenKlassen,welchein dem poli-

tischenKampfsonstzu den erbittertenGegnernfürstlichenRanges

und Ansehensgehörten. Seiner Verstimmungübermanches,was

in der Kammer geschahund geredetwurde, gab er im gesell-
schaftlichenVerkehrkeinenAusdruck, obwohl die Übergriffeder
Versammlungauf das Verwaltungsgebiethäusigeinen geradezu
verletzendenCharaktertrugen. Hierher gehörten3. B. die Zu¬

mutung, daß das an die Truppen erlasseneVerbot der Betei-

ligung an politischenVersammlungen wieder ausgehoben,die

nachMalchowverlegteCompagnievon dort zurückgezogenwerden

sollte, sowie die Beschlüsse,daß die Beschränkungbei den Hei-

raten der Offiziereaufzuheben,die Beförderungvon Unteroffi-

zieren zu Offiziersstellenzulässigsei, daß die Verpachtungvon

Kammergütern sistiert werden solle, endlichdie Interpellation

über verschiedeneMaßregelnder Verwaltungund Ähnlichesmehr.

Die geistigeAufregungdieserMonate, die fortgesetzteSpannung,
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der Mangel körperlicherBewegung wirkten nachteiligauf die
Gesundheitdes 2Sjährigen Fürsten. Er fühlte sich müde, er-
schöpftund hatte häustgAnwandlungenvonSchwermut, in denen
er sich körperlichemSiechtum und einem frühen Tod verfallen
wähnte. Ein Gefühlder Vereinsamungüberkamihn dann; die
Sehnsuchtnach häuslichemGlück und seine Wünschein dieser
Hinsichthatten immer einebestimmteRichtung. Er glaubteda-
mals nochnicht an die Möglichkeit,daß diesesichersüllenkönn¬
ten, und das Entsagenwurde ihm schwer.

Einen Trost in diesentrüben Tagen gewährte indessendie
bei einem besonderenAnlaß wieder deutlichhervortretendeAn-
hänglichkeitvieler Mecklenburgeran ihr altes Fürstenhaus. Am
23. Februar, dem Geburtstag der Frau GroßherzoginMutter,
wurde das Standbild Paul Friedrichsauf dem AltenGarten ent-
hüllt. Aus vielen Orten waren Deputationen erschienen,die
Bürgerwehren von Rostock, Wismar, Doberan, Bützow und
Grabow waren durchje ein starkesKontingentvertreten. Unter
ihnen fiel namentlichdie Grabower Bürgergardedurchihre alte,
historische,aus dem Jahre 1807 stammendeUniform auf. Der
Zudrang des Publikums war schonam frühen Morgen ein so
starker, daß nur mit Mühe der Platz für den Großherzogund
sein Gefolgefrei gehalten werden konnte. Die Festredehielt
Pastor Bartsch, welchernebendem Geh. Ministerialrat Störzel,
dem HosbauratDemmlerund anderen Schweriner Herren Mit-
glied des Komitees gewesentum;1. Nach der Enthüllungdesi-
lierten die Truppen, dieBürgerwehrenund die GeWerkevor dem
Standbild. Die Parade kommandierteder am 5. Januar zum

1 Das Standbild war von Professor Rauch modelliert und in dem

gräflich Einsiedelschen Hüttenwerk Lauchhammer in Bronze gegossen worden.

Die Granitplatten des Sockels entstammten zwei Blöcken, welche auf den

Feldmarken Perlin und Görslow gefunden und von den Besitzern dieser

Güter, Graf Bassewitz und von Vehr, geschenkt worden waren. Die Ge-

samtkosten des Denkmals beliefen sich aus 16 553 Thaler und waren durch

freiwillige Beiträge ausgebracht.
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Brigadecommandeurernannte Oberst von Witzleben. Derselbe

hatte bis dahin in preußischenDiensten gestanden. Es war das

ersteMal, daß dieseStellung einemNichtMecklenburgerübertragen

wurde, und der Großherzoghatte sichnicht leichtenHerzensdazu

entschlossen.Allein die Durchführungder strafferenpreußischen

Disciplin, der neuen Gefechtsweise,die Einführung mancher

administrativenNeuerung, welchedie veränderteWehrverfassung

im Gefolgehatte, ließ es notwendig erscheinen,die militärische

Oberleitungeinem Offizier zu übertragen, welcher genau mit

dem preußischenHeerwesenvertraut war. Als daher gegenEnde

1848 Generalvon Elderhorstum seine Versetzungin den Ruhe-

stand einkam, wandtesichder Großherzogan den Königmit der

Bitte, ihm eine geeignetePersönlichkeitvorzuschlagenund deren

zeitweiligenÜbertritt in den mecklenburgischenMilitärdienstzu

gestatten. FriedrichWilhelmIV. war gern auf die Wünschesei-

nes Neffen eingegangenund seine Wahl auf den Oberst von

Witzlebengefallen, einenhochgebildeten,energischenund in jeder

HinsichtausgezeichnetenOffizier'. Derselbeerklärtesichzur Über-

nähmedieserVertrauensstellungbereitunter dem Vorbehalt, daß

ihm der Rücktrittnach Preußen unter BerücksichtigungseinesAn-

ciennitätsverhältnissesoffen stehenwürde. Die Wahl war eine

glückliche.WitzlebenzeigtesichseinerAufgabedurchausgewachsen.

Die Reorganisation wurde energischangegriffenund geschickt

durchgeführt. Er hatte es dabeinichtimmer leicht. Tie begreif-

licheVerstimmungder älteren Offiziereüber den Einschub,die

AbneigungderCivilbehördengegenallesFremde, namentlichgegen

das preußischeWesen, das UnbequememancherNeuerungen,alles

dies bereiteteSchwierigkeiten,welchezu überwindenwaren. Der

kurzeBefehlston, die Schärfe der Kritikund andereEigentümlich-

keitender preußischenSchule waren ungewohnt, und manches

1 Auch der Prinz von Preußen hatte ihn warm empfohlen und zu-

gleich bemerkt, daß eine gewisse Derbheit und Breite seines Auftretens

frappieren könnte, seine Tüchtigkeit aber nicht beeinträchtige. (Brief vom

23. November 1848.)
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Ward als Härte empfunden,was in Preußen längst als Notwen-
digkeiterkanntwar. Allein schonin dem kleinenbadischenFeld-
zug zeigtensichdie Vorzügedes neuen Systems. WelcheVer-
dienstesich Witzlebenwährend seiner elfjährigen Führung des
mecklenburgischenKontingentserworben hat, sollteaber erst viel
später in den großen Feldzügenzu Tage treten.

Schon damals, imFrühjahr 1849, war dieEinführungeiner

schärferenMannszucht dringend geboten. Die Wühlereiender
Reformvereinehatten wieder begonnen und erstrecktensich auch
bis in die Kasernenund Quartiere der Mannschaften. Hie und
da im Landeführtendie Aufreizungenwiederzu tumultuarifchen
Auftritten, und zweiSchwadronenmußten (am 17. Januar) für
kurzeZeit nach Waren verlegt werden. Um den abenteuerlichen
und geradezulächerlichenAusstreuungenzu begegnen,mit welchen

viele Agitatoren die Unzufriedenheitbei den ländlichenTagelöh-
nernzu schüren,dieVorstellungvon einer kommunistischenGüter-

Verteilungbei ihnen zu erweckensuchten,entschloßsichder Groß-

herzogzu einemdirektenAppell an den gesundenSinn seinerUn-

terthanen. Am 9. März erschieneineProklamation, welchemit

den Worten begann:
„Es ist mir von vielen Seiten zur Kunde gekommen,

daß euch Arbeiternin den Städten, euchTagelöhnernin den

Gütern und euch Einliegernin den Dörfern von Unberufenen

in Volksversammlungenund sonst, durch Wort und Schrift,

sogar mit Berufung auf Mich, über Verteilungdes Grund-

besitzesAussichteneröffnetund Verheißungengemachtworden,
welche, da sie den Boden des Rechtsverlassenund Eingriffe

in das Eigentum eines anderenenthalten, nicht in Erfüllung

gehenkönnen;deshalbwendeich mich an euch, die ihr Mei-

nem landesväterlichenHerzen und Meiner Liebe ebensonahe

steht als irgend einer meines Volkes, um euch zu warnen,
unerfüllbarenHoffnungenRaum zu gebenund euchzu Hand-

lungen verleitenzu lassen, deren Folgen für euch nur sehr

nachteiligwerdenwürden."
Es wurde nun darauf hingewiesen,daß durch Einsetzung
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von Schiedsgerichtender Weg beschrittensei, um begründeten

Übelständenunverzüglichabzuhelfenund berechtigteAnsprüchezu

befriedigen.Die neue Gesetzgebungwerde die Lageöer Arbeiter

verbessern.Nie könnedies aber dahinführen, in das Eigentum

anderer, welchesunverletzlichsei, einzugreifen.Die Proklamation

schloßmit den Worten:
„Ihr werdet hierbei diejenigeBerücksichtigungfinden,

worauf ihr begründetenAnspruchmachendürft; Ich erwarte

aber von euch, daß ihr Meiner Ermahnung Gehör gebt,

ruhig der weiterenEntWickelungder mecklenburgischenZustände

entgegensehtund es nichtselbstdurchein gesetz-undordnungs-

widriges Benehmenvereitelt, Meine landesväterlicheAbsicht

für euchin Ausführungzu bringen."
Diese landesherrlicheKundgebungübte eine gute Wirkung.

Allerdingsversetztedie in andernTeilenDeutschlandsausbrechende

Revolutionauch in Mecklenburgdie unruhigen Köpfewiederin

Aufregung. Alleines blieb bei vereinzeltenExcessen1,unter denen

die Plünderung und der Brand des Schlossesin Torgelowder

bedeutendstewar. MilitärischeDetachementsstelltendie Ruhe

bald wieder her. Auch in der Abgeordnetenversammlung

machtesichjetztein Stimmungswechselgeltend. Ebensowie der

Sturm der Berliner Märztagedie Bewegungin Mecklenburgan-

gefachthatte, so wirktejetztauchder dort sichvollziehendeUm-

schwungernüchterndund mäßigend. Die nächsteWirkung war

ein Wechselin der Besetzungdes Präsidiums gewesen. Die bei-

* Ein Zwischenfall in Neu-Strelitz blieb ohne weitere Folgen. Tort

war die Aufregung größer. Eine Wiederholung der stürmischen Demon-

strationen vom vorigen Herbst wurde geplant. Um ihr zu begegnen, erbat

Großherzog Georg von seinem Neffen, dem Könige von Preußen, das Ein-

rücken zweier Eskadrons des in Pasewalk garnisonierenden Kürafsierregi-

ments. Dieselben trafen ein und blieben kurze Zeit im Lande. Tie

Schweriner Regierung protestierte gegen dies Hereinziehen fremder Truppen,

und die Kammer fühlte sich veranlaßt, die Strelitzer Minister für „strafbar"

zu erklären, worauf der Strelitzer Kommissar den Sitzungssaal verließ.

Die Angelegenheit blieb damit auf sich beruhen.
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den Centren, welchenunmehrmit der Rechtendie Majorität im
Hausebesaßen, hatten als zweitenVorsitzendenDi'. Volten und
beiderWahlam31. Januar denOberappellationsgerichtsratTrotsche
als erstenPräsidentendurchgebracht.Die Suprematie der Linken
war damit gebrochenund die Verständigungder gemäßigten
Majorität mit der Regierungwesentlicherleichtert. Zunächstfrei-
lich war man noch weit voneinanderentfernt. Ende Februar
legtederVerfassungsausschußseinenGegenentwurfvor. Als Vor-
bild für denEntwurf hatte augenscheinlichdie belgischeVerfassung
gedient. Jedes Eingehen auf die Eigentümlichkeitendeutschen
Volkslebens,auf die partikularenVerhältnisseMecklenburgsoder
gar aus ständischeGliederungwar sorgfältigvermieden. Vielmehr
verriet sichder leitendeGrundgedankedeutlichgenugin den beiden
ersten Paragraphen, welchelauteten: „das Volk ist die Quelle
aller politischenGewalt" und „die Regierungssormist monar-
chisch-demokratisch".

In der ersten Lesungging dieserEntwurf fast unverändert
durch. Wie aber zu erwarten gewesen,erklärtendie Kommissare,
daß derselbefür die Regierungenunannehmbarund eineVerstän-
digung auf dieserBasis unmöglichsei. Die Linkebeharrteauf
ihrem Standpunkt. Das Centrum dagegen, dem es vor allem
auf das Zustandekommeneiner Repräsentativverfassungankam,
und dem die Forderungender Linkenohnehin zu weit gingen,
zeigtesichzu Koncessionenbereit. In den nun beginnendenund
mehrereMonate hindurchdauerndenVerhandlungenerlangtendie
Regierungen,gestärktdurchdie überallmehr hervortretendeanti-
demokratischeStrömung, ein so entschiedenesÜbergewicht,daß
sie nach sortgesetzterNötigung und nach langen Umwegendie
Kammer endlichwieder aus den Ausgangspunkt,den kommissa-

rischenEntwurf, zurückführten.Bei diesen Verhandlungentrat

dieParteiverschiebungimmerdeutlicherhervor. Das linkeCentrum

trennte sichvollständigvon der Linken,das rechteverschmolzmit

der Rechten. Die Majorität gab schonin der zweitenLesungdie

Theorie von der Herrschaftdes Volkswillens völlig auf und

amendierteden Entwurf im Sinne des Gleichgewichtsder Ge¬
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walten. GleichzeitigschiedDr. Kippe aus der großherzoglichen
Kommissionaus. Sein Zusammenhangmit den Reformvereinen
und seine überhaupt sehr nach links neigendenAnschauungen

schufenSchwierigkeiten,welchesein ferneresVerbleibenuntunlich

machten. Der Großherzogentließihn in freundlicherForm und
ernanntean seinerStelle ein Mitgliedder Rechten,denJustizrat
von Liebeherr, zum Kommissar. Auchhierdurchwurde die Ver-
ständignngmit der Mehrheitwesentlichgefördert.

Die auf die GrundrechtebezüglichenParagraphen des Aus-
fchußentwurfs,welchenamentlichbei der Abschaffungdes Adels
eine schärfereFassunghatten, fielenbei der zweitenLesung, in-
dem die Regierungeneine Verweisungauf die in der Reichsver-
sassungniedergelegtenGrundrechtefür genügendhielten. Ebenso
wurde die oberbischöflicheGewalt des GroßherzogsWiederher-
gestelltund an Stelle der zweijährigendie vierjährige Kam-
merperiode angenommen.Die ganzen Beratungen der zweiten
LesungbezeichneteneinenfortgesetztenRückzugder Kammerin der
Richtung auf den kommissarischenEntwurf. An diesemhielt die
Regierungnunmehr entschiedenfest. Die veränderteLagedahin
auszunutzen,um die Kammerüber den kommissarischenEntwurf
hinaus nochweiternach rechtszu drängen, hielt der Großherzog
seinerWürde nichtfür angemessen.

Das entschiedeneAuftretender Regierungwurde in Berlin
mit Befriedigung wahrgenommen.Der König schriebseinem
Neffen:

„Wenn meine Nachrichtenaus Mecklenburgwahr sind,
dann soll dieser Brief ein Gratulationsbriefsein. Demnach
soll nämlich Dein GouvernementMut und Entschlossenheit
gegendie heilloseAbgeordnetenkammerdeployieren. GebeGott,
daß es wahr ist! Das ist die ersteBedingungzu allem Guten.
In diesemFall wird die Strelitzer Erklärung1 Euchein wah-

1 Dieselbe betraf die Unzulässigkeit einer Aushebung der alten Ver-

sassung vor Abschluß des Staatsgrundgesetzes.
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res Auxilium sein und kann zum Guten helfen. Es ist mir

nicht um eine neue Antwort von Dir auf meine letzteMit-

teilung zu thun, da Du gleichmir ein sehr geplagter Mann

bist, Mut und Entschlossenheitist unser aller Losungjetzt!"

Ähnlich äußerte sich der Prinz von Preußen. Er schrieb

dem Großherzog am 12. Februar:

„Ich sollte glauben, die Erfahrungen, die wir gemacht

haben, würden jeder anderen Regierung die Augen öffnen, wo¬

hin Schwäche des Gouvernements führt, und wie sichsofort

alles zum Guten umgestaltet, sobald von demselbenKraft,

Energieund Konsequenzgezeigtwird. Nicht nur bei uns, son-

dern überall zeigt es sich, daß die Regierungen sichvor einer

Handvoll miserabler Menschenbeugen, die nicht einen Funken

Courage haben, wenn sie aus dieseirgendwo stoßen; ihre Pa-

role ist eben: Wut oser, unsere Parole muß sein: oser

davantage. Also nur Kraft, Mut und Ausdauer. Dazu hast

Du docheine zu schöneund gute GeschichteDeinesLandes und

Deiner Familie, um wohlfeilenKaufs Dein AnsehenPreis zu

geben. Vor allem löse Deinen Landtag nicht auf, wie Du es

im Schilde führst; der ist ein Anker, denDu nicht lösen darfst.

Auch wir haben unserenProvinziallandtagnoch nicht aufgelöst

Das kann erst geschehen,wenn die neuen Verhältnissevollstän-

big reguliert sind. Handeltman anders, so heißt das, absicht-

lich die Schiffe hinter sichabbrennen. Das thut man. wenn

man einen edlen Zweckvor sichhat, wo es heißt: siegenoder

sterben. So etwas darf man aber nicht thun, wenn man sich
im Zustand der Notwehr gegenunberechtigteÜbergriffebesin-

det. Du und Dein Minister haben bisher weder auf die An-

ficht von Strelitz noch auf die unfers Königs gehört. Ich
habe es demungeachtetfür zu wichtiggehalten. Dir auch meine

Ansicht auszusprechen,damit Du siehst, daß auch ich von ei-

nem gewiß ruhigen und unparteiischenStandpunkt aus die-

selben VorstellungenDir machen muß. wozu mir Dein im

letztenBrief bewiesenesVertrauen von neuem ein Anrechtgab."

In jene Zeit siel die Spannung zwischendem Berliner
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und Wiener Kabinett über die Stellungnahme zu den Be-
schlüffender Nationalversammlung. Der Prinz schriebdarüber

anfangs Februar:
„Wenn ich immer zögerte, Dir auf Deinen Brief vom

29. v. M. zu antworten, so geschahes, weil wir von Tag zu
Tag der GegenerklärungÖsterreichsauf unsere Note vom 23.

Januar entgegensahen. Nun ist sieeingetroffenund wird aller-

dings die ganze Sachlage durch dieselbeetwas schwieriger,wie
vorherzusehenwar. Indessen unser Zweckist erreicht, Öfter-
reich hat sichausgesprochen. Wir haben nie daran gedachtund

denken auch heute noch nicht daran, uns gegen Österreichzu
stellen. Es wird also nun darauf ankommen, in welcherArt
bei den ferneren Verhandlungenin Frankfurt a. M. wir zwei
Großmächteuns begegnenund nähern werden. Mir scheint

dazu alle Gelegenheitvorhanden, wenn nur die zweite Lesung

der Verfassung, die vorläufig auf nächstenMontag angesetztist,
etwas hinausgeschobenwird. — Deine Bemerkung über die
Stellung Österreichsneben Deutschlanderscheintmir die ganz
richtige. Wenn aber Österreich erklärt, in Deutschlandblei-
ben zu wollen, wird es sich durch die Verhandlungen in
Frankfurt erst ergeben, wie es dies verstehtund auszuführen

gedenkt, und was die übrigen Staaten dazu sagen werden.
Hierzu wird freilicheine Verständigungder Fürsten nötig sein.
Ob ein Königskollegiumzu stände kommt, muß sich gleichfalls
aus den bei CamphauseneingehendenVorlagen ergeben. Wäre
Österreichauf die Stellung eingegangen,sichnebenDeutschland

zu stellen — die ich als die allein richtige betrachte—, so
wäre es gewiß dazu gekommen,Preußen, wenn auch nur als
Reichsverweser, vorläufig zeitlebens, dann später vielleicht
erblich, an die Spitze des engeren Deutschlands zu stellen.
Doch hätte dies auch wiederum von den Fürsten abgehangen,
da der König nur von ihnen, und niemals allein von der
Nationalversammlung,eine solche Stellung annehmen würde.
— Käme eine solcheNebeneinanderstellungDeutschlandsund
Österreichsnoch zustande, so muß dahingestrebtwerden, daß
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ein so enges Bündnis zwischenihnen erzielt wird, daß sie zu-

sammen nach außen als eins erscheinenund in Bezug auf

das iu8 belli et pacis in das engste, untrennbarsteBündnis

treten. Eine gegenseitigeGarantie desBesitzstandes,im Fall eines

Angriffs, wäre Wohl kein zu hoherPreis für eine solcheNeben-

einanderstellung!Daß Österreich seine besondereDiplomatie

behält, erscheintunter allen Umständenin der Natur der Dinge

zu liegen. Wenn ich soweit Deine Fragen beantwortethabe, so

siehstDu doch ein, daß es eigentlichnoch zu früh war, zu ant=

Worten, weil alles noch schwankt."

Eine eingehendeKorrespondenzfand in dieser Zeit zwischen

beiden Höfen betreffs der Militärkonvention statt. Durch die

vom Reichsministeriumversügte Erhöhung der Aushebung au

2% der Bevölkerung und entsprechendeVerstärkung der Kon-

tingente war der Verband des 10. Bundesarmeecorps gelöst.

Strelitz hatte sogleicheinen Militärvertrag mit Preußen abge-

schlössen. Auch von Schwerin^aus waren Verhandlungenin die-

sem Sinne eingeleitet. Die erste Anregung dazu scheintvon Ge-

neral von Radowitz ausgegangen zu sein, welcher als preu-

ßischerKommissarin Frankfurt den mecklenburgischenBevollmäch-

tigten und den in militärischerSpecialmissiongleichfallsdort an-

wefendenOberst von Hopffgarten auf die politischeWichtigkeit

einesMilitärverbands aufmerksammachte. Bei der ersten Lesung

der Reichsversassungwar die staatliche Selbständigkeitder Bun-

desstaaten an die Stellung eines Kontingents von mindestens

6000 Mann geknüpft worden. Dieser Forderung würde zwar

Mecklenburg mit einem Kontingent von 2°/o der Bevölkerung

noch genügt haben. Indessen stand zu befürchten, daß bei der

zweiten Lesung die Grenze erheblichhöher gestecktwerde.

„DieFreundegrößererHeeresformationen",hattevr.Karsten

am 28. Dezember1848 berichtet, „dieBegünstigereines centralen

Reichsregimentsund die Widersacheralles kleinstaatlichenLebens

überhauptwerdensichverbinden,umdieLeistungenzueinerauchfür

beideMecklenburgunerreichbarenHöhehinaufzuschraubenundüber-

von Hirsch seid. Friedrich Franz II. 20
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Haupt das Kleine dem Großen in die Arme zu werfen.

Es scheintder Lieblingsgedankedes Generals von Radowitz

zu sein, militärischeAssociationenzu stände zu bringen, wenig¬

stens ist seine mir wiederholt ausgesprocheneAnsichtdie, daß

es ratsam sei, nicht erst die Diskussiondes Entwurfs über das

Heerwesenzu erwarten, sondern schon jetzt zu Verbindungen

entwedermit gleichgeartetenStaaten, als Holstein, Oldenburg,

Braunschweig, oder mit einem großen Nachbarstaate, z. B.

Preußen, zu schreiten. Ein Vertrag mit Preußen z. B. würde

seiner Meinung nach Mecklenburgder Reichsgewaltgegenüber

militärischganz außer Frage stellen und Preußen gegenüberin

Friedenszeitengleichwohleigene Verwendungen, Dislokationen,

ja Osfiziersanstellungenbis zu einem gewissen Grade übrig

lassen können, da es im wesentlichennur darauf ankomme,

das mecklenburgischeMilitär etwa eine 17. preußischeDivision

werden zu lassen."
Der Großherzog, der schondamals anfing, dem Heerwesen

eine besondereVorliebezu widmen, ging auf die Anregung ein.

Herr von Hopffgartenführte die Unterhandlung mit dem preu-

ßischenKriegsmim'ster. Der Prinz von Preußen schriebseinem

Neffendarüber:
„Daß auch Du Dein Militär uns anschließenwillst,

scheint mir eine sehr weise Maßregel. Nur durch größere
Truppenverbände, welche Garnison- und Personenwechselge-
statten, scheintes mir möglich, die Armee noch vor der Hand

in Gesinnung und Disciplin zu erhalten. Wenngleich Dein

Kontingentbisher eine rühmlicheAusnahme von vielen anderen

im Guten machte, so wird dessenAnschlußan unsere Armee

doch gewiß die wohlthätigsten Folgen haben. Um Dir meine

Meinung von der deutschenWehrverfassungzu zeigen, sende

ich Dir die Anlage, aus der Du ersehenwirst, was ich über-
Haupt für Ansichtenüber Soldatenbildung hege"x.

1 Die beigefügte Druckschrift war betitelt: „Bemerkungen zu dem Ge-

setzentwurfe über die deutsche Wehrverfassung." Sie bezog sich auf die dem

Frankfurter Parlament gemachte Vorlage und enthielt eine scharfe Kritik



Der Verfassungsstreit. Krisen und Konflikte. 307

Die Militärkonvention kam am 22. Mai zu stände, wurde

aber vorläufig noch nicht publiziert, weil Lützow davon einen

üblen Eindruck in der Kammer und eine Störung der Verstän-

digung in der Verfassungsfrage befürchtete. Ursprünglich hatte

das Schweriner Kontingent auf Wunschdes preußischenKriegs-

Ministeriums dem 4. Armeecorpsangeschlossenwerden sollen, ob-

wohl, wie der König selbsteinräumte, Geographieund Stamm-

Verwandtschaftauf das 2. oder 3. Armeecorpshinwiesen. Der

Großherzog setzteindessendurch, daß seineTruppen demVerband

des 3. Armeecorpseingefügtwurden, lehnte auch das Anerbieten

des Königs ab, das Gardebataillon für den Kriegsfall dem

Kommando des preußischen Gardecorps zu unterstellen. Er

wünschte den Brigadeverband seines Kontingents zu erhalten.

Bald sollte dasselbeeine neue Feuerprobebestehen.

Als nach Ablauf des mit DänemarkabgeschlossenenWaffen-

stillstandes (3. April) die Wiederausnahmeder Feindseligkeiten

an der Nordgrenze in Aussichtstand, begann auch in Mecklen-

bürg die Einziehungder Reserven(7. April). Der badischeAuf-

stand veranlaßte aber eine anderweitigeVerwendungder Truppen.

Einer Requisition des Reichskriegsministersvom 14. Mai zur

Truppensendung nach Frankfurt, welchean beide Großherzog-

vieler darin ausgenommener Bestimmungen. Erst neuerdings (September

1889) ist die Autorschaft des Prinzen von Preußen öffentlich bekannt ge-

worden. Nach einer Mitteilung des Berliner Tageblatts befindet sich ein

Exemplar aus der Königl. Bibliothek, versehen mit nachstehender Bemer-

kung: „Der Verfasser dieser Broschüre ist Seine Königliche Hoheit der

Prinz von Prenßen. Höchstderselbe hat dies Exemplar mit seinem neben-

stehenden Namenszng versehen und es der Königl. Bibliothek bestimmt.

Mit der Vorbereitung zum Druck, dem Druck selbst und der angemessenen

Verbreitung war seiner Zeit der Unterzeichnete beauftragt. Berlin, den

18. März 1855. L. Schneider, Königlicher Hofrat." Die Broschüre wurde

an verschiedene deutsche Fürsten, preußische Generale und solche Personen

versendet, welche bei der damals beabsichtigten neuen Organisation des

deutschen Heerwesens einwirken konnten. Die überzeugende Kraft der Dar-

stellung machte einen außerordentlichen Eindruck und bewirkte, daß der Ge-

fetzentwurf beiseite gelegt wurde.
20*
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tumer erging, entsprachnur die Schweriner Regierung Am

22. Mai und an den folgenden Tagen ging die mobile Brigade

unter dem Kommandodes Oberst von Witzlebenmit der Eisen-

bahn über Harburg nach Köln ab, von wo sie mit Dampfschiffen

rheinaufwärts befördert wurde, um sich dem bei Frankfurt kon-

centrierten Corps anzuschließen. Die dort vereinigten Truppen

befehligte Generallieutenantvon Peucker. Das mecklenburgische

Kontingent bestand aus dem Grenadiergardebataillon(Comman-

deur Major von Metinghoff), dem 1. Musketierbataillon(Major

von Koppelow),2 Jägercompagnieen(Oberstlieutenantvon Nuß-

bäum), dem Dragonerregiment (Oberstlieutenant von Bernstorff)

und einer Batterie (Hauptmann von Schöpffer); es zählte 78

Offiziere, 2825 Kombattanten, 177 Nonkombattantenmit 892

Pferden. Die 1. Eskadron des Dragonerregimentskommandierte

Herzog Wilhelm, damals 22 Jahre alt. Der Großherzogund

seine Frau Mutter waren beim Ausmarschin Ludwigslust an-

1 Strelitz hatte abgelehnt. Herzog Georg schrieb dem Großherzog

Friedrich Franz darüber aus Berlin am LI. Mai:

„Ich bin hierher in derselben Angelegenheit geschickt, in welcher Du

Deinen Bruder vor wenigen Tagen hergesandt, und ich höre, Ihr wer-

det der Aufforderung Peuckers Folge leisten. Mein Vater ist entschlossen,

es nicht zu thuu, einmal weil er nicht kann, und dann, weil er nicht

will. Den ersten Punkt anlangend hat das preußische Ministerium er-

klärt, daß Preußen nicht imstande sei, für den Fall eines Ausmarsches

unseres Kontingents eine dauernde Garnison nach Strelitz zu verlegen.

Mein Vater will seine Truppen aber auch nicht schicken, weil die meck-

lenburgische Brigade nach Karstens Bries lediglich eine Ablösung sür die

bisherige Frankfurter Garnison sein soll. Daß Peucker dort das Kom-

mando übernehmen soll, ist eine unglückliche Wahl und vermehrt die

Konfusion. Er hat die Requisition veranlaßt und soll nun die Truppen

als preußischer General führen, während der Reichsverweser und Herr

Jochmus sie als Reichstruppen in Empfang nehmen würden."

Diese Besorgnisse erwiesen sich als unbegründet. Das mecklenburgische

Kontingent rückte sehr bald vor den Feind, und die Oberbefehlsfrage bot

keine Schwierigkeiten. Daß man in Schwerin der Requisition Folge gab,

entsprang dem Wunsch, die deutsche Centralgewalt zu stützen, solange die

Hoffnung auf deren Erhaltung möglich war, wenn man auch das Verhalten

der Nationalversammlung keineswegs billigte und deren Auflösung für be-

vorstehend hielt.
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wesend. Letzterebegab sichbald darauf mit der HerzoginLuise

zur Kur nachMarienbad. FriedrichFranz fühlte sichin Schwerin

recht einsam. Gern hätte er selbst seine Truppen ins Feld ge-

sührt. Die täglichenKammerverhandlungenwährend der heißen

Sommermonatewirktenermüdend, die Angriffeder Linkengegen

die Regierungerbitternd. Als der AbgeordneteRaber die Jnter-

pellationanmeldete,„ob es wahr sei, daß in den nächstenTagen

nochmehr mecklenburgischesMilitär zur SchlachtbanknachBaden

geschicktwerdensolle", riß auch dem sonst ziemlichlangmütigen

Ministervon Lützowdie Geduld. Er ergingsichin sehr heftigen

Ausdrückengegendie Würdelosigkeitin der Form dieserAnfrage

und verbanddamit einescharfeReplikverschiedenerin derKammer

gefallenerÄußerungen.
Auchdie Zerfahrenheitder deutschenAngelegenheitenbereitete

dem GroßherzogVerdruß und Enttäufchung. War es dochge-

rade dieRücksichtaus die Reichsverfassungund die davon erhoffte

KräftigungDeutschlandsgewesen,die ihn auf dieBahn des Kon-

stitutionalismus geführt. Jetzt schiendies Opfer vergeblichge-

bracht, das Einigungswerkgescheitert.Schon beimersten Auf-

tauchender Oberhauptsfragehatte FriedrichFranz sichrückhaltlos

für Preußen erklärt. Die Weisungen, welche Regierungsrat

Karsten erhielt, lautetenin dieserHinsichtsehrbestimmt. Noch

im Beginn des Jahres 1849 glaubteder Großherzogfest an die

Ausgestaltungeiner Centralgewalt. Er korrespondiertedarüber

mit dem Könige, dem Prinzen von Preußen und dem Minister

Grasen von Arnim. Sehr bezeichnendfür seinVerlangen, daß

Preußen nun endlichdie Führerschaftübernehme,ist der Brief,

den er am 2. April an den Königrichtete:
„LieberOnkel!

Du wirst gewiß entsetzlichmit dem Kaisergeplagt, den

man Dir im Namen eines großen Teils von Deutschland

jetzt anträgt, und ich möchteDir daher gerne dies Schreiben

ersparen, das natürlich auch davon handelt. Da aber jeder

Unberufenehiermitspricht,so dürfengewiß die nichtschweigen,

die hier von Rechtswegenmitzuredenhaben, und ein solches
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Wesenbin ja auchich. Soweit ich die Stimmung in meinem

Lande kenne, ist der Mittelstand für die Annahmeund sieht

darin die Wiederkehrfesterer Zustände und der Ordnung.

Außer der äußersten Rechtenund äußersten Linkensind die

politischenParteien dafür und haben sichdafür ausgesprochen.

AuchmeineAnsichtgeht dahin, daß, wenn Du nachDeinem

GewissendieseStellung annehmenkannst, ich dies mit Freuden

begrüßenwürde, weil ich meine, daß nebenihrer absoluten

RechtmäßigkeitjedeEinrichtungihre Lebensfähigkeitin derIdee

hat, von der siegetragenwird. Das aberist entschiedenwahr,

daß die Idee der Einheit in den HerzenunseresVolkesünver-

tilgbar lebt und nach Verwirklichungstrebt, und daß auf die

Dauer haltbareZuständenicht geschaffenwerdenkönnen, wenn

dieseIdee unberücksichtigtbleibt. Ob in der Entstehungund

Beschaffenheitder Würde, die man Dir anträgt, etwas liegt,

was Dir die Annahmein dieserGestalt bedenklichmacht, kann

ich natürlich von meinem Standpunktenichtbeurteilen. Mir

und einer Reihe anderer Fürsten liegt aber das Bedürfnis

klar vor, daß eine die Einheitsidee des Volkes be-
rückfichtigende, starke Centralgewalt geschaffen

werde, in der Preußen, dengünstigenZeitpunktbenützend,

das bestimmende Moment wird, nicht Osterreichmit

seinenfremdenInteressen, derenzu großemEinflußwir großen-

teils die tief wurzelndeAbneigunggegenden Bund und dessen
schnellenSturz zu dankenhaben. Nur ein starkes Einheits-
organ kann die Schwächeder kleinen Staaten einigermaßen
ausgleichenund die zersplittertenKräste dem Ganzennutzbar
machen. Verzeihemir also, wenn ich Dich anflehe, daß Du,
ganz nach Deiner Überzeugunghandelnd, diesengroßen Mo-
ment nicht vorübergehenlassest, sondern ihn benutzest,um
Deutschlandeine seinen Bedürfnissenentsprechende,definitive
Form zu geben: im Staatenbund den Bundesstaat
mit Preußen an der Spitze?

Dein Dir treu ergebenerNeffe
Fritz."
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Inzwischenhatte derKönigbereitsentschieden.Die von der
NationalversammlungangeboteneKaiserkronewar abgelehnt. Am

3. April ersolgtediebekannteCirkulardepesche,in welcherPreußen

zur Begründung eines engerenBundesstaatsaufforderte. Dieses

Projekt befriedigteden Großherzognur teilweise. Ihm lag die
Vereinigungaller deutschenTerritorien am Herzen. Würdigte

er gleich die Gründe, welcheden König zur Ablehnungder
Kaiserkronebestimmthatten, so waren ihm dochdessenhäufige
Schwankungenunverständlich.Das Unstete,Unzusammenhängende

in der preußischenPolitik beunruhigteund schmerzteihn. „Wir

stehenaus einem Wendepunkt",schrieber wenigeTage späteran

den König, „und in Deiner Hand liegt es vornehmlich,das zer-

rissene,beängstigteDeutschlandwiederauf sichereBahnen zurück-
zuführen." Er fuhr felbstnachBerlin, sprachmit feinemOheim,

aber die mündlicheAuskunft war auch nicht zufriedenstellend.
Namentlichschienihm das Preisgebenalles dessen,was in der
Nationalversammlungmit soviel Mühe erreichtwar, bedenklich.

Die preußischeDepeschevom 3. April ließ deutlicherkennen,daß

man der Reichsverfassungeinenanderen Entwurf gegenüberstellen

und sich darübermit denjenigenRegierungenverständigenwolle,

die dem Bundesstaat unter preußischerFührung beizutretenge-

neigt wären. Die an Regierungsrat Karsten dieferhalbam 5.

April erlasseneInstruktion war daher nichtso bestimmtgefaßt,

wie es Preußen beantragt hatte. Für die Stellungnahmegegen-

über den Beschlüssender Nationalversammlungund den nichtbei-

tretendenBundesstaaten— fo hieß es darin — ließensichzur

Zeit bestimmteWeisungennichterteilenund habe derBevollmäch-

tigte sich an die früheren Instruktionen zu halten. „In diesen

haben Wir es wiederholtausgesprochen,daß die Gründung der

Einheit und Kraft Deutschlandsund die Sicherungder freien
EntWickelungder Rechtedes deutschenVolkesdasjenigeist, was

erstrebtwerdenmuß, und daß Wir zu allen Opfern und Hin-

gebungenvon Unserer Seite bereit sind, die zu diesemZiele

führen."
Di*.Karsten war ein warmer Anhängerdes Konstitutivna-
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lismus. Er wußte sichhierin eins mit seinemMinister. Als
daher unter dem Einfluß Gagerns der Zusammenschlußvieler
Bevollmächtigtenzu einer die ReichsverfassunganerkennendenEr-

klärungersolgte,glaubteder mecklenburgischeVertreter,sichseinen

27 Kollegenunbedenklichanschließenzu können. Auchbefandsich
derselbedamit im Rahmen seiner Instruktion. Die 28 Bevoll-
mächtigtenerklärtenam 14. April ihre Zustimmungzu den Be-
schlüssender Nationalversammlungund richtetengleichzeitigan
den preußischenBevollmächtigteneine Kollektivnote,in welcher
sie die Erwartung aussprachen,daß auch Preußen diesemSchritt
beitretenwerde, Die Demarchebewies, wie sehr man sichin
Frankfurt über die Intentionen des Berliner Kabinetts täuschte,
wie wenigman begriff, daß dieReichsverfassungdort bereitsauf-
gegebenwar und der König derVolksvertretungeineVereinigung
der Fürsten gegenüberstellte.Jedensalls hatten die Unterzeichner
der Kollektivnotenicht vorausgesehen,daß ihr Schritt in Berlin
in dem Maße verstimmenwürde, als es nun tatsächlichge¬
schah.

Am 24. April berichteteDr. Karsten:
„Durchihre Beitrittserklärunghaben die 28 Staaten die

Last von sich ab auf mächtigereSchultern gewälzt und ihre
Stellung mit einem Schlage sehr erleichtert. Nimmt der Kö-
nig an, so ist Wunschund Ziel aller erreicht; lehnt er ab, -
so entstehtein Vakuumin Deutschland,in welchemohnehin
Bewegungenund Einrichtungenganz neuer Art erforderlich
seinwerden, weil sichdann hoffentlichdie Nationalverfamm-
lung ganz ruhig auflösenwird. Geschiehtaber keinsvon bei-
den, sonderngelingtes, Modifikationender Verfassungzwischen
Preußen und der Nationalversammlungzu ständezu bringen,
so werden die 28 auchhierin bereitwilligstsubmittieren,da
sie keineswegsdieVerfassunganerkannthaben, weil sie so ist,
sondernobgleich sie so ist."

Keinedieser Erwartungenbestätigtesich. Preußen trat viel-
mehr in seiner Cirkulardepeschevom 28. April mit einemneuen
selbständigenVorschlaghervor, indem es die Bundesregierungen
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zu einem Kongreß nach Berlin einlud, um über die Vorlage

einer neuen Reichsverfassungzu beraten. Der latente Konflikt

zwischender FrankfurterNationalversammlungund dem Berliner
Kabinett wurde dadurch zum offenenBruch, die Lage der 28

Staaten, welchedie Verfassunganerkannthatten, eineschwierige.
Die meistenRegierungen,auch die Schweriner, beschlosseneine

abwartendeHaltung einzunehmenund denKongreßvorläufignicht
zu beschicken.Auf einenwiederholtendringendenAntrag Preu-
ßens 1 antwortete Lützowausweichend;der König war sehrun-
gehaltenüber MecklenburgsBeteiligungan der Kollektivnotevom
14. April, nannte das PerhaltenKarstenseigenmächtigund straf-
bar und wünschtedessenDesavouierung. Der Großherzogver-
weigertedieselbeund nahm seinen Bevollmächtigtenin Schutz.
Er glaubtesichvon Frankfurt nochnichtlossagenzu dürfenund
zögertemit demEintritt in das neue,von Preußen vorgeschlagene
Bundesverhältnis, Hierin ließ er sich auchdurchein Schreiben
des GroßherzogsGeorgvon Mecklenburg-Strelitznichtumstimmen.
In diesemwurde gleichfällsdieDesavouierungKarstensdringend
angeraten. Es könnedieKammerwederverletzennochfrappieren,
wenn sie erführe, daß die beiden Landesherrender Bedingung
treu gebliebenwären, die Reichsverfassungnur im Wege einer
Vereinbarungabzuschließenund ihre Anerkennungdavon abhängig
zu machen. Dieser Grundsatzsei vor ganz Deutschlandausge-
sprachenund aller Welt bekannt, „Was nun den zweitenPunkt
betrifft" — hieß es darin weiter — „den nämlich, keinenBe¬
vollmächtigtennach Berlin zu schicken,so halte ich es sür meine
heiligstePflicht, Sie zu beschwören,von diesemEntschlußabzu-
stehen. Ich kann die Motive nichtverstehen, nachwelchenaus
einer solchenBeschickungGesahrsür Mecklenburgerwachsenkönnte.
Ganz anders wäre es allerdings, wenn Preußen erklärthätte,
die deutscheVerfassungsei unigestoßenoder solle umgestoßen
werden. Dann würden wir zu dem Abwarten berechtigtfein,
welchesSie schonjetzt als empfehlenswertbetrachten,weil wir

* Noteder Königl. Preuß. Gesandtschaft6. ä. Hamburg, den Z. Mai.
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nicht im ständewären, weder die Verfassungzu halten nocheine

neue ins Lebenzu rufen." EntsprechenddieserAnschauungsandte

GroßherzogGeorg den Erbgroßherzogin Begleitungdes Herrn

vonOertzen—Leppinund des Regierungsratsvon Bernstorffnach

Berlin, um an den dortigen Verhandlungen teilzunehmen.

FriedrichFranz war übrigens von der Notwendigkeitfreuudnach-

barlicherBeziehungenzu Preußen vollkommendurchdrungen.Nur

die raschenund plötzlichenWendungender dortigenPolitik waren

ihm nichtzusagend. Seit den Märztagen von 1848 waren diese

allzuhäufig gewesen.Bei der unberechenbarenStimmung des

Königs war nichtabzusehen,ob nichtdieserneuesteSchritt bald

wiederzurückgethanwerde. Er hielt es für geratener,abzuwarten,

und der Gang der Ereignissesollteihm rechtgeben.

Auch Herr von Lützowriet dazu, wenngleichaus anderen

Motiven. Er konntesichnicht entschließen,das FrankfurterVer¬

fassungswerkaufzugeben,mochtees nochso mangelhaftsein. Er

erblicktein der Nationalversammlungund in der Centralgewalt

nochdie wesentlichstenTräger des Einheitsgedankens,die Stützen

des konstitutionellenSystems. Bestimmendsür ihn war auch

dabeidie Rücksichtauf die Abgeordnetenkammer,welchesichstür-

mischfür die Reichsverfassungerklärte. Dem Minister galt das

mecklenburgischeVerfassungswerk,mithin eine Verständigungmit

der Kammermajorität,als das wichtigsteZiel. Diesemwurden

alleanderenErwägungengeopfert- Eine solcheNachgiebigkeitgegen

die Volksvertretungwar aber nicht nachdem Sinne des Groß-

Herzogs, und in diese Zeit fielen jene ersten MißHelligkeiten

zwischenihm und seinemMinister, welcheschonfrüher angedeutet

wurden.
Eine großherzoglicheBotschaft vom 11. Mai über die

Stellungzur ReichsverfassungbefriedigtedieKammernicht. Aller-

dings hatten die Kommissareauf eine Interpellation Müllers—

Fürstenbergerklärt, daß vorläufig keine Bevollmächtigtennach

Berlin geschicktwerden sollten. Die Mitteilung aber, daß der

Großherzogzwar seineBedenkengegendie Reichsversassungüber-

wunden habe, daß aber deren Wirksamwerdennoch von einer
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verfassungsmäßigenBildung des Reichsverbandesund Lösungder

Oberhauptsfrageabhänge1,wurde mit derErklärungbeantwortet:

die Versammlungerwarte, daß die Regierungensich durcheine

Beteiligung an den Berliner Konferenzenkeinesfalls mit den

FrankfurterBeschlüssenin Widerspruchsetzen, vielmehrmit allen

Kräften dahin wirkenwerden, einer Anerkennungder Reichsver-

fassungdie allgemeineGeltungzu verschaffen.

Dieses Verlangenfand noch allgemeinerenAusdruckin de-

monstrativenKundgebungen,in Adressenund Aufzügen. An dem

Schweriner Festzugbeteiligtensich zahlreicheAbgeordnete. Als

sogar von radikaler Seite öffentlichder Antrag gestelltwurde,

der Centralgewaltzur Durchführungder Reichsverfassungbewaff-

nete Hülfe zu leisten, mußte durcheine energischeVerwarnung

des Großherzogswiederdem wühlerischenTreibendieser Partei

begegnetwerden.

InzwischentriebendieFranksurterZuständeimmer mehr der

Auflösungzu. Schon am 20. Mai hatte Herr von Lützowan

das Reichsministeriumeine Note gerichtet, in welcherer den

Standpunkt dermecklenburgischenRegierungdarlegte. Wenn diese

durch den Akt der Anerkennungihre Hingebungan die deutsche

Einheitbewiesenhabe, so sei sie dochstets von demGesichtspunkt

ausgegangen,daß die Territorial-undOberhauptsfragennoch der

Lösungbedürften. Sie könnedemnachwederzu Schritten, welche

aus die gewaltsameDurchführungder Reichsverfassunggerichtet

sein würden, die Hand bieten, nochAnordnungentreffen,welche

voraussetzenwürden, daß die Reichsverfassungbereits in volle

Wirksamkeitgetretensei. Diese Erklärung war durch die Zu-

mutungenveranlaßt, welcheder Vorstand der Nationalversamm-

lung an alle Regierungengerichtethatte und die auf sofortige

Publikationder Reichsverfassungabzielten. Am 24. Mai wurde

Dr. Karsten angewiesen,sich jeder weiterenBeteiligungan den

* Auch der Strelitzer Kommissar äußerte sich in ähnlichem Sinne.

Großherzog Georg schloß sich jetzt der Schweriner Auffassung an.
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Verhandlungender 29 Bevollmächtigten(Württembergwar hinzu-

getreten)zu enthalten,da ein ZusammenwirkenMecklenburgsmit

jenenStaaten in der Verfassungsfragefür jetztweder wünschens-

wert nochüberall möglichsei. Die letzten Frankfurter Vorgänge

hatten auch Herrn von Lützowvon der Haltlosigkeitseinerbis-

herigen Bundespolitiküberzeugt. Als daher Braunschweigden

Antrag stellte, daß die 29 Staaten unter der Führung Württem-

bergs einen Sonderbund bilden, die Reichsverfassungeinführen

und die Wahlen zum Parlament ausschreibenmischten,bedurfte

es einer VerwarnungPreußens (Note vom 22. Mai) nichtmehr,

um diesenVorschlagkurzer Hand abzulehnen. Herr von Lützow

erwidertedem Grafen Brandenburgauf jeneNote:
„Es gereichtuns zur besonderenBefriedigung,daß wir

uns in dem Schreiben an das Reichsministeriumsowiein

der Erwiderungnach Braunfchweigeine freieStellung gewahrt

haben und so ganz zu dem Standpunkt gekommensind, welche

das KöniglicheGouvernementals den in unsererLagegeeigneten

bezeichnet.Wir sühlenuns sehr beruhigt so dazustehen,daß

eine freie Entschließungüber Vorschlägeerfolgenkann, von

denen wir erwarten dürfen, daß sie nur zum Heil und zum

FriedenDeutschlandsführen werden."
Der Aufstandin Sachsenund Baden mußte dieseAnnähe-

riing beschleunigen.Am 20. Juni gingHerr Stever als Special-
bevollmächtigternachBerlin und schloßnachkurzen,befriedigenden
Verhandlungenmit demMinister vonCanitzam 27. den Beitritt

des Großherzogtumszum Dreikönigsbündnisab !. Hiermitwar
der großherzoglichenPolitik eine bestimmteRichtung gegeben.

Übrigens stellte sichheraus, daß die Besorgnisvor aufregenden

Scenen in der Kammerund Entrüstungsmeetingsim Landeun-
begründetgewesen. Die scharfenDeklamationender Linkengegen

1 Nach den vorliegenden Berichten Stevers waren dabei alle mecklen-

burgischen Wünsche berücksichtigt und die näheren Bestimmungen über

Reichsgericht und Verwaltungsrat späteren Vereinbarungen vorbehalten

worden. Nur über den Verfassungsentwurf und das Wahlgesetz ließ Preußen

keine Diskussion zu.
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den Beitritt zum Dreikönigsbundehatten für das Haus keine

überzeugendeKraft. Dasselbe genehmigtein seiner 135. Sitzung

sowohlden Bündnisvertragals auchden Beitritt zum Bundes-

schiedsgerichtund das Wahlgesetzsür den neu zu berufenden

Reichstag. Die Krisis war ohne Konfliktüberstanden,die alte

Reichsverfassungaufgegeben.In demengenAnschlußan Preußen,

und gewiß hierin allein, war die Möglichkeitgewährt, aus dem

Wirrsal der deutschenFragenungefährdetherauszukommen.Groß-

herzog Friedrich Franz hat seitdemdieseBahn nicht mehr ver-

lassen.
Während in Frankfurt der mühsamerrichtetedeutscheEin-

heitsbau in Trümmer ging, eröffnetensich in Schwerin der

Durchführungdes VerfassungswerksgünstigereAussichten. Aller-

dings war die schwierigsteFrage, die der Aushebungder alten

Stände, immer nochnichtgelöst. Da eine Verhandlungdarüber

mit Strelitz wenigErfolg versprach,wandtesichHerr vonLützow

an den EngerenAusschuß, indem er ihm die Absichtder Regie-

rung mitteilte, demnächstzu dieserAuflösungzu schreiten. Die

Antwort, welcheHerr von Blücherals Vorsitzenderdes Engeren

Ausschusseserteilte,war sehrzurückhaltend.Es wurde darin auf

die zwischenden RegierungenschwebendenDifferenzenhingewiesen

und die Erwartung ausgesprochen,daß den ständischenBedin-

gungendes vorjährigenLandtagsvor Annahmedes Auslösungs-

gesetzesgenügt werde. Dem Schreiben lag eine Rechtsver-

Wahrung des RostockerDeputierten an. Es hieß darin:

„Die Stadt Rostockhabe durch ihre Erklärung vom 21.

Juli v. I. in die Aufhebung ihrer Landstandschaftund

ihrer Sonderrechteausdrücklichnur unter Bedingungengewil-

ligt, welchebisher nicht einmal zugesagt,geschweigedenn er-

süllt wären." Ihr Deputierter müsse daher „vor vollständiger

Erfüllung dieser Bedingungengegenalle und jede Alterierung

der staatsrechtlichenStellung und wohlerworbenenPrivilegien

RostocksVerwahrungeinlegen".
Es kann befremdlicherscheinen,daß auchdiesereindringliche

Protest den Minister von Lützow nicht auf die staatsrechtliche
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Wichtigkeitjener Vorbehalteaufmerksammachte, und er die An-

gelegenheitmitdenSeestädtennichtdefinitivund formellgültigzum

Abschlußbrachte.Er hieltauchjetztnochdie in der Kammerabge-

gebeneErklärungderBereitwilligkeitzur Übernahmeder Entschädi-

gungendurchdenStaat fürausreichendundberuhigtesichdabei.Sein

Hauptaugenmerkblieb nachwie vor auf das Zustandekommendes

Staatsgrundgesetzesgerichtet,und in dem Maße, wie das Stre-

litzer Interesse hieran erkaltete,befestigtesich bei ihm der Ent-

schluß, dasselbein jedem Fall und selbstum den Preis eines

Bruchs mit der verbündetenRegierung zu stände zu bringen.

In diesemSinne wirkte er fortgesetztauf seinen Fürsten ein,

welcherin so kritischerZeit und bei dem Mangel einer geschlosse-

nen konservativenPartei sich von seinem Ministernichttrennen

wollte nochkonnte.
Inzwischennahmen die Verhandlungenmit der Kammer

einenrascherenVerlauf. Das Wahlgesetzwurde unterBeseitigung

der StrelitzerVorschlägeganz nach dem SchwerinerEntwurf fest-

gesetztund dementsprechendauch dem GroßherzogtumStrelitz^

angepaßt, welchemstatt der geforderten36 nur 18 Abgeordnete

zuerkanntwurden. Schließlichwurden beideGesetze,das Staats-

grundgesetzund das Wahlgesetz,in der 136. Sitzung gemeinsam

zur Abstimmunggebrachtund mit 55 gegen34 Stimmen ange-

nommen. Was den so aus zweiter Lesung hervorgegangenen

beiden Entwürfen noch an Übereinstimmungmit der urfprüng-

lichenSchwerinerVorlagemangelte,wurde in den weiterenVer-

Handlungensoweitausgeglichen,daß die SchwerinerKommissare

sichmit der Fassungdes in dritter LesungfestgestelltenWortlauts

einverstandenerklärten. Die nochin letzterStunde beiderKammer

erreichtenZugeständnissewaren: das unbeschränkteKammerauf-

lösungsrecht,schärfereFeststellungdes Veto, Anheimgabeder

1 Der Strelitzer Entwurf vom 14. Juli gelangte gar nicht zur De-

batte, und die von der Schweriner Vorlage abweichenden Vorschläge blieben

gänzlich unberücksichtigt. Mit Recht war man hierüber in Strelitz ver-

stimmt, und dieser Vorgang bot den ersten Anlaß zu den später erhobenen

Ausstellungen und Beschwerden.
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Grundrechtean die künftigeReichsverfassungund Erhöhungdes
Censusfür die Wahlen. Das Ministerverantwortlichkeitsgesetzwar
kurz vorher von derKammerin einerFassungbeschlossenworden,
welcheseitensder Kommissaredie Erklärungveranlasste,daß es
für die Regierung unannehmbarsei und nichtwerdeverkündigt
werden. Über das Einführungsgesetzdagegenhatte man sichver-
ständigt; ebensoüber die Regelungder großherzoglichenEinkünfte.

Mit der letzterenAngelegenheithatte sichder Finanzausschuß
bereits lange, aber erfolglos beschäftigt.Er erklärtedie Vor-
lagen, welchezur Feststellungeiner Civillisteund Absonderung
des Hausguts vom Domanium dienen sollten, für ungenügend.
Namentlichdie von Streich eingereichtenListenbotenkeinensiche-
ren Anhalt für die Verteilung der Landeseinkünfte.Erst am
10. August, also kurzvor der Auflösung, kam der Ausfchußbe-
richt und zwar für Schwerin allein zur Verteilungund wegen
der Kürze derZeit sehr bald zur Abstimmung. Die Forderungen
der Kommissaregingenim wesentlichendurch. Trotz des Wider-
spruchs der Linken, welcheder Überweisungeines bedeutenden
Grundbesitzesan den Fürsten prinzipiellabgeneigtwar, wurde
die Fundierungder großherzoglichenEinkünfteauf einenTeil des
Domaniumsbewilligt. Zu diesemZweckwurden 74 ausgewählte
Güter (darunter 8 Bauerndörfer) im Gesamtbetragevon 228
Hufen und ein Forstareal von rund 166200 Quadratruten
von demDomaniumausgeschiedenund als Hausgut derSchatulle
überwiesen. Außerdemerhielt der Großherzogneben den zur
Krondotation bestimmtenunbeweglichenund beweglichenGegen-
ständen eine Civillistevon jährlich175000Thalern, einenjähr-
lichen Zuschußvon 10 000 Thalern sür die Erhaltung der zur
KrondotationgehörigenSchlösser,und auf achtJahre einejährliche
Beihülfevon 100 000 Thaler für dieVollendungdes Schloßbaues
in Schwerin. Auchdie Forderungenbetreffsder Apanagenund
Wittumsgelderwurdenanstandslosbewilligt,wie dennüberhaupt
in dieserdelikatenAngelegenheitdie Kammerdas Bestrebenver-
riet, die sürstlicheStellung des Landesherrndurchdie Gewäh-
rung eines angemessenenEinkommenszu erhalten.
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Aber alle dieseVereinbarungenwaren nur mit der Schwe-

riner Regierungzu stände gekommen.In den erstenAugust-

tagen war in Strelitz der Entschluß, von dem Verfassungswerk

zurückzutreten,zur Reifegelangt. Daß Großherzog Georg die

WeiterführungdesselbenseitensderSchwerinerRegierungdamals

nochnichthindern wollte, beweistder nachstehendeBrief, ebenso,

daß das persönlicheEinvernehmender beiden Regentenauchjetzt

ein ungetrübtesblieb.
„Strelitz, den 5. August1849.

Ich müßtesehr undankbarsein, lieberGroßherzog,wenn

ich die Art, in der Sie sichüber den von mir gefaßtenEnt-

schlußaussprachen,nichtganzzu würdigenwüßte. Sie haben

mir dadurch einen erneuten Beweis wahrer Achtung und

Freundschaftgegeben,und wie solltemir dies nichtWohlthun?

Es ist mir daher angenehm, Ihnen sagenzu können, daß ich

auf ein dringendesBitten meiner Söhne, und namentlichvon

Fritz, den bewußtenEntschlußnochnichtunwiderruflichfestge-

stellt habe. In Bezug auf Ihren Wunsch, daß diesseitsdem

Abschlußdes Schweriner Verfassungswerkskein Hindernisin

den Weg gelegtwerdenmöchte,kann ichIhnen die aufrichtige

Versicherunggeben,daß, wenn auchabweichendeAnsichtenund

Überzeugungenuns auf verschiedeneWege führen, doch dem

dortseitigenVorschreitenvon hier aus keinerleiHindernis in

den Weg gelegtwerden soll, welchesohneirgenddringendes

Interesse oder gar aus bloßer Chicanesich darstellenwürde,

wogegenfreilichnochnichtabzusehenist. inwieweitdie Maß-

regeln, welcheim hiesigenInteressenotwendigwerdendürften,

Ihrem weiteren Vorgehenin der Verfassungsfragehinderlich

werden können. Indem ich nochmalsfür Ihren so freund-

schaftlichenBrief herzlichdanke, bin und bleibe ich der alte,

treue Onkel Georg."

Dem GroßherzogFriedrichFranz war dieseAbsagedes ver-

wandten Fürstenhausessehr schmerzlich.Ihm lag nachwie vor

sehr viel an dem Zusammengehender beidenRegierungen,aber

zu einemBruch mit derKammerwollte er es jetzt, wo man dem
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Abschlußso nahe war, nichtkommenlassen. Zu einem Anlaß
dazu hätte es auch ihm nicht gefehlt. Ein in jene Verhältnisse
vollständigeingeweihter,heutenochlebenderStaatsmann äußerte
sichdarüber kürzlicĥ wie folgt:

„Es bliebenschließlichdoch noch einige Punkte übrig,
bei welchendie Kammereigensinnigan ihrem eigenenEntwurf
festhielt. An den Großherzogtrat somitdie Frage heran, ent>
weder ein Zugeständniszu machenund den in allen übrigen
Teilen vereinbartenEntwurf anzunehmenoder unter Hinweis
auf die Differenzpunkteden ganzenEntwurf abzulehnen. Die
Verfassungsreformwäre dann gescheitertund eine überaus un-
klare und schwierigeSachlageentstanden,zumal derzeitnie-
mand auch nur an die Möglichkeiteiner Rehabilitierungder
alten Stände dachte. Bei der UnWichtigkeitder übriggeblie-
benen Differenzpunktewürde der Großherzogauchnicht dem
Vorwurf entgangensein, daß dieselbenvon ihm nur als Vor-
wand benutztseien, um von seinenfrüheren und namentlich
durch Herausgabe des kommissarischenEntwurfs gemachten
Zusicherungenloszukommen.Daß dieseletztereErwägungseine
Entschließungwesentlichbeeinflußthat, glaubeichindessennicht.
Sein Lebensprinzipist immer gewesen,sich klar zu machen,
was das Pflichtgemäßeund seiner Würde Entsprechendesei,
und darnach ohne irgend welcheMenschenfurchtzu handeln.
DiesemPrinzip ist er auchin demvorberegten,kritischenMoment
treu geblieben. Schwer genugist ihm der Entschlußgeworden,
das Machwerkder Kammerzu sanktionieren."

Aber auchGroßherzogGeorg beharrte auf seinemVorsatz.
Am 11. Augustverlas der StrelitzerKommissarin der Kammer

eine Botschaftseines Fürsten, in welcherderselbeseinefernere

Mitwirkungan den Verfassungsberatungenversagte.
„Nach dem Stande der Sache", hieß es darin, „und

nach der Art und Weise, wie die Abgeordnetenversammlung

* In einem Schreiben cm den Verfasser dieses Werks.

von Hirschfeld, Friedrich Franz II.
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die letzten,sowieüberhauptdie vonNeu-Strelitzaus gemachten,

auf die besonderenVerhältnissedes dortigenLandesbezüglichen

Vorlagen zum Teil ohne nähere Beratung grundsätzlichabge-

lehnt habe, müssedie Hoffnung auf eine Verständigungauf-

gegebenwerden."

Ein formellerAnlaß zu diesemSchritt lag zunächstin dem

rücksichtslosenVerhalten der Kammer vor, welchedie mittelst

Botschaftvom 6. August strelitzerseitserhobenenForderungen'

und Einwände nicht einmal einer Beratung gewürdigt und die

von dort kommendenVorschlägevon jeher geradezumit einer

verletzendenGleichgültigkeitbehandelt hatte. Allein der wahre

Grund der Absagelag nichtin der Empfindlichkeitüber denMo-

dus der Verhandlung.

Ein längst vorhandener, prinzipiellerGegensatztrat damit

zu Tage. Die konstitutionellgesinnte Majorität der Kammer

mochteihn srüher schonherausgefundenhaben. Ihre Gefügigkeit

gegendie SchwerinerAnträge, ihre unverhohleneRücksichtslosig-

keit gegen die Strelitzer entsprang der Empfindung, daß die

Freunde des konstitutionellenSystems nur bei der Regierungdes

größeren Landesteilszu finden waren, und daß auchzwischen

den beidenFürsten eine prinzipielleMeinungsverschiedenheitbe-

stand. War auch das hieraus entspringendeVerfahrenin keiner

Weisezu rechtfertigen— es waren Anträgegestellt, welchesast

auf eineMediatisierungdes StrelitzerFürstenhauseshinausliefen2

—, mochtenauchdie Folgen eines Bruchs mit Strelitz nichtge¬

* Dieselben betrafen: Modifikationen des Wahlgesetzes, welches für die

Strelitzer Verhältnisse nicht passe, Festhalten an dem suspensiven Veto nach

Maßgabe des kommissarischen Entwurfs und an der zweijährigen Finanz-

Periode, völlige Streichung der Grundrechte, deren Feststellung der dem-

nächstigen Reichsverfassung zu überlassen sei, u. s. w.

2 Die konstitutionellen Vereine im Strelitzer Lande richteten Adressen

an den Großherzog Georg, in welchen sie ihre Freude bezeigten, daß der

Strelitzer Kommissar in der Z2. Sitzung gegen die der dortigen Staats-

gewalt zugemutete Beschränkung Verwahrung eingelegt habe, und um Auf-

rechterhaltung der Union baten.
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nügend gewürdigtwerden,— in derSacheselbstirrte man nicht:
dem latenten Zwiespalt der beidenRegierungenmußte bald ein
offiziellerBruch folgen. Die Kammerbeantwortetedie Strelitzer
BotschaftdurcheinenrechtlichganzunwirksamenBeschluß,indem
sie auf Antrag Kippes die Union für aufgehobenerklärteund die
SchwerinerRegierungaufforderte,das VerhältnisbeiderLandes-
teile durcheinenStaatsvertrag neu zu ordnen. EineAbberufung
der Strelitzer Abgeordnetenfand nichtstatt, doch hatten fchon
vielederselbenSchwerinvor der Krisis verlassen. Nur die Mit-
gliederderLinkenharrtenaus. Am 22. AugustwurdedieKammer
aufgelöst. Der Großherzogvon Mecklenburg-Strelitzbekundete
übrigensdurchfein gleichfallsam 22. erlassenesAuflösungsdekret,
daß er, wie in dem obigen Brief verheißenwar, den Abschluß
der Vereinbarung zwischender Kammer und der Schweriner
Regierungnichtstören wollte. Nur die eigeneBeteiligunghatte
er abgelehnt.

Die Gründe diesesEntschlusseshabenwir hier nichtzu un-
tersuchen. Auch mag es dahin gestelltbleiben, inwieweitder-
selbedurchEinwirkungaus altständischenKreisengefördertwurde.
Thatsacheist, daß gerade kurz zuvor die konservativePartei auf
dem Kampfplatzerschienenwar und in der Begründungeiner
eigenenZeitung die Wahrung ihrer Interessenin die Hand ge-
nommenhatte. Die ersteNummer dieses Blattes, des „Nord-
deutschenKorrespondenten",erschienzu Rostockam 15. Juli. Die
Redaktion war dem aus Naumburg berufenen Herrn von
Florencourtin Verbindungmit dem Herrn FriedrichMaassen—
Rostockübertragen worden. Der Zusammenschlußder Partei
hatte sichnur sehr langsamund allmählichvollzogen. Bis zum
Spätherbst 1848 warendie Mitgliederder Ritterschaft,soweitsie
nicht überhaupt ganz vom politischenLebensich zurückgezogen
hatten, den konstitutionellenVereinenbeigetretenund hatten dort
dem Radikalismus entgegenzuwirkengesucht. Erst nach dem
UmschwungderDingein Berlinwar am29. November1848 in Ro-
stockdurchden Justizrat von Paepckeauf Lütgenhofein konfer-
vativer Verein ins Lebengerufen, welcherunter der Bezeichnung

21*
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„AllgemeinerpolitischerVerein"' den Zweckverfolgte,„demGeist

der Revolutionund Anarchiemit allen ihm zu Gebotestehenden,

gesetzlicherlaubtenMitteln entgegenzuwirken".
Die an den GroßherzoggerichteteAdresse (10. Dezember)

betonteindessennoch „das Festhalten an den Grundsätzender
konstitutionellenMonarchie"und legteden Schwerpunktauf den

SchutzderFreiheit, desEigentumsunddesWohlstandsaller Staats-

angehörigen. In den Statuten des Vereins, welchersich bald
über das ganzeLand ausdehnte und anfangsFebruar 1849 etwa
550 Mitgliederzählte, war der konservativeGedankevorhanden,
der altständischeaber noch keineswegsbemerkbar.Erst in dem
Maß, wie dieSchwierigkeitender Verfassungsberatungzunahmen,
erwachteauch in den Kreisender Ritterschaftund namentlichdes
Adels die Hoffnung, demständischenPrinzip, wenn auchnur in
abgeschwächterForm, wieder Geltung zu verschaffen.Am 21.

März erließ der Verein an beide Großherzögeeine Adresse,in
welcherer sie zum kräftigenWiderstandegegendie Demokratie
aufforderteund dabeiseinesBeistandsversicherte.Aber erst durch

eine Veränderung des Statuts, mit welcher der Verein die
Sammlung eines Aktienkapitalsfür die zu gründendeZeitung

verband, wurde im Mai ein Vereinigungspunktgeschaffen,wel-

chemnunmehr alle dem KonstitutionalismusabholdenElemente
zuströmten. Hand in Hand mit scharfen Angriffengegen die
liberalePartei, gegendie Grundrechte,das suspensiveVeto und
schließlichdas ganze Versassungswerkselbst gingen nunmehr
juristischeUntersuchungenüber die schwebendenRechtsfragen,und
als im Augustder StrelitzerHof durchfeineoffeneAbsageeinen
neuenMittelpunktfür die antikonstitutionellenBestrebungendar-
bot, erging an den Landrat von Blücherim NorddeutschenKorre-
spondentender öffentlicheAufruf, sichaus der Ruhe zu erheben.
Mit den Worten: „Landratwerdehart" mahnteihn ein für das
ständischePrinzip begeisterteintretenderGesinnungsgenossean seine

* Als Vorstand waren gewählt die Herren von Oertzen—Leppin,

von Paepcke—Lütgenhof, Rettich—Rosenhagen, Crnll^Wismar, Mane—Gr.

Siemen.
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Pflichtenals Ältesterdes Landeskollegiums.AchtzehnMonatelang
hatte die mecklenburgischeRitterschaftabseitsder politischenArena
gestanden,und wenn die Dingejetzteine Wendungnahmen, die
ihren Interessenförderlichwurde, somußte sie einräumen,wenig
oder nichts dazu beigetragenzu haben. DieBesiegungder Revo-
lution war nicht ihr Werk gewesen. Andere Kräftehatten den
Kampf durchgefochten.In Preußen hatte die Landesaristokratie
energischeGegenwehrgeleistet; ihre Mitgliederwaren in Wort
und Schrift gegenden Radikalismuszu Felde gezogen,einigeals
Opfer gefallen. Ihr Organ, die Kreuzzeitung,hatte in kritischer
Zeit das Panier der Konservativenhochgehalten.Sie war in
weitenKreisenverbreitetund beeinflußteHof und Minister. In
Sachsenund Baden war die Erhebungmit den Waffenniederge-
kämpft. Diese Phase war nun abgeschlossen.Aber währendin
anderenStaaten eine relativeBeruhigungeintrat, solltein Meck-
lenburg der Konfliktnun erst recht beginnen. War das neue
Staatsgrundgesetzgültig oder nicht? War dieUnion einHindernis
für dessenAnwendung?KonntediefaktischeTrennungder beiden
Landesgebietein eine legalehinübergeleitetwerden?Und wie war
dies möglich?Alle dieseFragen beschäftigtendie öffentlicheMei-
nung, und die altständischePartei trat, wie mananerkennenmuß,
von jetztab mit größter Entschiedenheitauf.

Zunächst waren es natürlich die Regierungen, denen die
Klarstellungder Verhältnisseoblag. Ein umfangreicherSchrift-
Wechselliegt vor. Derselbezog sichdurchmehrereWochenhin.
Hier könnennur die HauptzügediesesMeinungsaustauschesbe-
rührt werden. Am 25. August schriebBernstorff, daß der dor-
tigen Regierungzur Entwirrung der staatsrechtlichenVerwicklung
nur zweiWegeoffenständen: „die OctrohierungeinerVerfassung
sür Mecklenburg-Strelitzoder ein Rekurrierenauf die bisherigen,
rechtlichnochfortbestehendenStände". Der erstereWeg wider-
strebe dem Rechtsgefühldes Großherzogs, solangesichnochein
Auskunftsmittelzur Lösungder Frage in legaler Weisedarbiete.
Auchvon einereinseitigenBeratungmit dem Engeren Ausschuß
oder den StargardschenStänden seheman dort vorläufigab. Er
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schlagedaher die Einberufungeines außerordentlichenLandtages
nach Malchinoder Neubrandenburgbehufs Feststellungder Ver-
fassungvor. In seiner Antwort vom 28. erklärte Lützowdie
Annahme diesesVorschlagsfür unmöglich. Dadurch, daß das
Staatsgrundgesetzfür die Schweriner Landesteilevereinbart sei
und seinAllergnädigsterHerr durcheinenbesonderenAkt dieHal-
tung und Bewahrung dieserVerfassungangelobthabe, liegenun-
mehr die unabweisbareVerpflichtungvor, auf der betretenen
Bahn zu beharren. Es folgehieraus, daß es nur noch der for-
mellenAufhebungder faktischschonnichtmehr bestehendenUnion
bedürfe,um dann zur Ausführungdes festgestelltenVersassungs-
Werksschreitenzu können. Er beantragedaher die formelleAuf-
Hebungder Union. Sei dieselbeausgesprochen,so würde kein
Hindernis mehr bestehen,daß die StrelitzerRegierungmit den
Ständen des StargardschenKreisesdirektin Unterhandlungtrete.
Der Engere Ausschußdagegensei wegen Mangel ausreichender
VollmachtenhiezunichtBefugt.

Hierauf erklärte das Strelitzer Ministerium, es könnedie
Einwilligungzur Aufhebungder Union nicht erteilen, um sich
nicht das letzteMittel zur Lösung der Verfaffungsfrageabzu-
schneiden.Jener Aushebungmüsseüberhauptdie Aufhebungder
alten Stände vorangehen,und diesewiederumsei nichtangängig
wegenNichterfüllungder gestelltenBedingungen. Die Lützowsche
Replik wiederumgriff diesenStandpunktan. Er vermögenicht
einzusehen,daß die von der einen Regierung erzielteVerständi-
gungmit derVolksvertretungunwirksambleibensolle, weil es der
anderenRegierungnichtgelungensei, dieseVereinbarungherbei-
zuführen. In fortgesetzterDuplik und Triplik wurde nun die
Frage hin und hergeschoben,ohne daß man der Einigungnäher
rückte. Am 3l. August forderte Strelitz den EngerenAusschuß
auf, eineErklärungüber ein neuesWahlgesetzabzugeben,welches
nur für die dortigenLandesteilemaßgebendsein sollte. Wenn die
Vollmachtendes Engeren Ausschussesdafür nichtausreichten,so
möge er eine entsprechendeErweiterung derselbenseitens seiner
Mandantenerwirken. Dieservon SchwerinnichtgebilligteSchritt
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mußte die Spannung verschärfen.Dennochhoffte Großherzog

Georg durch Entsendungeines Specialbevollmächtigtenim Wege

mündlicher Unterhandlung noch einen Ausgleichzu erzielen.

Landrat von Rieben—Galenbeckging zu diesem Behuf Anfang

SeptembernachSchwerin. AlleinauchdieseKonserenzenführten

zu keinembefriedigendenErgebnis.
Der prinzipielleStandpunkt war ein zu verschiedener,auch

die Auffindungeines Auswegs dadurch erschwert, daß gerade

das, was der eine Teil wünschte,dem andern die Lösungder

Frage unmöglichmachte. In Schwerin wollteman vollständige

Trennung, um das letzteHindernis zur Einführungder Ver-

fafsungzu beseitigen.In Strelitz mußte mau an der Union sest-

halten, weil dadurch allein die Möglichkeitgewährt wurde, mit

dem Engeren Ausschußund den alten Ständen in Verbindung

zu bleibenund einemverfassungslosenZustandzu entgehen. Die

Schwierigkeitschienunlösbar, und schoniin einem Schreiben

Bernstorffs vom 5. Septemberfindet sich die erste Andeutung,

daß es zweckmäßigsein möchte, die Vermittlungdes in Berlin

tagenden Berwaltungsrats oder des Bundesschiedsgerichtsanzu-

rufen, dessenAusspruchsichzu unterwerfen GroßherzogGeorg

bereitsei.
LützowsErwiderung war sehr bestimmt. Von einer Ver-

Mittelungjener Instanzen könne man sich nichts versprechen.

RichterlicheEntscheidungenwürden nur einenSinn haben, wenn

es sichum die Frage handle, ob die Union überhauptaufzulösen

sei. Darüber aber werdenichtgestritten, dennStrelitz verhandle

ja durchHerrn von Rieben nur über die Modalitäten. Strittig

sei nur der Zeitpunkt der Auflösung. Diese Frage qualifiziere

sichnichtzu einemschiedsrichterlichenSpruch. Man werdegern

die Verkündigungdes sür die SchwerinerLandezu Recht be-

stehendenGesetzesnochhinausschieben,die ganzeLageder Ver-

Hältnissesei aber derart, daß einesortgesetzteDauer der bestehen-

den Rechtsunsicherheitdem Landedie größten Nachteilebereiten

würde. Auf längereUnterhandlungenkönneman sichnichtmehr

einlassen. Er beantrage daher dringend und wiederholtdie
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schleunigeLösungdes Unionsverhältnisses.In Strelitz ging man
hierauf nicht ein, und da die Unterhandlung über den neuen
Staatsvertrag keinResultatversprach,so wurde Herr von Rieben
abberufenmit der gleichzeitigenZusicherung,die Verhandlungen,
wenn es gewünschtwürde, wiederaufzunehmen.

So standen die Angelegenheitenin den letztenSeptember-
tagen. Wir müssennocheinmalzum Juni zurückkehren,um die
militärischenEreignissedes Sommers in Kürze nachzuholen.Am
10. Juni schrieb Großherzog Friedrich Franz nach Marien-
bad:

„Einige Tage sind mir ohneDich rechteinsamvergangen,
liebeMama, wenn auchdas bewegtepolitischeLebenund das
anfangs nochschöneWetter dieseLeereleichterertragenließen.
Des Morgens gearbeitetund zum Exerzieren,mittags Sitzung
und Krankenbesuche,zum Essenwenige Leute, nachmittagsin
den Schloßgartervund abendsbei irgend jemandzum Thee,
das sind die einzelnenZüge meinesäußerenLebensbildes.Die
Kampagnein der Pfalz hat begonnen,und ichbin sehrgespannt
auf die nächstenNachrichten.UnserenTruppen geht es gut,
der Geist ist ausgezeichnetund sie gefallensehr. Auchhier ist
man sehr fleißig. Die Rekrutenhaben schongeschossen,und
morgenwerdeichmit der Besichtigungbeginnen. Wilhelmist
sehr wohl und wird stets gelobt. Ich lebe still und fleißig
und sehnemichnach Beendigungdes Landtags, um zu Dir
und meinenTruppen eilenzu können. Leiderist aber vor An-
fang Juli keineAussichtdazu." —

Am 12. Juni übernahmder Prinz von Preußen an Stelle
Peuckersden Oberbefehlüber die in der Pfalz und in Baden
operierendenTruppen. Sie bestandenaus drei Corps, welche
die Generalevon Hirschfeld, Graf Groeben und von Peucker
kommandierten.Zu dem PeuckerfchenCorps, dem sogenannten
Neckarcorps,gehörte die mecklenburgischeBrigade. Der Groß-
herzoghatte gewünscht,daß sein Kontingenteinem preußischen

Corps eingefügtwerde, und schriebdieserhalban seinenOheim,

den Prinzen von Preußen. Letztererantwortete:
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„Deine Truppen ganzunter das hiesigeCorpskommando
zu stellen, ist teils aus militärischenOperationsgründen,teils
aber auchdeshalb noch nicht zulässig,weil ich keineAnzeige
habe, daß Du offizielldem preußischenBündnis beigetreten
bist. Solange dies nichtgeschehen,stehenDeine Truppen auf
Reichsrequisitionim Felde, und ich kann und darf sie nicht
ihrem Obercommandeur,der zwar ein preußischer,aber zu-
gleichReichsgeneralist, entziehen."

Die mecklenburgischeBrigade kam bald zur Aktion. Ein
Teil derselbenüberfielin der Nachtvom 12. auf den 13. Juni
die Vorhut der Freischärlerin Waldmichelbachund Siedels-
brunn und zersprengtedieselbenach ernstlichemGefechte.Das
Neckarcorpsergriffnun dieOffensiveund drängtedieInsurgenten
über KäferthalgegenSchriesheimzurück Nach diesemgünstigen
Ersolge wandte sich Oberst von Witzleben auf Ladenburg.
Zwischendreiund vierUhr wurde die Stadt mit demBahnhofge-
nommen und bis auf die Eisenbahnbrückevorgegangen,wo sich
ein stehendesGefechtentspann. Oberst von Witzlebenhoffteauf
Unterstützungund versuchtedaher, sichin diesersehr exponierten
Stellung zu behaupten. Endlich, als keine Unterstützungkam,
räumte er, von drei Seiten her angegriffen,zwischen9 und
10 Uhr abends nacheinemsehr hartnäckigenGefechtseine Posi-
tion und zog sichmit den auf das äußersteerschöpftenTruppen
nach Heddesheimzurück, wo er von befreundetenBataillonen
aufgenommenwurde. Tags darauf griffendie Jnfurgentenkräf-
tig an. Bei Groß-Snchfenfand ein heftigesGefechtstatt. Nach*
dem PeuckerVerstärkungenvon demGroebenschenCorps erhalten,
unternahm er einen Flankenmarschdurch den Odenwald nach
Eberbachund weiter gegen Gernsbach, wo wiederum die zwei
Jägercompagnieenund 2 Geschützebei dem Avantgardengefecht
gegen Mieroslawskis Freischarenzur Aktion kamen. In der
Affairebei Ladenburghatten die MecklenburgerleiderstarkeBer-
luste gehabt. Eine DepescheWitzlebensvom 18. meldete:

„Schreeb, Klein, Huth II. verwundetund in Heidel-

berg. Stenglin verwundetin Darmstadtzurückgeblieben.



330 Neuntes Kapitel.

Vom Gardebat.
- 1. Musket.-Bat.

1 Toter 9 Verwundete10 Vermißte.
- - 25
2 Tote 10

14
- Jägerbat.

Von den Dragonern
Von der Artillerie 2 3

10

Um 16000 Spitzpatronenwird gebeten. Artillerieund Jäger

sind ausgezeichnet."
Bald laugten auch eingehendereBerichte in Schwerin an.

Der Großherzogschriebdarüber an seineMutter am 23.:
„Nach einem Berichtvon Müller hat Peuckeram 18.

un Witzlebensagenlassen,daß diegefallenGeglaubten:Schreeb,
Hauptmann Klein und LieutenantHuth vom 2. Bataillon im
Hospitalin Heidelbergsichbesändenund gut behandeltwürden.
Dies hat hier große Freude verbreitet, ich fürchtezu schnell
denn der Hauptmannvon Klein schreibtseinerFrau aus Ra-
statt, ist am Knie verwundetund sagt nichts von Schreebund
Huth. AuchmeldetkeineZeitungsnachrichtaus Heidelberget-
was von gefangenenoder blessiertendort befindlichenmecklen-
burgischenOffizieren. Aus allen Nachrichtengeht hervor, daß

sichdie sämtlichenTruppen gut geschlagenhaben. Der Oberst

von Witzlebenist persönlichsehr brav gewesen,auch Gamm
hat sich ausgezeichnet.Müller und Bilguer haben blessierte
Pferde. Adolf Stenglins Wunde (die Kugelist am Ellbogen
unten eingedrungenund an der oberen Flächedes Unterarms
herausgeschnittenworden)ist nichtleicht, giebtaber gegründete
Aussichtauf vollständigeHeilung. Der Portepeefähnrichvon
Zülow wird gelobt. Am 16. hatWitzlebenmit 5 Bataillonen,
5 Geschützenund unserm Kavallerieregiment,welche einzeln
stehendeTruppenteileer sichzusammenholte,auf eigeneFaust
entscheidendauf das glücklicheResultatdes Gefechtseingewirkt.
Garde und Musketierewaren am 16. nicht im Feuer. Wil-
Helmist am Abenddes 15. und am 16. den ganzenTag im

* Leider sollte sich bald bestätigen, daß Hauptmann von Schreeb ge-

fallen war; dagegen war Lieutenant von Huth am Leben, wenngleich schwer

verwundet, und wurde später aus der Gefangenschaft befreit.
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Feuer gewesen. Gestern sind die beidenSchützencompagnieen
unter Oeynhausenund 6 Artilleriemunitionswagenabgegangen.
Ein Geschützwird auch ausgewechseltwerden müssen,da es
sehr beschädigtist. Lieutenant Kosselwar mit seinemZuge
einer bayerisch-hessischenKolonne im Odenwaldzugeteilt, hat
mit ErfolgeinefeindlichePositionbeschossenund sichdie Aner-
kennungseines Kommandantenerworben. Er hat einen Ber-
wundetenund ein totes Pferd. Ich bin sehr stolzauf meine
bravenTruppen."

Nach kurzer Rast in Karlsruhe (28. Juni — 3. Juli)
marschiertedie Brigade über Pforzheim, Sulz, Rottweil und
VillingennachDonaueschingen,woselbstin der Stadt und deren
Umgegendfür längere Zeit Quartiere bezogenwurden. Der
Feldzug war damit beendet, aber die Occupationdauerte noch
zwei Monate. Aus eine Anfragedes Großherzogswegen Rück-
kehr seines Kontingentsantworteteder Prinz von Preußen am
25. Augusti

„Da Rastatt gefallenist, so wird Dein Wunsch, Deine
Truppenzurückkehrenzu sehen,sichwohlrealisierenlassen,doch
bin ich in diesemAugenblicknochaußer stände, den Termin
anzugeben,da ersteine Totaldislokationüber ganz Baden er-
mittelt werdenmuß, wovon die Verminderungder Armeeab-
hängt. Ich würde es für politischwichtighalten, wenn von
jedemKontingenteein Bataillon hier zur Occupationdes Lan-
des bliebe. damit man Preußen nicht allein läßt. Daß
Du Fritz Karl und mir Dein Kriegskreuzverleihenwillst, er-
kennenwir mit herzlichemDank an und sehendemselbenent-
gegen, da der Königes uns gewiß anzulegenerlaubenwird.
Es freut mich, ein Zeichenzu tragen, das vieleDeiner braven
Truppen tragen werden.

Wilhelm habe ich öfter zu meiner Freude bei mir ge-
sehen."

Als die Auflösungder Abgeordnetenkammerdem Großherzog
die Möglichkeitgewährte,seinLand sür längereZeit zu verlassen,

eilte er nachBaden, um, wie im Vorjahre, seineim Feldeste¬
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hendenTruppen zu sehenund Auszeichnungenzu verleihendAm
7. September begaber sich über Frankfurt, wo er den Prinzen
von Preußen begrüßte, nachKarlsruhe, dem Hauptquartierdes
GeneralsGrafenGroeben. HerzogWilhelmund OberstvonWitz-
leben waren dorthin entgegengekommen.Man besichtigtedie
Stätten derGefechtebei Ladenburg,besuchtein Heidelbergden an
seinenschwerenWunden noch darniederliegendenLieutenantvon
Huth und traf am 8. abendsin Donaueschingenein. Der Groß-
Herzogblieb drei Tage dort, besichtigtedie Truppen, speistemit
den Offizierenund besuchtedie im Museum und Schützenhaus
veranstaltetenFeste. Eine betrübendeStörung entstanddurchden
sehr plötzlichenTod des Generals Hanneken, welcherdie bei
DonaueschingenstehendenTruppen befehligte. Am 12. trat der
Großherzogdie Rückreisean, statteteden Höfenvon Karlsruhe,
Darmstadt und Hannover Besucheab und traf am 18. über
Hamburg, wohin ihm die Großherzogin-Mutterentgegengereist
war, wiederin Schwerin ein. Zwei Tage später langtenauch
schondas Garde- und das Jägerbataillondort an. Der Trans-
Port der Infanterie war wiederaus Dampsschiffenbis Köln und
von da mit der Eisenbahnerfolgt.Artillerieund Dragonertraten
den Rückmarschnach der Heimatzu Fuß an und erreichtenihre
Garnisonenam 16. bezw.17. Oktober. Die Bevölkerungberei-
tete den heimkehrendenTruppen überall einenfestlichenEmpfang.

DieletzteSeptemberwochebrachtedemGroßherzogeineReiheun-
ruhvoller Tage, harter Kämpfeund schwerwiegenderEntfchlie-
Hungen.Fünf Wochenwaren seit derAuflösungderKammerver-

1 Das Militärverdienstkreuz wurde dem Prinzen von Preußen, dem

Prinzen Friedrich Karl von Preußen, dem Herzog Wilhelm von Mecklen-

bürg, sowie neben einigen fremdherrlichen Offizieren den nachstehenden meck-

lenburgischen Offizieren verliehen:

Oberst von Witzleben, Oberstlieutenant von Rußbaum, Oberstlieute-

nant von Bernstorff, den Hauptleuten von Bilguer, von Graevenitz, Graf

Normann, von Schoepffer, Paepcke, den Premierlieutenants von Gamm,

Baron von Stenglin, von Klein, von Bülow, den Secondelieutenauts von

Zülow und von Huth, dem Oberarzt Dr. Störzel, dem Unterarzt Dr.

Richter.
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strichen. Am 23. August hatte der Großherzogin Gegenwart

der vier Kommissareund der drei von der Abgeordnetenversamm-

lung dazu erwähltenUrkundspersonen' das vereinbarteStaats-

grundgesetznebstdessenAnlagen eigenhändigunterschrieben.Mit

Spannung erwartetedas Land die Entscheidung.Ministervon

Lützow glaubte sie nicht länger hinausschiebenzu dürfen. Am

10. Oktobererfolgtedie Publikationdes Staatsgrundgesetzesund

die Aufhebungder bisherigenLandesverfassung.WelcheMotive

diesemAktzu Grunde lagen, wird im Zusammenhangmit den

daraus sichergebendenFolgenim nächstenKapitelbehandeltwer-

den. Eineneue, schwereAufgabetrat an den Großherzogheran.

Er war sich des Ernstes der Lage vollkommenbewußt. Das

Jahr 1849, wahrlich,stellteharteAnforderungenan seinegeistige

Spannkraft, häufte unablässigdas Maß der Regierungssorgen,

aber es gewährteihm aucheinereicheEntschädigung:die endliche

Erfüllung seiner geheimsten,jahrelang gehegtenWünsche. Ein

HellerLichtstrahlwar in die umwölkteGegenwartgefallen!Am

25. Juli hatte sich Großherzog Friedrich Franz mit Auguste,

Prinzessinvon Reuß-Schleiz-Köstritzverlobt!—

1 Es waren dies der Präsident Trotsche und die beiden Vicepräsi-

denten Volten und Marcus.
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Erster Ehebund. Das Ende der Arisis und der
Freienwalder Schiedsspruch.

Am Fuße des Riesengebirges,in dem anmutigen Hirsch-
bergerThal, liegt das RittergutStonsdorf. Das Herrenhaus,ein
geräumigerBau von einfachenVerhältnissenund schmuckloser
Architektur, stammtaus früherenJahrhunderten. Umgebenvon
stattlichenBäumen, von Wirtschaftsgebäudenund einemschönen,
sichweithinerstreckendenPark, gewährtes aus seinenFensterneinen
weitenAusblickaus die fruchtbareThalniederungund die Wal--
digenAusläuferdes Gebirges.

Hier wohnte seit dem 1841 erfolgtenTode des Prinzen
HeinrichLXIII. Reuß dessenWitwePrinzessinKaroline,geborene
Gräfin zu Stolberg-Wernigerode.Der HeimgegangenePrinz war
zweimalvermählt.SeinererstenEhemitGräfinEleonorezu Stolberg
(geboren26.Oktober1801, gestorben14. März 1827) waren sechs
Kinder entsprossen,von welchenim Jahre 1849 nochvier am
Lebenwaren: PrinzessinJohanna, geboren1820 und seit 1843
vermählt mit dem Prinzen Ferdinand von Schönaich-Carolath;
Prinz HeinrichIV., geboren1821 und zu dieserZeit königl.
preußischerLieutenantim Regimentder Gardes du Corps; Prin-
zessinAuguste,geboren26. Mai 1822, dieBraut des Großherzogs
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FriedrichFranz; Prinz HeinrichVII., geboren1825, Lieutenant
im 8. preußischenUlanenregiment,welchesin Bonn garnisonierte.
Der zweiten,1828 mit der Schwesterseiner verstorbenenGe-
mahlin geschlossenenVerbindungentstammtensechsKinder. Die
ältesten, zweiSöhne im Alter von 18 und 19 Jahren, standen
bereits im preußischenMilitärdienst, die jüngerenwaren auf der
Schule. ZweiTöchterbefandensichmit derälterenHalbschwester,
PrinzessinAugufte,unter der mütterlichenObhut.

Seit der letztenBegegnungwährend des DresdenerAufent-
Halts, welche1840 im Schloß Klipphausenstattgefunden,hatte
FriedrichFranz die Prinzessinnur einmalflüchtigwiedergesehen.
Er hatte damals das Riesengebirgebereistund dabeieinenBesuch
in Stonsdorf gemacht.Zu einer Erklärungwar es indessennicht
gekommen.Die Erinnerung an die Eindrücke,die er schonin
Dresden empfangen, war nie erloschen.Mochteauch der Ge-
danke,ihr seineHand anzutragen,früher nur vorübergehendund
unbestimmtin ihm aufgetauchtsein, mochtendie wechselndenEin-
drückeder erstenRegierungsjahre, die nachanderenZielen hin-
weisendenRatschlägeseiner UmgebungjenenGedankenzeitweise
zurückgedrängthaben,— immerwiedertrat er mit zwingenderGe-
Walt an ihn heran. Der Zug des Herzenswar zu mächtig,
um die Herbeiführungeiner Entscheidungnoch länger hin-
auszuschieben,und im Juli 1849 hatte Friedrich Franz von
seinerFrau Mutter die Einwilligungzu den einleitendenSchritten
erbetenund erhalten. Unvermögend,die Ungewißheitlänger zu
ertragen,und voll Bangigkeitüber den Ausgang seinerWerbung
schrieber sogleichnach Stonsdorf. Am 22. Juli trafen dieAnt-
Worten der Prinzessinund ihrer Mutter ein; sie machtenihn,
wie er selbst äußerte, zum „Glücklichstender Menschen",und

schonam folgendenTage trat er die Reisenach Schlesienan. In
Potsdam tras er mit GroßherzoginAlexandrineund HerzoginLuise
zusammen,welchevonMarienbadzurückkehrten.Auchdas Königs-

paar nahm herzlichenAnteil an demwichtigenFamilienereignis.
In Begleitungdes Prinzen HeinrichIV., welchersich ihm in
Berlin anschloß,setzteder Großherzogam Abenddes24. mit dem
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schleichenNachtzugdie Reisefort, verließ in Bunzlau die Bahn
und traf zu Wagen über Löwenbergund Hirschbergam Nach-
mittag des 25. in Stonsdorf ein, wo er nun aus deni Munde
der Prinzessindie Gewißheit seinesGlücksempfing, Die Ver-
lobungwurde im engstenFamilienkreisegefeiert. Der Großherzog
konntenur wenigeTage in Stonsdorf bleiben, und sievergingen
nur allzuschnell.Man machte Ausflüge in die reizvolleUm-
gegendund tauschteBesucheaus mit den benachbartenFamilien
der GräfinReden und des Grafen Schaffgotsch,welchein Buch-
wald und Warmbrunn prachtvolleLandsitzebesaßen. Am 28.
trat der fürstlicheBräutigam seineRückreisean. Die Versassungs-
wirren machtendie Heimkehrunaufschiebbar,Bei der tags dar-
auf stattfindendenAnkunft in Schwerinwurde ihm von der Be-
völkerungein festlicherEmpfangbereitet. Abends war die Stadt
illuminiert. Die Kundevon der Verlobungdes Landesherrnhatte

sichraschverbreitet;überall erregtesie Freude und Anteil.
Inmitten des wüstenpolitischenTreibensjenerTage, welches

so vielehäßlicheund roheLeidenschaftenentfachte,in dieserpolitisch
und socialzersetztenAtmosphäre,in derParteigeist,Eigennutzund
Strebertum miteinanderrangen, mußte es wohlthuend, geradezu
erfrischendwirken,einenjungen Fürsten zu sehen,der, einemrein
menschlichen,edlen Gefühl nachgebend,die Frage nach hohem
Rang, Ansehenund Reichtumaußer acht ließ. Daß er nicht
einepolitischvorteilhaftereVerbindungmit einemder mächtigeren
souveränenHöfesuchte, daß er der erstenJugendliebetreu blieb
und die Erfüllung diesesWunschesallen anderenRücksichtenvor-
anstellte,konnteder hohenBraut vonvornhereinnur diewärmsten
Sympathieen erwecken. Diese Empfindungenwurden noch ge-
steigert durch alles, was über derenCharakterund Wesenbe-
kannt wurde. Die Prinzessinhatte sehrzurückgezogengelebt,aber
die wenigen, welcheihr näher getretenwaren, rühmten ihre ge-
winnendeErscheinung,ihre Herzensgüteund wahre Frömmigkeit.
Ein ernster, klarerChristenglaube,srei von schwächlichemoder
unduldsamemWesen, hatte von je in den Familien ihrer Eltern
eine bleibendeHeimstättegefunden. Die sanfteFestigkeit, welche
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auf dem Grund dieserreligiösenÜberzeugungwurzelte, war es
vor allem gewesen,welcheFriedrichFranz zu der jungenPrin-
zessinhingezogen.Ihre Fähigkeit,in entscheidendenLagenklarund
richtigzu urteilen,anderezu tröstenund zu beraten,hatte sichin
letzter Zeit noch mehr entwickelt.Er wußte, daß er in den
Kämpfendes Lebenseinetreue Gefährtinan ihr habenwürde.

GleichnachSchluß der Kammerverhandlungeneilteer wieder
nachStonsdorf. Auchdiesmalwar der Aufenthaltnur kurzbe-
messen(25. Augustbis 3. September), da die Inspektionder in
Baden stehendenTruppen nahe bevorstand. Am 6. September
trafen die nächstenAngehörigender großherzoglichenFamiliemit
Ausnahmedes durchUnwohlseinzurückgehaltenenHerzogsGustav
in Dresden zusammen. AuchErbgroßherzoginAuguste,Herzogin
Marie von Sachsen-Altenburgund HerzoginHelenevon Orleans
waren gekommen.Die PrinzessinBraut, von ihrer Mutter be-
gleitet, wurdehier dem Familienkreisevorgestellt,in welchenein-
zutretensie bestimmtwar. In freudigsterStimmung besuchteder
Großherzogdie wohlbekanntenStätten, welcheeinstZeugenseiner
auskeimendenNeigunggewesen. Sein ersterGang war, wieimmer
hier, in das BlochmannscheInstitut. Mit seinenalten Lehrern
durchstreifteer die Galerieenund Sammlungen. In Pillnitz,wo
auch das preußischeKönigspaar anwesendwar, fand zu Ehren
der Verlobtenein Diner statt. In dem fürstlichenFamilien-
kreise,welchersich zur Begrüßungder zukünftigenGroßherzogin
in Dresden versammelthatte, befandsichnoch einezweiteglück-
liche Braut. Vor wenig Wochenhatte sichHerzoginLuise mit
dem Prinzen Hugo von Windischgrätzverlobt. Auchbei diesem
Bund war dieHerzensneigungentscheidendgewesen.Die Herzogin
hatte den Prinzen in den böhmischenBädern kennen gelernt.
Derselbe, damals 26 Jahre alt, also in gleichemAlter mit
dem Großherzog, war der zweite Sohn des Fürsten Veriand,
eines Bruders des durch die Einnahme von Wien berühmten
Feldmarschalls. Er war 1840 in die Armeegetretenund zwar

zuerstbeim28. InfanterieregimentGraf Latour. Jetztstander als
Rittmeisterund Eskadronscommandeurbei den Palatinalhufaren

v on Hirschfeld , Friedrich Franz II. 22
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Nr. 12, hatte in diesemRegimentden Feldzugmitgemachtnnd

befand sich noch in Italien in Garnison. Die Verlobungwar

am 5. Augustin Doberan gefeiertworden.

Das gleichzeitigeVerlöbnis zweierSprossendes altenFürsten-

Hauseswar schonan sichein seltenesVorkommnis, und daß die

Liebe, nicht die Konvenienz,hierbeials Ehestisterinauftrat, er-

höhtedas Interessedaran, namentlichin denjenigenKreisen, in

welchendie Wünschedes Herzens den äußerenStandesrücksichten

nur zu häufig geopfertwerden müssen. Die Gleichartigkeitder

Lage, die Übereinstimmungder Motive, welchejene herbeigeführt,

hatte die beidenGeschwistereinandernochnähergebracht. Groß-

herzog Friedrich Franz hing mit großer Zärtlichkeitan seiner

Schwester. Seine Zustimmungzu deren Wahl hatte er bereit-

willig erteilt und dabei die Bedenkenbekämpft,welchebezüglich

der Verschiedenheitdes Ranges und der Konfessiongeäußertsein

mochten. Er ebnetedie Schwierigkeiten,welchedie Regelungder

Rangfrage am Wiener Hof hervorrief', und sorgtefür einege¬

sicherteBegründungdes jungenHausstandes, der unter den Au-

spizieneines bewegten, wechselvollenGarnisonlebens beginnen

sollte.
Die Vermählung der beiden sürstlichenBrautpaare erfolgte

nochin demselbenHerbst in Ludwigslust. Der nahe liegendeGe-

dankeeiner Doppelhochzeitmußte aufgegebenwerden, weil die

dabei entstehendenEtikettefrageneine Vereinigungder Feierlich-

keitennicht wohl thunlich erscheinenließen. So fand denn die

Trauung des prinzlichenPaares vierzehn Tage früher, am

20. Oktober, statt, und zwar zuerst nach protestantischemRitus

durch den OberhofpredigerWalter, sodann nach katholischem

durch den Pfarrer . Brocken in der von Friedrich Franz I.

erbauten, im Schloßgarten gelegenenkatholischenKirche. Von

der Familie des Bräutigams waren anwesend: dessenEltern,

Fürst Veriand und Fürstin Eleonore, eine geborenePrinzessin

1 Herr von Hopssgarten ging zu diesem Behuf später nach Wien, und

der Kaiser kam den mecklcnburgischerseits geäußerten Wünschen auf das be-

reitwilligste entgegen.
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Von Lobkowitz, sowie dessenGeschwisterPrinz Ernst und Prin-

zessin Gabriele, und der Herzog von Ratibor.
Die Vermählung des Großherzogs war auf den 3. No-

vember angesetzt. Am 1. traf die fürstliche Braut, von ihrer

Mutter und ihren vier ältesten Brüdern begleitet, in Wittenberge

ein, wo sich die zum persönlichenDienst bestimmten Damen,
Oberhofmeistenn Gräfin von Bassewitz und die Hofdamen von
Rantzau und von Maltzahn bereits eingefunden hatten. (Oberst

von Sell, welcher bald darauf zum Oberhofmeister der jungen
Großherzogin ernannt wurde, und Kammerherr Baron Le Fort
waren bis Stonsdorf entgegengereist.) Tags darauf begab sich
der Großherzog nach Wittenberge und führte feine hohen Gäste

im Extrazug nach Grabow, wo Großherzogin Alexandrine mit
ihren Kindern die Prinzessinnen begrüßte. Von hier ging es zu

Wagen nach Ludwigslust. Schon einmal war auf diesemWege

eine fürstliche Braut der neuen Heimat zugeeilt, — damals 1837,

als Herzogin Helene die Reise nach Frankreich antrat. Diesmal

war es einefestlichereBrautfahrt. In raschemTrabeführte eineReihe

offener Kaleschendie Hochzeitsgesellschaftdem nahen Ziel zu, um-

geben und begleitet von Dragonern, Postillonen und berittenen

Bauern aus der Umgegend. Es war ein klarer, sonniger Herbst-

tag, der Ort war reich geschmücktund ein festlicherEmpfang vor-

bereitet. Der Großherzog ritt zur Seite des Wagens, in welchem

Prinzessin Auguste saß. Langsam bewegte sich der Zug nun durch

die Reihen der Gewerke,Seminaristen und Schulkinder, welchein

den Straßen bis zum Schloß Spalier bildeten.

Bei den Festlichkeitender nächstenTage zeigteder großherzog-

liche Hof sich wieder in seinem alten Glanz. Das letzteder in

Ludwigslust abgehaltenenHoffeste größeren Stils war das Jubi-

läum von 1835 gewesen. Großherzog Friedrich Franz hielt wie

seine Vorfahren auf eine würdi e Repräsentation, auf reicheund

geschmackvolleAusstattung. Außer den schon erwähnten Gästen

und der Herzogin Marie von Sachsen-Altenbnrg waren die am

Schweriner Hof beglaubigtenauswärtigen Gesandten und Deputa-

tionen der Universität, der höheren Landesbehörden und fast aller
22*
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Städte anwesend. Der Strelitzer Hof war durch den Hofmarschall,
Grafen von der Schulenburg, vertreten. Den Anteil des Königs
von Preußen bekundeteder nachstehendeBrief. Er bewies zu-
gleich, daß die Meinungsverschiedenheit in der Verfassungsfrage
und der offiziellepreußischeProtest eine Rückwirkungauf die per-
fönlichenBeziehungen der beiden Fürsten nicht ausgeübt hatte.

„Sanssouci, den 2. November 1849.

Mein teuerster, bester Fritz!
Erlaube mir, Dir heut schon im voraus meine aller-

innigsten Glück- und Segenswünschezu der Art auszusprechen,
wie Du morgen den Tag des heiligen Bischofs von Tongern
begehen willst. In dieser Stunde hält die Großherzogin-
Braut vielleichtihren Einzug in Ludwigslust. Gott segneund
geleiteihre Schritte zur guten Stunde in das hohe Haus. Em-
pfiehl mich ihr aufs lebhaftesteund wärmste. Daß ich wahren
und echten Anteil an Deinem Glück nehme, weißt Du. Das-
selbe ist durch still genährte, tief innere Treue vorbereitet und
mit edelster Grundlage versehen. Deine Braut bekennt von
der Kindheit an dasjenige, was allein der Seele, dem Hanse,
dem Volke Leben, Heil und Gedeihen bringt. Wohl Dir!

Daß wir hier den morgenden Tag des erwähnten hei-
ligen Huberti nach dem Herkommen im Walde zn sein ge-
denken, ist Dir bekannt. Es macht aber nur, daß wir auf
das Wohl des durchlauchtigenneuvermählten Paares, in zahl-
reicher Gesellschaft und bei fröhlichem Hörnerklang, trinken
werden. Möge die Sonne Deinem Festtage so freundlich
leuchten, wie gestern und heute. Die zwei jungen Windifch-
grätz werden an der Jagd teilnehmen.

Ich umarme Alexandrineund Wiwi vieleTausendMale und
Dich, Du teurer Fritz, und küsseder Braut die Hände. Gott
mit Euch! Mit treuer Anhänglichkeitund Freundschaftimmer-
dar Dein treuer Onkel und Nachbar Friedrich Wilhelm."

Die Trauung, welcheOberhofprediger Walter vollzog, fand
am 3. November abends 6V2Uhr im GoldenenSaale statt. Tags
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darauf war der Kirchgang und am 7. der Einzug in Schwerins

In beiden Residenzenwar die Begrüßung durch die Bevölkerung

eine herzliche. Die Spannung zwischen Fürst und Volk war

oder schien doch beseitigt. Dennoch fiel ein Schatten auf die Fest-

stimmuug. Die Ritterschaft, namentlich der alte, eingesesseneAdel,

der sonst zu den Familienfesten des Regentenhausesstets gern und

zahlreich gekommen, war diesmal fern geblieben. Was diese

demonstrative Kundgebung veranlaßt hatte, führt uns wieder auf

das Gebiet der politischenVorgänge. Wir hatten dasselbe in dem

Augenblickverlassen, wo mit der Verkündigung des Staatsgrund-

gesetzesein entscheidenderSchritt gethau und die Bahn des Kon-

stitutionalismus definitiv betreten war. Betreffs der Motive,

welchediesemStaatsakt zu Grunde lagen, ist noch einiges nach-

zuholen.
Wie schon erwähnt, war die altständischePartei noch in

zwölfter Stunde aus dem Kampfplatz erschienen. Der Ausschuß

des allgemeinen politischen Vereins suchte jetzt das Versäumte

nachzuholen. In Wort und Schrift ward die neue Verfassung

bekämpft. Am 21. August reichten die Herren von Müller—

Rankendorf und von Plüskow^Kowalz als „Deputierteder Ritter-

fchaft" beim Großherzog einen Protest ein, dessenschroffer, leb-

haster Ton sehr von früheren Eingaben dieserArt abstach. Durch

den Rücktritt der Strelitzer Regierung von den Verhandlungen der

Kammer — hieß es darin — seien alle späteren Beschlüsseder-

selben ungültig, denn die Vereinbarung sei nach den Erklärungen

des letzten Landtags ausdrücklich an die Mitwirkung beider

Landesherren gebunden. Auch die alte Union bestehenoch, und

die Vorbehalte betreffs der Seestädte seien nicht erfüllt. Dem-

ungeachtet habe die Schweriner Regierung die Vereinbarung ein-

seitig zu Ende geführt. Ganz entschiedenmüsse der in der groß¬

1 Zur Notifikation bot Vermählung begab sich Herzog Wilhelm nach

Petersburg, Herzog Gustav nach Eisenach zur Herzogin von Orleans. Zu

gleichem Zweck wurden entsendet: Hofmarschall von Bulow nach Berlin,

Generaladjutant von Hopffgarten nach Wien, Oberhofmeister von Sell nach

Strelitz und Kammerherr Baron Rodde nach Schleiz.
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herzoglichen Schlußerklärung liegenden Annahme widersprochen

werden, als könne durch eine nachträgliche, selbstHausvertrags-

mäßige Aufhebung der Union der bis dahin bestandeneMangel

dergestalt ergänzt werden, daß die von vornherein ungültig ge-

faßten Beschlüssedadurch Rechtskraft erlangten. Die einseitige

Publikation sei rechtlich nicht zulässig. Aus diesen Gründen

müßten die Unterzeichnernamens ihrer Kommittenten entschiedenen

Protest einlegen und der Ritterschaft die Befugnis wahren, ihre

Rechte zum Besten des Landes geltend zu machen.
DiesemProtest schlössensich eine Reihe gleichartigerEingaben

dcr ritterschaftlichen Amtskonvente an. Die dabei entwickelten

Gesichtspunktewaren dieselben wie die in dem eben erwähnten

Schriftstück geltend gemachten. Auch in allen späteren Schritten

der Ritterschaft fußte dieselbe auf dieser Rechtsdeduktion, so daß

hierauf nicht wieder zurückgekommenzu werden braucht. In dem-

selben Sinne sprach sich ein von den Landräten unter dem

11. September eingereichterVortrag aus Anknüpfend an die
von Strelitz ausgegangeneAufforderung1 zur Prüfung eines neuen
Wahlgesetzes,wies derselbein ernsten, beweglichenWorten hin auf

das Bedenklichedes heraufbeschworenenKonflikts. Das in seiner

Form sehr würdig gehaltene Schriftstückerklärte, daß die unter-
zeichnetenLandräte2 sich aus eigener Bewegnis in ihrer Stellung
und durch ihren Eid als Räte der Fürsten und der Krone ge-
drungen fühlten, ihre Ansichtenmit Offenheit darzulegen. Dieser

Schritt würde schon früher gethan sein, wenn nicht die Hoffnung
bestanden hätte: beide Landesherren würden nur eine solcheVer-
faffung mit der Abgeordnetenkammervereinbaren, die formell auf
einer legalen Grundlage beruhe, materiell aber den Interessen aller
Landeseinwohner die genügende Gewähr leiste. Diese Eigen¬

1 Es war dies die Zuschrift vom 31. August, auf welche Berustorff

in dem weiter oben mitgeteilten Briefwechsel mit Lützow hingewiesen hatte.
2 Es waren dies von Blücher—Kuppentin, von Leers—Schönfeld, Baron

Maltzan—Rothenmoor, Graf Eyben—Setzin, von Rieben—Galenbeck, von

Barner—Bülow. Die beiden Landrüte von Blücher—Sukow und von

Oertzen—Jürgenstorf befanden sich zur Zeit im Auslande.
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schaftenkönne man aber der einseitigvereinbartenVerfassungnicht

zuerkennen. Nach näherer EntWickelung der dabei in Betracht

kommenden Gesichtspunkte wurde eine Verwahrung gegen die

Verkündigung dieserVerfassungausgesprochen,und ein Rekurrieren

auf die alten Stände, mithin die Berufung eines Landtags, als

der einzige gesetzlichmöglicheWeg bezeichnet,um für beideMecklen-

bürg eine gültige Verfassung zu stände zu bringen. Dann hieß

es wörtlich — und dieses ist bezeichnendfür die damals bei der

altständischen Partei noch herrschendegemäßigte Anschauung —:

„Wir sind weit entfernt, unter dem Rekurrieren auf die alten

Stände eine Rückkehrzu der alten Verfassung, oder vielmehr ein

Festhalten derselben, bezeichnenzu wollen. Mag man diesefür

heilsam oder nachteilig für das Gedeihen unseres Vaterlandes

halten, so unterliegt es doch keinemZweifel, daß nach den landes-

herrlichen Erklärungen und denen der Stände auf dem Landtage

von 1848 das Land ein Recht hat auf eine Repräfentativver-

faffung und auf diejenigen Institutionen, die als eine notwendige

Folge einer solchen Verfassung zu betrachten sind. Ein ebenso

großes Recht haben aber auch alle Einwohner des Landes, und

mithin auch die alten Stände, auf die Erfüllung des fürstlichen

Wortes, daß eine solcheVerfassung an die Stelle der alten treten

und ein solches definitives Wahlgesetz erstrebt werden solle, wo-

durch alle Landeseinwohner gehörig vertreten und allen Interessen

die genügendeRücksichtgewährt würde. Nur in dem Vertrauen

auf diese wiederholte fürstliche Zusicherung erklärten sich, ab-

gesehen von den sonstigenBedingungen, Ritter- und Landschaft

zur Niederlegung ihrer landstandschastlichenRechte bereit."

Während auf die Eingabe der Herren von Müller und

von Plüskow der Bescheidkurz dahin lautete, daß der Großherzog

„sich nicht veranlaßt sehe, in dieser Sache eine Resolution zu er-

teilen, da ihm die Eigenschaft der Unterzeichner als Deputierte

der Ritterschaft nicht bekannt sei"1, ging den Landräten unter dem

1 Ein solches Mandat der gesamten Ritterschaft lag in der That nicht

vor, doch beriefen sich die beiden Antragsteller später in einem zweiten
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24. September ein in der Form gnädiges Reskript zu, in welchem
der Standpunkt der Regierung ausführlich dargelegt, die Zulässig-
keit eines Protestes aber entschiedenbestritten wurde. Nach einem
Rückblickauf den bisherigen Gang der Verhandlungen hieß es,
die Verschiedenheitder Propositionen zuni außerordentlichenLand-
tag und der auf diesem von den Ständen gefaßten Beschlüssesei
zwar unverkennbar, aber lediglich formell. Denn der Verzichtder
Stände auf die Landesvertretung habe damals durch die landes¬
herrliche Annahme bindende Rechtskraft erlangt. Nicht allein die
Bereitwilligkeit zu einem solchen Verzicht sei damals ausge-
sprochen— wie es die Auffassungder Landräte zu sein scheine—,

sondern dieser Verzicht sei tatsächlich erfolgt. Ritter- und Land-
schast seien demnach nicht mehr die Landesrepräsentanten und
könnten es ohne rechtsgültige Aushebung jenes Staatsakts nicht
wieder werden. Eine Berufung der Stände zum Zweck der Aus-
Übung landstandfchaftlicherRechte sei mithin nnthunlich. Die Be-
dingungen betreffs der Seestädte seien teils erfüllt und die von
letzteren abgegebenen Erklärungen genügend, teils sei deren Er-
füllung gesichert,indem nur noch Entschädigungsfragen einer güt-
lichen oder rechtlichenAustragung vorbehalten blieben. Wenn die
Landräte noch von anderen Voraussetzungen gesprochen, welche
unerfüllt geblieben, und wenn damit die Mängel der neuen Ver-
sassung gemeint seien, so zweifle der Großherzog nicht, daß diese

Schreiben darauf, daß ihnen in einer zu Schwerin abgehaltenen Versamm¬
lung von Amtsdeputierten die Wahrung der ritterschaftlichen Interessen über-
tragen sei. Auf jenem Amtskonvent wären Plau und Schwaau gar nicht
vertreten, der Güstrower Deputierte nicht mit ausreichenden Vollmachten
versehen gewesen. Sie hätten indessen die Wünsche der überwiegenden Ma-

jorität in der Weise, wie es geschehen, zum Ausdruck bringen zn müssen

geglaubt. — Auf dem Konvent zu Rostock am 6. Oktober wurde dies Verhalten

durch einen seitens der Versammlung ausgesprochenen Dank gebilligt. Den-

noch war ein großer Teil der Ritterschaft, meist bürgerlichen Standes,

gegen diese Verwahrung und für die neue Verfassung aufgetreten. Aus den

meisten ritterschaftlichen Ämtern ergingen an den Großherzog Ermntiguugs-

adreffe» von den Anhängern dieser Richtung. Von einer Einmütigkeit der

Ritterschaft in dieser Frage konnte also keine Rede sein, doch wuchs die alt-

ständische Partei in dem Maß, wie deren Aussichten auf Erfolg zunahmen.
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Verfassungzum Wohl des Landes dienenwerde, wenngleichsie

wie jedes Werk von MenschenhändenMängel aufweisenmöge

und insbesonderedie Zeit ihrer Entstehung nicht verleugnen

könne. „Wir wollen jedoch", so schloßdas Schreiben, „die

Treue eurer Meinung nicht verkennen.Ihr dagegenwerdetnach

dieserrückhaltslosenDarlegungvon Uns nichts andereserwarten,

als daß wir den Forderungen der Gerechtigkeitgenügen. Von

euch erwartenwir dagegenmit voller landesherrlicherZuversicht,

daß ihr eure abweichendeAnsichtdemnächstdem Gesetzeunter-

ordnetund nachwievor das Eurigezur BeförderungderWohlfahrt

des Landesthun werdet."
Die entschiedeneSprachediesesSchriftstücksließ keinenZweisel

mehr darüber zu, daß die Regierungentschlossenwar, die neue

Verfassungeinzusühren. VerschiedeneAnzeichendeutetendarauf,

daß die Verkündigungnahe bevorstehe.Die ständischePartei in

der Ritterschafthatte den Engeren Ausschußim August auf-

gefordert, einen allgemeinenKonventzu berufen. Da die land-

schaftlichenMitgliederdes Ausschussesihre Mitwirkungversagten,

kam nur die Ausschreibungeines ritterschaftlichenKonventszu

stände. Als Gegenstandder Verhandlungenwurde bezeichnetdie

Wahl eines Deputierten an Stelle des ausscheidendenStaats-

rats Stever; Verhandlungenüber andereGegenständebliebenvor-

behalten. Der Konventwurde am 5. und 6. Oktoberin Rostock

abgehalten. Anwesendwaren gegen 250 Mitglieder der Ritter-

schast,darunteretwa100 bürgerliche. Die letzterenwarengrößten-

teils konstitutionellgesinnt und nur deshalberschienen,um die

Schritte der adeligenMitgliederzu hemmen. UnterFührung des

Deputierten zum Engeren Ausschuß Engel-Charlottenthalpro-

testiertensie nichtnur gegendie ausgeschriebeneErgänzungswahl,

welche in der Abstimmungauf Herrn von Müller-Rankendorf

fiel, sondern auch gegen alle Beschlüssein Verfassungsangelegen-

heiten. Die Wahl zum EngerenAusschußmüsseauf einemLand-

tag oder allgemeinenKonventvorgenommenwerden,und andere

Beschlüsseseiennichtzulässig,wennnichtdieGegenständeder Be-

ratung in denEinberufungsschreibengenaubezeichnetwären. Die
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Majorität der Versammlungließ dieseEinwändeunbeachtet,ging

aus die Beratung der Verfassungsfrageein und saßte, auf Grund

der Anträge eines eingesetztenSpecialausschusses,in der Schluß-

sitzungvom 6. Oktoberdie nachstehendenBeschlüsse,welcheden

Ausgangspunktdes nunmehr mit der SchwerinerRegierungein-

geleitetenRechtsstreitsbildeten:EinreichungeinerRechtsverwahrung

bei dem Großherzogvon Mecklenburg-Schwerindurch drei De-

putierte(gewähltwurdenRettich—Rosenhagen,GrafvonBassewitz—

Schwießelund von Dewitz—Milzow);Bevollmächtigungderselben

zur Beantragung eines Ausgleichsauf Grund der Patentverord-

nung vom 28. November1817, eventuelldie Beschreitungdes

Rechtswegsunter Anrufungdes Trägers derBundesgewalt; Bei¬

ordnung von Vertrauensmännern̂, um, wenn es nötig werden

sollte, die Berufung eines neuenKonventszu erlangen, welcher

auch eventuell außerhalb der Landesgrenzenabgehaltenwerden

könnte.
Die drei Konventsdeputiertenbegaben sich sogleich nach

Schwerin und erbatenam 8. eineAudienz. Als dieseverweigert

wurde, behändigtensie tags darauf dem Generaladjutantendie

Rechtsverwahrungmit dem Antrag auf eventuelleBeschreitung

der Kompromißinstanz.Die am 12. hierauf erfolgendeAntwort,

welcheram 10. die gesetzlicheAufhebungder alten Stände vor-

angegangenwar, ging dahin, daß der GroßherzogdieAntragsteller

als Deputierteder Ritterschaftnicht anerkennen,einBescheiddaher

nichterteiltwerdenkönne.
DieseAntwort und die VerweigerungderAudienzerregtein

ständischenKreisen eine tiefgehendeVerstimmung. Es wurde

schmerzlichempfunden,daß der GroßherzogeinerErörterungüber

die brennendeTagesfrageauswich,daß er denRat vonMännern

ablehnte, die eine mächtigePartei im Lande vertraten, eine

Partei, mit welcherdie Landesherrenvon jeher in engerFühlung

gestandenhatten. Der NorddeutscheKorrespondent,welcheres

* Diesewaren Graf von Bernstorfs—Wedendorf,von Restorff—Rosen¬

hagen, Landrat von Oertzen—Jürgenstorf,von der Kettenbnrg—Matgendorf,

von Dewitz—Krumbeckund von Lertzen—Kotelow.
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für passendhielt, die seinerPartei angethaneKränkungdurcheinen
Trauerrand zur augenfälligerenAnschauungzu bringen, erging
sichin heftigenAngriffengegendie Regierung. Herr vonFloren-
court, der in seiner Polemik die Grenzender Mäßigung über-
Hauptsehr weit gesteckthatte, ließ sichzu Ausfällenbeleidigendster
Art gegen die Minister hinreißen. Er ging so weit, die Räte
des Fürsten der Unehrlichkeitund des bewußtenBetrugs zu be-
gichtigen, Herr von Lützowund seineKollegenverschmähtenes,
den aufgeregtenRedacteurgerichtlichzur Rechenschaftzu ziehen.
Aber die konstitutionelleund demokratischePressebliebdie Ant-
wort nichtschuldig. DiejournalistischeFehde* dernächstenWochen
übertraf an Heftigkeitihrer Ausdrückenoch die bewegtesteZeit
des Vorjahres. Wenn die Mitgliederder Ritterschaftim Hinblick
auf die tiefgehendenDifferenzensichnicht entfchließenkonnten,den
Hoffestlichkeitender doppeltenVermählungsfeierbeizuwohnen,so
entsprang dies sehr natürlichenEmpfindungen. Daß von ein-
zelnen Herren derartige Entschlüssein der Zeitung angekündigt
wurden, war indessenweder notwendignoch taktvollund trug
nur dazu bei, den Konfliktauf das GebietpersönlicherReizbar-
keitzu übertragen. Bei all diesenAngriffensah man das eine,
daß die SchwerinerRegierungauchihrerseitsauf demBoden des
Rechtszu stehennichtnur behauptete,sonderndiesenStandpunkt
durchGründe verteidigte. NichteineOetroyierung,nichtder be-
wußte Eingriff in die Rechtssphärelag hier vor, sondern ein
staatsrechtlicherAkt, der die Billigung der Mehrheitder Staats-
bmger — als solchemußte die Kammermajoritätangesehenwer-
den — gefundenhatte und von dessenRechtsgültigkeitLandesherr
und Regierung vollkommenüberzeugt waren. Diese Ansicht
konnteirrig, ihreBegründunganfechtbarsein. Klar erwiesenwar
ein solcherIrrtum aber nicht. Er konnte auch auf feitender
Gegenparteiliegen. In der That waren die Verhältnissedurch
das Provisorium so verschoben,die Erklärungen des außer¬

1 Professor Hegel hatte die Redaktion der MecklenburgischenZeitung
schonim September niedergelegtund seineakademischeLehrthütigkeitwieder
aufgenommen. Als neuer Redacteur war Dr. F. Wedemeiereingetreten.
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ordentlichenLandtagsso wenig klar, so voller Widersprüche,daß

dieselbenrecht wohl eine verschiedenartigeInterpretation zuließen.

Auchdie Heranziehungdes älteren mecklenburgischenStaatsrechts,

des Erbvergleichs,wie der durch Gewohnheitsrechtentstandenen

Rechtsnormentrug keineswegszur Klärung der Frage bei. So-

viel aber war gewiß und mußte auchübelwollendenGegnernein-

leuchtendsein, daß derGroßherzognur konsequenthandelte,wenn

er von dem nun einmal für richtig erkanntenStandpunkt aus

weiter vorschritt. Im Frühjahr 1848 hatte er sich mit dem

ganzenLande, auchmit den jetzigenGegnernaus der Ritterschaft,

hinsichtlichder einzuleitendenVerfassungsänderungin Übereinstim-

mung befunden. Tie Auflösungder alten Stände war allgemein

als notwendiganerkannt. Sie war im Prinzip unbedingtzu-

gestandenworden, in der Ausführung an Bedingungengeknüpft,

welchedie Regierungals erfüllt anfah. Denn darüber, ob die

Mitwirkungder StrelitzerRegierungfür das Zustandekommendes

Verfassungswerksunerläßlich sei — wie die Ritterschaftbe-

hauptete—, darüberwurdeebengestritten.AuchderUmstand,daß

dieSchwerinerRegierungmit ihrer Rechtsdeduktionden Weg der

Öffentlichkeitbeschritt, ihre Gründe der Kenntnisnahmealler

Unterthanen zugänglichmachte, sprach für deren innere Über-

zeugung nicht allein von der Notwendigkeit,sondernvon der

Rechtmäßigkeitdes eingeschlagenenVerfahrens. GroßherzogFried-

rich Franz hatte sichnicht leichtenHerzenszu einemSchritt ent-

schloffen,der ihn, wie er wohl wußte, mit den Agnatenseines

Hauses, mit dem verwandtenStrelitzerHof und den angesehensten

Mitgliedern des Landadels in Konfliktbringenmußte. Aberer

war nicht der Mann, vor persönlichenWiderwärtigkeitenoder

administrativenSchwierigkeitenzurückzuschrecken,wenn er sichauf

dem richtigenWege glaubte, wenn es die Durchführungeines

Unternehmensgalt, das er für notwendigund nützlichhielt, ob-

wohl es für ihn selbstmit Opfern mancherArt verbundenwar.

Gleichnach seinerRückkehrvon Baden war es seinenächsteSorge

gewesen,sich selbstKlarheit über die Rechtslagezu verschaffen.

Er war dabei naturgemäßauf dieBeihülfeseinererstenRäte an-



Erster Ehebund. Ende d. Rrifis u. Freienwalder Schiedsspruch.Z49

gewiesen. Die Männer seinesVertrauens,welchebestimmtwaren,
das neue Gesamtministeriumzu bilden, wurden beauftragt, sich
gutachtlichzu äußern. Dieselbenübergabenunter dem 30. Sep-
temberund 8. Oktoberzwei ausführlicheDenkschriften.

In der erstenwurden die Einwändeder Ritterschaftwider-
legt und in eingehenderBeweisführungvier Hauptpunktebe-
gründet:

1. Ritter- und Landschafthabenim Frühjahr 1848 auf das
Rechtder Landesvertretungverzichtet. Die gewählteAb-
geordnetenkammerwar daher die wahre Landesrepräsen-
tation.

2. Die von Ritter- und LandschaftgestelltenBedingungen
sind erfüllt oder doch deren Erfüllung für die weitere
EntWickelungderVerfafsuuggesichertworden. Das letztere
steht demersterennachLageder Sache gleich.

3. Die Union hat keinenwesentlichenInhalt mehr, ist daher
nur nochein Name und kannderRechtsgültigkeitder ver-
eiubartenVerfassungnichtim Wegestehen.

4. Wäre die letzteredennochungültig, so gäbe es nur den
einen Weg, die ganzenVerhandlungenzu erneuernund
noch einmal die Abgeordnetenkammerauf Grund des
Wahlgesetzesvon 1848 einzuberufen.

Die Begründungder Punkte 2 und 3 zeigteeinigeSchwächen,
welchedie gegnerischePartei auch sehr bald heraus fand. Die
Behauptung,daß die Bedingungbetreffsder Seestädteersülltsei,
war angesichtsdes dem LeserbekanntenneuerlichenProtestesder
Stadt Rostock mindestens gewagt. Tie Erledigung mochte
Schwierigkeitenbieten und die Regierungsoweitim Rechtesein,
daß Rostockdurch seinen Einspruchdas ganze Verfassungswerk
umzustoßennicht befugt wäre. Aber formell geregeltwar diese
Angelegenheitnicht und eine sachgemäßeDarlegung hätte den
Landesherrnvermutlichzu anderenEntschlüssengeführt.

Auch die betreffs der Union geltend gemachteAnschauung
war eine rein subjektive.Denn wenn dieDenkschriftden Bestand
einer Union der Großherzogtümer unter Hinweis auf die
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nichteinbegriffenenLandesteile(Domanium, Wismar, Ratzeburg

u. s. w.) bestritt, so war dochdurchdie Union der Stände ein

so engesBand geschaffen,als es in einemPatrimonialstaatüber-

Haupt nur geschehenkonnte. Auf das Unionsverhältnis ging

daher die zweite Denkschriftnoch näher ein. In weitererAus-

sührungdessen,was hierüberschonin demReskriptan die Land-

rate gesagtwar, wurde dieAnsichtverteidigt,daß dievon Strelitz

erhobenenEinwändedie Verkündigungdes Staatsgrundgesetzesfür

den SchwerinerLandesteilnicht aufhaltenkönnten. Aus Rücksicht

für Strelitz habe man fast zweiMonate gewartet. Die VerHand-

lungen versprächenaber auch für die nächsteZeit keinbefrie-

digendesErgebnis. Die zunehmendeRechtsunsicherheitim Lande

lasse es ganz unzulässigerscheinen,die Angelegenheitins Un-

gewissezu vertagen.
Es ständennunmehr zwei Wege offen, der, das Strelitzer

Gouvernementdurch richterlichenSpruch zur Abgabe einer zu-

stimmendenErklärung anzuhalten oder ohne Verzug selbständig

mit der Publikation vorzugehen. Das ersterewürde in privat-

rechtlichenVerhältnissenfür das Ratsamerezu halten sein, wäre

aber hier unthnnlich. Das zweiteVerfahrenseidagegenin staats-

und völkerrechtlichenBeziehungenallein möglich und in aner-

kannterÜblichkeit. „Die Unterzeichneten"— soschloßdas Akten-

stück— „sind sich der großen Bedeutungdes von ihnenBean-

tragten vollbewußt und ermessenrichtig die Verantwortlichkeit,

welchesie durch diesenRat auf sichnehmen. Eine wiederholte

sorgfältigeErwägung aller einfchlagendenVerhältnissehat aber

immer zu demselbenResultate geführt,und könnensiedahermit

gutemGewissennichts andereserbittenals den BefehlEw. König-

lichen Hoheit zur sofortigenPublikation der vereinbartenVer-

faffungund des GesetzeswegenAuflösungvon Ritter- und Land-

schaft." Gezeichnet:von Lützow,Stever, von Liebeherr,Meyer'.

1 Diese Ware» zu Mitgliedern des neuen Gesamtministeriumsdesigniert.

Die ersten drei hatten als Kommissare fungiert. Hofrat Meyer, bisher

Bürgermeister in Malchow, trat neu in den Staatsdienst. Die Ernennung

erfolgte am 10. Oktober. Hand in Hand damit ging eine Reorganisation
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Hand in Hand mit diesenBerichten gingen noch häufige
mündlicheErörterungen. In den ersten Oktobertagenwurden
fast täglichlange Konferenzenabgehalten,an denenauchdie Re¬
gierungsräteKarsten, Knaudt, von Baffewitzund Profch teil-
nahmen. Der Großherzogwar nichtgewillt, die Verantwortlich-
keit auf seineRäte abzuwälzen. Er wollteselbsturteilen, selbst
entscheiden.Es waren das schwereTage für den jungenFürsten.
Die Aufzeichnungenseines Tagebuchesbekundenes. Er schreibt
von „bangenZweifeln, seelischenKämpfen, innerer Unruheund
furchtbarenKrisen". Die Schwächender Rechtsdeduktionscheinen
ihm nichtalle entgangenzu sein. Doch gab dieÜberzeugungvon
der politischenNotwendigkeitden Ausschlag. Auch an Gegen-
Vorstellungenaus dem Kreis seiner Umgebungfehlte es nicht.
PrinzessinAuguste, mit welcherer am 5. Oktoberin Berlin zu-
sammentraf,zeigtesichsehr beunruhigt. Er suchteund fandTrost
im Gebet. In einer fünfstündigenSitzung am 10. Oktober
wurde die Publikation beschlossen.Gleichzeitigmit derselbener-
folgtedie Verkündigungdes Wahlgesetzes,der Vereinbarungüber
das Domanium,die Civillisteund die Apanagen.

Der Würfel war gefallen,die Entscheidungnochbeschleunigt
durch dieNachricht,daß derVerwaltungsratsicheinmischenwolle.
Friedrich Franz bezeichnetediesenTag als einen der schwersten
Prüsungstage seinesLebens. Auch derFackelzugder Schweriner
Bürger, das Hoch der Volksmengeund die Freudenrufe der
liberalenPresse vermochtennicht, ihm volleBefriedigungzu ge-
währen. Seine Zweifeldauertenfort. Als er bald darauf zum
Geburtstag des Königs nachBerlin reifte, mußte er sichüber-
zeugen,daß sein Schritt den dortigenHof- und Regierungskreisen
sehr ungelegenkam. Die preußischePolitik bewegtesichin ent-
gegengesetzterRichtung. Die eigentlichenSchwierigkeitender Lage
aber sollten nun erst beginnen. In Konsequenzder Aufhebung

der leitenden Staatsbehörde. Dieselbe zerfiel in vier koordinierte Departements:

Auswärtiges (vonLützow, der zugleich Ministerpräsident war), Fin anzen (S tever),
Justiz (von Liebeherr), Inneres (Meyer). Die letztgenannten drei Herren

wurden zu Staatsräten ernannt.
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der ständischenKörperschaftmußten auchderenBehördenaufgelöst

werden. Den Klostervorständen,den Deputiertenzur Schulden-

tilgungskasseund den unter ständischerKonkurrenzeingesetzten

Kommissionenwurde die Frage vorgelegt, ob sie unter Anerken-

nung der neuenVerfassungihre Geschäfteprovisorischfortführen

oder niederlegenwollten. Die Antworten fielen der politischen

Parteistellung entsprechendaus. Die Landrätehatten nochunter

dem 8. Oktober einen Vortrag eingereicht,in welchemsie sich

gegenden erhobenenVorwurf der Unklarheitihrer früherenDar-

legung verwahrtenund auf eine Erledigungim Rechtswegehin-

wiesen. Sie wurden nun mittelstReskriptsvom 12. ihres Eides

entbunden. Der StrelitzerRegierungwurde von der Publikation

unter Beifügung der oben citiertenDenkschriftenAnzeigeerstattet

und dieBereitwilligkeitzur Fortführungder mit Herrn vonRieben

gepflogenenUnterhandlungenausgesprochen.In BernstorffsAnt¬

wort vom 13. hieß es, daß man die Rechtsgründe,worauf sich

die SchwerinerEntschließungstütze,nichtsür zutreffenderachteund

auch den politischenGründen nicht eine Bedeutung beimessen

könne,welchedie Verlassungdes Rechtswegserheische.Der Groß-

herzogsehedaher zu seinemlebhastenBedauernkeinanderesAus-

kunftsmittelals die schwebendeFrage zur richterlichenEntschei-

dung des provisorischenBundesschiedsgerichtsin Erfurt zu bringen

und habe die dazu erforderlichenEinleitungentreffenlassen.

Zu diesemProtest geselltesich, wie zn erwartenstand, noch

eine Reiheanderer. Zunächstderjenigeder Agnatendes Haufes.

Derselbewar unterzeichnetvon denHerzögenWilhelmund Gustav,

dem Bruder und Großoheimdes Großherzogs, und dem Herzog

Georg von Mecklenburg-Strelitz(der Beitritt des Erbgroßherzogs,

welcherzur Zeit in England weilte, erfolgte erst später). Am

9. OktoberberichteteGraf Hessenstein,daß diesesSchriftstückdurch

den Strelitzer BevollmächtigtenHerrn von Oertzen-Leppin dem

Verwaltungsrat übergebensei und dieser beschlossenhabe, die

Schweriner Regierung aufzufordern', in der Angelegenheitnicht

weiter vorzugehen. Diese Nachricht war es gewesen, welche
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Minister von Lützowbestimmthatte, auf sofortigePublikationzu
dringen. Der Protest der Agnatenwar darauf begründet, daß

1. der größte Teil des Domaniums ohne genügendnach-
gewieseneNotwendigkeitund im Widerspruchmit den Be-
stimmungendes HamburgerVergleichsdurchdie Verein-
barung mit der Kammeralieniertwerde,und

2. wichtigePrärogative der Krone ohne Not preisgegeben
seien, indem es dem Interesse des Gesamthauseswider-
spreche,die landesfürstlicheWürde den Beschlüsseneiner
gewähltenVersammlungfür alle Zeiten unterzuordnen.

Das persönlicheguteEinvernehmenzwischendemGroßherzog
und seinennächstenVerwandtenbliebdurchdiesenmehrformellen
Aktunberührt. Derselbesolltenur dazu dienen,das Gewichtder
Gegenvorstellungenzu vermehren,und eventuellden Ausgangs-
Punkt bilden für eine etwa vom Großherzogselbstspäter ge-
wünschteUmkehr. Auch die Beziehungenzum StrelitzerHofe
wurden durchdie staatsrechtlicheDifferenznichtgetrübt. Friedrich
Franz sprachden lebhaftenWunschdarnachaus, und Großherzog
Georg antworteteam 31. Oktober:

„Es würde undankbarvonmir gehandeltsein,lieberGroß-
herzog, wenn ich es unterlassenkönnte, Ihnen meineErkennt-
lichkeitfür den Brief auszudrücken,den Wenckstern m̂ir von
Ihrer Hand übergebenhat. Seien Sie überzeugt, daß Ihr
Wunsch, die Familienbandedurchunser beiderbestehendesPo-
litisches Zerwürfnis nicht leidenzu sehen, von mir auf das
lebhaftestegeteilt wird. Thun Sie demnachaber auch fort-
während das Ihrige dazu, um dies bisher gottlobungetrübte
Verhältnis auch ferner aufrechterhaltenzu können, An mir
soll die Schuld wenigstensgewiß niemals liegen, wenn auch
dies teuereGut jemals verlorengehensollte."

Auf denselbenMotiven, welchedem Protest der Agnatenzu
Grunde gelegenhatten, fußte auchderjenigeder KronePreußen.

* Der Oberst und Kammerherr von Wenckstern war zur Vermählung
der Herzogin Luise nach Ludwigslust gesandt worden.

von Hirschfeld, Friedrich Franz II. 2Z
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DerselbegelangtenachSchwerin in Form eineram 22. November

vom Königvollzogenenund vom Minister von Schleinitzgegen-

gezeichnetenAkte, Der König habe durchden Eventualsuccessions-

vertrag von 1442 und dessenmehrmals, zuletzt1752 und 2787,

erfolgteErneuerung ein besonderesInteresse an der Sache und

erkläre, der neuen Verfassung, solange die schwebendeRechts-

Ungewißheitihre Erledigung nicht gefundenhabe, keinerechts-

verbindlicheKraft beilegenzu können.
Es folgtenun ein fortgesetzterdiplomatischerSchriftwechsel

zwischenBerlin und Schwerin, Zunächstbestrittder Großherzog

in einer Gegenerklärungvom 15. Dezemberdie Zulässigkeiteiner

Einmischungin die innerenLandesangelegenheitenauf Grund der

angezogenenSuccessionsverträge. Die Heranziehungdes Do-

maniums zu den Lasten des Staatshaushalts sei unvermeidlich

gewesenund dieAnnahme,daß demLandesherrnnur ein suspen-

sives Veto zustehe, nichtzutreffend,das absolutevielmehrdurch

besondereBestimmunggesichert.Der Großherzoghabe, demVor-
gange und den AufforderungenSr. Majestät im vorigenJahre
folgend, feinem Lande Verheißungengegebenund diesein den
Verhandlungenfestgehaltenund durchgeführt.Wenn jetztdagegen
aufgetretenwerde,so sei er bereit,den dazu Berechtigtenvor dem
durch Sr. MajestätFürsorge entstandenenSchiedsgerichtshofezu
Erfurt zu Recht zu stehen. Unmittelbardarauf traf einezweite
Note aus Berlin ein, in welcherangezeigtwurde, daß demnächst
eine provisorischeBundeskommissionzu Frankfurtin Wirksamkeit
treten werde*, welchesich auch mit der mecklenburgischenBer-
sassungssragebeschäftigensolle. Unter Hinweis auf die Klageder
Ritterschaft,welchejener Kommissionzur Entscheidungvorliegen
werde, wurde nun das Verlangengestellt, den Status quo nicht
zu verändernund namentlichvon der beabsichtigtenAufhebung
des EngerenAusschussesAbstandzu nehmen.In ihrer sofortigen
Antwort vom 16. Dezembererklärte die SchwerinerRegierung,

1 Auf Grund der zwischen Preußen und Österreich am 30. September

getroffenen Übereinkunft, welcher die meisten Bundesstaaten beigetreten waren.
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daß sie außer ständesei, das gestellteBegehrenzu erfüllenund

die Aufhebungdes EngerenAusschussesnochzu verschieben.Diese

sei eine dringend geboteneVerwaltungsmaßregel,durch welche

kein Recht verrücktoder dessenGeltendmachungerschwertwürde.

Eine Bezugnahmeaus die Patentverordnungvon 1817steheübri-

gens vereinzeltenMitgliedernderRitterschaftnichtzu. Ein Schritt

dieferArt könne nur von der Gesamtheitder Stände ausgehen.

Die Regierungwolle sichkeineswegsdem Rechtswegeentziehen.

Dieser aber führe vor das Bundesschiedsgerichtzu Erfurt, wo

bereits eineKlageder StrelitzerRegierunganhängiggemachtsei1.

Es könnenicht über dieselbeSache vor zweiverschiedenenBe-

Hördenverhandeltwerden,ohne die bedenklichsteVerwirrungher-

beizusühren. Schließlichwurde aus die Erklärung hingewiesen,

welcheder Vorsitzendedes Verwaltungsrats am 8. Oktoberab-

gegeben, daß Preußen sich in der Bundeskommifsionstets als

Vertreter und Organ der durchBündnis vom26. Mai vereinigten

Staaten betrachtenund AnordnungenseinerKommission,soweit

sie nicht administrativerArt seien, dem Verwaltungsratzur Be-

urteilungvorlegenwerde.
Dieser Appellan die Instanz des Verwaltungsrats, welcher

noch durcheinebesondereEingabeunterstütztwurde, konnteeine

praktischeWirkung nicht mehr ausüben, da die Union eigentlich

1 Die Klageschrift war am 20. Oktober von dem Königl. Preußischen

Justizrat Lüdicke als Anwalt der Strelitzer Regierung eingereicht worden.

Sie suchte zu begründen, daß der Großherzog von Mecklenburg-Schwerin

infolge des noch bestehenden Unionsverhältnisses verpflichtet sei, die von

Strelitz beantragte Mitwirkung zur Konvokation eines Landtages zn ge-

wahren. Die politischen Erwägungen müßten bei einer zweifellos klaren

Rechtslage außer Betracht bleiben. Zugleich wurde der Autrag gestellt, die

Schweriner Regierung zur Erhaltung des Status quo zu veranlassen. Diesen

Antrag lehnte das Buudesschiedsgericht später mit dem Hinweis ab, das; es

nur zu richterlichen Entscheidungen, nicht aber zu einem Eingriff in Ver¬

waltungsmaßregeln befugt sei. Die Verteidigungsschrift der Schweriner Re-

gierung wurde von dem Großherzogl. Kanzleiadvokaten Dr. Schliemann

verfaßt und am S. Januar 1850 eingereicht. Dieselbe stützte sich auf die

schon mehrfach erwähnten Gegmgründe, betonte aber auch die politische Not-

wendigkeit des Vorgehens der Schweriner Regierung.
23"
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nur nochdem Namennachbestandund die Leitungder deutschen
Angelegenheitenbereits in die Hände Österreichshinüberzugleiten
begann. Legationsratvon Schack, welcherseit Anfang Oktober
als Bevollmächtigterbeim Verwaltungsratfungierte,erhielt denn
auch als Antwort auf die SchwerinerNote nur die ausweichende
Mitteilung,daß dieKompetenzfragezur Zeit nicht erörtert werden
könne, daß man aber zur preußischenRegierungdas Vertrauen
hege, sie werde die Rechteihrer Bundesgenossenwahren. Auf
einenAntragder StrelitzerRegierung,einInhibitorium zu erlassen,
ging der Verwaltungsratnichtein, da einesolcheMaßregelaußer-
halb seinerBefugnisseläge.

Gegen Jahresschluß trat auch die österreichischeRegierung
mit einemProtest hervor. Eine Note des FürstenSchwarzenberg
vom 27. Dezemberteilte mit, daß eine Deputationder mecklen-
burgischenRitterschaftsich mit einer Vorstellungan den Kaiser
gewendetund die Absichtangezeigthabe, die Bundeskommission
zur Wahrung ihrer Rechteanzurufen. Die nun folgendenRat-
schlügeund Abmahnungenwaren dieselbenwie die von Berlin
aus geäußerten. Nur wußte man in Wien am 27. Dezember
nochnicht, daß der EngereAusschußbereitsam 20. aufgehoben
war. Überhauptwar man am Ballplatzüberdiemecklenburgischen
Zustände sehr ungenügendinformiert. Generalvon Hopffgarten
hatte dies festgestellt,als er kurzvorher in Wien war. Er be-
richteteam 16. November:

„Der Fürst Schwarzenbergsing bei dem gestrigenBesuch
sogleichvon den mecklenburgischenZuständen an zu sprechen,
und mußte ich mancheirrigenVorstellungenbekämpfen,da auch
hier wohl gewirkt?undman eingenommengegenEuer König-
lichen Hoheit Regierung ist. Strelitz wird als ungerechtbe-
handeltangesehenund hat Mitleidenerregt. Im weiterenGe-
sprächgestandmir der Fürst Schwarzenberg, daß er die neue
Verfassunggar nicht und die mecklenburgischenZustände im
allgemeinennur wenigkenne. Seine MajestätderKaiserfragte
nur im Laufe der Unterhaltungnach der Stimmung im Lande
und der Haltung des Militärs."
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Die österreichischeNote wurde von Lützowin höflichab-
lehnenderForm beantwortetund dabeibemerkt,der Großherzog
bedaure, daß der Kaiser seineVerwendungfür die Reklamanten
habe eintretenlassen. Das Mandat derselbensei von einer nicht
legal konstituiertenVersammlungerteilt. SchließlichwurdedieEr-
Wartungausgesprochen,daß die kaiserlicheRegierungkeineSchritte
unternehmenwerde, welchegeeignetseien, die Rechteund die
Selbständigkeitder großherzoglichenRegierungzu gesährden.

Das letzte und wichtigsteAktenstückin der langen Reihe
dieserProtestewar die Note der provisorischenBundeskommission
vom II. Januar 1850. Die Kommission, bestehendaus zwei
österreichischenMitgliedern(von Kübeckund von Schönhals)und
zwei preußischen(von Radowitzund Bötticher)war am 20. De-
zemberin Franksurtzusammengetretenund hatteschonam nächsten
Tage die Klage der drei Konventsdeputiertenentgegengenommen.
DieseHerren legtenzugleichein umfangreichesAktenmaterialvor.
Die Kommissiongewann aus dessenDurchsichtdie Überzeugung
von der Legitimationder Beschwerdeführer.Auch hielt sie sich
aus Grund der Bestimmungendes Vertrags vom 30. September
1849 zur Übernahmeder FunktioneneinerKompromißinstanzbe-
fugt. Auf dieseBefugnissegestützt,erfordertenun dieKommission
eineÄußerung der SchwerinerRegierungzur Sache und erklärte
jedes weitereVorschreitenbis zur definitivenEntscheidungsür
rechtlichwirkungslos.

Inzwischenwar die Regierungaber aller Protesteungeachtet
mit der Durchführungdes Staatsgrundgesetzesweitervorgegangen.
Für die von denStänden bisher besetztenLandesbehördenwurden
Kommissareernannt, sou. a. zur RevisiondesLandkastensBürger-
meister Langfeld—Güstrow,zum Verwalter des ritterschaftlichen
KreditvereinsVicekanzleidirektorMartini—Rostock,zur Abnahme
der AdministrationsobjektefresEngerenAusschussesAmtsverwalter
Böcler—Schwerin. Die Mitglieder des Engeren Ausschusses
waren aufgefordert,am 20. Dezember,dem Termineder Über-
gäbe, in ihrem Sitzungslokalzu erscheinen. Als der groß-
herzoglicheKommissar,AmtsverwalterBöcler, die Aufforderung
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zur Übergabedes Archivsund der Kassenverlesenhatte, stimmte
die Hälfte der acht Mitglieder̂ dieser Maßregel zu, während
die andereHälfte die Rechtmäßigkeitderselbenbestritt. Auf die
Seite der Regierungtraten der RostockerDeputierteBürgermeister

Di'. Bencard, der ritterschaftlicheDeputierteEngel—Charlottenthal,

sowiedieBürgermeisterFloerke—ParchimundLangfeld—Güstrow.

In der Opposition befandensich die Landräte von Blücher—
Kuppentinund Baron von Maltzan—Rothenmoor,derritterschaft¬

licheDeputiertevonDewitz—Kölpinund BürgermeisterBrückner—

Neubrandenburg. Bei der sichsomitergebendenStimmengleichheit
erklärteder Regierungskommissar,daß er dieBesitzergreifungunter

allen Umständen, eventuellunter Heranziehungder bewaffneten
Macht, vollziehen werde, und nahm als ZeichendieserBesitz-
ergreifung den Schlüsseleines der Aktenschränkean sich, worauf

die erstgenanntenvier HerrensowiederBürgermeisterBrücknerdas
Sitzungslokalverließen. Die drei DeputiertenBlücher, Maltzan

und Dewitzglaubtenjedochnur demAnblickdesrequiriertenMilitärs
weichenzu sollen,damit der Akt gewaltsamerAustreibungzweisel-
los feststünde. Um indessendas Aufsehenzu vermeiden,welches
dieHerbeiholuugeinesTruppendetachementsnotwendigveranlassen
mußte, wurde nach längerer, lebhafterUnterhandlungmit dem
Kommissar die Vereinbarung getroffen, daß das Erscheinen
eines einzigen bewaffnetenSoldaten im Sitzungszimmerden
Gewaltaktsymbolisierensollte, und demgemäßein Musketierauf
der Kommandanturrequiriert. Als diesereintrat, verließenauch
die drei genanntenHerren das Verhandlungslokal,nachdemsie
vorher einenProtest gegendie vorgenommeneBesitzergreifungzu
Protokollgegebenund die Zusicherungerhaltenhatten, daß ihnen
Abschristendes Protokolls ausgeliefertwürden. Die vier oppo-
sitionellenMitgliederdes Ausschussestraten dann später in Neu-
brandenburgnocheinmalzu einer Sitzung zusammen(4. Januar

1850) zum Zeichen, daß sie sich ihrer Pflichten nicht für ent-

1 Der auf dem Konvent der Ritterschaft gewählte Herr von Müller—

Rankendorf war nicht erschienen, da die Landschaft sein Mandat beanstandete.
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bundenund denEngerenAusschußnichtals aufgelöstbetrachteten.

Da dessenSitzungen an einen bestimmtenOrt nicht gebunden

seienund auch die StrelitzerRegierungden RostockerGewaltakt

als rechtsgültignicht anerkenne,so sei die Fortexistenzdes ständi-

schenInstituts durchjene Maßregelnichtbetroffenworden. Von

einer eigentlichenWirksamkeitkonnteindessensüglichnichtdieRede

sein, da ein Teil der Ritterschaftund die überwiegendeMajorität

der Landschaftdie Verfügung der SchwerinerRegierungals zu
Recht bestehendansah. Selbst die liberale Pressewidmetedem

ehrwürdigenständischenInstitut einen ehrenvollenNachruf, in

dem sie dessenVerdienstein der Gesetzgebungund bei der Be-

gründung gemeinnützigerAnstalten vollkommenanerkannte. Sie

beklagteindessen,daß der Würde des letztenAkts durchjeneun-
nötige Heranziehung eines einzigenSoldaten Eintrag geschehen

sei, und mochtenicht unrecht haben, wenn sie dieseArt, den

Gewaltaktzu symbolisieren,als überflüssigund zu satirischenBe-
merkungenherausforderndbezeichnete.

Die letztenTrümmer des alten ständischenBaues hatte die

Schweriner Regierung hauptsächlichdeshalb nochhinwegräumen

zu müssengeglaubt, um für die Wahlen das Terrain frei zu

machen. Diesewurden nunmehrordnungsmäßigabgehalten,und

die ersteAbgeordnetenversammlungfür die SchwerinerLandesteile

trat am 27. Februar 1850 zusammen. Aus der Eröffnungsrede

des Ministers von Lützowergabsichder WillederRegierung,auch

fernerhin an dem Staatsgrundgesetzfestzuhalten,und die Zuver-

ficht,dies mit Erfolg durchzuführen.Ein einmütigesZusammen-

gehen von Regierung und Volksvertretungsei aber unerläßlich.

Die Kammer ging mit Ruhe an die Erledigungihrer Aufgaben.

StürmischeSitzungen fandennicht statt. Der Anteil des Landes

an den Verhandlungenwar diesmal weit geringerals im Vor-

jähr. Man prophezeiteschonjetzt der Versammlungkeinelange

Dauer. Der mächtigeRückhalt, welchendie ständischePartei in

Berlin, Wien und Frankfurt gefunden,belebtederen Hoffnungen,

wirkte lähmend auf die Haltung der Konstitutionellen.Im Ja-

nuar war noch,angeregtdurchein RostockerKomitee,welchesdie
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liberalenFührer zu Mitgliedernzählte,eine Massenadressean den

Großherzogzu stände gekommen,welchejedenhemmendenEin-

griff in die neueVerfassungals einenAktrechtloserGewalt zurück-

wies. DieAdressewar angeblichvon 27000 Männernunterzeichnet.

Aucham Tage nach der Kammereröffnungwar demMinisterium

noch von dem konstitutionellgesinntenTeil der Ritterschafteine

Eingabeüberreicht,welchegegendas Vorgehender dreiKonvents-

deputiertenprotestierte. Aber schonwenigeWochenspäter hatte

sich die Stimmung im Lande sehr geändert. Es gab jetztviele,

welchefanden, daß der Konstitutionalismusdochauchnichtjene

Glückseligkeitherbeiführe,die sie von ihm erhofft,daß dieSteuern

nicht geringer wurden und die Herrschsuchtder Parteiführer oft

noch drückenderwar als der frühereEinfluß der Landesautori-

täten. Das Unbehaglicheeines ungewissenRechtszustandesbe-

förderte den Wunsch nach einer endlichen,definitivenRegelung,

und mancher war geneigt, um diesenPreis selbst die Rückkehr

zu den früherenVerhältnissenin den Kauf zu nehmen.

Aber längst waren es nichtmehr die Wünscheder Bevölke-

rung, sonderndie Entschließungender Kabinette, welchein Ver-

faffungsfragenden Ausschlag gaben. Und mit der mecklen-

burgischenbeschäftigtensichjetztdie einflußreichstendeutschenHöfe.

Fürst Schwarzenbergverstand es, die ständischenKonfliktein

Mecklenburgund Kurhessengeschicktfür seineBundespolitikzu

benutzen. Er kanntedieAbneigungFriedrichWilhelmsIV. gegen

das konstitutionelleWesenund suchteihm mehr und mehr das

Unionswerkzu verleiden, indem er gegenüberder Union, die auf

parlamentarischmodernerGrundlageberuhte,den altenBund und

Österreichals die Verteidigerdes monarchisch-konservativenPrin-

zips erscheinenließ. Die Stahl - GerlachschePartei arbeitetein

demselbenSinne. Dem König erschienjetzt das Bündnis vom

26. Mai 1849 als ein Fehler, die Reichsverfassung,die er selbst

vorgeschlagen,als ein peinlichesZugeständnis, von dem man

loszukommensuchenmüsse. Alles, was mit demparlamentarischen

System zusammenhing,wurde ihm verhaßt.

„Ich bitte Dich auf das allerdringendste"— hatte er im
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Novemberan den Großherzoggeschrieben,— „verschiebe die
VereidigungDeinerTruppen, bis Du dieSacheauf der nächsten
Diät nochmalsberatenhabenwirst. Du erhältstnocheinoffizielles
SchreibendesAuswärtigenAmts desselbenInhalts. Ich binfest

entschlossen,sonstdieAuflösungunsererMilitärkonventionauf das

eifrigstezu betreiben. Das scheintmir allein schoneinwichtiger
Aufschiebegrund.Ein wichtigereraberist diegräßlicheVerstim-

mung Deiner Offiziere. Die zu beruhigenist heilige,politische

Klugheits-und Regentenpflicht.Du verweigerstnicht, brichst

keineZusage, verschiebst aber pour des raisons majeures."

Der GroßherzogbefolgtediesenRat.
Die neue Wendung in der preußischenPolitik, welcheteils

durchdie Stimmung des Königs, durchden AbfallSachsensund

Hannovers von der Union, teils durchdiedrohendenNotenÖfter-
reichs veranlaßt wurde, drücktesich auch in der offiziellenBe-

Handlung der mecklenburgischenVersassnngssrageaus. Am

6. Januar hatte die Strelitzer Regierung sich den Schritten

der Konventsdeputiertenangeschlossenund bei der provisorischen
Central-BundeskommissiongleichfallsdenErlaß einesInhibitoriums

beantragt. Der Fall lag insofernanders, als es hier nichteine

ständischeKorporation, sondern eine dem Unionsverbandan-

gehörendeRegierung war, welchegegeneine andere Verbündete

Regierung den Schutz der Centralbehördeanrief. Nach dem

Bündnis vom 26. Mai gehörtedieseAngelegenheitunbedingtzur

Kompetenzdes Verwaltungsrats. Derselbeentschieddenn auch,
— nachdemStrelitz (am 18. Januar) wegen der Dringlichkeit

die vorläufige Vertagung eines Beschlussesdarüber beantragt

hatte, daß diesemAnsinnenkeineFolge zu geben, die Strelitzer

Regierungvielmehrzu ersuchensei, ihrenAntrag bei derBundes-

kommissionfreiwillig zurückzuziehen(25. Januar). Die letztere

sei zum Eingehen auf den Strelitzer Antrag nicht befugt.

Während aber Preußen so im Verwaltungsrat noch eine ver-

mittelndeRolle spielte und als Schutzmachtdes engerenBundes

auftrat, fprach es andererseitsder Bundeskommission.in welcher

es neben Österreichallein vertretenwar. unbedenklichdie Ent-
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fcheidung über die niecklenburgischeVerfassungsfragezu. Un-
verkennbarwar hier der österreichischeEinfluß ausschlaggebend

gewesen. Die ZwitterstellungPreußens als Vormachtdes halb-

zerfallenen,engerenStaatenverbandsund als Mitgliedder Central-

behördedes gesamtendeutschenBundes trat beidieserAngelegenheit

deutlichzu Tage. Dieseschwankendeund unklareHaltung, welche

den Schweriner Hof lange in Ungewißheitdarüber ließ, wessen

man sich von Berlin zu versehenhabe, entsprang den Wider-

sprüchen,welchezwischendemUnionsvertragund demösterreichisch-

preußischenSeparatbündnis vom 30. Septemberlagen. Auchdie

Besprechungin denpreußischenKammernführtezu keinerKlärung

der Frage. In der Abgeordnetenkammer,wo die mecklenburgische
Angelegenheitdurch eine Interpellation Beselers angeregtwurde,
erklärteHerr von Schleinitzam 21. Januar, daß dieauf Garantie

bezüglichenAnträge früher zur Kompetenzdes eugerenRates der
Bundesversammlunggehörthätten, nunmehr aber zur Kompetenz

der Bundeskommissionständen. Die Negierung bedaure zwar,
daß die mecklenburgischeRitterschaftsich nicht an das Erfurter
Schiedsgerichtgewandthabe, sie sei demgegenüberaber ohne Ein-
fluß, da durchdas Bündnis vom 26. Mai nur die Regierungen,
nicht aber einzelne Korporationenverpflichtetseien, sichjenem
Schiedsgerichtzu unterwerfen. In der erstenKammer,wo die
Angelegenheitgleichfallszur Sprache gebrachtund einemAusschuß
zur Berichterstattungüberwiesento(K,wurde eineschärfereKritik
geübt. Der Ausschußfand, daß die Central-Bundeskommission
vielleichtbesugtsei,einSchiedsgerichtzu bestellen,keineswegsaber
der richterlichenEntscheidungdurchBeschlüssevorzugreifenhabe.
In diesemSinne könnedas im Schreibender Kommissionvom
11. Januar gestellteErsuchenauf Erhaltung des status quo nur
den Charaktereines Rats haben, dessenBefolgungdem Ermessen
der SchwerinerRegierungüberlassenbleibe.

Die gleicheAuffassungwar auch in Schwerin die herrschende
gewesenund jenes Schreiben der Bundeskommissionvon dem
Gesamtministeriumin kühl ablehnenderForm beantwortetworden
(19. Januar). Indessenging aber der Abbröckelnngsprozeßinner-
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halb der Union unaufhaltsamvorwärts. Kurhessentrat zurück.
Das österreichischeÜbergewichtin der deutschenFrage kamimmer
entschiedenerzum Ausdruck. Die vermittelndeRolle des Ver-
waltungsrats war ausgespielt. Der Schwerpunktlag wiederin
Frankfurt. Mit dem erstarkendenEinfluß derBundescentralgewalt
wuchs auch das Gewicht der von dort erlassenenVerfügungen.
Als daheram 28. März dieBundeskommissionihren entscheidenden
Ausspruchin der mecklenburgischenBersassungssragekundgab,
war ein Appell an andereGewaltennicht mehr möglich. Das
Schreiben,welchesdie Kommissionunter diesemDatum an die
großherzoglicheRegierung erließ, erklärtedie gegen ihre eigene
Kompetenzin dieserSache erhobenenEinwendungenfür nichtbe¬
gründet. Die Legitimationder Reklamantensei so weit gesührt,
daß der im ArtikelIII der Patentverordnungvom 28. November
1817 vorausgesetzteFall als vorhandenanzuerkennensei und die
Berufung einesSchiedsgerichtsvon der großherzoglichenRegierung
nicht verweigertwerden könne. Tiefes Schiedsgerichtwerdezu-
gleich auch über die gegendie Legitimationder Reklamantener-
hobenenEinwendungenendgültigzu entscheidenhaben. NachMaß-
gäbe dieserEntscheidungwurde die großherzoglicheRegierunger-
sucht, binnen drei Wochen einen oder zwei Schiedsrichterzu
wählen und sichdarüber zu erklären,ob sie von dem Rechteiner
Auswahl aus denseitensderReklamantenzu präsentierendenzwei
oder vier SchiedsrichternGebrauchmachenwolle.

Diesem Schreiben war eine umfangreicheAbhandlungbei-
gefügt, welche die Entscheidungsgründeenthielt. Der erste Teil
umfaßte eine historischeUntersuchung,der zweitedie Kompetenz-
frage. In diesemwurde derEinwandbestritten,daß dieGarantie
der Patentverordnungan das Organ des Bundestags gebunden

gewesenund mit diesemaufgehobensei. Diese Garantie bilde

vielmehr einen Teil des Bundesrechts, welchesnoch fortbestehe

und von demjeweiligenTräger derBundesgewaltgefchütztwerden

müsse. Bundesrechtkönneein Landesherrnicht einseitigaufheben,

noch weniger aber ein Recht, für welcheseinespecielleBundes¬

garantieeingesetztsei. Der dritteAbschnittbehandeltedieLegitimation
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der Kläger. Derselbegelangtezu dem Schluß, daß die Verab-

säumungvorgeschriebenerFormen bei demRostockerKonventnicht

nachgewiesenund auchder von der RegierungerhobeneEinwand,

daß die dort erschienenenMitgliederdie ausgebliebenennichtver-

treten könnten,unzulässigsei. Der Fall, den diePatentverordnung

im Augegehabt,liege hier unzweifelhaftvor, und die Beschwerde

der Klägerhabedemnachberücksichtigtwerdenmüssen.Der Groß-

Herzogbeschloß,dieser AufforderungFolge zu geben. Lag auch

hierin nochkeineswegsdieAnerkennungdergegnerischenAnsprüche,

denn das Schiedsgerichtsollteja auchdieLegitimationder Rekla-

mantenerstprüfen,sowar dochdieAnerkennungeinerKompromiß-

instanz an sich schonein Schritt, der ihn von seinenbisherigen

Räten trennen mußte. Ein Personalwechselwar unvermeidlich.

Die vier Mitglieder des Kabinetts hatten die Verkündigungdes

Staatsgrundgesetzesunter vollerVerantwortlichkeitangeraten..Sie

hatten die Kompetenzder Bundeskommissionbestritten,den ritter-

schaftlichenKonventals eineillegaleVersammlungbezeichnet.Die

Beschreitungdes Rechtswegsauf dieserBasis war ihrer Ansicht

nach mit dem neuen Staatsrecht nichtvereinbar. Entschloßsich

der Landesherrdennochdazu, so mußten sie abtreten.DieserFall

war vom Großherzogvorausgesehenund die Wahl eines Nach-

folgers für Lützowschon seit Wochenerwogen. Er hatte den

Rat des Königs von Preußen erbetenund dieserihm den Unter-

staatssekretärGrafen von Bülow als den geeignetenMann be-

zeichnet. Eine vertraulicheMission, mit welcherder König den

Grafen betraute,gab Gelegenheitzu einer mündlichenAussprache,

und am 24.MärzbotderGroßherzogin demnachstehendenSchreiben

dempreußischenStaatsmann dieLeitungdes Ministeriumsan:

„Herr Graf! Sie wissen,in welcherLagesicheinNachbar-

land, durchBande des Blutes festmit Ihrem Königshausever-

bunden,befindet,welcheGefahr demselbenvon einer Verlänge-

rung diesesZustandesdroht,welchenWert derKönig auf diesen

Gegenstandlegt. Jetzt ist der Moment da, wo sichdie Sache

wenden läßt, ohne bestehendesRecht zu brechen,ohnemeine

Stellung zu kompromittieren.Ich will ihn erfassen.Ich kann
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es aber nur, wenn mir ein Mann zur Seite steht, der mit

richtigerAn- und EinsichtauchKraft und Entschlossenheitver-

bindet, um in der schwierigenZwischenzeitbis zum Urteils-

spruchdas Ruder mit Ernst zuführen. In Ihnen, Herr Graf,

glaubeich diesenMann gefundenzu haben. Daß es ein großes

Opfer ist, was ichIhnen zumute,weiß ich, ebenso,daß Ihnen

Ihre Dienstverhältnisse,Ihre Qualität als NichtMecklenburger,

die Lageder Sache selbstBedenkenerregenkönnen.Um Ihnen

Ihr Dienstverhältniszu sichern,habe ich Se. Majestätgebeten,

Ihnen den RücktritteinigeJahre offenzu halten. Es ist mit

seinerZustimmung,daß ich Ihnen diesenAntrag mache. Daß

Sie keinLandsmann sind, thut im jetzigenAugenblickwenig,

da die siegreicheDurchführungunserer Stellung Ihnen die
mecklenburgischenHerzenschonzuführenwird, andererseitsIhnen

Männer zur Seite gestelltwerden können,die unsereinneren

Verhältnissegenaukennen. Die Lage der Sache endlich,meine

ich, muß den wohldenkendenMann treiben, die rettendeHand

zu bieten. SchlagenSie ein in die Hand, die sichhoffendund
vertrauensvollIhnen darbietet! Die Rettung eines versinkenden

Landes ist eine schöneAufgabe.. Ist sie vollbracht,so steht

Ihnen ja ein Bleiben oder Gehen ganz frei, und ein schönes

BewußtseinhabenSie sichauf immer gewonnen. Der Oberst

von Sell ist beauftragt,Ihnen nähereAufschlüssezu gebenund

etwaigeWünscheIhrerseits entgegenzunehmen.Auch bin ich

bereit, eheSie sich entscheiden,etwa wieder in Ludwigslust

mündlichmit Ihnen dieseSachezu besprechen.

Ihr ergebenster

Friedrich Franz."

WenigeTagespätertraf dieNotederCentral-Bundeskommifsion

ein. Der GroßherzogerklärteseinenMinistern sofort, daß er den

Vorschlagdes Schiedsgerichtsannehme,und diese reichtenihre

Entlassungein, welchegenehmigtwurde. Mit Spannung sah man

dem Zusammentrittder Kammer entgegen,welchesich während

des Osterfestesvertagt hatte.
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Zu der Sitzung des 3. April fand ein ungewöhnlichstarker
Zudrang des Publikums statt. Eine Volksmengeumlagertedas
Haus. Die Galerieeuwaren dichtbesetzt. Man erwarteteetwas
Ungewöhnliches.NachdemMinister von Lützowdie Frankfurter
Note verlesenhatte, erklärte er, daß das Ministeriumnichtmit
demkundgegebenenWillenS. fi. H. des Großherzogseinverstanden

sei und deshalb seineEntlassungerbetenund erhalten habe. Diese
Äußerungrief ein Bravo derVersammlunghervor. Der Präsident
Wiggers unterbrachHerrn von Lützowmit der Bemerkung,daß
er nach dem soebenGehörten den Ministern nur in ihrer Eigen-
schaftals Abgeordnetenoch das Wort geben könne. Das Mi-
nisteriumsei entlassenunddaher nicht mehr als solchesfür diesen
Akt verantwortlich. Herr von Lützowbestand indessennochauf
der Verlesungeiner großherzoglichenVerordnung und bezeichnete
dies zugleichals den letztenAkt des abtretendenMinisteriums.
Diese Verordnung verfügte die dreimonatlicheVertagung der
Kammer. Als der Präsident hierauf wiederholte,daß er dem
MinisteriumdieBefugnis zu amtlichenKundgebungenin der Ver-
sammlungnichteinräumenkönne,verließendieMinisterdenSaal.
Die AbgeordnetenBöcler und Brandt empfahlenvon derTribüne
die Annahme der Vertagung, doch hielt Wiggers seineAnsicht
aufrechtund wurde dabei von der Linkenunterstützt. Zwischen-
rufe und Lärm auf den Galerieen gaben dem Vorgang einen
fenfationellenCharakter. Die Mitglieder der Rechtenverließen
gleichfallsden Saal, wodurchdas Haus beschlußunfähigwurde.
Der Präsident beraumtenun eine Sitzung auf den folgendenTag

v an. Da aber nur die ihrer AnzahlnachnichtbeschlußfähigeLinke
dazu erschienenwäre, wurde dieselbe wieder abgesagt. Die
28 Mitglieder dieserFraktion protestiertengegendie Vertagung
sowohlwie gegendie Befolgungder FrankfurterBeschlüsse.Der
Eingriff der Bundeskommissionseiallein schondeshalbabzulehnen,
weil der Beitritt zum österreichisch-preußischenBündnis die Zu¬
stimmungder Volksvertretungnichterhaltenhabe. AucheinTeil
der Rechtenüberreichteeine Eingabe,in welcherdieUnterordnung
unter dieBiindescentralgewaltbeanstandetund als eineverfasfungs-
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widrige Preisgabe von Souveränitätsrechtenbezeichnetwurde.

Wenn die Abgeordnetenin dieserWeiseihren Pflichtenals Volks-

Vertreternachzukommenbestrebtwaren,so konnteeine Einwirkung

aus den Gang der Ereignissedochvon solchenProtestationennicht

mehr erwartet werden. Der zum Mitglieddes neuenKabinetts

designierteOberappellationsgerichtsratDr. von Schröter trat mit

denKonventsdeputiertenzu Rostockiu Unterhandlungund eröffnete

denselbendie Bereitwilligkeitdes Großherzogs, den in Rede

stehendenRechtswegzu betreten. Infolge der dabeigetroffenen

Vereinbarungüber den Modus des zu bestellendenSchiedsgerichts

richteteder Großherzogan denKönigvon Hannoverdas Ersuchen,

einender Schiedsrichterzu ernennen,währenddieKläger sichmit

einem gleichenGesuch an den König von Preußen wandten.

Hannöverischerseitswurde dazu der Geh.Kabinettsrata. D. Frei-

Herr von Scheie bestimmt,prenßischerseitsder Vicepräsidentdes

Obertribunals Dr. Goetze. DiesebeidenHerren wähltenin einer

zuMindenabgehaltenenBesprechungdenKöniglichSächsischenWirk-

lichenGeheimenRat und PräsidentendesOberappellationsgerichts

Dr. von Langennzum Obmann. Das Schiedsgerichtwar damit

konstituiert.Es hatte seinUrteil zu fällenauf GrundjenerPatent-

Verordnungvon 1817, welcheFriedrichFranz I. zur Austragung

von DifferenzenzwischenLandesherrenund Ständenerlassenhatte.

Als Herr von Ptessendamals im Mai 1818 mit soviel Ent-

schiedenheitdieÜbernahmeder Garantie des Bundes durchsetzte—

der Leser wird sich diesesVorgangs aus dem erstenKapiteler-

innern —, mochteer nichtahnen, welchwichtigenDienst er damit

dem Lande und insbesondereder alten ständischenVerfassung

leistete. Bot dochjener Bundesbeschlußjetztnach 32 Jahren das

einzigeMittel zur Lösung der überaus verwickeltenRechtsfragen.

Obwohl jede derstreitendenParteiennur eine Schrift einzureichen

hatte, nahmen doch die Arbeitendes Schiedsgerichtsmehr als

drei Monate in Anspruch. Um dem Zusammentrittder Kammer

zu begegnen,mußte daher deren Auflösungund später, als die

Zeit der Neuwahlenheranrückte,auchderen Verschiebungverfügt

werden.
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Das neue Ministerium war schonam 15. April zusammen-

getreten.DenVorsitzals MinisterpräsidentübernahmGrafBülow.

Es war das ersteMal, daß ein ausländischerStaatsmann mit

der Leitungder Regierungsgeschäftebetraut wurde. Die Branden-

stein, Plessen und Lützow waren aus dem einheimischenVer-

waltungsdiensthervorgegangen,im Landeangesessenund mit den
Eigentümlichkeitender ständischenVerhältnissewohl vertraut ge-

Wesen. Bereits war die höchstemilitärischeStelle mit einem

Preußen besetzt.Jetzt wurde ein Preuße leitenderMinister. Dies

mußte Verstimmungund übelwollendeKritikhervorrufen. Dazu

kam,daß geradejetzt(7. Mai) dieschonvorJahresfrist abgeschlossene
Militärkonventionoffiziellbekanntgemachtwurde, #wonach das
mecklenburgischeKontingentdem 3. preußischenArmeecorpsan-
geschlossenwar und von nun an die BenennungDivisionführen
sollte. Die liberalePressesprach von einer verschleiertenMedia-
tisierung, von einem völligen Aufgehenin Preußen, die demo-
kratifche,ohnehin erbittert über die FrankfurterEinmischung,gab
ihrem Unwillen noch unverhohlenerAusdruck. Dennoch war
gerade die Berufung eines in den Streit der Parteien in keiner
Weise verwickeltenAusländers ein Akt klugerBerechnungund
strengerUnparteilichkeit.Hätte der GroßherzogseinenerstenRat-
geberaus den Reihen der Adelsparteioder aus denender streng
Konstitutionellengewählt,alsoaus einer der sichschroffgegenüber-
stehendenpolitischenGruppen,so hätte er demVorwurfderPartei-
nähme schwerlichausweichenkönnen,der, so unberechtigter bei
einemin derWahl seinerRäte unbeschränktenSouverän auchsein
mochte,dennochder Vermutungeiner geheimenBegünstigungdes
einenoder anderenTeils Vorschubgeleistethätte. Die Wahl des
Grafen Bülow, der in seinerfrüherendiplomatischenVerwendung
auch in Preußen nicht Gelegenheitgehabthatte, einenscharfbe-
grenzten Parteistandpunkteinzunehmen,kennzeichnetevor aller
Augen ein Prinzip reinster Objektivität.Seine beidenKollegen
waren politischbisher nochnichthervorgetreten.

Herr von Brockgehörteals Gutsbesitzerdermecklenburgischen
Ritterschaftan. Als bisherigerKammerratwar er mit demVer-
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waltungsdienst wohlvertraut. Der Großherzog übertrug ihm unter
Beförderung zum Staatsrat das Finanzdepartement. Auch Herr
von Schröter war Mecklenburgervon Geburt. Seine Familie ge-
hörte zwar nicht zum eingeborenenoder recipierten Adel — sein
Vater war in Dänemark nobilitiert —, hatte aber bis 1845 ein Ritter-
gut besessen. Als Jenenser Student war Schröter Burschenschafter
gewesen,hatte auch das Wartburgfest mitgemacht, sich später aber
vom politischenTreiben der Jung-Deutschen ferngehalten. Er hatte
sich dann in Jena habilitiert und den Ruf eines tüchtigenJuristen
erworben. Diesemverdankteer seineBerufung an das Appellations-
gericht in Parchim, mit dem er später nach Rostock übersiedelte.
Seine streng konservativ-kirchlicheRichtungstand seit Jahren außer
Zweifel. Die unklare Schwärmerei des einstigen Burschen-
schasters hatte er längst abgestreist. Er übernahm in dem neuen
Kabinett das Departement der Justiz, mit welchemdie geistlichen-
Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheitenverbundenwurden. Graf
Bülow stand dem Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten
vor. Für dasjenige des Innern wurde keinepassendePersönlichkeit
gefunden. Es blieb eine Reihe von Jahren unbesetzt. Die
Regierungsräte Knaudt und von Baffewitzversahendie interimistische
Vertretung. Das neue Kabinett war ohne Frage ein konservatives
im modernen Sinne, aber sicherwar es keinaltständisches,wenigstens
nicht in den ersten Jahren feines Bestehens. Erst in dem Maße,
wie die rückläufigeStrömung bei den tonangebenden Kabinetten
die Oberhand gewann, suchte und sand das Ministerium eine
festere Anlehnung bei der altständischen Partei. Die Richtung,
welche der Großherzog einschlug,wurde sortan auch für seineRäte
maßgebend. Einen dominierenden Einfluß, wie ihn Lützow besaß,
hat keiner dieser oder der späteren Minister wieder ausgeübt.

Um keinen Zweifel darüber aufkommen zu lassen, daß die
neue Kabinettsbildung keineswegs eine Reaktion bedeute, erließ der
Großherzog an demselben Tage, an welchem die Einsetzungdes
Ministeriums erfolgte, eine Proklamation an seine Unterthanen.
In derselben setzte er die Gründe klar und offen auseinander,
welche ihn zur Befolgung der von Frankfurt ergangenen Auf-

von Hirschfeld, Friedrich Franz II. 24
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forderung bestimmt hatten. „Es besteht", so hieß es darin wört-

lief), „eineZerrissenheitin Meinem Lande fort, welchedas moralische

und das materielle Wohl desselben in hohem Grade gefährdet.

Während sich, infolge derselben, ein Teil von aller Mitwirkung

zu dem neuen Baue des Vaterlandes zurückhält, ein anderer Teil

nicht abläßt, in seiner verderblichen Richtung fortzuwirken und

den obwaltenden Zwiespalt für seine Zweckeauszubeuten, liegt es

unter diesen Umständen nicht in der Macht der zwischen diesen

Parteien Stehenden, Mir eine zureichende Unterstützung zu ge-

währen."
Zum Schluß erklärte der Großherzog, daß er durch die Ge-

Währung der Kompromißinstanz nur dem Recht seinen Lauf ge-

lassen habe, welches in Mecklenburg stets heilig gehalten worden

sei. „Um so mehr werde Ich inzwischenden bestehendenRechts-

zustand nicht einseitigverändern und — wie auch die Rechtssprüche

ausfallen mögen — an dem durch meine Proklamation vom

23. März 1848 von Mir betretenenWege festhalten. Mögen daher

alle, die es mit Mecklenburg wohl meinen, Mir vertrauen und

mit Mir dahin zusammenwirken,aus dem gegenwärtigen Über-

gange gesegneteFrüchte zum Heile des Vaterlands zu gewinnen!"

Am II. September erfolgte von Freienwalde a. O. aus, wo-

selbst die Sitzungen des Schiedsgerichts stattgefunden hatten, die

Publikation des Erkenntnisses. Durch dasselbe wurden

1. die gegen die Legitimation des klagendenTeils der Ritter-

schasterhobenen Einwendungen verworfen,

2. das Staatsgrundgesetz vom 10. Oktober 1849 und das

Gesetzwegen Aushebung der landständischenVerfassung für

nichtig erklärt;

3. wurde der Großherzog für verbunden erachtet, einen Land-

tag nach Anleitung des Erbvergleichs für den Herbst des

Jahres 1850 auszuschreibend

1 Auf die dem Schiedsspruch beigegebenen, 63 Druckseiten umfassenden

Entscheidungsgründe näher einzugehen, gestattet hier der Raum nicht. Es

mag genügen, die Hauptpunkte kurz zusammenzufassen:

Ad 1. Das Recht der Landesvertretung haste nicht an der Gesamtheit

der Korporation, sondern an deu einzelnen Individuen. Deshalb sei im
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Dieser Urteilsspruch wurde am 14. September durch landes-

herrlicheVerkündigung mit dem Zusatz bekannt gemacht, daß un-

gesäumt die erforderlichen Einleitungen getroffen werden sollten,

um das auf dem Frühjahrslandtag von 1848 begonnene Werk

der Reform unter Mitwirkung der Landständewieder aufzunehmen.

Eine Verordnung von demselben Tage setztedie für nichtig er-

klärten Gesetzeaußer Wirksamkeit.

Die Wirkung des Urteilsspruchs in den Kreisen der konstitu-

tionell Gesinnten war begreiflicherweiseeine sehr niederschlagende.

Man sah sich genau auf den vormärzlichen Standpunkt zurück-

versetzt. Die Arbeit von mehr als zwei Jahren, die Frucht mühe-

vollen Ringens, war verloren und zwar allem Anscheinnach voll-

ständig verloren. Denn das konnte man sich nicht verhehlen, daß

die Ritterschaft jetzt selbstbei einer Wiederaufnahme des Reform-

Werks die Zugeständnisse nicht wiederholen werde, welche der

Gegensatz zu der repräsentativen Volksvertretung, welche nach Stimmenmehr-

heit beschließe, jedes einzelne Mitglied der alten Stünde und um so mehr

natürlich eine Gruppe derselben (hier ein Teil der Ritterschaft) befugt, die

ständischen Rechte zu verteidigen und gegen deren Verletzung zu klagen. Die

Einwände der beklagten Partei gegen die Form der Konventsberufung seien

teils unwesentlich, teils hinfällig und die Legitimation der Kläger un-

zweifelhaft.

Ad 2. Die Bedingungen betreffs der Seestädte seien erwiesenermaßen

nicht erfüllt. Die Erklärungen des Landtagsabschieds könnten für die Stände

nicht bindend sein. Thatsächlich hafte an allen späteren Verhandlungen und

Akten das Vitium, daß vor Erfüllung der gestellten Bedingungen das Gebiet,

auf dem verhandelt und beschlossen wurde, nicht frei war und nicht znr

Disposition stand. Betreffs des Vorbehalts wegen der Konkurrenz beider

Landesherren sei das Thatsächliche außer Streit. Es folge daraus die Nicht-

zurechtbeständigkeit der von dem Schweriner Landesherrn einseitig erlassenen

Verfügungen. Rechtlich folge aus der Nichterfüllung der Bedingungen, daß

die Landstände ihre Rechte noch innehätten.

Ad 3. Durch einmaligen Gebrauch sei das Wahlgesetz von 1848 kon-

sumiert, eine nochmalige Anwendung desselben unzulässig. Weder die Ritter-

schast noch der Großherzog von Strelitz könnten durch nochmalige Beratung

mit einer Abgeordnetenkammer gezwungen werden, von ihren Bedingungen

zurückzutreten. Das Recht der Laudesvertretung beruhe, nachdem der ein-

malige Versuch fehlgeschlagen, noch jetzt und zwar nun wieder ohne Modifikation

bei den Landständen. Eine Weigerung, dieselben zn berufen, sei demnach

rechtswidrig.
24*
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Frühlingssturm von 1848 ihr abgerungen. Auch die wohl-

meinenden Absichten des Großherzogs boten solchemWiderstand

gegenüber nur geringe Gewähr. Man durfte es den Männern,

welche einer ehrlichen Überzeugung solgend für die Reform ge-

stritten hatten, nicht verargen, wenn sie nunmehr einem Gefühl

tiefer Entmutigung Raum gaben, wenn sie verbittert durch das

vollständige Fehlschlagenjahrelanger Hoffnungen schwerenHerzens

daran gingen, den Kampf wieder von vorne aufzunehmen. Auch

der Umblickin dem Gebiet der allgemeinenPolitik mußte lähmend

wirken. In allen deutschen Bundesstaaten, ja in ganz Europa

war die Abspannung der bisher treibenden Kräfte, die rückläufige

Bewegung in der Staatsleitung unverkennbar. Wohin dieselbe

führen, wie lange sie andauern werde, vermochte damals niemand

abzusehen. Warschau, Olmütz, Dresden waren die nächsten ver-

hängnisvollen Etappen auf diesemWege. Die Bundesreform war

vollständig gescheitert,Preußen gedemütigt,Österreich in der Reak-

tivierung des alten Bundestags nicht mehr behindert.

Daß der allgemeine Umschwungin der politischenLage ohne

Rückwirkung auf den ferneren Gang der mecklenburgischenBer-

fassungsfrage bleiben werde, konnte füglich nicht erwartet werden,

dennoch blieben Liberalismus und Demokratie nicht unthätig. Zu-

nächst machte sich der Unmut über den Ausgang des Rechtsstreits

in zahlreichen Protesten Luft. Da ein Appell von dem Freien-

walder Schiedsspruch nicht möglich war, so richteten sich die An-

griffe der Tagespresseund der zahlreicherscheinendenDruckschristen

gegen die Einsetzung dieses Schiedsgerichts^. Man bestritt dem

' Am eingehendsten ist dieser Gegenstand später erörtert worden von

I)r. Julius Wiggers in einer staatsrechtlichen Abhandlung: „Das Ver-

sassungsrecht im Großherzogtum Mecklenburg-Schwerin." Berlin 1860. Diese

Schrift und die frühere desselben Verfassers! „Die mecklenburgische kon-

stitnierende Versammlung." Rostock 1850, sind so ziemlich die einzigen Werke,

welche eine historische Tarstellung der Verfassungskrisis geben. Weniger

eingehend ist Friedrich Soltau: „Neueste Zustünde und Ereignisse in Mecklen-

bürg." Schwerin 1861. In diesen Schristen ist der Parteistandpunkt be-

stimmt festgehalten. Merkwürdigerweise ist die Litteratnr über jene bewegte

Epoche überhaupt nicht ergiebig. Die große Zahl kleiner Flugschriften ist
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Großherzog die Berechtigung, sich dem Urteil zu unterwerfen.

Durch die Verkündigung des Staatsgrundgesetzes sei ein neues

Staatsrecht begründet und der Landesherr an dieses gebunden.

Von diesem neuen Staatsrecht aus beurteilt, sei derselbe gar nicht

befugt gewesen, ohne Zustimmung der Volksvertretung die Kom-

Promißinstanz anzuerkennen. Aber auch mit den Normen des

alten Staatsrechts stehe das eingeschlageneVerfahren im Wider-

spruch. Die Patentverordnung vom 28. November 1817 sei nur

bestimmt gewesen,Differenzen zwischendem Landesherrn und den

bestehenden Ständen zu schlichten, nicht aber nach deren fak-

tischerAufhebung die Wiedereinführung einer beseitigtenVerfassung

zu ermöglichen. (Die Kritik übersah dabei, daß gerade diese Auf-

Hebung bestritten wurde.) Außerdem sei die Bundesgarantie mit

der Auflösung des Bundestags erloschenund könne nicht auf die

Central-Bundeskommissionübergehen; die Ritterschaft sei auchnicht

befugt gewesen, die Interessen der Landschaft, ohne welchedoch

die Rekonstruktion der ständischen Vertretung nicht denkbar sei,

gewissermaßenmit zu vertreten u. s. w. Die Entscheidungsgründe

wurden auch im Detail bemängelt, namentlich in ihrem historischen

Teil. Endlich erachtete man es nach allgemeinen Rechtsgrund-

sähen für unzulässig, daß der König von Preußen, der doch durch

seinen Protest in der Frage interessiert gewesen, zur Bestellung

eines Schiedsrichters erkoren sei. Die Deduktion aller dieserPro-

teste drehte sich gewissermaßenim Kreise, indem sie von dem Ver-

zicht der Landstände als von einer feststehendenThatsache ausging

und damit zu Schlüssen gelangte, welche mit jener angeblichen

Thatsache freilich nicht in Einklang zu bringen waren. Daß das

meist polemischen Inhalts oder behandelt einzelne Detailfragen, die gerade

vorübergehend das öffentliche Interesse in Anspruch nahmen. Hierher ge-

hören z. B. eine Reihe kleiner Schriften von Pohle und verschiedene Aufsätze

von von Oertzen—Leppin, fs. Genzken, K. Oesten, A. von Malschitzki n. a. über die

Aufrechterhaltung bezw. Aufhebung der Union. Eine Beleuchtung jener

Verfassungskampse vom konservativen Standpunkt aus ist bisher nicht er-

schienen. Die kleineren Schriften von Lützow und Gloeden geben keine er-

schöpfende Darstellung und erheben nicht den Anspruch, für historisch-wissen-

schaftliche Abhandlungen zn gelten.
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Schiedsgericht aber gerade berufen war, über den rechtlichenBe-

stand oder Nichtbestandjener Thatsache zu entscheiden,wollte man

im liberalen Lager nicht zugeben, da mit diesem Zugeständnis

allerdings auch die Anerkennung des ungünstigen Urteilsspruchs

verbunden war.
Von aktuellerer Bedeutung als die Preßfehde war indessen

der Versuch, die aufgelöste Kammer noch einmal zu versamnieln.

Man stützte sich dabei auf einen Paragraphen des (bereits auf-

gehobenen)Staatsgrundgesetzes, welcher bestimmte, daß in Fällen,

wo die Anordnung von Neuwahlen unterlassen sei, die Kammer

12 Wochen nach ihrer Auflösung auch ohne Einberufung zusammen-

treten solle. Der Präsident berief also die Mitglieder auf den

24. September nach Schwerin. Der größte Teil der früheren

Abgeordnetenfolgte dieserAufforderung. Da aber das Ministerium

nach vorhergegangenem öffentlichen Verbot (18. September) den

Zusammentritt polizeilichzu hindern erklärte und hierzu auchVer-

anstaltung traf, wurde die Sitzung wieder abgekündigt. 2G Mit¬

glieder der Linken trafen nun in dem nahe gelegenen Ostorf

zusammen und unterzeichneteneine später veröffentlichteErklärung,

worin sie das Volk zum Zeugen anriefen, daß sie nichts unter-

lassen hätten, um ihrer durch das Gelöbnis übernommenenPflicht

zu genügen. Auch von 25 Mitgliedern der Rechten, unter welchen

sich die abgetretenenMinister von Lützow und Stever befanden,

wurde eine ähnlicheRechtsverwahrung unterzeichnetund diese dem
Ministerium eingereicht. Proteste gegen die Verfügungen vom

14. September gingen von verschiedenengrößeren und kleineren

Städten ein. Eine Beantwortung derselben erfolgte nicht. Das

Ministerium schrittkonsequentvor auf dem mit jener Verkündigung

eingeschlagenenWege.
Die Wiedereinsetzungdes Engeren Ausschussesfand am 28.

September statt. Die Deputierten Engel—Charlottenthal und von
Müller—Rankendorf fehlten bei diesem Akt, ersterer, weil er auf

dem Boden des Staatsgrundgesetzesstand, letzterer,weil seineWahl

von den landschaftlichenDeputierten beanstandet war. Die anderen

Mitglieder waren zugegen. Auch die sonstigenständischenBehörden



Erster Lhebnnd. Lude d. Krisis u. Freienroalder Schiedsspruch. Z?5

traten wiederin Funktion; die Landrätewurden durchein groß-

herzoglichesReskript reaktiviert. Die Landschaft,welcheohneihr

Zuthun und gegen ihren Willen wiederin den Besitzihrer alten

Korporationsrechtegelangt war, hielt am 7. und 8. Oktoberzu

Güstrow einen Konvent ab. Einige Bürgermeister,welche?lb-

geordnete gewesenwaren, erneuerten hier ihre Proteste. Die

Majorität beschloßindessen,den verändertenUmständenRechnung

zu tragen, und erteilte den Bürgermeisternder Vorderstädtedie

sür ihre Mitgliedschaftim EngerenAusschußerforderlichenVoll-

machtenund Weisungen.
Die Krisis war beendet, die letzte Spur des konstitu-

tionellenZwischenstadiumsverwischt, die alte Verfassungwie-

derhergestelltund — was das Wichtigste war — im

Wege Rechtenshergestellt. Die Einwände, welchedie liberale

Partei dagegenerhob, konnteneiner unbefangenenPrüfung nicht

standhalten. Sie hatten felbst für diejenigenkeineüberzeugende

Kraft, welchendie Anfechtbarkeitdes Schiedsspruchsim hohen

Grade erwünschtgewesenwäre. Es ist der liberalen Pressetrotz

wiederholterVersucheauch später nie gelungen,die Zulässigkeit

jener Kompromißinstanzund die Rechtmäßigkeitdes Schiedsspruch

selbsternstlichin Frage zu stellen. Die Thatsache,daß die stän-

dischenVorbehaltenicht erfülltwaren, ließ sichebennichthinweg

disputieren. Sollte gegendie Regierung ein Vorwurf erhoben

werden, so konntediesernur die Einführung des Staatsgrund-

gefetzes,nicht die Aufhebungdesselbentreffen. Soviel ist unbe-

streitbar: nach dem 14. September1851- befandsichdie Regie-<5

rnng wiederauf völliglegalemBoden. FriedrichFranz empfand

mit tiefer Befriedigungdie wiedergewonneneKlarheit der Lage,

allein er hielt sichseineseinmalgegebenenVersprechensnichtfür

entbunden. Der Reformgedankewar nicht aufgegeben;es galt

nur, ihn in andere Bahnen zu leiten. Wir werdengleichsehen,

wie der Fürst sichdieserneuenAufgabeunterzog. '

ZÜT7/ / I
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Wiederaufnahme der Verfassungsreform. Die Dres-
dener Konferenzen.

Man pflegtden Zeitraum von der OlmützerZusammenkunft
bis zum nächstenpreußischenThronwechselin der modernen
deutschenGeschichtschreibungals die Ära der Reaktionzu be-
zeichnen. DiesesWort hat bei denAnhängernder deutschenEin-
heitsbestrebungenseitdemeinenÜbelnKlang. Auchsonstverbindet
sichdamit gern die unklare Vorstellungvon Staatsstreichenund
Verfassungsbrüchen,von Beamtenwillkür, Junkerherrschaftund
polizeilicherBedrückung. Der Vorwurf, den die freisinnigenPar-
teien damit gegendie Regierungender 50er Jahre erheben, wird
hier und da gerechtfertigtsein. Es liegt in derNatur derDinge,
daß einePartei, wennsienachhartenDemütigungenund schweren
Kämpfenwiederzur Macht gelangtist, in der Versolgungpoli-
tischer Gegnerweiter geht, als notwendigwäre, daß Rachsucht
und persönlicheErbitterungzum Mißbrauchder Gewalt führen.
Oft aber wird von dem niedergeworfenenTeil das als Übermut
des Siegers und Eingriff in die persönlicheFreiheit empfunden,
was nur die notwendigeFolge des politischenUmschwungsist.
Man vergißtdann allzuschnell,daß die Revolutionin derWahl
ihrer Mittel nochwenigerbedenklich,ihre Herrschaftungleichge-
waltthätigerwar als späterdie Reaktion.
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Wenn wir diesemWort seineeinfache,ursprünglicheBedeu-
tung zurückgebenund es des gehässigenBeiwerksentkleiden,so
könnenwir auch für Mecklenburgvon einer Reaktionreden. In
der That fand hier die Wiederherstellungder vormärzlichenZu-
ständeso vollständigstatt, daß einBestreben,zu jenenZuständen
zurückzugelangen,welchessichin denRegierungsaktender anderen
deutschenKabinetteverriet, hier gegenstandsloswurde. Die alte
Verfassungwurde in ihrem vollen Umfange und ohne irgend
welcheModifikationwiederhergestellt,ebensodieBundesverfassung.
Was die großherzoglicheRegierungvon der Einführungdes nun-
mehr aufgehobenenStaatsgrundgesetzesan Freiheiten auf dem
Gebiet des Preß- und Vereinswesensfreiwillig gewährt hatte,
mußte nach den Bundesbeschlüssenspäter wieder zurückgenommen
werden. Im Grunde überlebtendie Epocheder Reaktion —
denn nur von einer Epoche, nichtvon einer Ära kann hier die
Rede sein — nur drei Institutionen des Jahres 1849: die neue
Kirchenverfassung,die Trennung des Hausguts vom Doma-
nium und die veränderte Organisation des Ministeriums. Die
Kirchenverfassungwird später nochbesondersbesprochenwerden.
Die gesonderteVerwaltung des Hausguts bliebeine interne An-
gelegenheitder Regierung. Die alte Verfassungkannte nur ein
ungeteiltes Domanium. Den Ständen gegenüberkonntedaher
auch jetzt jene Absonderungnicht von staatsrechtlicherWirkung
sein. Für die dem Landesherrnaus dem Domanialbesitzerwach-
sendenLasten blieb auch das Hausgut nach wie vor haftbar.
Der gleicheGesichtspunktwurde für den 1849 eingesetztenStaats-
rat aufgestellt,der aus dreiMinisterialvorstandschastenund einem
präsidierendenMinister bestand. Konsequenthätte nach der Um-
kehr1850 auch er zurückgehenund die alte Kollegialregierung
wieder eintreten müssen. Es wechseltenindessennur die Per-
sonen; der Staatsrat selbst als Institution blieb bestehenauch
ohneden bezüglichenneuen Staat. Späteren landtägigenAufsor-
derungenauf Herstellung der gewohnten Kollegialität begegnete
der Großherzogmit der Erklärung, daß die Versassungsverträge

ihm in der Einrichtungseiner RegierungkeineSchrankensetzten.
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und die Ritterschaftgewannbald die Überzeugung,daß die neue

Form nichtmehr Machtvollkommenheitin Anspruchnehme, als

die alte Kollegialregierungbesessenhatte.

Reaktionärin dem sonstüblichenSinne des Worts brauchte

also, wie gesagt, die großherzoglicheRegierung nicht zu sein.

Sie war sogar sowenigreaktionär, daß sie unmittelbarnachWie-

derherstellungder alten Landesverfassungdie Bahn des Fort-

schritts und der Reform wieder betrat. Hatte doch der Groß-

herzog bei der Publikationdes FreienwalderSchiedsspruchsam

14. Septemberzugleicherklärt, daß er „ungesäumtdie erforder-

lichenEinleitungentreffenwerde, um das Werkder Reform der

ständischenVertretung wieder aufzunehmen". So bot sich den

Zeitgenossendas eigentümlicheSchauspiel, daß, während die

meistendeutschenRegierungender Volksvertretungdie zugestan-

denenRechtewiederzu entziehenoder zu beschneidenstrebten,der

Regent eines als ultraseudal verschrieenenBundesstaats diese

Rechtezu erweiterntrachteteund dabeiauchnichtvor denOpfern

zurückschreckte,welchedie Verfassungsreformvon ihm persönlich

forderte.
Auchin den Kreisender Ritterschaftwar man anfangs noch

zu solchenOpfern bereit. Daß die alte Verfassungunverändert

zu erhaltensei, hielt man damals für unmöglich. Ihre Reform-

bedürstigkeitwurde ziemlichallgemeinanerkannt, Nur über das

Maß dessen,wievielauszugeben,wievielbeizubehaltensei, gingen

die Meinungenauseinander. Am 12. Juni 1850 — also noch

ehe der Freienwalder Schiedsspruchgefällt war — traten die

Landrätein Rostockzu einer Konferenzzusammen,um sichüber

diejenigenModifikationenzu einigen, welchefür den Fall, daß

jene Entscheidungzu Gunstender Ritterschaftausfiele, denRegie-

rnngen bei der Wiederausnahmeder Reformfragezu empfehlen

wären. Eine Abschriftdes Protokolls dieser Sitzung wurde

demnächst̂nachSchwerinund Strelitz überfandt. Die Landräte

sprachendarin die Ansichtaus, daß, da die Proklamationvom

März 1848 eine Vertretungdurch Wahlenverheißenhabe, diese

dem Lande zu gewährensei, aber nichtauf Grundlagedirekter.
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sondern korporativerWahlen. Sie empfahlen50 Stimmen für

die Landschaft(je eine für jede Stadt, je zwei für Rostock,

Schwerin und Wismar) und 50 für die Ritterschaftund den

drittenStand, sodaß eineParität in derVertretungder städtischen

und ländlichenBewohner hergestelltwäre. Die Ernennungvon

16 Vertreternder letzterensollte den Landesherrenzufallen und

der großeGrundbesitzbegünstigtwerden. Das Institut der Land-

räte wäre beizubehaltenunter Aufgeben der Adelsprivilegien.

Das Rechtder Klosternutzungenwurde ungeschmälertbeansprucht,

dochsolltendieKlosterangelegenheitennichtauf demLandtag, son-

dern auf besonderenKlostertagenverhandeltwerden.

ÄhnlicheGesichtspunktetraten in einer Beratung zu Tage,

zu welchersichmehrere besondersrührige Mitgliederder Ritter-

fchaftvereinigthatten. Der Zweckwar hier gleichfalls,die diver-

gierenden Ansichtenzu klären und zu gruppieren. Die Konfe-

renzenfandenim Haufe des damals in Doberan wohnendenFrei-

Herrn Julius von Maltzau—Kl.Lukow statt und zwar am 17.,

18., 31. Juli und am 1. August. Der zum Gebrauchdes See-

bades am HeiligenDamm weilendeHerzog Georg von Mecklen-

burg-Strelitz hatte die erste Anregung zu denselbengegebenund

führte den Vorsitz. Die anderen Teilnehmerwaren: Graf von

Bassewitz—Schwießel,Major von Graevenitz-Zühr, von der

Kettenburg—Matgendors,von Oertzen—Woltow,von Plüskow—

Kowalz, von Müller—Rankendorf,Graf vonBernstorfs—Weden-

dorf, Maue—Gr. Siemen, Warncke—Detershagen,Dreves—

Höckendorf,von Restorss—Rosenhagenund Advokat Friedrich

Maassen.
Man einigte sich in der Hauptsacheüber folgendePunkte:

die Union bleibt aufrechterhalten,mit ihr die Gemeinsamkeitder

Gesetzgebungund des Steuersystemsfür beideLandesteile. Auch

die gemeinsamenLandtagewerden regelmäßigberufen, jedochin

größerenZwischenräumen,alle 2—3 Jahre. Ein Teil der bis-

herigen Landtagsarbeitenfällt dafür den Konvokationstagenzu,

welcheseparatimin jedem Landesteilzusammentreten, Auchbe-

stehtsür jeden Landesteil ein Engerer Ausschuß. Die ständische
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Repräsentationauf Land- und Konvokationstagenfindetstatt nach

der Dreiteilungin Ritterschaft,LandschaftundBauernschaft. Die

Ritterschaftwählt nach Ämtern auf mehrereJahre je zweiDepu-

tierte, die Landschafterscheintin der bisherigenWeise, bis eine

Städteordnungeinen andern Modus bietet. Die Bauernschaftist

teils vorhanden, teils zu schaffen.

Ob dieserdritte Stand mit den vorhandenenElementenschon

sofort an der Verrretungbeteiligtsein sollte, blieb unentschieden,

ebensoauch die Frage wegen Trennung des Domaniums vom

Hausgut. Die itio in partes sollteauf gewisseFälle beschränkt,

die passiveWahlfähigkeitin den ritterschaftlichenÄmtern auf das

ganzeCorps ausgedehnt,die Bauernschaftnur durcheigeneMit-

gliedervertretensein. (Ein ähnlicherEntwurf wurde später1872

den Verhandlungender Regierungmit den Ständen zu Grunde

gelegt. Der Umstand, daß der Minister, Graf Baffewitz,welcher

dieseVerhandlungenim Auftrag des Großherzogseinleitete,auch

an den DoberanerKonferenzenvon 1850 persönlichteilgenommen

hatte, mag für das Anknüpfenan jene Vorschlägenicht ohne

Einwirkunggewesensein.)
Wie man sieht, gingenim Sommer 1850 die Koncessionen

ziemlichweit. In einem Artikeldes „NorddeutschenKorrespon-

denten" vom 8. Dezemberwurden dieselbennoch ausführlicher

erörtert. „Wir halten es nicht für zeitgemäß"— hieß es da-

rin —, „daß jeder einzelneGutsbesitzerals solcherauchLandes-

Vertreter bleibt, ebensowenigals ein eingeborener oder recipierter

Adeliger als solcherverfassungsmäßigePrärogativebesitzendarf,

die er nichthabenwürde, wenn er keinGutsbesitzerwäre." Aber

an den ständischenKorporationenmeint der Autor festhaltenzu

müffeu, und hierbei erscheintihm als größte Schwierigkeiteine

geeigneteVertretung des Domaniums. Es werden nun Vor-

schlügegemachtund entwickelt,wie ein freier Bauernstandzu

schaffen wäre. Die bisherigen Hinterfassendes Landesherrn

könntenebensowenigwie die der Gutsherreneinen Versassungs-

stand bilden. Der Großherzogmüssedie Bauern des Doma-

niums unter gewissenBedingungenan das Land abtreten. Auch
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für die Vertretungder Kirchein dem neuen Ständehaus erhoben

sich Stimmen. Es wurde auf die Verfassungdes benachbarten

Holsteinhingewiesen. Ähnlich wie dort sollte ein Prälatenstand

begründetwerden, wobei die Ernennung der Vertreter dem Lan-

desHerrnals Oberbischofzufiele.
Vorläufig indessenblieb es bei der Aufstellungvon Plänen.

Auch die beiden Regierungenmußten sich erst über eine dem

Landtagzu machendeVorlage einigen. Die Verständigungdar-

über war schon im Lauf des Sommers durch einen Schrift-

Wechselzwischenden Ministerien angebahnt, allein, wenn auch

das Einvernehmenzwischenden beiden Höfenwiedervöllig her-

gestelltund die letzteSpur einer Verstimmungüber den vor-

jährigen Konfliktlängst beseitigtwar, fo traten dochin der Auf-

fafsung über den Umfangder Reform Meinungsverschiedenheiten

zu Tage, welcheeineVereinbarungverzögerten. Der wesentlichste

Differenzpunktbetraf die itio in partes, welcheStrelitz aufrecht¬

zuerhaltenwünschte,um eine Majorisierung des einen Standes

durchden andern zu verhindern. In allen Fällen, wo es sich

um eineMinderung oderAbänderungvon wohlerworbenenpriva-

tiven RechteneinesStandes (eventuellauch des neu zu bildenden

dritten) handelte, sollte der einzelneStand wie bisher berechtigt

sein, durch die itio in partes einem Mehrheitsbeschlußder Ver-

fammlung vorzubeugen. In Schwerin dagegen wünschteman

der neuen Ständeversammlungeinenmehr einheitlichenCharakter

zu gebenund das Votierennach Ständen auf wenigegenau be-

stimmte Fälle zu beschränken.Herr von Schröter, welchersich

im Oktober nach Strelitz begab, um dort mündlichzu verhan-

dein, machte darauf aufmerksam, daß bei einer allgemeineren

Zulassungder itio in partes eine große Anzahlwünschenswerter

Reformenverhindert werden könnte und bei der gerade Herr-

fchendenStimmung voraussichtlichverhindertwerdenwürde. Als

solche,der Reform bedürftigenGebietebezeichneteer die Patri-

monialgerichtsbarkeit,das siecht der Ritterschaftüber Entschei-

dung von Niederlassungund Verheiratung, die Befreiung von

indirektenSteuern, die ständischeVerwaltung des Landkastens,
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die ständischeMitwirkungbei der Besehungdes Oberappellations-

gerichts, bei der Revisiondes Krimiiialkollegiums,beim Wegebau

undvielesanderemehr. In Strelitzgabman die Berechtigungdes

SchröterschenEinwandsnichtvölligzu, dochkameine gewisseAn-

Näherungzu stände. Wenigstenseinigteman sichdarüber, daß die

Stände nichtmehr wie bisher durchVirilstimmen,sonderndurch

Kollektivstimmenvertretensein solltenund zu diesemBehufDepu-

tierte nach Maßgabe eines Wahlgesetzes,dessenEntwurf bereits

vorlag, zu wählen hätten. Im ganzen war man aber in Stre¬

litzzu Neuerungenwenigergeneigtals in Schwerin.

Umsichüber die in ständischenKreisenherrschendenAnsichten

Klarheit zu verschaffenund daraus weiter entnehmenzu können,

welcheZugeständnissevon dort zu erwartenseien, berief Groß-

HerzogFriedrich Franz die Landräteseines Landesteilszu einer

BeratungnachSchwerin.Dieselbefandam 27. November1850statt.

Graf Bülow erklärte, daß die Regierungnur eine Fortentwicke-

lung der bestehendenLandesverfassung,nicht ein neues Staats-

grundgesetzim Sinne des modernenKonstitutionalismus,im Auge

habe und daher die Modifikationender Verfassungin ein Gesetz

einkleidenwerde, welchesals eine Art Nachtragzu dem Erbver-

gleichvon 1755 zu betrachtenwäre. Es bestündeindessennicht

dieAbsicht,einendahin zielendenGesetzentwurfschondem nächsten

Landtag vorzulegen,sondern denselbenerst mit Deputiertender
Stände zu beraten, um auchdie Anträge der letzterendabeibe-
rücksichtigenzu können. Mit Strelitz fei man einig, daß die
Union aufrechtzuerhaltenfei, dieselbewerde sich auf 3 Gebiete
erstrecken:1. die gemeinsameVerfassungund deren Garantie,

2. das Gerichtswesennnd 3. die gemeinsamenInstitute. Die
hierher gehörigenMaterienwürden auf einemgemeinsamenLmd-
tage behandeltwerden, während die privativen Angelegenheiten
jedes Landesteils der KompetenzbesondererLandtagezuzuweisen
wären. (Die Abhaltungvon Separatlandtagenwar ein Wunsch
des Strelitzer Hofes; in Schwerin hätte man die Beibehaltung
eines einzigen, gemeinsamenLandtages vorgezogen.)Weiter
machteGraf Bülow Vorschlägewegen der zu bildendenWahl¬
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körper. Er wies darauf hm, daß die Stände an ihr auf dem
Frühjahrslandtage1848 gemachtesZugeständnis gebunden seien

und deshalbnur die Art in Frage komme, wie eine Vertretung

durch Wahlen zu organisierensei. Diese Vertretung müssesich

aber auf alle Staatsangehörigeausdehnen. Auchder Schaffung

einesdritten Standes wurde dabei gedacht. Die Landräte pflich-

teten den Auslassungendes Ministers in der Hauptfache bei,

neigtenüberhauptmehr zu der weitergehendenSchweriner Auf-

faffungals zu der Strelitzer. Namentlichin betreffder itio in

partes waren sie der Ansicht, daß dieselbenur in einembestimmt

begrenztenUmfangeausnahmsweisebeizubehaltensei, daß aber in

der Regel die Mehrheit der ganzen Versammlungentscheiden

müffe. Darüber, ob im konkretenFall eine Abstimmungnach

Ständen zu erfolgenhabe, sollefofort auf dem Landtagedurch

ein Schiedsgerichtentschiedenwerden. Die Zahl der zu wäh-

lendenAbgeordnetenwurde auf 100 festgesetzt.In der Landschaft

solltenneben den Bürgermeisternauch Deputierteder Bürgeraus-

schüsfevertretenfein und zu diesemBehuf neueStädteverfassungen

ins Lebentreten, welcheBürgschaftdafür böten, daß die konfer-

vativen Elemente der städtischenBevölkerungnicht majorisiert

würden. Überhauptgingen dieLandrätein ihrenZugeständnissen

zu der Umbildung damals im Herbst 1850 nochziemlichweit.

Die Mehrzahl von ihnen wollte das ständischeDirektoriumauf-

gehobenund durch einen Präsidentenersetztsehen, den die Lan-

desHerrenzu ernennenhätten. Das Institut der Landräteselbst

sollteaufhörenund auchder EngereAusschußnach anderenPrin-

zipienaus der Mitte derVersammlunggewähltwerden. Ob eine

Landtagsordnungeinzuführensei, nach welcherauch die Kom-

miffarienbei den Sitzungen zugegenwären, blieb vorläufignoch

unentschieden.
Im ganzen war das Resultat der Verhandlung für die

Regierungein durchaus befriedigendes.Sie wußte sichin ihren

Bestrebungeneins mit den berufenenFührern der Stände und

fand hierin eine wesentlicheUnterstützungfür die Unterhandlungen

mit Strelitz. Von den 6 SchwerinerLandrätenhatte nur einer
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eine von seinenKollegenwesentlichabweichendeAnschauungbe-

kündet. Es war dies der Freiherr von Maltzan auf Rothen-

moor. Er war von jeher ein treuer Anhängerdes altständischen

Prinzips gewesen,und seinepolitischenAnsichtenwaren mit den

religiösenÜberzeugungenso verwachsen,daß er in der ständischen

Gliederung nicht nur eine historischbegründete Rechtsordnung,

sondern auch die korrektesteVerwirklichungder christlichenLehre

von der Obrigkeiterblickte. Von diesemGesichtspunktausgehend,

mußteihm jedeNeuerung, welchedas ständischePrinzip alterieren

konnte,verwerflicherscheinen.VieleseinerLtandesgenossenteilten

dieseAnschauung,gabenaber dochgewisseMängel des bisherigen

Systems zu oder waren aus Besorgnisvor der möglichenWie-

derkehreiner politischenErschütterungzu Koncessionenbereit.Von

solchenKoncessionenaber wollte Maltzannichts wissen. DieFor-

derungender Regierunggingenihm viel zu weit. Er war den-

selben bei der soebenbesprochenenBeratung mit Entschiedenheit

entgegengetretenund hatte seineabweichendeAnsichtzu Protokoll

gegeben. Er vertrat im wesentlichenden Strelitzer Standpunkt,

war für Beibehaltungder alten Institutionen, namentlichdes

Direktoriums, der Landräte, der Amtsdeputierten,und suchte

überhauptdie Reform wenn nicht ganz zu verhindern, so doch

auf ein Minimum zu beschränken.Diese Bestrebungenmachten

ihn und seine Gesinnungsgenossen,wie von Plüskow—Kowalz,

von Oertzen—Woltowu. a., zu Führern einerkleinen, aber ein-

flußreichenPartei, welcheman als äußersteRechteinnerhalbder

Ritterschaftbezeichnenkonnte. Dieselbegewann in den nächsten

Monaten immer mehr Anhänger. Dem Ansehenjener Männer,

ihren ausgedehntenVerbindungenim Lande, dem Eifer, den sie

für die Sache bethätigten,ist der Umschwungwesentlichzuzu-

schreiben,der sich in den ständischenKreisendemnächstvollzog.

War dieMehrheitder Ritterschaft,wie wir nach denÄußerungen

der Landräte schließendürfen, noch im Herbst 1850 von der

Unvermeidlichkeiteiner Verfassungsreformüberzeugtgewesen,so

trat dochauf dem Frühjahrslandtagdes nächstenJahres die Ab-

neigung gegen dieseReformbereits deutlichzu Tage. Auchdie
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Bürgermeisterwaren mit dem neuenWahlmodus, der nur einem

Teil von ihnen die Vertretung auf demLandtagegewährte, unzu¬

frieden, befürchtetenaußerdem von der Konkurrenzder Bürger-

deputierteneine SchmälerungihrerBefugnisse. So erstarktedenn

überalldas Gefühl des Widerstands, und nachdemdie Schwe-

riner Regierungsichendlichnach langwierigenVerhandlungenmit

der Strelitzersoweit geeinigt, daß auf dem nächstenLandtagdie

Resormfragewenigstens prinzipiell angeregtwerden konnte, ließ

die Aufnahmeder landesherrlichenPropositionen bereits deutlich

erkennen,daß eine Verständigungüber das Reformwerkgroße

Schwierigkeitenhaben werde.
Die Einigung mit Strelitz war durch erneutemündlicheKon-

ferenzenerzielt worden, welcheim Dezember1850 die Herren

von Schröter und von Kardorff in Schwerin abhielten. Man

hatte verabredet, den Weg kommissarisch-deputatischerVerhand-

langen zu betreten. Die StrelitzerWünschegabendabeidenAus-

schlag. Dort befürchteteman für den Fall, daß der Landtagsich

fchon jetzt mit der Frage beschäftige,noch ein Übergewichtder

bürgerlichenPartei in der Ritterschaftund die Abhängigkeitder

meistenBürgermeistervon den demokratischenBürgerausschüssen.

Man wollte deradeligenPartei Zeit lassen, sichfesterzusammen-

zuschließenund vor allem eineWiederkehrder stürmischenLand-

tage vermelden, welchein den 40er Jahren einenso Übeln Ein-

druckhinterlassenhatten. Die vierte Schweriner- Proposition,

welchedem Frühjahrslandtag von 1851 vorgelegtwurde, besagte

daher nur im allgemeinen, daß die Mängel der alten Verfassung

durchderen unveränderte Wiedereinführungnochbestünden,mit-

hin das Bedürfnis einer Verbesserungund Ergänzungvorhanden

sei. Vor allem bedürfedie Landesvertretungeiner durchgreifenden

Änderung, wie dies ja auch von den Ständen in deren Erklä-

rung vom 16. Mai 1848 ausdrücklichanerkanntsei. Es wurden

dannkommissarisch-deputatischeVerhandlungenvorgeschlagen,welche

die Vorarbeiten der Verfassungsänderungzu übernehmenhätten,

derenErgebnis aber für die Stände nochnichtbindendsein sollte.

Der Großherzog behieltsichvor, noch außer den Kommissaren

von Hirschfeld, Friedrich Franz II. 25
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und DeputiertenandereeinsichtsvolleMänner zu den Beratungen

heranzuziehen,dochfand dieserPlan bei denStänden wenigAn-

klangund wurde später wieder aufgegeben.

DieVerhandlungenselbstfanden vom 1. bis 9. Oktober1851

in Schwerin statt. Kommissarewaren wieder die Herren von

Schröter und von Kardorff, Unter den ritterschaftlichenDepu-

tiertenbefandensichmehrere, welche1849 als Vertrauensmänner

von dem RostockerKonventmit der Wahrung der ständischen

Rechtebetraut worden waren, so die Herren von Dewitz—Mil-

zow, Graf Bafsewitz—Schwießel,Graf Bernstorff—Wedendorf,

alles Männer von erprobter altständischerGesinnung. Daß kein

Bürgerlicherdarunter war, bewiesdas ErstarkenderAdelspartei.

Auch die Landschafthatte mehrere ständischgesinnteMitglieder

entsendet. WeitgehendeZugeständnissewaren von einer solchen

Deputation nicht zu erhoffen. Daß aber die Ablehnungeineso

vollständigesein werde, hatten die Regierungendochnichterwar-

tet. DieseAblehnungerfolgteteils durchStimmenmehrheit,teils

einstimmig,und es war bemerkenswert,wie die Deputiertender

beiden Stände sich dabei gegenseitigunterstützten.Sie erklärten

sich prinzipiellgegen die ganze Grundlage der Regierungsvor-

schlüge,gegen die Vertretungdurch Wahl, gegendie Beschrän-

kung der itio in partes, der Patrimonialgerichtsbarkeitund der

standschastlichenRechte, bezeichnetendie Elementezur Bildung

eines dritten Standes als zur Zeit nichtvorhandenund deuteten

bei der Begründungihres Votums sogar an, daß sie vielmehr

die Eingriffe der Regierungenin die Kommunalverwaltungge-

mindert, deren Forderung ausErhöhungderSteuern bessermoti-

viert zu sehenwünschten. Schon nach den ersten Sitzungenwar

es klar, daß eine Einigung nicht erzieltwerdenwürde, und so

war denn die Verhandlungüber den Rest der Vorlage, über die

Klöster, die Kirchenverfassung,die Landtagsordnungit. gegen¬

standslos. Die Abneigunggegendie Reformüberhauptund die

ganze Verschiedenheitder Standpunktesprachsicham deutlichsten

in einerErklärungaus, welcheder Landrat Graf Baffewitzna-

mens der ritterschaftlichenDeputiertenin der letztenSitzungver-
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las. In derselbenhieß es, daß man eineBeseitigungder be-

stehendenMängel nicht von den seitensder Regierungenvorge-

schlagenenMitteln erwarten könne. Als UrsachedieserMängel

müsseman die angewachseneZahl der zur Landstandschaftberech-

tigten Grundbesitzerund die in der Ritterschaftdadurch einge-

treteneinnere Umbildungbetrachten. Der Kern des Übels sei die

Flüssigkeitdes ritterschaftlichenGrundbesitzesund die Lockerung

des korporativenBandes. Dem müsseentgegengewirktwerden:

1. durchMaßregeln, welcheder Zersplitterungdes Grundbesitzes

vorbeugten,2. dadurch, daß mit dem Ankauf eines Ritterguts

nichtsofort dieLandstandschafterworbenwerde, und 3. durchdie

AusbildungsolcherEigenschaftenbei den Mitgliedern, welcheeine

treue Berufserfüllung sicherten. Als solchewurden bezeichnet

eine ungeschwächteobrigkeitlicheStellung, äußere Selbständigkeit,

Sinn für gesundeskorporativesLebenu. f. w. Von irgend einem

EingehenaufdieVorschlägeder Regierung,selbstunter wesentlichen

Modifikationenwar nichtdie Rede. Wie weit entferntlag dieser

Standpunkt von demjenigen,den die Ritterschaftauf dem Früh-

jahrslandtag 1848 eingenommen,ja selbstvon dem, welchendie

Landrätenochvor einemJahr vertretenhatten!

Der Großherzogwar schmerzlichenttäuschtdurch die völlige

Resultatlosigkeitder Oktoberkonferenz.Wieder war der unver-

söhnlicheGegensatzzwischenseinen Bestrebungenund den altstän-

dischenÜberlieferungenklar zu Tage getreten. Aber es lag nicht

in seiner Art, sich durch Schwierigkeitenentmutigenzu lassen.

Den Strelitzer Vorschlag, daß man sich mit dem Erreichbaren

begnügenund vorläufig auf die GegenanträgederRitterschaftein-

gehenmöge, vermochteer nicht zuzustimmen. Herr vonBernstorff

hatte in einemSchreibenvom 18. Oktobererklärt, man bedaure

zwar auch in Strelitz die Zurückhaltung der Stände, indessen

wären die von der Ritterschaft angeführten Gründe gegen die

Regierungsvorlagennicht ohne Gewicht, und jedenfalls sei zur

Zeit keineAussicht, von den Ständen mehr zu erreichen. Er

schlugvor, aus dieserBasis dieVerhandlungwieder aufzunehmen

und den Schwerpunktin die Modifikationdes Steuersystemszu
25*
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verlegen. Graf Bülow antworteteam 10. November,der Groß-

Herzogkönnesichnicht entschließen,die auf eineBeschränkungder

LandstandschaftabzielendenAnträgeder Ritterschaftals alleiniges

Resultatder Verhandlungzu betrachten,welcheauf eine Reform

in viel umfassenderemSinne gerichtetgewesensei und Erwar-

tungen in dieserHinsichtgeweckthabe.

Auch in diesenbeidenSchreibenspiegeltesichdie verschieden-

artige Anschauungder Landesherren wieder. Die altständische

Partei wußte recht Wohl, daß Differenzenin dieser Hinsicht

zwischenden Höfenbestandenund daß sie wie früher während

des Konflikts, so auchjetztund ferner in Strelitz einenRückhalt

findenwürde. Der balddaraufzusammentretendeLandtagentschied

sichin diesemSinne. Er genehmigtedieAblehnungseinerDepu-

tierten in allenTeilen und erklärtesichmit den in der ritterschaft-

lichen Erklärung niedergelegtenGrundsätzenvöllig einverstanden.

Obwohl der Großherzogauch jetztnochseinenentschiedenenWillen

bekundete.die Verhandlungenfortzusetzenund den Landtagauf-

fordern ließ, zu diesemBehus das Mandat seinerDeputiertenzu

verlängern,so schwanddochdie Hoffnung, auf diesemWegeir-

gend einResultatzu erzielen, immer mehr. Es sollten20 Jahre

vergehen, bevor Friedrich Franz mit seinen Ständen wieder

direktüber die Verfassungsfrageverhandelte.

Ebensounbefriedigendwie der Gang der Verfassungsfrage

war auchder Verlauf der Verhandlungenüber die deutscheBun-

desreform. Seitdem die Union zerfallen,befandsichMecklenburg

ohne irgend welchenföderativenZusammenhangmit anderenBun-

desstaaten. Den im Herbst 1850 nachSchwerinberufenenLand-

räten hatte Graf Bülow eröffnet, daß man sich durch einein

Berlin abgegebenepositive Erklärung von allen Verpflichtungen

frei gemachthabe, welcheaus dem Bündnis vom 26. Mai 1849

und dessenspäteren Entwicklungen abgeleitet werden könnten.

Auch zu einer gemeinsamenKriegführungmit Preußen sei man

durchkeinenVertrag verbunden. Die Militärkonventionenthalte

darüber nichts. Diese Erklärungbefriedigtesehr, denn Vesürch-

tungen im letztgedachtenSinne waren im Landebereits regege¬
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worden und hatten erst kürzlichin einer Eingabedes Engeren
AusschussesAusdruckgefunden. Auf eine Bemerkungdes Land-
rats von Blücher, daß dieGarantie der mecklenburgischenLandes-
Verfassungin dem Bundestagewurzele, und daß ÖsterreichsBe-
strebungen, den letzterenzu reaktivieren,demnachzu unterstützen

seien, erwiderteGraf Bülow, daß die freienKonferenzen,welche

demnächsteröffnetwerden sollten, über die LageKlarheitschaffen

würden. Mecklenburgwürde dabeivertretensein und das Inte-

reffeseinerInstitutionen wahren.
Diesein der Olmützer Punktation verabredetenKonferenzen

kamennunmehr in Dresden zu stände. Die Sitzungen wurden

am 23. Dezember eröffnet. Die diesseitigenBevollmächtigten,

Minister Graf Bülow und LegationsratBernhard von Bülow,
trafen erst nach dem Weihnachtsfest,am 28., dort ein. Stre-

litzerfeitswar Herr von Oertzen—Leppinentsendet. Schon in

der ersten Sitzung machtesich der Mangel eines Programms,

welchesden Beratungenzu Grunde gelegenhätte, sehr sühlbar.

Keineder beidenGroßmächtehatte eine Vorlageeingebracht,und

so wurde der Vorschlagdes Fürsten Schwarzenbergangenommen,

wonachdie ganze alte BundesverfassungSatz für Satz durchbe-

raten, revidiertund dieseArbeit unter vier Kommissionenfolgen-

dermaßen verteilt werden sollte: 1. Organisation der obersten

Bundesbehörde,2. Wirkungskreisderselben,3. Handel, Zoll jc.,

4. Bundesgericht. Gras Bülow war hiervon wenig besriedigt.

„Aus der Beratung der einzelnenTeile in den Kommis-

sionen"—soberichteteer gleichnachseinerAnkunftam 29. —

„sollendie Vorschlägezur Reform der Bundesverfassung,zu

denen man sich a priori nicht im ständefand, gleichsamvon

selbstund nach und nach hervorgehen,und man will dann

herausnehmen, was brauchbarerscheintsür die Absichten,die

man sürs erste in petto behält. Zweckmäßigan sichund hoff-

nnngsvoll für die Sache erscheintmir dieser Plan allerdings

nicht. Auch sehe ich noch nicht ein, wie die Einzelberatung

der abgesondertenTeile der Bundesverfassung,aphoristischwie

das Schema sie hinstellt, und bei der Konnexitätder Gegen¬
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stände, zu einempositivenResultateder Arbeitender einzelnen

Kommissionenführen soll. Betreffs der Ansichtender leitenden

Mächte möge es mir erlaubt sein, meinefreilichnur auf Mut-

maßungengegründeteAnschauunghier anzudeuten.

Beide Mächte, sowohlPreußen als.Österreich, scheinen

zunächst auf die Bildung einer Exekutivmachtdes Bundes,

welchevielleichtsogleichals Provisoriumins Lebenzu führen

wäre, hinauszuwollen. Preußen möchtesie am liebstenauf

der Basis des Dualismus konstruieren,tritt aber damit nicht

entschiedenhervor und scheintbei den vertraulichenVersuchen,

dieseIdee auf die Bahn zu bringen, wederbei Österreichnoch

sonst bis jetzt Erfolg gehabt zu haben. Österreichscheintder

Exekutivein Form eines Direktoriums den Vorzuggebenzu

wollen. Daß es an der Forderung des Eintritts seiner Ge-

samtmonarchiein den Bund festhält, ist gewiß, dochscheint

es bis jetzt nochnichtdamit hervortretenzu wollen. Ebenso

hat es auch die Gruppierungsideenoch nichtaufgegeben.Im

übrigen ist zwischenPreußen und Österreichnoch keineswegs

ein solchesVerhältnis des Vertrauensund offenenEntgegen-

kommenswahrzunehmen,wie man es für dieSache wünschen

muß. Preußischerseitswenigstenshat man nochgroßes Miß-

trauen gegen die Redlichkeitder Absichtendes österreichischen

Kabinetts und des Fürsten Schwarzenbergpersönlich. Es ist

bemerktworden, daß die österreichischenOrgane Hierselbstdie

Bevollmächtigtender kleinerenStaaten zu sondierenversucht

haben, ans welcheSeite ihre Regierungsich stellen würde,

wenn es dennochzum Konfliktkäme, — was allerdingskein

gutes Symptom ist. Die Königreichewollen entschiedenihre

Teilnahme an der Exekutive, also ein Direktorium. Die
gruppenweiseUnterordnungder Kleinenwünschensie, wagen

es aber nochnichtoffenauszusprechen.Eine Übereinstimmung

ist bis jetztnur erkennbarin der entschiedenenAbneigungaller,

mit irgend einempositivenVorschlaghervorzugehen."

„1. Januar 1851. Es stellt sich immer entschiedener

heraus, daß der Dualismus nichtzur Basis genommen,son¬
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dern daß irgend eine Direktorialformproponiertwerdenwird.

Preußen zweifelt an der Möglichkeit,eine nur von ihm und

ÖsterreichgemeinschaftlichgehandhabteExekutivgewaltzur An-

nähme zu bringen, und fürchtet, daß an einer solchenPropo-

fition die Verhandlungen von vornherein scheiternwürden.

Dies beweist, daß man mit Österreichdarüber nichthat einig

werden können,und läßt vermuten, daß letzteresden König-

reichenZusicherungenüber ihre direkteTeilnahmean der ober-

steu Bundesgewaltgemachthat oder daß es selbsteine Form

vorzieht,welchePreußen wenigerihm gleichstelltund es mehr

denübrigen Königreichenassimiliert."
DieseVermutungsolltesichbald bestätigen. Fürst Schwar-

zenberg,welcherinzwischeneinenBesuchin Berlin gemachthatte,
— wohl eine Höflichkeitserwiderungfür Olmütz, — stellte in

der erstenSitzung der 1. KommissionfolgendeAnträge: der bis-

herige Engere Rat der Bundesversammlungsollteaufhören, an

feine Stelle eine Exekutivbehördevon neun Stimmen mit ausge-

dehnteren Befugnissentreten, der Rest der dem Engeren Rat

früher zugewiesenenAttributionenaber an das Plenum übergehen,

sür welcheseinezweckmäßigere,dieMachtverhältnissemehr berück-

sichtigendeVerteilungder Stimmen vorbehaltenwar. Innerhalb

der Exekutivbehördewurden für Österreichzwei, für Preußen

zwei Stimmen beansprucht. Über die Verteilung der übrigen

fünf Stimmen mögesichdieKommissionäußern. Nachdemjedes

der vier Königreicheraschzugegriffenund je eine Stimme ange-

sprochenhatte, beeiltensichdie beidenHessen,die letztenochver-

fügbarezu belegen,so daß alle anderen Bundesstaatendamit von

der Exekutivgewaltausgeschlossengewesenwären. Die Vertreter

von Sachsen-Weimarund Frankfurt, welcheaußer den vorge-

nanntenStaaten noch in der Kommissionsaßen, waren über die-

senVorgang sehr betroffen,zumal siesichanscheinendeinemEin-

VerständnissämtlichergrößerenStaaten gegenüberbefanden.Auch

die Zumutung des Fürsten Schwarzenberg, sichsofortüber das

ganze Projekt zu erklären, hatte fast den Charakterder Über-

rumpelung. Die beiden Kommissionsmitgliedererhobenzwar kei-
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NM sofortigenWiderspruch,verschobenaber ihr Votum bis zur

nächstenSitzung.
„Ew. Königl. Hoheit werden ermessen"— so berichtete

Graf Bülow —, „welcheAufregungdas ResultatdieserKon-

serenz unter die Vertreter der mindermächtigenund kleinen

Staaten geworfenhat. Es läßt sichauchnichtleugnen, daß

man allen Grund hätte, sichdarüberzu beunruhigen, wenn

ernstlichzu befürchtenstände, daß das Projekt, so wie es in

der Konferenzzu Tage kam, angenommenoder dessenDurch-

führung auch nur ernstlichversuchtwerdenkönnte. Denn in

der That würden nach jenem Plane alle diejenigenStaaten,

welchekeinenPlatz in der neuen Exekutivbehördefänden, so-

gut wie ausgeschlossensein von jeder wirklichen,aktivenTeil-

nähme an den Bundesangelegenheiten.Überdies würde eine

solcheGestaltung des Bundes das Prinzip der Gleichberech-

tigung, die wesentlicheGrundlagedes Föderalismus, auf das

entschiedensteverletzen, dabei aber schwerlichden Zwecker-

reichen, dem zu Gunsten man die RechteeinzelnerBundes-

glieder konfiszierenmöchte, denn es läßt sichnichtannehmen,

daß ein Centralorgan aus 7 oder 9 Stimmen sehrviel wirk-

samer und belebenderfür die Bundeszweckesein werde als

ein solchesaus 17 Stimmen. Dies alles würde die mittleren

und kleinenStaaten, die bei dieserGüterverteilungübergangen

werden, an sichschonbestimmenmüssen, dem Vorschlageeine

entschiedeneNegativeentgegenzustellen.Die Sachewird jedoch

diesenWeg fürs erstewohl nichtgehen, sondernder Plan zu-

nächst noch im Schöße der KommissionWiderspruchfinden

und eventualiterAbänderungenerleiden."
Dies geschah. Sachsen-Weimarund Frankfurt erklärtenin

der nächstenSitzung, daß sie die österreichischePropositionwie

jedenVorschlag,der nichtauf der GleichberechtigungallerStaaten

fuße, ablehnenmüßten. Es wurden nun vom Präsidium fünf

verschiedeneTableauxfür die Bildung der Exekutivevorgelegt.

Drei davon gingenvon Österreich,zweivon Preußen aus. Alle

stimmtendarin überein, daß von den neun Stimmen die Haupt-
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mächteje zwei und Bayern eine Stimme erhaltensollten. Wäh-
rend aber bei der Verteilungder restlichenvierStimmenPreußen
sämtlicheStaaten bedachtund analog den bisherigenKurien zu
Stimmenverbändenvereinigtsehenwollte, waren in den österrei-
chischenVorschlägendieKönigreicheauffallendbegünstigt,diekleinen
Staaten ganz, die GroßherzogtümerzumTeil ausgeschlossen.Nur
in einem derselbenwaren auch die beiden Mecklenburgund Ol-
denburg. Braunschweigund Nassauan der neunten Stimme be-
teiligt. Da man sichauchüber dieseVorschlägebegreiflicherweise
nicht zu einigen vermochte, so beschloßman, die Arbeiten der
ersten Kommissionzu vertagen und dagegendie zweitezu be-
rufen, welchedenn auch durchRevisionderBundes- undSchluß-
akte die Kompetenzder Bundesbehördenvorläufig in der Weise
festsetzte,daß sie die Befugnifsezwischender Exekutiveund dem
Plenum verteilte.

„Natürlicherweise"— heißt es in einem weiteren Bülow-
schenBericht — „trat man in die Beratungvon allen Seiten
nur unter derVoraussetzungein, daß die endlicheOrganisation
der Exekutive, deren Kompetenzman solchergestaltvorläufig
cirkumskribierte,den Ansichtenund Forderungeneinigermaßen
entsprechenwerde, welchejeder zuletztgeltendzu machensich
vorbehielt. Das Resultatist also ein ganz hypothetisches,und
die Konferenzender Kommissionenhaben im wesentlichennur
den Wert vorläufigerBesprechungengehabt, bei denenman die
Ansichtender Beteiligtennach den verschiedenenRichtungenhin
zu erforschensucht, um darnachzu bestimmen,was man etwa
ferner proponierenund durchbringenkönnte. — Um diesem
Systemegemäßnach allen Seiten hin das Terrain zurekognos-
zieren, hat man nun gestern auch die dritte Kommissionzu-
sammentretenlassen, welchesich mit den materiellen Fragen
zu beschäftigenhat. In derselbenist von seiten Bayerns und
Sachsensdie Initiative ergriffenworden durch Vorlegungvon
Denkschriften,welchedie Anbahnung eines allgemeinenöfter-
reichisch-deutschenZoll- und Handelsvereinszum Gegenstande

habenund bestimmteAnträge in Bezug auf die nächstenvorbe¬
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reitenden Schritte enthalten. Zu bestimmtenResultatenist es

natürlichauchauf diesemGebietenicht gekommen,nicht einmal

zu einer Annäherung. Der königlichpreußischeBevollmächtigte

hat sichjeder näheren Einlassungenthaltenwegen Mangels an
Instruktionen und eines technischenBeistandes für dieseganz
speciellenund technischenFragen. Darauf hat dieKommission,

um hierzuFrist zu lassen,sichbis auf den 22. d. M. vertagt.
— Auf diesemWege ist man nun vorläufigzu einem Still-
ständegelangt. Die vorgelegtenPläne zur Bildung einer Exe-
kutivbehördestoßenauf Widerstand, sowohlbei Preußen, als
bei den Vertreternfast aller Regierungen,mit Ausnahmeder
Königreicheund der beiden Hessen. Man weiß diesen Wider-
stand, dem zuviel Rechtund Gewichtzur Seite steht, um ihn
ohne weiteres überzurennen,fürs erste nicht zu überwinden,
und man tastet daher umher, hier und in Berlin, wie man
ihn schwächeund beseitige,währendman sichandererseitsver-
geblichbemüht, nochirgendwelchevermittelndenVorschlägeaus-
zuklügeln. Die nächstenTage müssenzeigen, ob Österreichim
Berein mit den Königreicheneinen ernstlichenVersuchmachen
wird, seinen Plan in dieseroder jener Modifikationdnrchzu-
setzen. Geschiehtdies, so wird auchder Widerspruchsichbe-
stimmter und formeller aussprechenmüssen. Die nichtkönig-
lichen Regierungenmit Ausnahme beider Hessen,aber ein-
schließlichBadens, werden in diesemWidersprucheziemlich
einstimmigsein. Zuerst scheintman nochden Versuchmachen
zu wollen, wie weit man mit Preußen kommt."

Der Gang, den die Verhandlungennahmen, entsprachin
keiner Weise den Wünschendes Großherzogs. Nachdem die
Reichsidee aufgegebenund jede Hoffnung geschwundenwar,
Preußen mit der Führerschaftin Deutschlandbetraut zu sehen,
gingen dieseWünscheauf einemöglichstkräftigeExekutive.In
diesemSinne hätte er dem reinenDualismus, d. h. einer gleich-
mäßigen Verteilung der Gewalten an die beiden Hauptmächte,
unbedingtden Vorzug gegeben. Am 4. Januar schrieber an
Graf Bülow:
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„Ihre Wahrnehmungenin Dresden lassenmichimmer
mehr zu der Überzeugunggelangen, daß außer dem Wieder-
erstehendes Bundestags nichts wesentlicheszu stände kommen
wird, ausgenommen,was Österreichetwa in seinemInteresse
für gut hält. Eine Versöhnungder Nation mit ihren Jnsti-
tutionenund dadurchmit ihren Regierungen thut not, wenn
wir nicht einer zweiten Revolution in die Hände arbeiten
wollen, und es gilt den Beweis zu führen, daß die Regie-
rungen können,was dem Volkemißlang. Aber wenn die Ge-
fahr vorüber ist, hat mancherein erstaunlichkurzesGedächtnis.
Mich erfüllt eine solcheAussichtwirklichmit Betrübnis, und
mir scheinendie DresdenerKonferenzenziemlichunnütz. Viel-
leicht bringen Sie mündlichbeffereNachrichten,und will ich
den Mut nochnichtsinkenlassen.Desto thätiger muß man nun
im Innern sein, und das wollen wir redlichim neuen Jahr
thnn."

In einem anderenBrief vom 7. heißt es:
„Daß das Gefechtendlichbegonnen, habeich aus dem

letztenBericht ersehen. Ich freue mich, daß man wenigstens
so weit ist, dochbeklageich, daß Preußen durchsein Eingehen
auf die neun Stimmen sogleichdie Erreichungdes eigentlich
wünschenswertenZiels, Ausübung der Exekutivedurch die
beiden Großmächte, unmöglichgemachthat. Dadurchist ihm
keinehervorragendeStellung geworden,und dieKonsequenzhier-
von zeigt sich in der Besitznahmeeiner besonderenStimme
durchBayern. Dies erscheintmir nichtzulässig,denn da man
jenes Prinzip verlassen,bleibt nur das der Gleichberechtigung
zu jener verhältnismäßigen Teilnahme am Bundesregiment

übrig, und dem muß auchBayern sichunterziehen. Die Vor-
gänge in der ersten Sitzung der 1. Kommissionsind komisch
und betrübend, zeigen aber, wie wenigman geneigtist, sich

auf einen anderenStandpunkt als den des Egoismus zu stellen.

Durch den Major von Zülow habe ich bei Ihnen die Militär-

frage anregen lassen, indem es ja im allgemeinenInteresse,

ganz besondersaber im unsrigen, namentlichin Bezug auf den
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bevorstehendenLandtagund das SchicksalunseresRekrutierungs¬

gesetzesist, daß eineBundesbestimmungdarüber erfolge, wie-

viel Prozent bundesmäßigaufgestelltwerdensollen. Es scheint

Dresden der Ort, wo dies zur Sprache gebrachtwerdenkann,

und auch keineAnmaßung, wenn geradeMecklenburgdiesen

Gegenstandzur Sprache bringt. Wenn man auch dort noch

nichtzur definitivenBestimmungkommt,so läßt sichdochviel-
leichteine vorläufigeVerabredungtreffen,und würde uns schon
das bloße Dort-zur-Sprache-Gebrachtseindes Gegenstandesin
unserenspäterenVerhandlungennützen."

Ein andererVorgang, welcherin dieseTage fiel, kam dem
Großherzogsehr ungelegen. Schwarzenberghatte währendseines
letztenAufenthalts in Berlin über die schleswig-holsteinscheAn-
gelegenheitverhandelt. Die Aufstellungeines kombiniertenExe-
kutionscorps war beschlossenworden. Graf Bülow berichtete
darüber am 1. Januar:

„Der Fürst Schwarzenberghat mir heutefolgendemünd-
licheMitteilunggemacht: Man habe sich in Berlin über den
Marsch des österreichischenExekutionscorpsnach Holsteinver-
ständigt. Dasselbewerde über Hannoverauf Lüneburggehen,
und denÜbergangüberdie Elbe wolleman bei Boizenburgals
dem bestenTrajektpunktemachen. Da die Truppen sonachdas
großherzoglicheGebietberührenwürden,so werdeer dieserhalb,
womöglichnochheute,an Ew. KöniglichenHoheitRegierungdas
desfallsigeschriftlicheErsuchenrichten,wolle mich aber zugleich
ersuchen,bei Ew. KöniglichenHoheitzu befürworten,daß dem
Übergangeund Durchmarscheder Truppen die möglichsteBe-
förderungzu teil werde. Die königlichpreußischeRegierung
habe sichbereit erklärt, von Magdeburgaus Trajektmittelzur
Dispositionzu stellen, und wünscheer, daß man mecklenbur-
gischerseitsebenfallszur Herbeischaffungdes etwanochFehlenden
behülslichsein wolle."

Der Großherzogantwortetedarauf:
„Heuteerhieltich durchdie preußischeRegierungdas An-

suchendes österreichischenGouvernements,daß dienachHolstein
bestimmtenTruppen die Elbe bei Boizenburg überschreiten
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möchten. Ich konnte trotz der mir sehr unangenehmenSache
nur ja sagen, habe jedoch nachdrücklichdarauf aufmerksam
machenlassen,daß dieserPunkt vielungeeignetersei als Artlen-
bürg und es auchmehr in meinemWunscheläge, wenn man
jene Route wähle. Über Artlenburg führt die große Straße;
bei Boizenburg sind keinegeeignetenVerkehrswegeund keine
Transportmittel. VielleichtkönnenSie nochetwaszur Änderung
der Marschroutebeitragen. Immerhin werde ich das Nötige
auchfür den andern Fall ergehenlassen."

Indessengelang es nicht,dieEntlastung des Landes von der
Einquartierungzu bewirken. Die österreichischenTruppen rückten

am 17. Januar bei Boizenburgein und bezogenlängs der ganzen
westlichenGrenzebis weit in das Innere hinein Cantonnements.
Letzterereichtenbis dichtvor Schwerin. Das österreichischeOber-
Kommandoging dabei so eigenmächtigund rücksichtslosvor, daß

die SchwerinerRegierungsichsogar veranlaßtsah, gegendienicht
ordnungsmäßigangemeldeteVerlegungderTruppen zu protestieren.
Oberstlieutenantvon Zülow überbrachteam 25. Januar diesen

Protest demFeldmarschall-Lieutenantvon Legeditsch,dessenHaupt-
quartier sichin Lüneburgbefand. Es erfolgtenEntschuldigungen,

dochbedurftees einer zweitenSendung Zülows nachHamburg,

um wenigstensdie Entfernung eines Teils der fremdenTruppen

zu erwirken. Diese rücktennunmehr ins Lauenburgische,doch

blieben noch mehrere Ortschaftenwochenlang mit der öfter-

reichischenReservebelegt,obwohlanfangs nur von einemDurch-

MarschedieRede gewesenwar. MitteMärz endetedie holsteinische

Occupation,und der Rücktransport der österreichischenBrigade

sowieder meistenpreußischenRegimentererfolgtedann von Lübeck

und Hamburg aus auf der Eisenbahn.
Graf Bülow verließ Dresden am 12. Januar. Er kehrte

nur noch einmal für einige Tage im Februar dorthin zurück.

Während der ganzenübrigenZeit bis zum Schluß der Konferenz,

welcheram 15. Mai stattfand, blieb die Vertretungund Bericht-

erstattungdemzweitenBevollmächtigten,LegationsratvonBülow,

übertragen. Derselbe entwickeltedabei viel Umsichtund Eni-
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schiedenheit,arbeitetein mehrerenKommission?n und verdientesich
dort seineerstendiplomatischenSporen. Seme Instruktion ging

dahin, die preußischenVorschlägethunlichst zu unterstützen,

Neuerungenin der Organisation des Bundes aber nur dann zu-

zustimmen, wenn damit eineVereinfachungund Kräftigungder
Exekutivgewaltverbundenwäre. Eine solchekonnteindessenvon

dem neuestenVorschlagnicht erwartet werden, mit welchemdie

beidenVormächtein einer kombiniertenSitzung der ersten und
zweitenKommissionam 12. Januar hervortraten. Nach diesem
solltennichtneun, sondernelf Stimmen zur Verteilungkommen
und davon je 2 auf Österreichund Preußen, je eine auf die vier
Königreicheund drei Staatengruppen entfallen. Dadurch wäre
zwar dem Größenverhältnisentsprechendallen mindermächtigen
Staaten der Anteil an der Exekutivegesichert, das bisherige
Stimmenverhältnisaber fehr zum Vorteil der Mittelstaatenver-
schobenworden. Beide mecklenburgischeVertreter widersprachen
und suchten,da vielekleinereRegierungensicheingeschüchtertoder
mutlos zeigten, eine geschlosseneOppositionsgruppezu bilden.
Holsteinund die Hansestädteschloffensich derselbensogleichan.
Im weiterenVerlauf der Beratungen traten die meistenminder-
mächtigenStaaten der Gruppe bei. Ohne eine führendeRollezu
beanspruchen,waren dochBülow und Oertzendabei besonders
thätig. Allmählichwurde in den Sitzungender I. und 2. Kom-
Missiondie Revision der Bundesverfassungsoweitgefördert, daß
am 23. Februar dieseKommissionsvorschlägedem Plenum der
Konferenzvorgelegtwerdenkonnten. Die erstenBevollmächtigten
der größerenStaaten, so Fürst Schwarzenberg,die Herren von
Manteuffelund von der Pfordten. welcheDresden um die Mitte
Januar verlassenhatten, wohntendieserPlenarsitzungwiederbei1.
Der neueEntwurf, welcherwesentlichunter österreichischemEin-
fluß zu stände gekommenwar, lief in der Hauptsacheauf eine
Trennung der oberstenBundesbehördein Exekutiveund Legis-

1 In der Zwischenzeit war Österreich durch GrasBnol, Preußen durch

Graf Alvensleben vertreten gewesen.
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lative hinaus. Während die erstere einem Ausschußnach dem
oben bezeichnetenStimmenverhältniszufiel,waren die legislativen
Befugnissedes bisherigenEngerenRats der weit schwerfälligeren
Körperschaftdes Plenums überwiesen. Eine Verbesserungkonnte
darin nicht erblicktwerden. Durch dieTeilungderGewaltenwar
eine einheitlicheDirektiveerschwert,die Gefahr von Kompetenz-
konfliktennoch vermehrt worden. In dieserHinsichthatte sich
der EngereRat währendseinesdreißigjährigenBestehensals zweck-
mäßiger oder wenigstensunschädlichererwiesen. Daneben war
das neue Stimmenverhältnisdes Plenumsso angeordnet,daß ein
Übergewichtder größeren, aber auchder Mittelstaaten, über die
kleinenunverkennbarwar. Mit Recht konnteBülow die Be-
sorgnis äußern, daß die Schöpferdes Entwurfs von der Absicht
geleitetwären, nebendie Exekutiveeinemöglichstunbeholfene,von
jener abhängigeVersammlungzu stellenund daß, wie die Exe-
kutiveauf dem Machtverhältnisbegründetsei, so auchdie Macht
und nicht das Rechtim Bunde herrschensolle.

Auch Preußen hatte sich diesen von Österreichinspirierten
Vorschlägennur widerwillig und mit Vorbehaltenangeschlossen.
Zu entschiedeneremWiderspruchkonntesichdas Berliner Kabinett
aber nicht aufraffen. Die Unselbständigkeitder Manteuffelschen
Politik trat immerdeutlicherhervor. Ob es Fürst Schwarzenberg
mit seinenReformvorschlägenwirklichernstwar oder ob er seinen
preußischenKollegennur auf ein geheimesZiel, die unveränderte
Wiederherstellungder alten Bundesverfassung,hinführen wollte,

ist bis jetztnochnicht festgestellt.Thatfächlichnahmendie Dres-
dener VerhandlungeneinenVerlauf, welcherin den Augen des
Berliner Kabinetts das einfacheZurückgehenauf die Bundesakte

als das kleinereÜbel erscheinenließ. In diesemSinne äußerte

sich denn auch Herr von Manteusfelin der Plenarsitzungvom

23. Februar. Bayern, Sachsen, Württemberg, Braunschweig,
Nassau erklärten sich unbedingt für den Kommissionsvorschlag,

Hannover äußerte Bedenken,die es aber später fallenließ, einige

Bevollmächtigtestellten Bedingungen. NeunzehnStaaten von

Baden abwärts, darunter die beidenMecklenburg,sprachensichfür
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unbedingteAblehnungaus. In der Erklärung, welcheHerr von

Bülow, zugleichim Namen seines Strelitzer Kollegen, verlas,

wurde diese Ablehnungeingehendmotiviert. Eine Teilung der

Gewaltenin exekutiveund legislative,hieß es darin, finde weder

im Bundesrechteeinen Anknüpfungspunkt,nochhabe sie sichnach

demZeugnis der neuerenGeschichteanderweitigbewährt. Jeder

staatlicheOrganismus könnenur dann eine kräftigeThätigkeitent-

wickeln,wenn Wollen und Handelnin einer Hand läge. Durch

das Trennen dieserFunktionen werde nicht nur die erstrebte

Kräftigungvereitelt,sondernder Keimzu bedenklichenKompetenz-

konfliktengelegt. Eine unbefangenePrüfung ergebe,daß die bis-

herigeSchwächeDeutschlandsnicht in der Unzulänglichkeitder

Verfassungsbestimmungenihren Grund gehabt, sondern in der

Mangelhaftigkeitder Handhabung. NichtdiejenigenStaaten, deren

partikularenEinfluß man jetzt zu verringerntrachte, trügen an

dieser ungenügendenHandhabung die Schuld. Wolle man dem

Ziel näher kommen,so dürseman nichtdamit beginnen,denPar-

tikularismusauf der einenSeite zu befriedigen,auf der andern

Seite dagegenzu verletzen,denn das Werkder deutschenEinigung

bedürfegleichmäßigerAufopferungenvon allen Seiten. Den ge-

planten Veränderungengegenübersei die alte Verfassung,die sich

in mancherHinsichtbewährthabe, nochvorzuziehen.Viele ihrer
Bestimmungenfeiennochgar nichtzur Ausführunggelangt oder

dochdurchpartikulareGegenströmungenbeengtworden. Die Be-
vollmächtigtenerkanntenzumSchluß dieVerpflichtungderBundes-
gliederan, nichtin der bloßenNegationzu verharren. Sie seien

der Ansicht,daß Österreichund Preußen ein verstärkterEinfluß

auf die Bundesangelegenheitenund beim Vollzug der Bundes-
beschlüsseeingeräumt werde, im übrigen aber die Bundesver-

sammlung,mit Festhaltungdes bisherigenStimmenverhältnisses,

das alleinige Organ des Willens und Handelns im Deutschen

Bunde bleibe. Jedem auf dieser Grundlage beruhendenBor-

schlagewürdensiemit UnterordnungminderwesentlicherMeinungs-
Verschiedenheitendie Zustimmungihrer Regierungenzu verschaffen

bemühtsein.



Wiederaufnahme d. Verfafsungsref. Die Dresdener Konferenzen. 401

Die mecklenburgischeErklärung machteeinen sichtlichenEin-
druckauf die Versammlung. Man hatte einen so bestimmten
Widerstand augenscheinlichnicht erwartet. Fürst Schwarzenberg
zeigtesichsehr verstimmt. Er suchtenoch durchSammlung der
zustimmendenErklärungen eine Art von Majoritätsvotum zu
erzielen,aber auch diesePression bliebwirkungslos. Herrn von
Manteuffelwar dieOppositionderMindermächtigennichtunwill-
kommen. In seiner Schlußerklärungwies er unzweideutigauf
eine Rückkehrzur alten Verfassunghin.

„WennÖsterreich"— schriebBülowam24. Februar—„den
Kommissionsantragtrotz seiner unverkennbarenLückenhaftigkeit
annimmt,auf diesofortigeEinsetzungdesneugeschaffenenOrgans
dringt und diesesdem Bundestagevorzieht, so scheintmir der
Schlüsselsür solcheEntschließungdarin zu liegen, daß Öfter-
reicheinmal die Macht Preußens im Bundestagesürchtetund
dann einen völlig legalen Zustand in Deutschlandnicht her-
stellen,sondernliebereineunvollkommeneGestaltungeinführen
will, welcheRaum giebtzum freierenSchaltenund zum Ver-
folgender eigenenZwecke. Eben dies aber mahnt, in derAn-
nähmevon Vorschlägenäußerstvorsichtigzu seinund das einst-
weiligeZurückgehenauf die alten Formen einemEingehenin
neue Institutionen, deren Tragweite man nicht genau kennt,
vorzuziehen. Allgemeinglaubtman aber,daß der Kommissions-
Vorschlagnichtzur Aussührungkommenwird, indemman sich
darüber nichttäuscht, daß der WiderspruchmehrererStaaten,
so der der beidenMecklenburg,nichtzu beseitigenist. Ob alle
übrigenStaaten festhaltenwerden, stehtfreilichdahin, dochist
in diesemAugenblickbei keinemderselbeneinNachgebenzu ver-
muten."•

Wirklichblieb die Oppositionfest. Österreichbeschloßnun,
sichzunächstmit Preußen zu verständigenund zwar auf Grund-
läge eines Entwurfs, welchermehr das bestehenderechtlicheund
faktischeVerhältnis berücksichtigte.Sicher war dies der einzige
Weg, aus der arg verfahrenenLage herauszukommen.Freilich
galt es dabei, einenPlan aufzugeben,der vom Beginn der Ver-

von Hirschfeld, Friedrich Franz II. 26
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Handlungenan für die Politik des Kaiserhofsbestimmendgewesen

war. Schon in einer der erstenSitzungen hatte Österreichals

eine BedingungseinesWiedereintrittsin denBund dieAufnahme

seiner außerdeutschenProvinzen in das jBundesgebietbezeichnet.

Am 14. Januar hatte Graf Buol erläuternd erklärt, daß die

Kalamität der letztenJahre in Österreichvorzugsweisedurchdas

schroffeGegenüberstehender verschiedenenNationalitäteninnerhalb

der Monarchiehervorgerufensei und daß, um dieseszu beseitigen,

man zu einer größeren Centralisierung«hätte schreitenmüssen,

wovon abzustehennunmehr unmöglichsei. Österreichböte die

GesamtheitseinerStaaten und seinerMacht dem DeutschenBunde

und glaube,daß dieAufnahmejenernur im Interessedes letzteren

sein könne. Würde dieselbenicht geschehen,so müsseÖsterreich

sichvorbehaltenzu entscheiden,in welcheStellung es sodannzum
DeutschenBund zu treten gedenke. Eine Einspracheder sremden
Mächte,welchedie Wiener Kongreßakteunterzeichnethätten, wäre
unstatthaft und übrigens nicht zu besorgen. Graf Alvensleben
bemerktehierzu, Preußen würde der Aufnahme des gesamten
österreichischenStaatenkomplexesnicht entgegensein, müssedann
aber gleichfallsbeanspruchen,mit dem letztenRest seiner außer-
deutschenBesitzungenin den Bund einzutreten. Die Mittelstaaten
und die meistenkleinerenStaaten waren für die Aufnahme.
Sachsenbefürwortetedieselbenochganz besondersmit dem Hin-
weis auf dieMöglichkeiteinerZolleinigungmit der österreichischen
Gesamtmonarchie,währendHannover gerade hierin eineGefahr
für die Handelsinteressender Einzelstaatenerblickenwollte. Die
mecklenburgischenBevollmächtigtenteiltendieBedenkenHannovers,
erklärtensich aber prinzipiellmit der Erweiterung des Bundes-
gebietseinverstanden. Dabei hatte Herr von Bülow darauf hin-
gewiesen,daß dieEntscheidungüber dieseFrage auchdieGestaltung
des Bundes und seinerVerfassungnotwendigerweisebeeinflussen
werde.

Dem österreichischenWunsch hielt Preußen seinerseitsdie
Forderung eines Alternats im Präsidium entgegen,da die Auf-
nähme seines außerdeutschenGebiets ihm als ein zu geringes
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Äquivalent erschien. War schon eine Verständigungauf dieser

Basis höchstunwahrscheinlich,so wurde dieselbenoch durchden

Einspruchfremder Mächte erschwert.Der französischeGesandte

in Dresden teilte den Konferenzmitgliederneinesehr scharfeDe-

pefchefeiner Regierungvom 23. Februar mit. Frankreichpro-

testiertedarin auf das entschiedenstegegendie beabsichtigteEr-
Weiterungdes Bundesgebiets, in welcheres einenVertragsbruch

(violation flagrante des traitAs), eine unzulässigeVerschiebung

des europäischenGleichgewichtsund eine Gefahr für den Frieden

erblickte.Geradejetzt,wo die europäischenRegierungengeschlossen

den Umsturzbestrebungenentgegentretenmüßten, sehees mit Be-

dauern, wie Österreichden Versuchmache, die Schrankenzu

beseitigen,welchein den internationalenVerträgennochden ein-

zigenSchutz gegen die Bedroher der öffentlichenRuhe und des

Friedens gewährten. Übrigensführten dieSeparatverhandlungen

zwischenWienund Berlin zu keinemAbschluß,und dieTerritorial-

frage versandetevollendsin dem sich immer mehr anhäufenden

Material unerledigterEntwürfe,welchesdie Kommissionssitzungen

der nächstenMonate zu Tage förderten. In einer Instruktion

vom 18. März war Herr von Bülow angewiesen,sich unaus-

gefordertüber dieseAngelegenheitnicht zu äußern. Der Groß-

herzogseizwar nichtgesonnen,demjenigenentgegenzutreten,worüber

sich die leitendenMächte einigenmöchten,werde sich aber erst

positiverklären, sobaldes bestimmterausgesprochensei, welchen

Umfang von Pflichten und LeistungenÖsterreichinfolge eines

vergrößertenTeilnahmeverhältnisseszu übernehmenbereitsei.

DieserVorbehaltbezogsichnamentlichauf das Projekteiner
deutfch-österreichischenZolleinigung,welchefür diemecklenburgischen

Steuer- und Zollverhältnissevon tief einschneidenderWirkung

gewesenwäre. Die dritteKommissionhattesichunterHeranziehung

von technischenSachverständigeneingehendmit dieserFrage be-

schästigtund endlichden Entwurf einer Übereinkunftzu stände

gebracht,welcherder Konferenzam 15. März vorgelegtwurde.

Die EntscheidungderRegierungensolltebinnen 14 Tagenerfolgen;

da aber einigewichtigeAnlagenfehlten,wie z. B. das Verzeichnis
26*



404 Elftes Kapitel.

der zollfrei innerhalb des Zollgebiets versendbarenGegenstände,

so nahmenverschiedeneRegierungen,unter ihnenauch die mecklen-

burgische, daraus Veranlassung, ihre Erklärung zu vertagen.

Obwohl das neue Zollsystemder Regierung eine umständliche

Auseinandersetzungmit den Ständen auferlegt hätte, war der

Großherzogdoch für das ganzeProjekt günstiggestimmt, da er

in der wirtschaftlichenEinigung Deutschlandsmit Recht einen
weiteren Schritt zur Erreichung einer gefestigterenBundes-
organisation erblickte. Übrigens wurde diese Angelegenheitin
Dresden nichterledigt, sondern nach Frankfurt übertragen, wo
der alte JnteressenkampszwischenÖsterreichund Preußen auchauf
diesemGebietwiederneu entbrannte.

Von den zahlreichenanderenEntwürfen, welchedas gleiche
Schicksalhatten, erregt nocheiner, nämlichder dieVolksvertretung
betreffende,unserbesonderesInteresse. Wir finden hier nochein-
mal ein Eingehenaus die Wünscheder Nation, einenwenn auch
nur schwachenZusammenhangmit der 48er Bewegung. Der
Gedanke,nebendie Bundesversammlungein Volkshauszu setzen,
taucht hier zum letztenmalin schwachenUmrissenauf. Später in
Frankfurt verflüchtigter sichvollständig,um erst nach12 Jahren
in den Beratungen des Fürstenkongressesvorübergehendwieder
zumAusdruckzugelangen.Damals, 1851,warenes dieKönigreiche,
namentlichBayern und Württemberg,welchedie Volksvertretung
in Anregungbrachten. Bereits in der Sitzung vom 13. Januar
hatte Herr von der Pfordten dies damit motiviert, daß die Re-
gierungendahingehendeVersprechungenfrüher gemachtund diesen
Gegenstandin diemeistenMinisterprogrammeaufgenommenhätten,
daß eine solcheEinrichtungsehr zur Beruhigung der Gemüter
beitragen,eineÜbereinstimmungin der Gesetzgebungder einzelnen
Länder ermöglichenund namentlichden Widerspruchbeseitigen
werde, der darin liege,daß in denEinzelstaateneine Teilung der
Gewalten bestände, während in der höchstenGewalt, der des
Bundes, die Monarchieunbedingtherrsche. Er schlugdemnach
vor, eineVolksvertretungnachArt des sogenanntenMünchener
Projekts zu schaffen,welchedurchden Zusammentrittvon Depu-
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tierten der Stände aller Einzelstaatengebildetwürde. Obwohl

Österreichsichgleichanfangs entschiedengegenjedeVolksvertretung

aussprach, da die Tragweite einer solchen, der Grundidee des

Bundes nichtentsprechendenNeugestaltungnichtzu berechnenwäre,

und Preußen durch dieseAblehnungdieAngelegenheitfür erledigt

ansah,wurde dieselbeauf Wunschder Mittelstaatendennocheiner

Subkommissionüberwiesen. Sie bestandaus denBevollmächtigten

von Württemberg,Baden und Mecklenburg-Schwerin.Herr von

Bülow hatte in jener erstenDebatte den Standpunkt seinerRe-

gierung dahin präcisiert — und der Großherzogdies später

genehmigt—, daß es sichbei den jetzigenKonferenzennur um

eineRevision der Bundesgesetzeunter Beibehaltungdes Wesens

und Zwecksdes Bundes handle. Die Bildung eines Repräsen-

tativkörpersfalle nichtin den Rahmen dieserAusgabe. Ein Be-

dürsnis dasür liege eigentlichnur bei materiellenFragen vor

(Handels- und Zollgesetze),und dieses lasse sich auch durch den

Zusammentrittvon Sachverständigenbefriedigen.Die großherzog-

licheRegierung halte es nicht sür wünschenswert,daß das kon-

stitutionellePrinzip durch seine Einführung beim Bunde noch

weiter in Deutschlandverbreitetwerde, zumal in Mecklenburg

weder einekonstitutionelleVerfassungnochauchdieAbsichtbestehe,

bei den geplantenVeränderungendie ständischeBasis zu verlassen.

Die Gültigkeitder Bundesgesetzesei in Mecklenburgden Ständen

gegenüberstets aufrechterhaltenworden. Dies fortzuführen,sei

aber nur möglich, wenn der föderativeCharakter des Bundes

nicht alteriert werde. Seine Regierungsei übrigens bereit, bei

einem Nachweis der Ausführbarkeitihre Ansichtenzu ändern,

vorläufigerblickesiein demAntrageeinschwerzu lösendesProblem.

Diese Bedenkenfanden noch ihre ausführlicheBegründung

in dem gutachtlichenBericht, den Bülow in der Subkommission

anfangs März vorlegte. Die Zusammenstellungder Gründe,

welchesür dieVolksvertretungsprachen,hattedagegenderwürttem-

bergischeBevollmächtigte,Herr von Neurath, übernommen. Von

dem dritten (badischen)Delegiertenendlich, Herrn von Meysen-

bng, rührte ein Vermittelungsvorschlagher, dem seineKollegen
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schließlichzustimmtenund der darin bestand, daß die Ausschüsse
der Landesvertretungennur zu denjenigenGesetzenherangezogen
werdensollten,welcheauchbisher denKammernoder Landständen
der Einzelstaatenzur Genehmigungvorgelegenhatten. Durch
Erweiterung der Bundesgesetzgebungsollten dieseMaterien ver-
mehrt werden. Es handelte sich also nicht um ein Parlament,
welchesregelmäßigtagen und selbständigan der Bundesgesetz-
gebungteilnehmensollte,sondernnur um dieVereinfachungeines
bestehendenschwerfälligenGeschäftsganges.Von einerPeriodicität
des Zusammentrittswar nicht die Rede. Auch nichtvon einer
schärferenUmgrenzungdes Kompetenzgebiets.

In dieserschwächlichenVerdünnungwäre derVorschlagselbst
sür dieGegnerderVolksvertretungannehmbargewesen. Indessen
Österreichbeharrte auch jetzt auf der striktenAblehnung. Graf
Buol meinte, das Projekt entsprecheweder den Wünschender
Nation, nochwerde es demVersuchentgehen,von derVewegungs-
Partei sür ihre Zweckeausgenutztzu werden. Preußen verhielt
sichpassivund erklärte,keinenbesonderenWert auf einederartige
Institution zu legen. Graf Alvenslebenbemerktedabei, daß er
persönlichdie direkteWahl zu der Vertretungim Volkshauseder-
jenigendurchdie Stände der einzelnenStaaten vorziehe,ein Ge-
danke, den die preußischeRegierungbekanntlichspäter ihren Re-
sormvorschlägenam Bunde zu Grunde legte. Die Vorarbeiten
dieserwie die aller anderenKommissionenwandertenzunächstals
„schätzbaresMaterial" nachFranksurt,wo sie in den Archivendes
Bundespalais alsbald dem Staub und der VergessenheitanHeim-
fielen.

Inzwischenwar eineallgemeineErmattung in Dresden ein-
getreten. Die Überzeugung,daß dieKonferenzresultatlosverlaufen
werde,wirktelähmendauf die Teilnehmer. Die Pausen zwischen
den Sitzungenverlängertensich,dieVerhandlungenzwischenBerlin
und Wien, derenErgebnis abgewartetwerdenmußte, rücktennicht
vom Fleck. Wie eine Art Erlösung wurde es daher betrachtet,
als Preußen in seinerNote vom 27. März denUnionsregierungen
die Wiederherstellungdes alten Bundestags empfahl und seiner¬
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seits dessenBeschickungzusagte. In Wien erregte dieserSchritt
lebhafteBefriedigung. Herr von Bülow berichtetedarüber am
II. April:

„Graf Buol hat uns gesternKenntnis gegebenvon dem
Inhalt einesPrivatschreibens,welcheservomFürstenSchwarzen-
berg erhalten hat. Nach demselbenäußerte sich dieserüber
die beabsichtigteallseitigeAnerkennungund Beschickungdes
Bundestags dahin, daß die KaiserlicheRegierungdiesenEnt-
schlußnur mit der größtenBefriedigungvernehmenkönneund
daß sie aus der Bereitwilligkeit,mit welcherdie einzelnenRe-
gierungendarauf eingehenwürden, ersehenwerde, ob es mit
der Anerkennungdes Bundestages ernstlich gemeint wäre.
Diese Anerkennunghat den besonderenWert, daß sämtliche
Regierungenwiederumauf demselbenBoden stehen, und daß
die bisherigeSpaltung, derenErhaltung die öffentlichenBlätter
und gewisseParteien sich dauernd sehr angelegenseinlassen,
völlig verschwindet."

In Dresden waren dieAnsichtendarübergeteilt,ob man die
Beratungensogleichabbrechenund nachFrankfurtübersiedelnsolle
oder ob die Konferenzsolangefortzusetzensei, bis wenigstens
über einige der schwebendenFragen Einverständniserzieltwäre.
In Wien neigte man der letzterenAuffassungzu. Das dortige
Stichwort lautete: Die Konferenzdürfe nicht auseinandergehen,
wenn nichtetwas erreichtsei. Nachdemder Reorganisationsvor-
schlaggescheitertwar, schobdas WienerKabinettdie Zolleinigung
in den Vordergrund. Eine Übereinkunftauf diesemGebietwäre
dem Kaiserhofdeshalbsehrerwünschtgewesen,weil man im Be-

griff stand, den neuenZolltarif für die österreichischenStaaten zu
publizierenund die gegen denselbenzu gewärtigendenAngriffe

durch den Hinweis auf ein Zollbündnis mit Deutschlandbesser
abzuwehrenhoffte. Fürst Schwarzenbergschlugdaher vor, die
Konferenzenbis Mitte Mai fortzusetzen,und die anderen Re-
gierungen mußten, wenngleichungern, darein willigen. Am
15. Mai fand unter Anwesenheitder leitendenStaatsmännervon
Österreichund Preußen die Schlußsitzungstatt. Durch erneute
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Anstrengungder vier Kommissionenin den letztenWochenwaren

deren Berichtenoch fertig gestellt und der Konferenzvorgelegt

worden. Die Erklärungen, welchenunmehr darüber abgegeben

wurden und deren Wortlaut das Schlußprotokollverzeichnete,

ließendeutlicherkennen,daß eineEinigung in Dresden nichterzielt

war und dieseden fernerenBeratungen in Frankfurt vorbehalten

blieb. Während Fürst Schwarzenbergden meistenKommissions-
Vorschlägenprinzipiell zustimmte, die Handelseinigungbesonders
lebhaftbefürworteteund nur die Frage der Volksvertretungals
ungelöstbezeichnetesbeschränktesichHerr von Manteuffeldarauf,
in ziemlichallgemeingehaltenenRedewendungendie Geneigtheit

Preußens für eine Fortsetzungder Arbeiten in der Bundesver-
sammluugzu bekunden. Er enthieltsicheinerKritikder einzelnen

Punkteund empfahlnur zweiderselben,nämlich die Vorschläge
wegen Jnstruktionseinholungund Bereithaltungdes Bundeskon-

tingents, einer beschleunigtenBehandlung. Die Erklärungender
Mittelstaatenschlössensich im wesentlichenden österreichischenan
und wiederholtendabeidie speciellenWünsche,welcheschonin den
Kommissionssitzungengeltendgemachtwaren. Auchbeidenminder-
mächtigenStaaten traten Wünscheund Bedenkenmehroderweniger
deutlichhervor.

Die beidenGroßherzogtümerMecklenburggaben eine über-
einstimmendeErklärungab. Ihre volleZustimmungerteiltensie
nur zu denbeidenVorschlägen,welcheauchPreußenzur schleunigen
Erledigung empsohlenhatte. Wegen der übrigenPunkte wurde

1 Wörtlich bemerkte et: „Die Stärkung der Regierungsgewalt in

Deutschland, sowohl in den einzelnen Staaten wie im Mittelpunkt des

Bundes, ist nach des kaiserlichenHofs Überzeugung die dringendste Aufgabe

der Gegenwart, während ein Blick auf die Lage der deutschen Angelegen-

heiten erkennen läßt und die in der Kommission angestellten Erörterungen

bestätigen, wie wenig es unter den bis jetzt tatsächlich und rechtlich gege¬

benen Bedingungen gelingen könnte, die Beteiligung einer ständischen Ver-

tretnng an den legislativen Befugnissen des Bundes auf so geordneten nnd

haltbaren Grundlagen zustande zu bringen, daß dadurch die Kraft und das

Ansehen des Bundes und seiner Mitglieder erhöht und uicht vielmehr

geschwächtund gefährdet würde."
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Prüfung und Entscheidungin Frankfurt vorbehalten. Betreffsder
Handelsübereinkunfthieß es wörtlich: „DieselbesetzteinenKom-

plex von kompaciszierendenStaaten voraus, welchemit einem

gleichartigenZollsystem,dem indirektenAbgabensystemmit Grenz-

schütz,versehensind, im Innern dagegendemBetriebevonHandel

und Gewerbe eine nicht geringeUngebuudenheitgestatten. Daß

eine solcheGrundlage gewählt wurde, ist vollkommenerklärlich,

denn in sast allen deutschenStaaten findetsichjenesSystem und

der ihm entsprechendeOrganismus wieder. Mecklenburggehört

in dieserBeziehungzu den wenigenAusnahmen; in beidenGroß¬

herzogtümernfehlenalleBedingungen,welchebei derÜbereinkunft

als existentangenommensind. Es ist dort ein Abgabensystem,

eineGesetzgebungüberHandel-und Gewerbebetriebin Anwendung

und aufs engstemit der bestehendenVerfassungverwachsen,welche

den der Übereinkunftzu Grunde liegendenPrinzipien gewisser-

maßen diametral entgegensteht.Wenn hiernachdie großherzog-

lichenRegierungensichzur Zeit außer ständesehen,zu der ent-

worsenenÜbereinkunftihren Beitritt zu erklären,fo sindsie nicht

gemeint, sichgegendas Ziel, welchesdurchdie Übereinkunftan-

gebahntwerdensoll, gegeneine Handels-und Zolleinigungunter

allen deutschenStaaten, aussprechenzu wollen,sondernsieerkennen

vielmehrin letztereretwasWünschenswertesan und werden,indem

sie erwarten, daß dieselbein einer die verschiedenartigenInteressen

der deutschenVolksstämmeberücksichtigendenWeise erreichtwird,

ihrerseitseinemsolchenWerkegern ihre Kräfte leihen."

Die Konferenzwar vorüber,das Ergebnis in Anbetrachtder

aufgewendetenZeit und Mühejedenfallseinsehrdürstiges. „Man

hat sichin Dresden"— solautetedas drastischeUrteileinesMecklen-

burgers -- „fünf Monate lang damit beschäftigt,leeresStroh zu

dreschen. Jetzt mag es als Unterstreufür die Lagerstättedes

guten, altenBundestags verwendetwerden. Er wird sanftdarauf

schlafen." Die erstePlenarsitzungin Frankfurt fand am 30. Mai

statt. Zum Gesandtenfür beideMecklenburgwar der bisherige

GeheimeJustizrat von Oertzen—Leppinernannt worden. Diese

Wahl war durchaus angezeigt. Herr von Oertzengenoß seit
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langem großesAnsehenin den ständischenKreisen,war wiederholt

öffentlichals Vertreter der konservativenRichtungaufgetreten,jetzt

hatte er sichin Dresden auchmit denBundesangelegenheitennäher

bekanntgemacht. JedwederSchroffheitabhold, von vermittelndem

versöhnlichenCharakter, dabei fest in seinenpolitischenund kirch-

lichenÜberzeugungen,war er für dieseStellung besondersgeeignet.

In Frankfurt erwarb er sich durch Sachlichkeitund Geschäfts-

kenntnissehr bald die AchtungseinerKollegenund das volleZu-
trauen seinesFürsten, so daß ihn dieserspäternach demRücktritt
des Grafen Bülow an die Spitze des Ministeriumsberief.

DieVertretungdes10. Armeecorpsin der FrankfurterMilitär-
kommissionfiel nunmehrMecklenburgzu. Der Großherzogüber-
trug dieselbeseinemFlügeladjutanten,OberstlieutenantvonZülow.
Als dieser später zur Übernahmedes Militärdepartementsnach
Schwerinzurückkehrte— der bisherigeInhaber dieserStellung,
Generalmajorvon Hopffgarten,war zum Gesandtenin Berlin er-
nannt —, trat Major von Bilguer an seine Stelle. Wie der
Großherzog die Funktionen seines militärischenDelegiertenam
Bundestageaufgefaßtzu sehenwünschte,darüber besitzenwir in
einemunter dem 21. Oktober1851 an Zülow gerichtetenHand-
schreibenein sehr interessantesDokument. Es lautet:

„LieberZülow! ObgleichSie eine schriftlicheInstruktion
haben und ich Ihnen auch mündlichmeine Ansichtengesagt
habe, so wird es Ihnen doch lieb sein, wenn ich diesehier
nocheinmal kurzzusammenstelle,damit es Ihnen als Anhalt
diene.

Was die Frage betrifft, ob eine energischeThätigkeitdes
Bundes in militärischenDingen nötig ist, so bejaheich dieselbe
unbedingt, vorausgesetzt,daß sie rein militärische,keinepoli-
tischenZweckeverfolgt. Sehen Sie sichalso die Dinge genau
an, und sind sie zur Erzielungausgebildeterund schlagfertiger
Truppen geeignet,sounterstützenSie solcheBemühungen. Was
den Maßstab anbetrifft,den ich angelegtzu sehenwünsche,so
ist es der möglichsterUnabhängigkeitdarin, wie ich mein
Bundeskontingentformieren will. Sollen hier Normen über
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Dienstzeit, Präsenzzeit bei der Fahne, Reserveverhältnis auf-

gestellt werden, so müssen es möglichst preußische sein, da ich

meine Truppen preußisch formiert haben will, wenn auch das

Landwehrsystem modifiziert werden muß und sich mehr reserve-

artig gestalten wird. Was eine preußischeFormation und Aus-

bildung unmöglich macht, dem widerstrebe ich. Dagegen halte

ich unbedingte Verwendbarkeit der Truppen seitens des Bundes

sür notwendig und stimme allem zu, was die Rechte des Bundes

in dieser Richtung hin befestigt. Alles, was den Armeecorps-

verband stärkt, als Inspektionen, stehendes Corpskommando,

Zusammenziehungen, ist nützlich. Die ersten Einleitungen,

um meine Konvention mit Preußen in diesem Sinne zu modi-

fiziereu, habe ich getroffen. Wenn im vorstehenden der direkte

Zweck Ihrer Sendung nach Frankfurt bezeichnet ist, so wird

die Bekanntschast aller dortigen hervorragenden Persönlichkeiten

ebenfalls sehr ins Auge zu sassen sein. Diese kann sowohl für

den Augenblick als sür die Ereignisse einer drohenden Zukunft

von Wichtigkeit sein. Die Kenntnis des Verhältnisses der

Festungen und der Flotte wird sich Ihnen wohl von selbst

eröffnen."

Die altständische Partei, bei welcher das Ministerium Bülow

während der nächsten Jahre seinen Rückhalt suchte und fand,

erblickte die Berufung Oertzens auf den Frankfurter Posten mit

Besriedigung. Sie erhoffte von der Mitwirkung eines der Ihrigen

an den Geschäften der Bundespolitik ein nützliches Gegengewicht

gegen eine allzugroße Hinneigung zu Preußen, welche sie bei dem

leitenden Minister voraussetzte. In diesen Kreisen herrschte noch

immer ein starkes Mißtrauen gegen Preußen, eine Abneigung, die

sich ost bis zur Feindseligkeit schärfte und weder durch die Akte

der preußischen Regierung noch durch die Gesinnungen des Königs

gerechtfertigt war. Hatte doch der letztere offen Partei für die

mecklenburgischeRitterschaft genommen, vor der Aufhebung der

alten Verfassung aufs eindringlichste gewarnt, ihre Wiedereinführung

entschieden gefördert. Von dieser Seite drohte den ständischen

Rechten keine Gefahr- Was den mecklenburgischenAdel veraulaßte,
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in seinem Organ, dem Norddeutschen Korrespondenten, eine gegen

Preußen feindselige Sprache zu führen, in jedem Akt seiner Bundes-

Politik den Versuch einer Vergewaltigung des schwächerenNach-

bars zu erblicken, sich wirtschaftlich zu isolieren und seine Söhne

mit Vorliebe im österreichischenHeer dienen zu lassen, wo sie als

Ausländer und Protestanten doch von der höheren Militärcarriere

ausgeschlossenblieben, — dies alles ist uns heute schwer ver-

ständlich und kann seine Erklärung Wohl nur in der Besorgnis

finden, mit welcher die kleineren Staaten das Erstarken der

preußischen Monarchie zu verfolgen sichnun einmal gewöhnt hatten.

Soweit diese Besorgnisse sich auch an die Ernennung des Grafen

Bülow knüpften, schwand indessen das Mißtrauen bald. Der

Minister faßte seine Aufgabe keineswegs in dem Sinne auf, in

Schwerin eine Filiale der preußischen Staatskanzlei zu errichten,

sür einen Anschluß an den Zollverein zu werben oder was sonst

noch an geheimen Plänen geargwöhnt wurde. Sein Augenmerk

war lediglich auf Befestigung der inneren Verhältnisse gerichtet.

In den deutschen Angelegenheiten bewahrte er eine objektive, den

Verhältnissen eines kleineren Bundesstaats angemesseneHaltung.

Die Vota des Bundestagsgesandten wurden nach selbständigen Er-

wägungen abgegeben. Im ganzen schloß sich Mecklenburg mehr

an die Gruppe der Mittelstaaten an und konnte nicht zur Gefolg-

fchaft einer der beiden rivalisierenden Großmächte gerechnetwerden.

Graf Bülow besaß das volle Zutrauen des Großherzogs. Am
2. Januar 1851 schrieb ihm dieser nach Dresden:

„Die kurze Zeit, welchewir bisher zusammen verlebten, hat

hingereicht, mich immer mehr zu überzeugen, wie gerechtfertigt

das Vertrauen war, das Ihr erstes Erscheinen mir eingeflößt

hatte. Ich muß es Ihnen beim Beginn des neuen Jahres noch

einmal recht von Herzen danken, daß Sie sich mit mancher

Selbstverleugnung der schweren Aufgabe unterzogen haben.

Möge das neue Jahr Ihren Schritt fest und Ihren Willen

stark finden, wie Sie mein Vertrauen finden werden, und möge

Mecklenburg, mein teures Land, Ursache haben, auf diese Zeit

mit segnenden Gedanken zurückzublicken!"
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Ebenso günstig gestalteten sich die Beziehungen des Ministers

zu den Ständen. Nach dem Schluß des Herbstlandiages von

1851 schrieb der „Norddeutsche Korrespondent", dessen Redaktion

seit dem März des genannten Jahres nach Maassens Ausscheiden

von C. Kayser geleitet wurde:

„Nicht wenig hat zur Förderung der Verhandlungen die

von den Landesherren getroffene Wahl der Kommissare bei-

getragen. Man hatte nicht ohne Spannung der Stellung mt-

gegengesehen, welche Minister Gras Bülow in dem neuen Ver-

hältnis einnehmen werde. Es herrscht jetzt nur eine Stimme

darüber, daß derselbe seine Aufgabe auf das glücklichstezu lösen

wußte. Sein offenes Wesen überzeugte bald jedermann, daß

der Kommissar das Beste des Landes wolle und sein Blick

durch keine Parteiungen oder persönliche Rücksichten befangen

sei. Die Entschiedenheit, mit welcher er sich sür die Berech-

tigung des ständischen Wesens aussprach, erwarb ihm bald

das volle Vertrauen von Ritter- und Landschaft."

Dies gute Einvernehmen befestigle sich immer mehr in den

nächsten Jahren. Die Regierung kam den Ständen thunlichst ent-

gegen, suchte die Ritterschaft durch festere Begründung des Lehns-

Verbandes zu stützen, zeigte sich nachgiebig gegen die Wünsche der

städtischen Vertreter in kommunalen Angelegenheiten und erhielt

als Gegenkoncession die Zustimmung der Stände auf anderen

Gebieten. Die Landtagsverhandlungen selbst verliefen ruhig und

ohne lärmenden Streit. Die Partei der bürgerlichen Gutsbesitzer

trat weniger geschloffenauf als in den 40 er Jahren. Die alten

Führer hatten sich entmutigt zurückgezogen,die neuen besaßen noch

nicht den nötigen Einfluß. Zwar gelang es dieser Gruppe, die

neuen Bestimmungen im Lehnswesen zu Falle zu bringen, aber

in der wichtigeren Frage der Versassungsreform vermochte sie

nicht durchzudringen. Der in jedem Jahr regelmäßig wieder vor-

gebrachte Antrag des Gutsbesitzers Manecke—Vogelfang (bezw.

Duggenkoppel) erregte schließlich nur Heiterkeit; die Gewohnheit

einiger Herren, die Worte „feudaler Adel" so auszusprechen, daß

sie wie „fataler Adel" klangen, konnte nicht ernsthaft genommen
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werden; auch ein peinlicher Zwischenfall, der zur Herausforderung

eines Mitglieds durch einen der Landmarschälle führte, blieb ohne

Folgen, da die Forderung nicht angenommen wurde.

Herzog Georg von Mecklenburg- Strelitz, welcher durch den

Besitz des Ritterguts Remplin die Landstandschaft erworben hatte

und auf dem Landtag von 1852 erschienenwar, schrieb über seine

dortigen Eindrücke an den Großherzog Friedrich Franz:

„Ich bin hauptsächlich nach Malchin gegangen, weil ich

mir dachte, es könnten einmal Zeiten kommen, wo es den
Landesherren erwünscht wäre, wenn auch Glieder aus dem
fürstlichen Hause sich an den öffentlichen Angelegenheiten be-
teiligten. Hierfür würde ein unbestrittener Präcedenzfall von
Nutzen fein. Da mir nun außerdem von den verschiedensten

Seiten nicht allein die Erwartung, sondern auch der Wunsch
dazu ausgesprochen wurde, so bin ich am 7. Dezember zuerst
in der Versammlung erschienen und bin später noch zweimal
hingegangen. Der VorsitzendeLandrat von Blücher hatte die
Attention, bei dem ersten vorkommenden Beschluß meinen Namen
(fürs Herzogtum Güstrow) vorzusetzen; somit ist es aktenmäßig
konstatiert, und beeile ich mich daher, Dir anzuzeigen, daß der
betreffende Präcedenzfall von nun ab existiert. — Der Anblick
dieser Versammlung hat mich in hohem Grade interessiert und
— überrascht. Es werden keine Reden gehalten, es geht sehr
wenig Zeit hiermit verloren, langweilige und mit der Sache
nicht genau vertraute Redner werden nicht angehört, und in dieser
Beziehung muß ich unseren Landtag für diejenigeVersammlung
erklären, in der sich die aktenmäßige Sachkenntnis und geschäst-
liche Intelligenz am meisten, und eigentlichallein, Bahn bricht."

Wir sind an einem Wendepunkt im Leben des Großherzogs
Friedrich Franz angelangt. Zehn Jahre waren seit seinem Re-
giernngsantritt verstrichen. Manche Erfahrung hatte er in diesem
Zeitraum gesammelt, manchen Kampf bestanden, manche Ent-
täuschung erlebt. Eine kritische Periode lag hinter ihm. Jetzt
sollten friedlichere Jahre folgen. Mecklenburg befand sich sowohl
in seiner inneren Verfassung als in seinem Verhältnis zum Bunde
wieder in dem Zustand, der den Stürmen der Revolutionszeit
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vorangegangen war. Dies mochte je nach dem Standpunkt der

Parteien als unheilvoll beklagt, als ein unverhofftes Glück ge-

priesen werden, — ein Vorteil war jedenfalls damit verbunden.

Wenn während der nächsten Jahre in fast allen deutschenBundes-

staaten die Politik der Regierungen dahin ging, die Verhältnisse

auf den vormärzlichen Zustand zurückzuschrauben, das Ansehen

der Krone wieder zu befestigen und aus den abgerungenen oder

gewährten Verfassungen die unbequemen Artikel auszuscheiden,

wenn die Kabinette dabei zu Maßregeln schritten, welche bei der

Opposition stets neue Erbitterung hervorriefen und den Vorwurf

ungesetzlicherWillkür oder verletzender Härte häufig rechtfertigten,
— so blieben diese Friktionen dem mecklenburgischenStaatsleben

erspart.
Wie Friedrich Franz II. damals die politische Lage auffaßte,

welche Eindrücke die Stürme der letztenJahre bei ihm hinterlassen

hatten, das ersehen wir am besten aus einer rückschauendenBetrach-

tung. welche er am 7. März 1852, dem zehnten Jahrestag seines

Regierungsantritts, niederschrieb:

„Per- aspera ad astra! — Joh. 15, 5. „Wer in mir

bleibet, und ich in ihm, der bringet viele Frucht; denn ohne

mich könnt ihr nichts thun." Dieser Spruch hat sich in dem

jetzt zurückgelegten Abschnitt meines Lebens bewahrheitet. Was

ich mit Gott begonnen, das ist emporgeblüht, was ohne ihn,

ist zerronnen. Er hat nicht zugegeben, daß ich von Jesu

fortgerissen worden. Er ist mein Licht sür uud für, und wenn

ich ihn auch oft verlassen und betrübt habe, wenn ich schwach

in meiner Liebe zu ihm gewesen, — er hat sich doch nicht von

mir gewendet. Um seines Sohnes willen flehe ich ihn an,

mich nicht verloren gehen zu lassen; er muß helfen, denn mit

unserer Macht ist nichts gethan, wir sind gar bald verloren!

Das habe ich erkannt und baue nicht mehr auf mich selbst,

fondern allein auf Gott! — Das seligeGlück in meiner Familie,

die Prüfungen und Demütigungen in meinem öffentlichenWirken

sind seine weisen Fügungen und sind mir sehr heilsam gewesen.

Glaube und Liebe sind gewachsen; mein Privatleben ist reich

gesegnet. In meiner Auguste, in meiner Jugendliebe, hat Gott
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mir das Ideal einer Lebensgefährtin, wie ich es mir ersehnt,

gegeben. Auf gleichemGlaubensgrunde erwachsen,Gottes Jüngerin

in Leben und Tod, mich mit ganzer Liebe umfassend, von mir

nächst Gott über alles geliebt, Mutter eines blühenden Knaben,

eines Thronerben — wenn Gott es will! Nach außen hin hat

mich Gott schwer geprüft, doch wird es so für mich und mein

Land richtig gewesen sein. Den Zeitgedanken habe ich mich

zum Teil gegen meine innere Überzeugung gebeugt (z. B. dem

konstitutionellen Prinzip), zum Teil mit ihnen übereingestimmt

(z. B. mit der größeren Einigung Deutschlands und freieren

Bewegung auf manchen Gebieten des Staatslebens). Dem Auf-

rühr bin ich nicht gewichen, und ich glaube, daß ich es mit

Gottes Hülfe auch nie thun werde. Dem fortreißenden Gange

der politischen Ereignisse mit seinen Scyllen und Charybden

bin ich aber nicht widerstanden und habe, falsch verstandener

Treue folgend, des Irrtums Weg bis nahe an den Abgrund

verfolgt. Gott hat mein Wort durch das Recht gelöst, mich

und mein Land vom Verderben gerettet. Dank sei ihm dasür!

Meine Seele hat schwer gerungen und gelitten in diesenKämpfen.

Der Sieg ist nicht ohne tiefe Wunden errungen, die erst jetzt

zu heilen beginnen. Doch war diese gewaltsame Lösung viel-

leicht notwendig. Es ist in mir und in meinem Lande ein

neuer Anfang sichererÜberzeugung, größerer Selbständigkeit und

Energie gemacht worden. Möge Gott dies Wirken segnen, die

Herzen lenken, die Augen öffnen und meinen Schritt sicher und

fest machen! Ihm sei die komniende Zeit mit ihrem Sturm

und Sonnenschein anempfohlen! Möge Gott seine Kirche, die

im Ausblühen begriffen ist, segnen, sie in seinem Geiste halten

und mich treu in meinem Beruf sein lassen! Auch die Liebe

derer meiner Unterthanen möge er mir zuwenden, die seine

Wege wandeln, und mir Liebe zu denen eingeben, die mich hassen
oder beleidigen wollen. Möge Gott seinen Segen legen auf
mein Wirken und mich nicht irren oder wanken lassen, wenn
eine Zeit der Prüfung wiederkehren sollte!" —
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Wiederaufnahme d. Verfaffungsref. Die Dresdener

seits dessenBeschickung zusagte. In Wien errec

lebhafte Befriedigung. Herr von Bülow berich,

11. April:
„Graf Buol hat uns gestern Kenntnis c

Inhalt eines Privatschreibens, welches er vom Fi!

berg erhalten hat. Nach demselben äußerte

die beabsichtigte allseitige Anerkennung und

Bundestags dahin, daß die Kaiserliche Regie^

schluß nur mit der größten Befriedigung verni

daß sie aus der Bereitwilligkeit, mit welcher t

gierungen darauf eingehen würden, ersehen w

der Anerkennung des Bundestages ernstlich

Diese Anerkennung hat den besonderen Wert

Regierungen wiederum aus demselben Boden

die bisherige Spaltung, deren Erhaltung die ö

und gewisse Parteien sich dauernd sehr ange

völlig verschwindet."

In Dresden waren die Ansichten darüber ge

Beratungen sogleich abbrechen und nach Franksur

oder ob die Konferenz solange fortzusetzen sei,

über einige der schwebenden Fragen Einverständ

In Wien neigte man der letzteren Auffassung z
Stichwort lautete: Die Konferenz dürfe nicht ,

wenn nicht etwas erreicht sei. Nachdem der Ne-~

schlag gescheitert war, schob das Wiener Kabinett

in den Vordergrund. Eine Übereinkunft auf dii

dem Kaiserhof deshalb sehr erwünscht gewesen, t

griff stand, den neuen Zolltarif für die österreich-

publizieren und die gegen denselben zu gewärl

durch den Hinweis auf ein Zollbündnis mit 5

abzuwehren hoffte. Fürst Schwarzenberg schluc

Konferenzen bis Mitte Mai fortzusetzen, und

gierungen mußten, wenngleich ungern, darein

15. Mai fand unter Anwesenheit der leitenden <s

Osterreich und Preußen die Schlußsitzung statt

O)
CD

CT)

O
00
<

00
o

<
n-co
N-
O

o

02

03

1

60

o

J. IJJ

WD

-
-
s

£
00

20

A5

B5
4

A2 04'

i CN °
m

I
CM

Z
A1

1y- 2 S
CÜ| 2

1 s

f
t

i


	Friedrich Franz II., Großherzog von Mecklenburg-Schwerin, und seine Vorgänger
	[volume]
	[binding]
	[title_page]
	[portrait]
	[title_page]
	[dedication]
	Inhalt des ersten Bandes.
	Erstes Kapitel. Mecklenburg zu Anfang des neunzehnten Jahrhunderts.
	Zweites Kapitel. Das Fürstenhaus. Erbgroßherzog Friedrich Ludwig und seine Kinder.
	Drittes Kapitel. Großherzog Friedrich Franz I. und sein Hof.
	Viertes Kapitel. Jugendjahre des Prinzen Friedrich. Regierung des Großherzogs Paul Friedrich.
	Fünftes Kapitel. Die Verbindung mit dem Hause Orleans.
	Sechstes Kapitel. Studienzeit und Regierungsantritt.
	Siebentes Kapitel. Die ersten Regierungsjahre Friedrich Franz` II.
	Achtes Kapitel. Das Sturmjahr 1848.
	Neuntes Kapitel. Der Verfassungsstreit. Krisen und Konflikte.
	Zehntes Kapitel. Erster Ehebund. Das Ende der Krisis und der Freienwalder Schiedsspruch.
	Elftes Kapitel. Wiederaufnahme der Verfassungsreform. Die Dresdener Konferenzen.
	[Verlagswerbung]
	[binding]
	[colour_checker]



